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Über den Weg der Mitte ...

Zur zweckmäßigsten Darlegung des Themas zitieren wir hierzu Helmut
Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ... (*):

Der mittlere Weg führt deshalb, ihr Mönche, zur Erleuchtung und zum
Nirvana, weil ihn der Vollendete, wenn er ihn erkannt, durchdrungen
und verstanden hat, gar nicht erst beschreitet. Ebenso wie er die
beiden anderen, Askese und Prasserei, vermieden hat, wird er so auch
dem Extrem des mittleren Pfades entgegentreten.

Ihre Schattenblick-Redaktion




(*) Helmut Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ...,
MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth, August 2016, Seite 83


9. November 2018
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ATOM/183: Halbwertzeit - was muß noch passieren ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 8. November 2018

Immer mehr Vorkommnisse in der Brennelementefabrik Lingen 

BBU fordert sofortige Stilllegung



(Bonn, Hannover, Lingen, 08.11.2018) Nach dem jüngsten Vorkommnis in der
Brennelementefabrik in Lingen (Emsland / Niedersachsen) hat der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) erneut die sofortige
Stilllegung dieser bundesweit einzigartigen Atomfabrik gefordert. Der BBU
betont, dass die Landesregierung in Hannover nicht tatenlos zusehen darf,
wie es immer wieder zu Pannen und Störfällen in der umstrittenen Anlage
kommt. Nach Protesten aus dem In- und Ausland befasst sich derzeit auch der
Bundestag mit der Zukunft der Atomfabrik in Lingen, in der auch
Nuklearbrennstoff für Atomkraftwerke in Belgien, in der Schweiz und in
anderen Ländern hergestellt wird. Im Oktober hat in Berlin eine Anhörung
des Umweltausschusses des Bundestages über die Zukunft der Uranfabriken in
Gronau und Lingen stattgefunden [1].

Bei dem meldepflichtigen Ereignis in der Brennelementefabrik kam es in der
Trockenkonversionsanlage zu Feuchtigkeitsansammlungen. Laut Betreiber soll
es durch eine Fehlfunktion in der Wasserdampfversorgung zu dem Vorkommnis
gekommen sein. Dies berichtete die Ems-Vechte Welle am Mittwoch (7.11.2018)
[2].

Der BBU kritisiert, dass die Landesregierung in Hannover nicht aktiv wird,
um den Betrieb der Lingener Atomfabrik zu stoppen. Bis zum 7. Juli 2017 gab
es in der Anlage schon 139 meldepflichtige Vorkommnisse. "Der weitere
Betrieb der Anlage ist nicht hinnehmbar. Ministerpräsident Stephan Weil und
Umweltminister Olaf Lies sind aufgefordert, die Stilllegung der Anlage
sowie eine Absicherung der dort Beschäftigten auf den Weg zu bringen", so
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Die Atomfabrik der Framatome-Tochter Advanced Nuclear Fuels GmbH (ANF)
fertigt in Lingen Uran-Brennelemente für Druckwasser- und
Siedewasserreaktoren. Damit ist das französische Unternehmen mit dem
Anlagenbetrieb in Lingen direkt verantwortlich für den Betrieb von
Atomkraftwerken und für den stetig wachsenden Atommüllberg. "Das wird jetzt
zum Bumerang für das Emsland", so Udo Buchholz. In der Diskussion über den
Verbleib des hochradioaktiven Atommülls ist erneut das Emsland ins Gespräch
gekommen. Der Elternverein Restrisiko Emsland veranstaltet am 22. November
2018 in Lingen eine Informationsveranstaltung zur drohenden Endlager-Suche
im Großraum Emsland / Grafschaft Bentheim. Ort der Veranstaltung ist das
Gemeindehaus der evangelisch-lutherischen Kreuzkirche in Lingen,
Bäumerstraße 16, Eingang gegenüber der Feuerwehr. Beginn ist um 19.00 Uhr.

Der BBU und der Elternverein Restrisiko Emsland, sowie weitere regionale
Akteure wie der Arbeitskreis Umwelt Schüttorf und das Aktionsbündnis
Münsterland gegen Atomanlagen, werden mit ihrer Forderung nach sofortiger
Stilllegung der Brennelementefabrik - und auch des AKW Lingen 2 - breit
unterstützt. Eine entsprechende "Lingen-Resolution", in der die sofortige
Stilllegung des AKW "Emsland" und der Brennelementefabrik Lingen gefordert
wird, wird von 350 Initiativen und Verbänden unterstützt. 

https://bbu-online.de


Direktling zur Resolution: 

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%2018.pdf


Anmerkungen:

[1] https://bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202018/17.10.18.pdf

[2] http://www.emsvechtewelle.de/news/meldepflichtiges-ereignis-in-brennelementefabrik-42523.html

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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GEFAHR/039: Brandsatz Fukushima - Soziale Manipulation und Gefährdungsverblendung ... (SB)
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Brandsatz Fukushima

Grafik: © 2013 by Schattenblick



Der japanischen Regierung ist es gelungen, die kritische
Berichterstattung über die Havarie des Atomkraftwerks Fukushima
Daiichi weitgehend aus den Medien herauszuhalten. In der im Nordosten
des Landes gelegenen Anlage waren am 11. März 2011 nach einem
Erdbeben und anschließendem Tsunami vier von sechs Kernreaktoren
zerstört worden, Kernschmelzen setzten ein. In den nächsten Stunden
ereigneten sich in drei dieser Anlagen Wasserstoffexplosionen, im
vierten Meiler fingen die Brennstäbe in einem leck geschlagenen
Abklingbecken Feuer. Seitdem strömten den offiziellen Angaben zufolge
täglich 400 Tonnen teils hochradioaktives Wasser ungefiltert ins
Meer. Trotz diverser Schutzmaßnahmen (Eiswall rund um das havarierte
Akw, Grundwasser-Bypass von oberhalb der Anlage zum Meer,
Stahlspundwand am Hafenbecken) sind es noch immer 150 Tonnen täglich.
Das ist keine Kleinigkeit.

Zum einen handelt es sich um Grundwasser, das von den Bergen kommend
in die zerrütteten Fundamente der Meiler eindringt, Radionuklide
aufnimmt und weiter unterirdisch ins nahegelegene Meer fließt. Zum
anderen müssen die havarierten Meiler ständig mit Wasser gekühlt
werden. Nur ein Teil des Lösch- und Grundwassers wird abgefangen,
durch die Dekontaminationsanlage ALPS geschickt und in Tanks auf dem
Gelände gelagert.

Darüber hinaus wurden weite Landstriche auf dem Luftweg verstrahlt.
Japan hatte gewaltiges Glück gehabt, daß der Wind die radioaktiven
Wolken, die sich vor allem in den ersten Tagen nach Beginn der
Katastrophe bildeten, nur kurze Zeit in Richtung Tokio geweht, dann
aber gedreht und die Strahlenpartikel in Richtung Meer befördert hat.
Dessen ungeachtet mußte die Regierung eine Sperrzone rund um das Akw
Fukushima Daiichi von zunächst 20 Kilometer einrichten. Sie wurde
dann auf 30 Kilometer erweitert. Wobei sich die Strahlung nicht an
die mit dem Zirkel gezogene Evakuierungszone gehalten hat.

Weite Gebiete außerhalb der Sperrzone wurden ebenfalls verstrahlt.
Wer dort gewohnt hat, hat möglicherweise Pech gehabt, denn im
Gegensatz zu den aufgrund behördlicher Anordnung evakuierten
Menschen, kamen die "freiwillig" Evakuierten nicht in den gleichen
Genuß entsprechender staatlicher Kompensationszahlungen. Sie
erhielten, wenn überhaupt, eine geringere Entschädigung. Diese
Zahlungen wurden im März 2017 eingestellt.

Inzwischen übt die Regierung massiven Druck auf die Evakuierten aus,
wieder in ihre mutmaßlich dekontaminierte Heimat zurückzukehren. Die
Evakuierungsanordnung wurde für einige Gebiete innerhalb der
Sperrzone aufgehoben. Angeblich ist dort die Strahlung so weit
abgeklungen, daß sie unterhalb der Grenzwerte liegt. Das erweist sich
jedoch weitgehend als Wunschdenken.

Erst vor kurzem hat der UN-Sonderberichterstatter für gefährliche
Stoffe und Abfälle, Baskut Tuncak, in einem Bericht an die
UN-Generalversammlung in New York die japanische Regierung
aufgefordert, die Rückkehr von Kindern und Frauen im gebärfähigen
Alter in jene Gebiete zu stoppen, die höher verstrahlt sind als die
Grenzwerte es zuließen, die vor der Fukushima-Havarie in Japan
gegolten haben. Es sei äußerst besorgniserregend, daß die Regierung
die Grenzwerte der radioaktiven Belastung um das 20fache von zuvor 1
Millisievert pro Jahr (1 mSv/a) auf 20 mSv/a angehoben hat, schreibt
Baskut Tuncak und sagt: "Es ist enttäuschend zu erleben, daß Japan
die Empfehlung des UN-Menschenrechtsüberwachungsmechanismus (UPR) aus
dem Jahr 2017, zu dem zurückzukehren, was es vor der Atomkatastrophe
für eine akzeptable Strahlendosis angesehen hat, zu ignorieren
scheint." [1]

Die Empfehlung war von Deutschland vorgebracht worden und Japan hatte
zugestimmt, sie anzunehmen. Doch daraus ist anscheinend nichts
geworden. In der Bundesrepublik und anderen EU-Mitgliedsländern gilt
ein Grenzwert von 1 mSv/a, wohingegen 20 mSv/a nur für Personen
zulässig ist, die von Berufs wegen strahlenexponiert sind.

Der UN-Menschenrechtler sagt, Japan habe die Pflicht, die Kinder zu
schützen, denn es habe die UN-Kinderrechtskonvention unterzeichnet
und die schreibe vor, daß Kindern der höchstmögliche Schutzstandard
zu gewährleisten ist. Die vermeidbare Strahlenexposition müsse auf
ein Minimum reduziert werden.

Indem die Regierung Japans die Evakuierungsanordnung Schritt für
Schritt, Gebiet für Gebiet aufhebt, erweckt sie den Eindruck, als
machten die Dekontaminationsarbeiten Fortschritte oder als klinge die
Strahlung mit der Zeit ab. Beides trifft jedoch nur sehr bedingt zu.
Erstens werden zuvor dekontaminierte Flächen durch Wind und Wetter
erneut verstrahlt, und man kann nicht nach jedem Regenguß abermals
die obersten 20 Zentimeter der Erde abtragen. Zweitens werden die
ausgedehnten Waldgebiete der Präfektur Fukushima gar nicht erst von
Radionukliden befreit. Die Dekontaminationsarbeiten beschränken sich
auf die Siedlungsgebiete und die Flächen im Abstand von rund 20 Meter
um sie herum sowie einige Verkehrswege. Drittens sind viele der
Radionuklide langlebig. Cäsium-137 zum Beispiel hat eine
Halbwertszeit von 30 Jahren, Strontium-90 von 28,5 Jahren - auf den
physikalischen Effekt des natürlichen Atomzerfalls können die
Menschen in Fukushima lange warten.

Selbst die am stärksten verstrahlten Flächen sollen innerhalb der
nächsten fünf Jahre freigegeben werden. Doch bereits im Jahr 2020
finden in Japan die Olympischen Sommerspiele statt. Bis dahin dürfte
die japanische Regierung noch einige Anstrengungen unternehmen, um
mehr Menschen in die vormalige Evakuierungszone zu nötigen. Denn
bisher verläuft die Rückkehr eher harzig, das durch zahlreiche
Beispiele genährte Mißtrauen der Menschen gegenüber den
Machenschaften von Staat und Nuklearwirtschaft, deren mafiös
anmutende Kooperation in Japan als "das Dorf" umschrieben wird, läßt
sich mit noch so wohlfeilen Worten nicht aus der Welt schaffen.


Fußnote:

[1] https://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=23772&LangID=E

5. November 2018
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KOHLEALARM/515: Klimakampf und Kohlefront - Treffen bei Jänschwalde ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 2. Oktober 2018

Zwischenbilanz der Klimapilger: Schon 1.344 Menschen "erlaufen" fürs
Klima über 30.000 km



Aus Anlass des großen Aktionstags in Dresden zieht der 3. Ökumenische
Pilgerweg für Klimagerechtigkeit eine Zwischenbilanz. Seit dem Start am
9.9. in Bonn haben sich bereits 1.344 Menschen an dem Marsch fürs Klima
beteiligt. Neben wechselnden Tagespilgern gibt es dabei auch eine feste
Gruppe von Dauerpilgern, welche die gesamte Strecke von 1.700 km bis
Katowice gehen. Bis einschließlich Dresden hatten sie davon 1.105
geschafft.

Addiert man die gelaufenen Kilometer aller Pilger/innen, haben die Pilger
bereits 31.912 Kilometer geschafft!

Vom 5. bis zum 11. November laufen die Pilger quer durch die Lausitz, von
Hoyerswerda bis Jänschwalde, vorbei an Tagebauseen und Kippenflächen
des DDR-Braunkohlenbergbaus, entlang der "braunen Spree, vorbei an
Grubenkanten, Kraftwerken. Dabei besuchen sie "Kraftorte" wie das
Hofprojekt "Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben" und
"Schmerzpunkte". (Link zum Programm s.u.).

So treffen die Pilger am 6.11. im Bergschlösschen Spremberg auf
Tagebaubetroffene, die über ihre Erfahrungen mit erlebten und drohenden
Umsiedlungen berichten. Nach einem Aktionstag in Cottbus am 8.11. geht
es mit einer großen Pilgerprozession am 9.11. zu Fuß nach Jänschwalde,
wo die Pilger direkt vor dem Kraftwerk zu einer Kundgebung aufrufen und
die Umweltgruppe Cottbus eine Theaterperformance geplant hat.

So treffen die Pilger am 6.11. im Bergschlösschen Spremberg auf
Tagebaubetroffene, die über ihre Erfahrungen mit erlebten und drohenden
Umsiedlungen berichten. Nach einem Aktionstag in Cottbus am 8.11. geht
es mit einer großen Pilgerprozession am 9.11. zu Fuß nach Jänschwalde,
wo die Pilger direkt vor dem Kraftwerk zu einer Kundgebung aufrufen und
die Umweltgruppe Cottbus eine Theaterperformance geplant hat.


Hintergrund

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember
im polnischen Katowice, wo die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.
Knapp einen Monat nach ihrem Start in Bonn haben die Klimapilger schon
über 15.000 Kilometer "unter den Füßen". Auf ihrem rund drei Monate
andauernden und 78 Tagesetappen umfassenden Weg sind täglich kleine
und große Veranstaltungen, Andachten, Aktionstage und Demonstrationen
geplant. Den deutschen Höhepunkt bildet die Übergabe der Forderungen
und Fürsprachen an Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (angefragt)
und die Mitglieder der Kohlekommission am 26.11. in Berlin. Am 7.
Dezember werden die Pilgerinnen und Pilger dann in Katowice erwartet.

Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.
Der Ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit wird unterstützt von
einem breiten ökumenischen Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und
Unternehmen, darunter Brot für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk
MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die
Deutsche Bischofskonferenz und das Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de.

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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MELDUNG/183: Erklärung der Vielen - starkes Netzwerk für die Freiheit der Kunst (Kampnagel)


Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Pressemitteilung vom 9. November 2018

Hamburger Erklärung der Vielen

114 Kulturinstitutionen bilden als Erstunterzeichnende ein starkes Netzwerk
für die Freiheit der Kunst



Die ERKLÄRUNG DER VIELEN wird am 9. November 2018 zeitgleich in Hamburg,
Berlin, Düsseldorf und Dresden veröffentlicht und ist eine bundesweite
Kampagne von Kulturinstitutionen und Kulturschaffenden, die sich gemeinsam
für eine offene, diverse Gesellschaft und gegen Rassismus, Ausgrenzung und
den Einfluss rechter Populisten aussprechen und einsetzen.

In Hamburg gehören insgesamt 114 Institutionen, Verbände, Vereine und
Kulturschaffende zu den Erstunterzeichnern dieser Erklärung, mit der sie
sich vor allem zum Handeln verpflichten.

Kampnagel Intendantin Amelie Deuflhard sagt in ihrem Statement zur
Veröffentlichung der Hamburger Erklärung der Vielen:

"Es genügt nicht, sich gegen rechts zu positionieren. Wir müssen mit
eigenen pluralen Positionen die Offensive übernehmen und sollten die
Politik nicht alleine den Politikern überlassen. Kampnagel arbeitet mit
Künstler*innen aus vielen Ländern, in denen die Kunstfreiheit beschränkt
wird. Gerade Künstler*innen haben die Fähigkeit und Möglichkeit unbequem zu
sein, Kritik zu üben, gängige Positionen zu hinterfragen und Visionen für
eine gerechtere und zukunftsfähige Welt zu entwickeln.

Das Netzwerk, das wir gemeinsam gegründet haben, wird heute zu arbeiten
beginnen und Tag für Tag größer werden. Wir verpflichten uns zum Handeln
und dazu, unsere eigene Arbeit politisch zu überprüfen mit der Frage: Was
kann jede einzelne Institution tun, um Ideen für eine demokratische
Gesellschaft im 21. Jahrhundert zu entwickeln?"


Hamburger Erklärung der Vielen

Kunst schafft einen Raum zur Veränderung der Welt

In Deutschland stehen wir nicht über den Dingen, sondern auf einem Boden,
von dem aus die größten Staatsverbrechen der Menschheitsgeschichte begangen
wurden. In diesem Land wurde schon einmal Kunst als entartet diffamiert und
Kultur flächendeckend zu Propagandazwecken missbraucht. Millionen Menschen
wurden ermordet oder gingen ins Exil, unter ihnen auch viele
Kunstschaffende. Als Kulturschaffende in Deutschland tragen wir deshalb
eine besondere Verantwortung.

Heute begreifen wir die Kunst- und Kultureinrichtungen als offene Räume,
die Vielen gehören. Unsere Gesellschaft ist eine plurale Versammlung. Viele
unterschiedliche Interessen treffen aufeinander und finden sich oft im
Dazwischen. Demokratie muss täglich neu verhandelt werden - aber immer
unter einer Voraussetzung: Es geht um Alle, um jede*n Einzelne*n als Wesen
der vielen Möglichkeiten!

Der rechte Populismus, der die Kultureinrichtungen als Akteur*innen dieser
gesellschaftlichen Vision angreift, steht der Kunst der Vielen feindselig
gegenüber. Rechte und nationalistische Gruppierungen und Parteien stören
Veranstaltungen, wollen in Spielpläne eingreifen, polemisieren gegen die
Freiheit der Kunst und arbeiten an einer Renationalisierung der Kultur.

Ihr verächtlicher Umgang mit Menschen auf der Flucht, mit engagierten
Kulturschaffenden, mit allen Andersdenkenden verrät, wie sie mit der
Gesellschaft umzugehen gedenken, sobald sich die Machtverhältnisse zu ihren
Gunsten verändern würden.

Rassismus, Diskriminierung und Ausgrenzung sind Alltag. Die extreme Rechte
ist ein Symptom davon. Dieses Bündnis will nicht nur Symptome bekämpfen,
sondern in die Tiefe wirken. Wir setzen uns deswegen mit den eigenen
Strukturen auseinander und stellen diese zur Verhandlung. Wir müssen die
Kunst- und Kulturräume sowie unsere Gesellschaft öffnen, damit wir wirklich
Viele werden!

Wir als Unterzeichnende der Hamburger Theater, Kunst- und
Kultureinrichtungen und ihrer Interessensverbände begegnen diesen Versuchen
mit einer klaren Haltung. Solidarität statt Privilegien. Es geht um Alle. 
Die Kunst bleibt frei!

• Die unterzeichnenden Kunst- und Kulturinstitutionen führen den offenen,
aufklärenden, kritischen Dialog über Strategien, die die Gesellschaft der
Vielen angreifen. Sie gestalten diesen Dialog mit Mitwirkenden und dem
Publikum in der Überzeugung, dass die beteiligten Häuser den Auftrag haben,
unsere Gesellschaft als eine demokratische fortzuentwickeln.

• Wir, die Unterzeichnenden, bieten kein Podium für völkisch-nationalistische
Propaganda.

• Wir, die Unterzeichnenden, wehren die illegitimen Versuche der
Rechtsnationalen ab, Kulturveranstaltungen für ihre Zwecke zu
instrumentalisieren.

• Wir, die Unterzeichnenden, verbinden uns solidarisch mit Menschen,
die durch rechte Ideologien immer weiter an den Rand der Gesellschaft
gedrängt werden

Solidarität statt Privilegien. Es geht um Alle. Die Kunst bleibt
frei!


ERKLÄRUNG DER VIELEN

Die Erklärung der Vielen ist eine bundesweite Kampagne des in Berlin
gegründeten Vereins Die Vielen e.V., die am 09. November 2018 startet und
sich bundesweit in Aktionen, Veranstaltungen und Diskussionen artikulieren
wird. Ziel ist es, den Austausch der Kulturinstitutionen und Aktiven in der
Kulturlandschaft zu intensivieren und damit lokale und überregionale selbst
aktive Netzwerke anzuregen. Gemeinsam werden sich die Unterzeichnenden und
Unterstützer*innen mit zahlreichen weiteren Initiativen, Verbänden und
zivilgesellschaftlichen Organisationen gegen Rassismus und andere Formen
der Diskriminierung und für eine gerechte, offene und solidarische
Gesellschaft einsetzen.


Hamburger Erklärung der Vielen (PDF):
http://www.kampnagel.de/media/file/Service/Hamburger_Erkla%CC%88rung_Informationen.pdf

Liste der Erstunterzeichnenden aus Hamburg (Stand: 09.11.18 9 Uhr)
(PDF):

http://www.kampnagel.de/media/file/Service/dieVIELEN_Erstunterzeichner_innenHamburg_Stand0911.pdf

Weiter Informationen:

http://www.kampnagel.de/de/service/kontakt/hamburger-erklaerung-der-vielen/

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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MELDUNG/182: Universität Vechta - Bus wird zum Kultur-Labor (idw)


Universität Vechta - 08.11.2018

Bus wird zum Kultur-Labor



An der Universität Vechta startet ein neues Projekt: Das MoKuLab, das
mobile Kultur-Labor, ist ein Tandem-Projekt der Germanistik und der
Designpädagogik. Die Idee: Studierende gestalten einen Bus, mit dem sie
später durch den Landkreis fahren und beispielsweise in Kindergärten,
Jugendtreffs oder an öffentlichen Plätzen Halt machen. Dort kommen sie mit
unterschiedlichen Zielgruppen in Kontakt und können zuvor konzipierte
Projekte durchführen.

Das MoKuLab ist ein "Erprobungsvehikel" für die pädagogische Arbeit und
dient der Professionalisierung von Studierenden im Bereich der Kulturellen
und Interkulturellen Bildung. Er ist ein Mittel der Expedition, der
Kommunikation, der Erforschung, der Kooperation und der Gestaltung.

Das Projekt wird als sogenanntes Tandem-Fellowship vom Stifterverband und
der DATEV-Stiftung mit 30.000 Euro für ein Jahr gefördert. Verantwortlich
sind Angela Hartig (Kulturelle und Interkulturelle Bildung) und Dipl. Des.
Traugott Haas (Designpädagogik).

"Das Projekt ist in mehrere Phasen gegliedert", erklärt Traugott Haas.
"Zunächst werden Studierende der Designpädagogik den Ausbau eines
ehemaligen Linienbusses übernehmen. Dahinter stehen gestalterische,
konzeptionelle und didaktische Überlegungen: Dabei gilt es ausgehend von
möglichen Projekten zu überlegen, wie die Ausbauten gefertigt sein müssen,
um den zukünftigen Anforderungen den nötigen Raum zu bieten. An die
Fertigstellung schließt die erste Erprobungsphase an, die Studierenden aus
Germanistik und Designpädagogik fahren verschiedene Stationen an und
testen ihre Konzepte und den Bus." Beruhend auf diesen Beobachtungen
werden die Angebote, aber auch der Bus als solches weiter optimiert.
Später sollen auch Studierende und Lehrende anderer Fächer den Bus für
Lehr-Lern-Projekte oder Exkursionen nutzen können.

Angela Hartig hat selbst über 20 Jahre als Gymnasiallehrerin für Kunst und
Germanistik gearbeitet und erläutert den Mehrwert für die Studierenden:
"Der zentrale Ansatz dieses Projekts ist, dass die Studierenden die
universitäre Komfortzone verlassen und sich auf Neues, nicht gänzlich
Vorhersehbares einlassen. Sie begeben sich mittels des MoKuLabs auf Reisen
in neue Gefilde, um Begegnung herbeizuführen mit Menschen
unterschiedlichster Art, in unterschiedlichen Situationen und
Konstellationen. Die Studierenden werden mittels kunst- und
designbasierter Verfahren auf die Projektarbeit und die damit verbundenen
Herausforderungen vorbereitet. Sie haben maximalen Gestaltungsspielraum
bei professioneller inhaltlicher und organisatorischer Begleitung. Diese
Art der selbstbestimmten Erprobung trägt dazu bei, eine pädagogische
Haltung einschließlich interkultureller Kompetenzen im Hinblick auf einen
späteren Berufsalltag zu entwickeln."

Mit dem MoKuLab werden Institutionen wie Kindergärten, Schulen,
Altenheime, Jugendtreffs, Flüchtlingsunterkünfte oder öffentliche Plätze
angesteuert, um bestimmte, von den Studierenden vorbereitete Aktionen
anzubieten oder sich vor Ort entwickelnde Projekte zu begleiten. Die
Bereiche Kunst, Design, Musik, Spiel, Sport, Theater und Sprache bilden
einen reichhaltigen Fundus für differenziert auf die Menschen und
Bedingungen abgestimmte Aktivitäten.

Das MoKuLab ist eines von zwölf geförderten Projekten in drei Kategorien
von Stifterverband und DATEV-Stiftung. Insgesamt waren über 100 Anträge
eingereicht worden. Eine Jury wählte die Fellows aus. Ausschlaggebend für
eine Förderung ist vor allem, dass das Vorhaben einen deutlichen Mehrwert
gegenüber dem Status quo darstellt und in das Curriculum eingebunden
werden kann.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 08.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4443: Saarbrücken - Das Universitätsarchiv. Gedächtnis der Universität, 26.11.-26.1.2019


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Ausstellung: "Das Universitätsarchiv - Gedächtnis der Universität"



Am 26. November um 17 Uhr wird die Ausstellung "Das Universitätsarchiv
- Gedächtnis der Universität" eröffnet. Die Ausstellung ist bis zum
26. Januar im Foyer der Saarländischen Universitäts- und
Landesbibliothek (SULB) in Gebäude B1 1 zu sehen (Montag bis Freitag,
9 bis 21 Uhr, Samstag 10 bis 15 Uhr).

Das Universitätsarchiv dokumentiert als "Gedächtnisspeicher" die
Geschichte und Entwicklung auf dem Saarbrücker und Homburger Campus.
Es leistet so einen zentralen Beitrag zur Erforschung der
Universitätsgeschichte, zur universitären Identität und zur
Erinnerungskultur. Mit der Ausstellung informiert das Archiv über
seine Aktivitäten und präsentiert Archivalien und Objekte aus der
Universitätsgeschichte. So ist beispielsweise das ursprüngliche Modell
der zwischen 1952 und 1954 errichteten Universitätsbibliothek zu
sehen, die sich zu einem architektonischen Wahrzeichen des Campus
entwickelte. Neben Urkunden, Akten, Plakaten und Fotos wird auch die
von Peter Raacke gestaltete erste Amtskette des Rektors gezeigt, die
alle Rektoren von 1954 bis 1969 trugen.

Bei der Eröffnungsveranstaltung am 26. November diskutieren nach den
Grußworten der Universitäts- und Bibliotheksleitung der Archivar der
Universität des Saarlandes, Dr. Wolfgang Müller, und sein in der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz tätiger Kollege, Dr. Christian
George, über Aufgaben und Herausforderungen der Universitätsarchive
bei der Sicherung universitärer Überlieferung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4442: Würzburg - Wanderausstellung, Museums of Egypt, bis 19.12.2018


idw - Pressemitteilung: Julius-Maximilians-Universität Würzburg

Wanderausstellung: Museums of Egypt



Eine neue deutsch-ägyptische Wanderausstellung ist erstmals in
Deutschland zu sehen. Großformatige Fotografien zeigen die Vielfalt
von Ägypten. Bis 19. Dezember 2018 ist die Schau an der Universität
Würzburg.

Der Wüstenstaat Ägypten bietet mehr als Pharaonen und Pyramiden. So
beherbergt Kairo die weltweit größte Sammlung islamischer Kunst ebenso
wie frühe Zeugnisse christlicher Kultur. Und während in Kom Ombo
Krokodil-Mumien zu sehen sind, lockt Alexandria mit Juwelen im
Palastmuseum.

Nach ihrer Premiere im Ägyptischen Museum in Kairo wird die
Ausstellung "Museums of Egypt - a Journey from Aswan to Alexandria?
erstmals in Deutschland gezeigt. Sie präsentiert einen Querschnitt aus
bekannten und unbekannten Museen. Großformatige Fotografien beleuchten
einzigartige Objekte aus einem neuen Blickwinkel.

Die Ausstellung ist vom 7. November bis 19. Dezember 2018, Montag bis
Freitag von 6.45 bis 22.00 Uhr, im Lichthof der Neuen Universität am
Sanderring zu sehen. Der Eintritt ist frei.

Gemeinschaftsprojekt mit ägyptischen Studierenden

Die Wanderausstellung mit englischen und arabischen Texten ist ein
Gemeinschaftsprojekt von Studierenden der Museologie und Ägyptologie
der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) sowie der Helwan
University in Ägypten. Die Studierenden wählten Museen aus,
recherchierten Inhalte, reisten durchs Land und fotografierten
Objekte.

Die Ausstellung wurde im Rahmen des DAAD-Projekts "Kulturgut bewahren,
Bewusstsein bilden, Breitenwirkung entfalten: Aufbau eines dualen
Joint Master Programms Museum Studies Helwan-Würzburg" realisiert. Sie
wird im Zuge der DAAD-Alumni-Veranstaltung "EU- Nachbarschaftsforum
Ägypten" gezeigt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1266: Stuttgart - Edzard Reuter, Der schmale Grat des Lebens, 17.12.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Dezember 2018

Montag, 17.12.18, 19.30 Uhr

Der schmale Grat des Lebens

Edzard Reuter

Veranstaltungsreihe: Wirtschaft

Gespräch,

Moderation: Wieland Backes



Der Wirtschaftsclub im Literaturhaus macht sich in seinem aktuellen
Programm auf die Suche nach möglichen Antworten auf die Frage, wie
ein gutes Leben gelingen kann und bittet zu diesem Thema Edzard
Reuter und Wieland Backes zusammen auf die Bühne: Der Eine ist der
weltläufige Sohn des Regierenden Bürgermeisters von Berlin, der
Andere ein schüchternes Kind vom Lande. Der Eine war acht Jahre
mächtiger Lenker des Daimler-Konzerns, der Andere fast drei
Jahrzehnte erfolgreicher Moderator der SWR-Talkshow Nachtcafe. So
unterschiedlich die Lebensläufe der beiden Gesprächspartner auch
sind, die Gelegenheit, über die großen und kleineren Fragen des
Lebens nachzudenken haben sie beide reichlich genutzt. Jetzt im Alter
blicken sie auf ein erfülltes Leben zurück - mutmaßlich ohne Zorn.

In Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftsclub im Literaturhaus e.V.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Dezember 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1265: Stuttgart - Reihe "Stuttgarter Journal", H.-J. Ortheil, Volume#5: Sich Ausbreiten, Performance, 6.12.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Dezember 2018

Donnerstag, 06.12.18, 19.30 Uhr

Volume#5: Sich Ausbreiten

Hanns-Josef Ortheil

Veranstaltungsreihe: Stuttgarter Journal

Performance



Nach den ersten vier Folgen seines "Stuttgarter Journals", die sich
dem "Ankommen" (Hauptbahnhof), dem "Losgehen" (Untere Königsstraße),
dem "Sich Öffnen" (Schlossplatz) und dem "Sich Niederlassen"
(Schillerplatz/Marktplatz) widmeten, untersucht der Schriftsteller
Hanns-Josef Ortheil in der letzten Folge Momente eines "Sich
Ausbreitens". Fixiert, beobachtet und beschrieben werden diesmal das
Bohnen- und das Leonhardsviertel. Dabei präsentiert Ortheil wiederum
eine Serie multimedial verarbeiteter Fundstücke, Erlebnisse und
Erfahrungen mit der Stadt, in der er seit über dreißig Jahren wohnt.
So bastelt er anhand von erzählenden, essayistischen und
monologischen Texten, die mit Filmsequenzen und Fotografien
konfrontiert werden, an einer neuartigen Form von
"Stadtbeschreibung", die sich auf französische Vorbilder (Balzac,
Aragon, Butor) bezieht. In ihrem Verlauf soll die Wahrnehmung des
Stadtraums durch Rückblicke auf alte historische Strukturen und
moderne Verschiebungen von Bedeutungsfeldern intensiviert werden. Das
Ziel ist eine fortlaufende "Lektüre städtischer Terrains", nicht in
anekdotischem, sondern in physiologischem Sinn.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Dezember 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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VORTRAG/8421: Oldenburg - Ostfriesische Inseln. Aufbau, Alter und Entstehungstheorien, 15.11.2018


Schlaues Haus Oldenburg

Do., 15.11.2018, 19:30 -21:00 Uhr Vortrag

Die Ostfriesischen Inseln - Aufbau, Alter und Entstehungstheorien

Dr. Friederike Bungenstock, Niedersächsisches Institut für historische
Küstenforschung, Wilhelmshaven



Die Ostfriesischen Inseln sind typische Düneninseln. Als Kette
angeordnet liegen sie im Vorfeld der ostfriesischen Halbinsel.
Charakteristisch sind die bis zu 20 m hohen Dünen der Inseln. So
präsent die ostfriesischen Inseln uns allen heute sind, geben sie doch
aus geologischer Sicht noch einige Rätsel auf, denen nachgegangen
werden soll: Wie sind die ostfriesischen Inseln entstanden?

Wann sind sie entstanden? Und wie verhalten sie sich bei steigendem
Meeresspiegel? In einem Überblick über die nacheiszeitliche
Entwicklung (die letzten 11.000 Jahre) unserer Küste wird im Vortrag
auf verschiedene Theorien zur Entstehung der Inseln eingegangen.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

http://www.schlaues-haus-ol.de
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VORTRAG/8420: Oldenburg - Studieren. Was Studieninteressierte und Eltern wissen sollten, 12.11.2018


Schlaues Haus Oldenburg

Mo., 12.11.2018, 19:30 -21:00 Uhr Vortrag

Studieren - Was Studieninteressierte und Eltern wissen sollten!

Uwe Bunjes, Zentrale Studien- und Karriereberatung (ZSKB), Universität
Oldenburg



Sie haben noch keine Erfahrungen mit der Universität oder ihr Kontakt
zur Uni liegt schon länger zurück? Ihr Kind möchte studieren und Sie
wollen wissen, auf was Sie sich einlassen? Die Zentrale Studien- und
Karriereberatung der Universität Oldenburg lädt in dieser
Veranstaltung Studieninteressierte und deren Eltern ein, sich einen
umfassenden Überblick über das Studienangebot, die
Zulassungsbedingungen und das Bewerbungsverfahren, den Studienablauf
sowie weitere Informations- und Orientierungsmöglichkeiten zu
verschaffen. Nach einem Einführungsvortrag besteht die Möglichkeit,
ausführlich alle mitgebrachten Fragen und Anliegen zu klären.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

http://www.schlaues-haus-ol.de
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AFRIKA/723: Äthiopien - Massengrab gefunden, Verbrechen aufarbeiten


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 9. November 2018

Äthiopien: Massengrab im Ogaden gefunden - Verbrechen müssen
aufgearbeitet werden - Kein Frieden ohne Gerechtigkeit



Göttingen, den 9. November 2018 - Nach der Entdeckung eines
Massengrabes in Äthiopien hat die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) eine umfassende Aufarbeitung der unter früheren Regierungen
begangenen schweren Menschenrechtsverletzungen gefordert. "Ohne eine
juristische Aufarbeitung dieser Verbrechen wird es keinen dauerhaften
Frieden und Gerechtigkeit in Äthiopien geben", erklärte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in Göttingen.

Das Grab mit den Gebeinen von rund 200 Menschen wurde im Ogaden nahe
der Grenze zwischen den Regionen Oromia und Somali gefunden. Erst am
21. Oktober 2018 hatte die äthiopische Regierung mit der in Somali
seit Jahren für einen unabhängigen Staat kämpfenden Bewegung Ogaden
National Liberation Front (ONLF) einen Friedensvertrag geschlossen.
Zuvor war der langjährige Regionalpräsident Abdi Mohamed Omar
abgelöst und festgenommen worden.

Der Warlord Omar gilt als Schlächter, weil er für willkürliche
Verhaftungen, Folter und Vergewaltigungen von Somalis verantwortlich
war, die im Ogaden leben. Tausende Somalis gelten bis heute als
verschwunden. Sie kamen vermutlich im Gewahrsam der
Sicherheitsbehörden gewaltsam zu Tode. Omar ließ ganze Gebiete des
Ogaden aushungern, um die ONLF zu schwächen und schürte systematisch
Spannungen zwischen ethnischen Gruppen. So hetzte er Somali-Nomaden
gegen Oromo-Bauern auf. Allein 2017 mussten deshalb mehr als 100.000
Menschen fliehen. "Diese Spannungen halten bis heute an, so dass eine
juristische Aufarbeitung seiner Schreckensherrschaft auch zum Abbau
von Feindschaft und Gewalt beitragen könnte", sagte Delius.

Journalisten und Mitarbeitern von Menschenrechtsorganisationen wurde
jahrelang der freie Zugang zum Ogaden verwehrt, so dass die meisten
Übergriffe nicht aufgeklärt werden konnten. Wer trotzdem versuchte,
die Genozid-ähnlichen Verbrechen aufzuklären, wurde massiv
abgestraft. So wurden die schwedischen Journalisten Johan Persson und
Martin Schibbye im Jahr 2011 festgenommen und zu elf Jahren Haft
verurteilt, weil sie illegal in das Gebiet der ONLF eingereist waren.
Sie wurden erst nach mehr als 400 Tagen Gefängnis freigelassen.

Der Ogaden gilt als Schlüssel zur Kontrolle des Horns von Afrika.
Äthiopiens neue Regierung hat daher größtes Interesse an Frieden und
Stabilität in der an Erdöl und Erdgas reichen Region. Mehrfach
führten Äthiopien und Somalia bereits Krieg, um sich die Kontrolle
über den Ogaden zu sichern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. November 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ARTIKEL/339: Der Deutsche Friedenssong-Wettbewerb 2018 (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 5 / 2018

Magazin der DFG-VK

Der Deutsche Friedenssong-Wettbewerb 2018

Mädchengruppe Heiwa gewinnt mit "Frieden für die Kinder dieser Welt"

Von Dieter Riebe



Alle drei Jahre veranstaltet die DFG-VK-Gruppe Bonn-Rhein-Sieg den
Deutschen Friedenssong-Wettbewerb. Der Wettbewerb wird von uns als
Veranstaltung des Gesamtverbandes der DFG-VK promotet. Schirmherr ist
der unermüdliche "Friedensbotschafter" Konstantin Wecker. Dieses Jahr
wählte eine 14-köpfige unabhängige Jury aus den 25 "Besten" von
insgesamt 97 Einreichungen die fünf Gewinner aus. Die vergebenen
Preisgelder in Höhe von 5.750 Euro waren Anreiz und auch Anerkennung
für die Musikerinnen und Musiker.

Mit dem gelungenem Konzert am 22. September in der "Harmonie" in
Bonn-Endenich haben wir den Abschluss des Wettbewerbs 2018 gefeiert.
Die Harmonie ist ein namhafter, weit über Bonn hinaus bekannter
Konzert-Veranstalter, und wir danken herzlich dafür, dass wir den
Konzertsaal an einem Samstag zum Selbstkostenpreis nutzen durften.
Leider waren diesmal mit 130 Personen nur halb so viele Gäste zum
Konzert gekommen wie 2015. Wir hätten noch mehr in Werbung und
Vermarktung investieren sollen.

Es gab insgesamt acht Auftritte von Liedermachern bis Rock, die
die Technik vor Ort vor einige Herausforderungen stellte, die alle
gemeistert wurden. Neben den fünf GewinnerInnen wurden zusätzlich drei
Gäste eingeladen, die auch am Wettbewerb teilgenommen hatten. Wir
waren geehrt und freuten uns, dass auch die MusikerInnen es als eine
Ehre aufgefasst haben, dass sie beim Abschlusskonzert auftreten
konnten.

Den 1. Preis in Höhe von 2000 Euro gewann Heiwa, eine aus 4
Mädchen bestehende Jugendgruppe der Musikschule Sonneberg, mit dem
Titel "Frieden für die Kinder dieser Welt". Der Song berührt das Herz
und lässt das Leid durch den Verlust des Vaters im Krieg unmittelbar
spüren. Mit über 1000 Punkten war die Wahl durch die Jury eindeutig.

Den 2. Preis (1500 Euro) erhielt Kristina Jacobs - die auch
Musiklehrerin der Gruppe Heiwa ist - mit dem Titel "Zwei Wölfe".
Dieser berührende Song erhielt von der Jury 917 Punkte. In dem
Songtext wird der "Krieg" im eigenen Kopf beschrieben, also der
"Krieg", der in jedem selbst stattfindet. Schließlich wird der Wolf
gewinnen, den man gedanklich selbst füttert.

Den 3. Preis (1000 Euro) gewann Nils Wandrey mit seinem Rock-Titel
"All in All". Er beschreibt in seinem Song, dass wir nichts aus der
Geschichte gelernt und eine Fahrkarte direkt in die Hölle gekauft
haben, wenn wir zukünftig nichts daran ändern.

Den 4. Preis (750 Euro) gewann Marco Buono mit seinem Pop-Titel "Back
in the Days (The Flower)". In dem Song wird beschrieben, dass nach
einem Atomkrieg ein Mädchen zufällig eine Blume findet und ihren
Großvater fragt, was das für eine Pflanze ist.

Den 5. Preis (500 Euro) gewann Krysztof Daletski mit seiner
satirischen Ballade "Circu-lus terroris". Der Song beschreibt den
Terror des Drohnenkrieges und deckt die eigentümliche "Logik" auf, die
die negativen Folgen des eigenen Handels als Begründung für dieses
Handeln angibt.

Alle Songs sind auf der Webseite www.friedensmusik.de
anzuhören und und stehen zum kostenlosen Download bereit. Die Songs
sind Gema-frei und können bei öffentlichen Veranstaltungen deshalb
frei von Gebühren abgespielt werden.

Ziel des Song-Wettbewerbes ist die Förderung von neuen Friedens- und
Antikriegsliedern.

Gut getextete Botschaften, verpackt in schönen Melodien, sollen die
Zuhörer anregen, aktiv gegen Krieg einzutreten und persönlich zum
Frieden beizutragen. Es freut uns besonders, dass dieses Ziel erreicht
wird und zahlreiche Songtitel aufgrund unseres Wettbewerbes getextet
und komponiert wurden. Da keine Coverversionen sowie an
Vermarktungsgesellschaften gebundene Songs zugelassen sind, werden an
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer hohe Anforderungen gestellt.

Unterstützung für den Deutschen Friedenssong-Wettbewerb
erhalten wir überwiegend vom DFG-VK-Bundesverband und einzelnen
DFGVK-Ortsgruppen wie z.B. der Köln Gruppe. Der DFG-VK-Bundes
unterstützte uns in den letzten vier Jahre mit jährlich 800 Euro.
Einige Ortsgruppen unterstützen uns, indem sie z.B. 25 bis 50 CDs
"Songs für den Frieden", die Songs der Wettbewerbe enthalten, zum
Wiederverkaufspreis abnahmen und zum Endpreis weiter verkauften. Die
Gruppen können den größten Teil des Endverkaufspreises zur
Finanzierung ihrer Gruppenarbeit verwenden. Der Verkauf der CDs ist
jedoch bisher noch keine Selbstläufer. Unsere Erfahrung ist: Nur wer
die CDs aktiv bewirbt, wird sie auch gut weiter verkaufen können. Der
Verkauf der CDs trägt zum erheblicher Teil zur Finanzierung des
Friedenssong-Wettbewerbes bei. Zusätzlich bekommen wir Unterstützung
von der Gewerkschaft ver.di Bezirk NRW-Süd und durch einige
Privatspenden, meistens von DFG-VK-Mitgliedern. Alles, was nicht durch
Sponsoring abgedeckt ist, wird von der DFG-VK-Gruppe Bonn-Rhein-Sieg
aufgefangen. Der Landesmusikrat NRW hatte uns 2012 und 2015 mit über
2000 Euro unterstützt und dazu beigetragen, dass der Deutsche
Friedenssong-Wettbewerb statt finden konnte. Doch leider ist diese
Unterstützung für 2018 entfallen.

Leider mussten wir feststellen, dass innerhalb der
Friedensbewegung und sogar in der DFG-VK der Friedenssong-Wettbewerb
"stiefmütterlich" behandelt wird. Wir sind in der Musikszene
mittlerweile bundesweit bekannter als in der Friedensbewegung, und das
gibt uns schon zu denken. So werden viele Synergieeffekte durch die
mögliche Werbefunktion für die DFG-VK nicht genutzt. Wir finden z.B.
keinen Hinweis auf der Homepage von www.dfg-vk.de, und auch einige
Ortsgruppen scheinen den Wettbewerb nicht zu kennen.

Nur so konnte es passieren, dass z.B. die DFG-VK NRW ihren
Landeskongress ausgerechnet auf den 22.-23. September legte, obwohl
schon seit zwei Jahren bekannt war, dass unser Abschlusskonzert in der
Harmonie Bonn am 22. September stattfinden wird.

Wir als Ausrichter des Deutschen Friedenssong-Wettbewerbs würden uns
insgesamt mehr Anteilnahme und Mithilfe wünschen, denn nur so können
wir das Potenzial, das in dem Wettbewerb steckt, effektiver nutzen. So
könnten viele Ortsgruppen unseres Verbandes z.B. unsere Flyer zum
Deutschen Friedenssong-Wettbewerb vor Ort an MusikerInnen, Schulen
etc. verteilen, wenn sich dazu Gelegenheiten ergeben bzw. sich
Interessierte zeigen. Sinnvoll wäre auch eine Verlinkung auf die
Webseite www.friedensmusik.de. Damit könnten es möglich werden,
flächendeckend und ohne hohe Ausgaben zur weiteren Verbreitung
beizutragen.

Als kommissarischer Vorsitzender der DFG-VK-Gruppe Bonn-Rhein-Sieg
bedanke ich mich bei Team des Deutschen Friedenssong-Wettbewerbs,
namentlich bei Frans, Helmut und Uwe für ihren enormen zeitlichen
Aufwand zur Organisation des Wettbewerbs. Jeder Einzelne hat mehrere
hundert Stunden eingebracht, damit der Wettbewerb mit Erfolg
durchgeführt werden konnte. Mein Dank gilt auch allen anderen aktiven
Mitgliedern, die engagiert beim Abschlusskonzert mit geholfen haben.
So haben z.B. das Team Gisela, Maria, Rosemarie und Ulrike für die
hervorragende Versorgung der MusikerInnen im Backstage-Bereich
gesorgt. Es ist für uns wichtig, dass sich die aktiven Künstlerinnen
und Künstler mit ihren Unterstützern bei uns wohlfühlen. Die vielen
positiven Feedbacks, die ich erhalten habe, belegen, dass unser
Konzert "Songs für den Frieden" für alle Mitwirkenden und alle
Konzertbesucher ein eindrückliches Erlebnis war. Ich und wir freuen
uns über die positive Resonanz.

Als Nächstes werden wir nach und nach Videos vom
Friedenssong-Konzert im Netz einstellen. Die dritte CD "Songs für den
Frieden Vol. 03" eventuell als Doppel-CD - wird demnächst erstellt.

Wir hoffen und wünschen, dass die Mitglieder der DFG-VK den Deutschen
Friedenssong-Wettbewerb in Zukunft als unser gemeinsames Projekt
stärker fördern und unterstützen. Gemeinsam können wir etwas bewegen!



Dieter Riebe ist aktiv in der DFG-VK-Gruppe Bonn-Rhein-Sieg.

 * 

Quelle:

ZivilCourage - das DFG-VK Magazin, Nr. 5 / 2018, S. 14 - 15

Herausgeberin: Deutsche Friedensgesellschaft -

Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen e.V. (DFG-VK)

Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Redaktion: ZivilCourage - das DFG-VK-Magazin,

Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 51 89 26 20

E-Mail: zc@dfg-vk.de

Internet: www.zc-online.de
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TREFF/286: Wertheim - Auszüge aus dem Buch "Eingedeutscht" am 17.11.2018


Youtube-Stars von "German Lifestyle" in Wertheim

Lesung aus dem Buch "Eingedeutscht" in der Stadtbücherei



Wertheim. Die beiden kreativen Köpfe des Youtube-Kanals "German
Lifestyle" kommen mit ihrem Buch "Eingedeutscht" nach Wertheim. Die
Lesung am Samstag, 17. November, um 16 Uhr im Kulturhaus ist eine
Kooperation von Stadtbücherei und Ökumenischer Fachstelle für
Flüchtlingshilfe im Main-Tauber-Kreis. Die Youtube-Stars Abdul Abbasi
und Allaa Faham erzählen, wie sie ihre Integration in Deutschland
erleben und mit Comedy zwischen den Kulturen Brücken bauen. Der
Eintritt ist frei.

Abdul und Allaa lernen sich im Sommer 2015 übers Internet kennen. Sie
leben seit einigen Monaten in Deutschland und versuchen, sich im
Dickicht aus Behördengängen, deutscher Grammatik und fremden
Gepflogenheiten zurechtzufinden. Ein Videoblog, so ihre Idee, könnte
helfen, zwischen Syrern und Deutschen zu vermitteln und die Sichtweise
des jeweils anderen zu verstehen: Der YouTube-Kanal "German LifeStyle
GLS" ist geboren. Vor der Kamera nehmen Abdul und Allaa in kleinen
Szenen und Sketchen typische Alltagssituationen und Missverständnisse
zwischen den Kulturen aufs Korn - und finden eine riesige Fangemeinde:
Über 100.000 Follower bei Facebook und Millionen Views der Videos
machen die beiden Syrer innerhalb kürzester Zeit zu
Social-Media-Stars. Im Dezember 2016 wurden Allaa Faham und Abdul
Abbasi mit der Integrationsmedaille der Bundesregierung für ihr
herausragendes Engagement um Integration ausgezeichnet und geehrt.

In ihrem ersten Buch "Eingedeutscht" erzählen sie die Geschichte ihrer
eigenen Integration: von Kindheitserinnerungen, der Flucht aus Syrien
und der Ankunft in Deutschland, von absurden, lustigen und berührenden
Erlebnissen bei der Begegnung mit dem neuen Land: Wann umarmen sich
Deutsche zur Begrüßung? Welche Gastgeschenke werden hier überreicht?
Darf man Essen ablehnen? Wie wird gestritten und wie geflirtet? Sind
Haustiere in Deutschland voll integriert? Warum fährt der Bus ab,
obwohl man im Sprint noch die Haltestelle erreicht hat?

Mit Augenzwinkern, Selbstironie und jeder Menge Situationskomik
erklären sie die Unterschiede zwischen den Kulturen. Ihr witziges
Spiel mit Klischees lädt dazu ein, Vorurteile abzubauen, Eigenheiten
zu verstehen und herzlich miteinander darüber zu lachen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. November 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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VORTRAG/191: Herten - "Mit dem Einkommen auskommen" am 17.11.2018


Mit dem Einkommen auskommen



Im Vordergrund dieses kompakten Vortrags steht die Haushaltsplanung:
Wie setzt sich der Haushalt zusammen? Woher kommt das Geld? Wo bleibt
es? Wie funktioniert Haushaltsplanung? Wie kann mit Einkommenseinbußen
umgehen werden? Wo gibt es Einsparpotenzial? Mehr erreichen durch
weniger ausgeben ist die Devise. Interessierte erhalten kostenlose
Haushaltsbücher, Linkempfehlungen für Apps, Vorlagen für elektronische
Hilfen bei der Finanzplanung. Nach diesem Vortrag wissen die
Teilnehmenden, wie am Ende des Monats noch Geld übrigbleibt. Helmut
Peters ist gelernter Sparkassenbetriebswirt und hat 30 Jahre in der
Schuldnerberatung gearbeitet. Anmeldung erforderlich.

1122

Helmut Peters

Donnerstag, 15. November 2018

18 - 20.15 Uhr

(3 UStd)

VHS-Haus (Pavillon)

entgeltfrei

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft: VHS Herten, Resser Weg 1, 45699 Herten, Tel.: (0 23 66) 303
510, www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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TREFF/1129: Stuttgart - Klassiker der Literaturgeschichte, Gottfried Keller, Romeo und Julia auf dem Dorfe, 13.12.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Dezember 2018

Donnerstag, 13.12.18, 19.30 Uhr
Gottfried Keller: "Romeo und Julia auf dem Dorfe"
Ulrike Draesner, John von Düffel
Veranstaltungsreihe: Klassiker der Literaturgeschichte
Gespräch,
Moderation: Anja Brockert
Poetische Intervention: Timo Brunke



Ländlicher Liebestod: Sali und Vrenchen wären so gern ein Paar, doch
ihre Väter haben ihnen das gründlich vermasselt. Der Streit zwischen
zwei Bauern um einen brachliegenden Acker führte zu einer
Familienfehde, aus der sich auch die heranwachsenden Kinder nicht
lösen können. Die Liebe von "Romeo und Julia auf dem Dorfe" endet bei
Gottfried Keller so tragisch wie bei William Shakespeares adligen
Vorbildern aus Verona. Keller zeigt: Auch die niederen Stände leiden
nicht geringer. Die Novelle entstand 1855 und ist eine der
bekanntesten Erzählungen aus Gottfried Kellers zweibändigem
Novellenzyklus "Die Leute von Seldwyla". Hier fächert Keller nicht
nur komplexe Psychologien auf, sondern diskutiert auch menschliches
(Fehl-)Verhalten und dessen - bisweilen auch tödliche - Folgen. Ein
Gespräch über einen beliebten literarischen Klassiker mit der
Lyrikerin und Romanautorin Ulrike Draesner und dem Dramaturgen John
von Düffel sowie einer poetischen Performance von Timo Brunke.

Sendung zum Thema in SWR2 Wissen: Donnerstag, 13.12., 8.30 Uhr "Romeo
und Julia auf dem Dorfe - Gottfried Kellers ländliches Liebesdrama"
von Anja Brockert.

Gefördert von:
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Dezember 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1128: Stuttgart - Das Kammerflimmer Kollektief und Ulf Stolterfoht präsentieren ein Hörspielprojekt, 10.12.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Dezember 2018

Montag, 10.12.18, 19.30 Uhr

ein strumpf wächst durch den tisch

Ulf Stolterfoht, Kammerflimmer Kollektief

Veranstaltungsreihe: Falsches Rot

Hörspiel



Im Rahmen der Ausstellung "Falsches Rot" präsentieren das
Kammerflimmer Kollektief und Ulf Stolterfoht das noch unrealisierte
Hörspielprojekt "ein strumpf wächst durch den tisch". Auf Grundlage
der Kassiber, mit denen sich die isolierten RAF-Gefangenen während
der Hungerstreiks in Stammheim verständigten, versucht das Stück,
etwas über die Macht von Namen und Benennungen herauszubekommen, und
darüber, wie sich Hierarchien sprachlich abbilden und verfestigen.
Das Kollektief tanzt dazu den ball of confusion. Als
Überraschungsgäste treten auf: Ludwig Wittgenstein, Herman Melville,
Frank Witzel und höchstwahrscheinlich auch das Rumpelstilzchen. Das
Kammerflimmer Kollektief (Heike Aumüller, Johannes Frisch & Thomas
Weber) ist ein 1996 von Thomas Weber in Karlsruhe ins Leben gerufenes
Bandprojekt. Und obwohl mittlerweile zehn Alben erschienen sind,
fällt es noch immer schwer, diese Musik zu kategorisieren.
Irgendetwas zwischen Impro, Ambient, Noise, Field Recording,
Electronica, Punk, Minimal, Dub, Van Dyke Parks - "und noch viel,
viel mehr!" (Artur Verweyser) Zuletzt erschien "There are actions
which we have neglected and which never cease to call us"; Bureau B,
2018. Ulf Stolterfoht, geb. 1963 in Stuttgart, lebt in Berlin.
Lyriker und Übersetzer. Zuletzt: "fachsprachen XXXVII - XLV"; Berlin:
kookbooks 2018. Gefördert vom Innovationsfonds des Ministeriums für
Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Dezember 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1127: Stuttgart - Ein Meister im Kreis, Ulrich Raulff im Gespräch mit Wieland Backes 09.12.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Dezember 2018

Sonntag, 09.12.18, 11.00 Uhr

Ein Meister im Kreis

Ulrich Raulff, Wieland Backes

Veranstaltungsreihe: Köpfe der Zeit

Gespräch



Kein Wort geht ihm so geschmeidig über die Lippen wie "Nein", denn er
weiß genau, was jeder Archivmeter in Marbach kostet. Und zugleich ist
es die besondere Spürnase im Ankauf bedeutender Vor- und Nachlässe,
die Ulrich Raulff auszeichnet. Der Historiker und Publizist war seit
2004 Direktor des Deutschen Literaturarchivs und gibt dieses Amt Ende
des Jahres auf, um als neuer Präsident dem Institut für
Auslandsbeziehungen vorzustehen. Der ehemalige Feuilletonchef der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung ist ein umtriebiger Intellektueller
und Autor glänzend geschriebener und kundiger Sachbücher. Ob zu
Stefan Georges "Kreis ohne Meister" (Beck Verlag 2009) oder über "Das
letzte Jahrhundert der Pferde" (Beck Verlag 2015): Raulff gehört zu
den großen Köpfen der Zeit. Mit ihm ins Gespräch kommt die
Moderatorenlegende des SWR Nachtcafes und Gründer der Initiative
"Aufbruch Stuttgart", Wieland Backes.

In Zusammenarbeit mit der Volksbank Stuttgart

Eintritt: Euro 12,-/10,-/6,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Dezember 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSICHTEN/8453: Und morgen, den 10. November 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.11.2018 bis zum 11.11.2018 +++






[image: Jean-Luc 8453 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Herbstlich grau,

die Wolkenfelder,

Jean im Bau

und gelbe Wälder.
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MITTELALTER/023: Unsere Vorfahren waren gesünder als erwartet (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 08.11.2018

Unsere Vorfahren waren gesünder als erwartet

Bioarchäologische Studie liefert erstmals Gesamtdarstellung zur Gesundheit
der Europäer über einen Zeitraum von 2000 Jahren



Obwohl das frühe Mittelalter (zwischen 500 und 1000 n.Chr.) oft als
"dunkles Zeitalter" beschrieben wird, waren die Menschen damals gesünder
als in den folgenden Zeiten - sogar bis in das industrialisierte 19.
Jahrhundert hinein. Nicht nur die historischen Vorbilder der Sagenkönige
Artus und Siegfried erfreuten sich guter Gesundheit, sondern auch die
Mittel- und Unterschichten dieser frühen Zeit. Zu diesem Schluss kommt ein
Team aus Wirtschaftswissenschaftlern, Archäologen und Anthropologen, die
erstmals in einer bioarchäologischen Überblicksstudie Daten zur
menschlichen Gesundheit in Europa aus 2000 Jahren zusammengestellt haben.
Die Ergebnisse wurden in der Publikation "The Backbone of Europe - Health,
Diet, Work and Violence over Two Millennia" veröffentlicht.

Wirtschaftshistoriker Professor Jörg Baten von der Universität Tübingen
wertete dafür zusammen mit Richard H. Steckel und Clark Spencer Larsen von
der Ohio State University sowie Charlotte A. Roberts von der University of
Durham und zahlreichen Kolleginnen und Kollegen eine große Datenbasis aus
einem breiten Länderquerschnitt des europäischen Kontinents aus. Die
Studie stellt zudem verschiedene Dimensionen der Gesundheit und anderer
Komponenten des Lebensstandards nebeneinander, die bisher so nicht
betrachtet wurden. Damit förderte diese für Europa einzigartige Studie
erstaunliche Erkenntnisse zutage und lässt erstmals einen Vergleich mit
den amerikanischen Kontinenten zu, wo solche Studien bereits ausgeführt
wurden.

Um zu einem ganzheitlichen Verständnis der Geschichte und Entwicklung
menschlicher Gesundheit, Gewalt und Arbeitsbelastung zu kommen, nahmen
Baten und ein Team aus 75 Bioarchäologinnen und
-archäologen ein Jahrzehnt lang Untersuchungen an mehr als 15.000
menschlichen Skeletten vor. Diese stammten aus mehr als 100 Regionen
Europas und wurden zwischen dem 3. Jahrhundert n. Chr. und Mitte des 19.
Jahrhunderts beigesetzt. Die Grundfrage dabei war: Welchen Einfluss hatten
klimatische, geographische, aber auch sozioökonomische Entwicklungen auf
die menschliche Gesundheit?

Die Wissenschaftler betrachteten die Gesundheit der Zähne, die Körpergröße
sowie verschiedene andere Messgrößen zur Ernährungsqualität und
Arbeitsbelastung. Sie zählten sogar die gewaltsam eingeschlagenen Schädel
und stellten sie denen friedlicher verstorbenen Europäern gegenüber. Dabei
fanden sie z.B. heraus, dass die Justinianische Pest in der Spätantike (6.
Jahrhundert) indirekt einen positiven Einfluss auf die Gesundheit der
Bevölkerung hatte: Die Generationen, die direkt nach der Pest geboren
wurden, hatten eine deutlich größere Auswahl an Ressourcen, was zu
besseren Lebensbedingungen des Einzelnen führte. Erstaunlicherweise nahm
die Gesamtgesundheit anschließend, also seit dem Frühmittelalter bis zur
Phase der Industrialisierung, konstant ab. Baten und seine Team führen
dies auf eine wachsende Bevölkerungsdichte, steigende soziale Ungleichheit,
sowie die kleine Eiszeit in Spätmittelalter und früher Neuzeit
(16.-19. Jahrhundert) zurück.

Die staatliche Aktivität in Europa seit dem 15. Jahrhundert wirke diesem
Trend jedoch entgegen, so die Wissenschaftler. Die dadurch entstandene
Sicherheit habe für weniger Gewalt innerhalb der Gesellschaften gesorgt.
Einen ähnlichen Zusammenhang von Organisationsgrad und niedrigerer
Gewaltbereitschaft stellte Richard H. Steckel bereits früher für die
mexikanischen Hochkulturen im Vergleich zu den kriegerischen Ureinwohnern
Nordamerikas fest.

Das Team leistet mit "The Backbone of Europe" einen Beitrag zum
Verständnis dafür, welchen Einfluss ökonomische, klimatische und
gesellschaftliche Veränderungen auf die menschliche Gesundheit haben und
damit die Grundlage, aus unserer Geschichte zu lernen.

Professor Jörg Baten leitet zusammen mit Professor Jörn Staecker und
Professor Joachim Wahl den Projektbereich B06 "Mensch und Ressourcen in
der Wikingerzeit. Anthropologische und bioarchäologische Analysen zur
Nutzung von Nahrungsressourcen und Detektion von Mobilität" des
Sonderforschungsbereichs 1070 RessourcenKulturen an der Universität
Tübingen.


Originalpublikation:

The Backbone of Europe - Health, Diet, Work and Violence over Two
Millennia".

Richard H. Steckel, Clark Spencer Larsen, Charlotte A. Roberts,
Joerg Baten (Hrsg.).

Cambridge University Press 2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 08.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DA/631: Skizze eines konstruktiven Sozialismus (2) - Multiple Gewerkschaften als erste Bausteine der Gegenmacht


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Skizze eines konstruktiven Sozialismus (Teil 2)

Multiple Gewerkschaften als Unterbau: Erste Bausteine der Gegenmacht

von Holger Marcks, 31. Oktober 2018



Die strategische Umwandlung der gesellschaftlichen Verhältnisse - das
ist der Gegenstand von Transformationspolitik. Was das im
syndikalistischen Zuschnitt bedeutet, wurde im ersten Teil der
Artikelserie angerissen. [1] Zugleich wurde dort argumentiert, dass im
Syndikalismus bereits das Prinzip des Programms vorweggenommen wurde,
auf das linke Debatten derzeit hinauslaufen: eine aufbauende
Sozialtechnik, die nicht auf unmittelbaren Ordnungsbruch abzielt,
sondern die Vermittlung zwischen Realität und Utopie vorantreibt.
Derlei Transformationspolitik lässt der revolutionären Sehnsucht ihre
Geltung, ohne die Arbeit am Bestehenden für ein ungewisses Abenteuer
zu suspendieren. Dieses Prinzip gilt es im Folgenden nun
auszudifferenzieren. Denn bisher wurde der Gegenstand nur auf einer
metapolitischen Ebene betrachtet. [2] Das heißt, es wurden neuere
Transformationstheorien in einen begrifflichen Bezug zum Syndikalismus
gesetzt, um die Fluchtpunkte analoger Denkarten herauszustellen. Sie
bilden die programmatische Silhouette ab, an der sich ein
überhistorisches Prinzip abzeichnet. Wie sich jene Silhouette füllen
und damit das Prinzip zu einem differenzierten Programm ausfächern
lässt, ist hingegen mit Blick auf politische Ebenen zu beantworten,
die Zweck, Ziel und Mittel der Transformation tangieren [3] - und dies
vor dem Hintergrund historischer Erfahrungen und aktueller
Bedingungen.

Gerade die unterschiedlichen Ebenen politischer Praxis und deren
Ineinandergreifen sind in den neueren Transformationstheorien ja
unterbeleuchtet. Wie bereits erörtert, malen diese zwar das originär
syndikalistische Prinzip nach, dass ein freiheitlicher Sozialismus
aufzubauen ist, indem durch Organisationsformen, welche die Utopie
präfigurieren, neue Gesellschaftsformen etabliert werden. Doch wie
diese realutopischen Keimformen Wirkungsmacht erlangen und zu einer
Gegenmacht ausgebaut werden sollen, wird von ihnen kaum
ausbuchstabiert. So identifizieren sie auf sozialtheoretische Weise
Prozesse und Mechanismen der Transformation, aber keine Praxen, die
diese taktisch und strategisch zu aktivieren vermögen. In der Debatte
um >Neue Klassenpolitik< wiederum finden sich zwar Vorschläge für
horizontale Organisationspraxen, in denen man Potentiale für
Mobilisierung und soziale Kämpfe sieht, doch sind diese in keine
Sozialtheorien eingebettet, mit der sich ein Programm der
Transformation entwickeln ließe. Immerhin erfordert dieses nicht
einfach Konzepte für erfolgreiche Basisorganisierung, sondern eben
solche für eine erfolgreiche transformatorische Basisorganisierung. Es
ist nämlich das eine, Menschen zu mobilisieren und Kämpfe zu gewinnen,
und das andere, da heraus Strukturen und Institutionen zu entwickeln,
die so etwas wie eine Gegengesellschaft ermöglichen.

In dieser Kunst versuchte sich stets der Syndikalismus, dessen
originelles Moment nicht etwa ist, die Basisorganisierung erfunden zu
haben, sondern daraus Bausteine der Gegenmacht formen zu wollen. Sie
ist demnach kein Selbstzweck, sondern soll zur Befreiung ermächtigen.
Aufgrund dieses Zwecks, der eine ständige Ausbaufähigkeit von
Handlungsmöglichkeiten annimmt, ist ein konstruktiver Sozialismus, wie
Pierre Ramus einst herausarbeitete, vor allem als Praxistheorie zu
konzipieren, was wiederum eine Gesellschaftsanalyse voraussetzt, »die
die Motive und Hintergründe menschlichen Handels klärt«. [4] Denn nur
oberflächlich geht es darum, Staat und Kapitalismus alternative
Strukturen entgegenzusetzen. In der Tiefe besteht das Werk vielmehr
darin, breite Massen für solche Strukturen zu interessieren, sie darin
einzubinden und durch sie zu erheben. Das sind jeweils Aufgaben, die
auf unterschiedlichen Handlungsebenen zu lösen sind. So erfolgt das
Interessieren auf meso- (Organisationen als kollektive Akteure), das
Einbinden auf mikro- (Organisationen als zwischenmenschlicher Kosmos)
und das Erheben auf makropolitischer Ebene (Organisationen als soziale
Institutionen). [5] Zugleich müssen sich die damit verbundenen Ziele
und Mittel konsistent zum Zweck verhalten, wenn präfigurative Politik
aufgehen soll. [6] Wir werden das im Folgenden nun durchdeklinieren,
angefangen bei der Mesopolitik.


Vermittelbare Vermittlungsformen: Das Puzzle der realutopischen Sozialtechnik

Es ist das Verdienst von Sutterlütti und Meretz, die Denkbarkeit einer
Neuordnung abseits des revolutionären Bruchs gestärkt zu haben. Gerade
mit ihrem Modell des »Fünfschritts« liefern sie eine Sozialtheorie für
einen qualitativen Systemwandel, bei dem Keimformen für einen
Funktions- und Dominanzwechsel sorgen. [7] Plausibel ist ein solches
Modell nicht zuletzt deswegen, weil auch der Kapitalismus sich aus
Keimformen zum dominierenden System entwickelt hat, ganz ohne
revolutionären Bruch - und doch alles so radikal durchdringend.
Insofern liefern die Autoren eine Plausibilisierung dafür, dass
revolutionäre Arbeit am Bestehenden ansetzen kann, womit sie der
plumpen Vorstellung mancher Linker entgegenwirken, alles, was nicht
immer ums Ganze ginge, würde zwangsläufig vom System geschluckt.
Zweifelhaft wird es aber, wenn sie zu den Szenarien eines solchen
Entwicklungsprozesses kommen. Denn obwohl in ihrem Werk viel von
Aufbauen die Rede ist, erscheint dieser Prozess doch weitestgehend
passiv, als etwas, das der Gesellschaft geschieht. Diesen Eindruck
erweckt zumindest ihre Suche nach potentiellen Keimformen, die sie
etwa in linken Kollektiv-Projekten, Formen der Solidarischen Ökonomie
oder Wissenscommons wie Wikipedia finden und deren »commonistische
Vermittlungsform« letztlich »transpersonale Beziehungen« schaffen
soll, die zur gesellschaftlich allgemeinen Struktur werden. [8]

Diese Szenarien erschöpfen sich vor allem in abstrakten Vorstellungen
vom Werden eines »Commonismus«, die sich wie eine Prophezeiung lesen.
Von der aktiven Konstruktion, dem schöpferischen Aufbau, liest man
dabei nichts. Ebenso wenig wird - abgesehen von normativen
Versprechungen - eine Konstitution der Zielgesellschaft ausgemalt, was
die Autoren ja eigentlich einzufordern scheinen. Vermutlich ist diese
Zurückhaltung der linken Mentalität geschuldet, bloß nicht zu viel
vorgeben zu wollen, damit sich alle linken Projekte darin wiederfinden
können, egal wie dysfunktional oder unvereinbar sie sind. Vielleicht
hallt hier auch die marxistische Logik mit ihrem strukturalistischen
bias nach, die der agency, also der Handlungsmacht von Akteuren, [9]
kaum Platz einräumt und, wie Ramus deutlich machte, »menschliches
Handeln dahingehend einschränkt, Ereignisse zu erwarten, anstatt aktiv
die eigene Geschichte zu gestalten.« [10] In jedem Fall geraten sie so
in Widerspruch zu ihren eigenen Prämissen, wonach sie skeptisch sind,
»dass sich die Projekte einfach irgendwie vernetzen und dadurch ein
>commonistischer Raum< entsteht, der irgendwann den Kapitalismus
ablöst.« [11] Zumindest steuern sie wenig Konkretes zur Lösung des
auch von Hardt festgestellten Problems bei, dass es einer
»konstituierenden Macht« bedarf, die »im großen Stil« die
»Instituierung« neuer Beziehungsweisen angeht. [12]

Der so entstehende Eindruck, dass die Ansätze des Neuen bereits da
sind und diese nur wahrgenommen und quantitativ ausgedehnt werden
müssen, um zu einem qualitativen Wandel zu führen, ist auch deswegen
kritikabel, weil der Kapitalismus, der als Beispiel für eine
Keimformentwicklung dient, keineswegs so natürlich zum Durchbruch
gelangte, wie es im Marxismus häufig suggeriert wird. Denn tatsächlich
war dieser auch das Ergebnis aktiv gestaltender Politik. Motiviert
durch materielle Interessen, etablierte das besitzende Bürgertum
sukzessive Strukturen und Institutionen - und das durchaus auch
strategisch -, mit denen ein Dominanzwechsel möglich wurde. Der Aufbau
von Fabrik- und Handelssystemen sowie die Bildung von Monopolen und
Kartellen als Unterbau, die Einrichtung einer Managerklasse sowie von
Bankenwesen und Aktienmärkten als Mittelbau sowie die Beeinflussung
und Zurichtung des politischen Überbaus - all das sind Vollzüge, ohne
die die Funktionsweise des Kapitalismus die Gesellschaft nicht derart
hätte durchdringen können. Der Syndikalismus hatte das in seiner
Geschichtsphilosophie stets anerkannt, den Kapitalismus also mehr als
Resultat von materiellen und kulturellen Kämpfen denn als
historisch-materialistische Konsequenz verstanden. Entsprechend räumte
er auch der agency der Arbeiterbewegung mehr Bedeutung ein.

Die neue Gesellschaft in der Schale der alten aufzubauen, bedeutet
daher in der syndikalistischen Logik nicht, das Neue im Bestehenden zu
suchen und auszubauen, sondern etwas Neues zu konstruieren und im
Bestehenden Anknüpfungspunkte zu finden, aus denen es Ressourcen
schöpfen kann. Der Unterschied mag spitzfindig klingen, ist aber
entscheidend. Es bedeutet, aus den Verhältnissen heraus zu agieren,
ohne allein auf sie zu bauen. Man bleibt mit einem Bein in der
Realität verhaftet und zweigt sich aus dieser die dynamischen
Potentiale ab, um dem Aufbau von Gegenmacht Schwung zu verleihen. Und
diese Potentiale wohnen in den Widersprüchen der Realität. Sie bieten
Gelegenheit für Kämpfe, über die sich Menschen für alternative
Strukturen interessieren und an sie anbinden lassen, um die Keimform
zu nähren. Die Widersprüche und Opportunitätsstrukturen zu
identifizieren, ist das materialistische Moment des Syndikalismus -
sie strategisch zu nutzen und erweitern, sein voluntaristisches. Damit
vermeidet er die absoluten Anmaßungen der »utopischen Sozialtechnik«,
wie Karl Popper die Methode nennt, »keinen Stein auf dem anderen zu
lassen«, um ein radikales Ideal zu verwirklichen. Zugleich jedoch
folgt er damit nicht einfach der von Popper favorisierten
»Sozialtechnik der kleinen Schritte«, die darauf reduziert ist, sich
»nach den dringendsten Übeln umzusehen, um sie zu lösen.« [13]

Wir werden im Weiteren noch vertiefen, warum reformistische und auch
konservative Kritiken der utopischen Sozialtechnik durchaus einen
berechtigten Kern haben. Hier soll zunächst der Hinweis genügen, dass
der Syndikalismus Bedenken um die »Gefahren der Revolution« teilt,
[14] ohne auf dem Standpunkt des Reformismus zu stehen, der durch
bloße »Symbiose«, wie es Wright nennt, die bestehenden Institutionen
verbessern möchte. [15] Genauer gesagt, folgt er Platons Maxime der
Gesamtheitsplanung, die Popper der utopischen Sozialtechnik
zurechnet - d.h., ein radikales Ziel zu bestimmen und dann die
einzelnen Schritte und Mittel für die praktische Umsetzung
festzulegen -, [16] versucht aber, diesen Holismus mit dem nötigen Maß
an Realismus zu füllen, der der Sozialtechnik der kleinen Schritte
eigen ist. Er steht damit für eine Synthese der Methoden: eine
real-utopische Sozialtechnik. In der Lesart Camus' bedeutet das, die
Grenzen des situativ Machbaren anzuerkennen, statt vom absoluten
Standpunkt aus zu handeln. Es gilt, nicht die Utopie in die
Wirklichkeit zu pressen, sondern in der Auseinandersetzung mit dieser
zu einer neuen zu kommen. Die syndikalistische Revolte ist daher
relativ; sie hat die gegenwärtigen Möglichkeiten im Blick, und nicht,
wie Marx und Hegel, die geschichtlichen Notwendigkeiten. Sie weicht
den Widersprüchen nicht aus, sondern arbeitet mit ihnen - um sie so zu
überwinden. [17]

In diesem realistischen Radikalismus, bei dem sich die utopische
Politik dem realen Leben zu beugen hat, geht es um mehr als die
Schrittfolge. Das Puzzle der realutopischen Sozialtechnik besteht vor
allem in der Doppelaufgabe, neue Vermittlungsformen so zu schaffen,
dass sie auch breit vermittelbar sind. Zum Beispiel weisen der
utopische Sozialismus von einst und die »gelebten Utopien« von heute
solche Formen auf, aufgrund ihres Nischencharakters mangelt es aber an
einer Verbundenheit mit der Realität, über die ihr illustrativer
Gehalt Interesse stiften könnte. [18] Der Marxismus wiederum war einst
als Parteiprojekt durchaus vermittelbar, hatte aber, wie Korsch
kritisierte, durch sein »bedingungsloses Festhalten an den politischen
Formen der bürgerlichen Revolution« die andere Hälfte des Puzzles
nicht gelöst. [19] Ähnliches gilt, wie Sutterlütti und Meretz
feststellen, auch für nicht-nischenhafte Bewegungen heute, die durch
strategische Interaktion mit den institutionellen Realitäten zwar
versuchen, »Allgemeinheit zu erringen, aber da sie keine neuen Formen
der Vergesellschaftung ... aufbauen«, sich weiter in der Form der
politisch-staatlichen Veränderung bewegen; und das nehme »dem
emanzipatorischen Streben seine Spitze«, [20] weswegen derlei
»konkreten Utopien« oft nur appellative Kampagnen bleiben. [21] Wir
werden nun schauen, wie eine syndikalistische Lösung des Puzzles
aussehen könnte.


Den Anfang zu Ende, das Ende zu Anfang denken: Mesopolitik als Dreh- und Angelpunkt

Die realutopische Sozialtechnik des Syndikalismus kann auch als eine
der Wechselschritte begriffen werden. Man arbeitet einerseits mit der
Realität, ja, zieht sie mit, und baut andererseits an der zu nährenden
Utopie, ohne zu weit voranzupreschen. Dass das Resonanzfeld zwischen
beiden Welten nicht zerrissen wird, die Utopie also mit der Realität
in einer Weise interagiert, die einen zunehmenden Ressourcenfluss vom
Bestehenden ins Werdende ermöglicht, das ist Sache der Praxistheorie.
[22] Sie muss Organisationen konstruieren, die zwischenmenschliche
Beziehungen inklusiv ausgestalten, die kollektives Handeln zur
Realitätsbewältigung ermöglichen und die zugleich als Unterbau
gegengesellschaftlicher Instituierung taugen. Es bedarf also eines
gesamtheitlichen Programms, in dem Mikro-, Meso- und Makropolitik
ineinandergreifen. Verfehlt das Programm nur eine der drei Aufgaben,
geht es insgesamt nicht auf. Eine solch holistische Denkweise verläuft
zirkulär, weil sie sich in Theorie und Praxis stets rückversichern
muss, dass eine Ebene eine andere nicht falsch ausrichtet. Sie
unterscheidet sich so im Anspruch von manchen anderen präfigurativen
Transformationsansätzen, die lediglich erwägen, ob sich
makropolitische Ziele in der Mikropolitik widerspiegeln. Genau damit
fehlt diesen aber die strategische Schnittstelle zur Realität, über
die Vermittelbarkeit hergestellt wird.

Der Syndikalismus nimmt hingegen die Mesoebene als Ausgangspunkt
seiner holistischen Denkweise. Von da aus denkt er sich in die anderen
Ebenen - und wieder zurück. Konkret bedeutet das, zunächst eine
Organisationsform zu wählen, welche die materiellen Interessen der
unteren Klassen unmittelbar adressiert und somit resonanzfähig ist.
Auf diese Weise soll Handlungsmacht und strategische Varianz
ermöglicht werden, um nicht - wie so manche auf den revolutionären
Olymp fixierte Gruppe - »Flugsand der Geschichte« zu sein. [23]

Zugleich soll so sichergestellt werden, dass man die Gegenwart nicht
einer ungewissen Zukunft opfert, wie Pouget zu sagen pflegte. [24]
Denn auch wenn die Gesamtstrategie nicht aufgehen sollte, wären damit
zumindest größere Stücke vom Kuchen abzuhaben. [25] Deswegen sind
Gewerkschaften der mesopolitische Dreh- und Angelpunkt des
Syndikalismus. Von ihnen war schon früh im Kapitalismus klar, dass
sie, weil sie eben aus den alltäglichen Widersprüchen heraus agieren,
äußerst mobilisierungstauglich sind. Und zugleich bergen sie, weil sie
an der materiellen Basis des Kapitalismus ansetzen, das Potential in
sich, die berüchtigte Bäckerei vielleicht doch übernehmen zu können.
Diese Position wurde das erste Mal deutlich 1869 auf dem Baseler
Kongress der Ersten Internationale formuliert, der als Geburtsstunde
des Gewerkschaftssozialismus (Syndikalismus) gelten kann.

Hatte der Genfer Kongress 1866 bereits festgestellt, dass die
Gewerkschaften über den Alltagskonflikt hinaus wichtig sind »als
organisierte Kraft zur Beseitigung des [kapitalistischen] Systems«,
[26] fand in Basel die Position Anklang, dass sie im Zuge ihrer
Entfaltung föderale Räte bilden sollten, welche jenes System ersetzen.
Die Internationale sollte daher nicht den Weg über den Staat gehen,
sondern selbst ein transnationaler »Staat in den Staaten« sein, der
die neue Ordnung präfiguriert. [27] Diese Position war zunächst
ideologisch nicht klar zuordenbar, weil sie in der Internationale, die
vor allem ein Zusammenschluss von Gewerkschaften darstellte, [28] für
viele recht naheliegend war. Sie begann sich aber zunehmend als
anarchistisch zu verstehen, nachdem die MarxistInnen sich von ihr
abgrenzten und so deren AnhängerInnen zur Differenzbestimmung zwangen.
Marx und Engels folgten dabei einer Position, die sie bereits im
Kommunistischen Manifest dargelegt hatten: »Obgleich nicht dem Inhalt,
ist der Form nach der Kampf des Proletariats gegen die Bourgeoisie
zunächst ein nationaler. Das Proletariat eines jeden Landes muß
natürlich zuerst mit seiner eigenen Bourgeoisie fertig werden.« [29]
Diese Position elaborierten sie dann dahingehend, dass die politischen
Machtzentralen durch nationale Parteien zu erobern seien; entsprechend
wollten sie die Internationale parteipolitisch und zentralistisch
umgestalten.

Diese strategische Einfassung war konstitutiv für den politischen
Marxismus, der sich von da an durch die Organisationsform der
staatlich orientierten Partei auszeichnete [30] und die Gewerkschaften
nur als >Transmissionsriemen< funktionalisierte. [31] Darin besteht
das Problem, das der Anarchismus - auf den selbige Einfassung
co-konstitutiv wirkte - mit dem Marxismus hatte. [32] Und dieses
erwuchs nicht etwa aus den Launen des streitsüchtigen Marx, sondern
einer Praxiskonzeption, die er aus dem historischen Materialismus
ableitete. Denn das utopische Ziel wollte er nur vage als »Diktatur
des Proletariats« definiert wissen, alles Weitere würde sich aus den
Triebkräften der Geschichte ergeben. Das Proletariat hatte sich in
diesen Prozess einzufügen, also den geschichtlichen Notwendigkeiten zu
folgen, und das erforderte eben eine zentralistische bzw. autoritäre
Organisationsweise, damit die Masse sich einheitlich auch objektiv
richtig formiert. [33] Eine solche Auffassung, die Camus als absolut
bzw. »cäsarisch« herausgearbeitet hat, [34] stand der anarchistischen,
welche die relativen Möglichkeiten betonte, diametral entgegen. Vor
allem aber enthielt sie keinerlei Bewusstsein für Probleme der
Präfiguration, etwa dass sich in so einer Räson »die Belange des
nationalen Staates mit den geistigen Belangen [der] Partei« vermengen
[35] oder darin Rechtfertigungsmuster für totalitäre Herrschaft
angelegt sind. [36]

AnarchistInnen und SyndikalistInnen versuchten hingegen zu
antizipieren, wie revolutionäre Organisationen das Feld zukünftiger
Handlungsmöglichkeiten ordnen. Damit nahmen sie gewissermaßen das
Konzept der >Pfadabhängigkeiten< vorweg, das heute in der
Organisationssoziologie Usus ist. Im Prinzip standen sie damit auch
für ein komplexeres Materialismus-Verständnis, das man als praktischen
Materialismus bezeichnen könnte. Denn sie analysierten nicht einfach
die Opportunitätsstrukturen als sich fortschreibende Determinanten der
Geschichte, die man nur richtig wahrnehmen muss, sondern erwogen auch,
wie sich durch strategische Interaktionen jene Strukturen prozessual
verändern und neue Möglichkeiten oder Schließungen entstehen. In
Konsequenz bedeutete das, auch die eigenen Organisationsformen
reflexiv in die Betrachtung einzubeziehen. Denn Präfiguration findet
in der politischen Praxis immer statt, im Guten wie im Schlechten.
Das, was man präfigurative Politik nennt, ist bloß jene Politik, die
sich das auch bewusst zu machen versucht. Neuere
Transformationstheorien üben sich nun genau darin, womit sie sich -
wenn auch unbewusst - aus der konstitutiven Einfassung des politischen
Marxismus lösen, dessen Genealogie auf der Verneinung des
keimformtheoretischen Prinzips basierte, die Organisationsform an
einem Bild der Utopie auszurichten.

Da jene Theorien jedoch der Mesofrage ausweichen, durch welche
Organisationen man strategischen Zugriff auf die Realität erhält,
fehlt ihnen das reflexive Moment für eine kritische Keimformtheorie.
Das zeigt sich etwa bei Adamczak, die wie Sutterlütti und Meretz zwar
viel über Aufbau redet, die dafür nötige agency aber nur als magische
Kraft beschwört.[37] Revolutionen werden bei ihr nicht gemacht,
sondern brechen aus - um just die Geschichte für allerlei Optionen zu
öffnen.[38] Und zugleich soll die sie ergreifende Bewegung (wohl) noch
organisch gewachsen sein. [39] Der fragile Marxismus will sich also
lösen von der alten Einfassung, kann aber die
historisch-materialistische Kinderstube nicht abstreifen, die ihn kein
realistisches Maß finden lässt. Von den absoluten Notwendigkeiten, die
Camus ansprach, springt er zu absoluten Möglichkeiten; vom lähmenden
Determinismus, den Ramus feststellte, zu einem hoffnungsvollen
Spontaneismus. Ein praktischer Materialismus hingegen versucht, die
Bewegung ganzheitlich zu konstruieren, denkt ihren Anfang zu Ende und
ihr Ende zu Anfang. Nicht angeleitet durch die Metaphysik, sondern
durch Erfahrungen in einer Mesopolitik, die auf Handlungsmacht
abzielt. Denn in diesem Versuch zeigen sich immer wieder Grenzen, wie
sich der utopische Anspruch realer Keimformen mit den realen
Anforderungen utopischer Neuordnung in Einklang bringen lassen. So
wird die Utopie permanent neu durch die Keimform vor- und diese durch
die Utopie nachgezeichnet.[40]


Jenseits von Improvisation und Integration: Irrwege der Transformationspolitik

Transformationspolitik ist ein Labyrinth. Sie kann stets auf Irrwege
geraten, die nicht zum Ziel führen. Manche der Wege entpuppen sich
schnell als Sackgasse; andere erweisen sich erst spät als Verirrung,
aus der es kein Zurück gibt. Transformation kann so schon scheitern,
bevor sie begonnen hat. Und sie kann nach einem langen Weg im Abgrund
landen, auf den man - wider aller Hoffnung - von Beginn an zusteuerte.
Auf diese Weise mag es häufig so erscheinen, als wären revolutionären
Situationen »mehr Möglichkeiten eingeschrieben« als es die kommende
Degeneration nahelegt. [41] Tatsächlich aber bewegt sie sich zwar
nicht auf einem »linearen Weg«, [42] so doch aber in
Pfadabhängigkeiten, welche die Möglichkeiten dispositionieren. Damit
ist nicht nur gemeint, dass etwa eine marxistische Partei bereits die
Keime einer Parteidiktatur in sich trägt. Sondern vor allem meint das,
ob Akteure, die diese degenerative DNA nicht in sich tragen - also im
besten Sinne fortschrittlich funktionieren -, auch so aufgestellt
sind, dass sie sich sowohl gegen autoritäre Revolutionsakteure als
auch die Reaktion durchsetzen können. Denn gerade infolge von
Aufständen wird »Ordnungssicherheit« derart destabilisiert, [43] dass
eine allgemeine Verunsicherung mobilisierend für die Reaktion wirkt,
Konflikte also wahrscheinlich sind, in denen es horizontale Akteure
schwer und autoritäre (Revolutions-)Akteure einen Vorteil haben. [44]

So offen revolutionäre Situationen also erscheinen, tatsächlich werden
ihre Schranken bereits vorher abgesteckt, auch wenn sich das der
primären Wahrnehmung der Akteure entziehen mag. Die jüngere Geschichte
hat etwa mit dem Arabischen Frühling nochmal aufgezeigt, wie
regelmäßig horizontale Bewegungen von den Dynamiken revolutionärer
Konfliktinteraktionen erschlagen werden und wie die von ihnen
initiierten Aufstände dramatisch entgleisen. Auch Anarchismus und
Syndikalismus mussten das immer wieder schmerzlich erfahren. Trotz
vieler hoffnungsvoller Aufstände und Revolutionen, musste man sich
stets der Reaktion oder der autoritären Konkurrenz geschlagen geben.
[45] Schapiro folgerte diesbezüglich bereits in den 1920ern mit Blick
auf die Russische Revolution, dass eine Bewegung, die ihre
Organisationsform nicht umfassend elaboriert hat, die Revolution in
nur »provisorischen« Institutionen verregelt und im Kampf um die
Zukunft auf der Strecke bleibt. [46] Oder in der Sprache neuerer
Transformationstheorien ausgedrückt: In der Sequenz der Destituierung
der alten Ordnung befinden sich die Kräfte der Selbstorganisation noch
im zähen Prozess der improvisierten Instituierung, während die
verbliebene konstituierte Macht oder konstituierende Mächte der
autoritären Art bereits effizient formiert sind, um sich der alten
Institutionen trotz ihrer Prekarität wirkungsvoll zu bedienen.

Es ist das Verdienst der reflexiven Praxistheorie Schapiros, [47] die
Bedeutung der Mesopolitik für die Schwungkraft der nötigen
Instituierung herausgestellt zu haben. Ähnlich wie Valeriano Orobón
Fernández, für den eine revolutionäre Gewerkschaft als einzige
Keimform in der Lage sei, die Transformation bewusst zu gestalten, da
sie »mitten in der Produktion [lebe], die ... den Prüfstein jeder
Revolution darstellt«, [48] betonte er die Aufgabe, über die
Alltagskämpfe die Praxistheorie ständig zu aktualisieren. Es könne
nicht bei »Desideraten«, also Formulierungen des Wünschenswerten,
bleiben, sondern bedürfe eines Verständnisses ihrer »praktischen
Realisierungsmöglichkeiten, die an den Fähigkeiten zum Aufbau ... ihre
Schranken finden.« [49] Seine Konzeption der >bewussten Rebellion<
entspricht somit Camus' Philosophie der >Revolte<. Diese sei wie »ein
Pendel, [das] seinen eigentlichen Rhythmus sucht. Aber diese
Regellosigkeit ... vollzieht sich um einen Angelpunkt herum«; so
»bringt die Revolte das Maß und die Grenze ans Licht«. [50] Wie Camus
richtete sich also Schapiro gegen das absolute Denken, nicht nur im
Marxismus, sondern auch in Teilen des Anarchismus, die ignorant
gegenüber den Relationen der Realität waren. Den aufständischen
Elementen etwa attestierte er eine »unkonstruktive Phraseologie«, die
allenfalls in der Zeit »des ersten Stammelns unserer Bewegung«
entschuldbar gewesen sei. [51]

Umso mehr gilt ein solches Urteil heute, wo reichlich Wissen über die
»unbeabsichtigte Folgen« von Aufstand und Revolution vorliegt, [52]
welche die syndikalistische Kritik bereits umtrieben. Wohl auch
verschuldet durch die lange Dominanz von Marxismus und
Vulgäranarchismus, die keine reflexive Praxistheorie kannten, hängt
die Linke diesem kritischen Niveau heute weit hinterher. Dass eine
Phraseologie wie Der kommende Aufstand, die nicht einmal das Problem
des »Anti-Chaos-Reflexes« zur Kenntnis nimmt, [53] so gefeiert werden
kann, ist bezeichnend für ihren »gesinnungsethischen« Zustand. [54]
Dabei wäre eine Linke, die wieder Anschluss finden will, gut beraten,
sich Kritiken der »Revolutionsmythologie« zu stellen, [55] ja, zu
fragen: »Wie revolutionär ist eigentlich die Revolution?«. [56] Denn
ihr Problem ist eben nicht, dass die Fehlerhaftigkeit des Kapitalismus
nicht vermittelbar wäre, sondern dass sowohl ihre martialischen als
auch romantischen Revolutionsideen als arglos gelten. Das ließe sich
auch für die neueren Transformationstheorien sagen, die nicht mehr als
Desiderate darstellen. Horizontale und inklusive Strukturen zu
promoten und zu hoffen, dass sie einen Funktions- und Dominanzwechsel
bewirken, reicht eben nicht aus. Im besten Falle bleiben sie ohne
Wirkungsmacht; im schlimmsten Falle tragen sie zur Destabilisierung
von Ordnung bei, ohne dass ihre Unterkomplexität den komplexen
Dynamiken in Kämpfen um Neuordnung gewachsen wäre.

Dabei handelt es sich um ein selbstreferentielles Problem: Wo
Keimformen keine Aussicht auf Gegenmacht erkennen lassen, bleiben sie
ohne Wirkungsmacht - und ohne Wirkungsmacht entwickeln sie keine
Aussicht auf Gegenmacht. Um den Kreis zu durchbrechen, bedarf es eines
ganzheitlichen Programms, das von einem reflexiven Verständnis zu
entwickelnder Möglichkeiten zeugt. Es geht um die aktive Gestaltung
eines kraftvollen Unterbaus für die Instituierung von
Gegengesellschaft, der Ordnungssicherheit und kein ungewisses
Abenteuer vermittelt. Und das geht mit Gewerkschaften, die Menschen
entlang alltäglicher Widersprüche interessieren. Durch eine solche
Mesopolitik, welche die Organisation strategisch zu erweitern und
taktisch auf Konflikte zu reagieren versucht, werden in der Praxis
ständig mikro- und makropolitische Probleme offenbar, anhand derer
sich die Keimform elaborieren lässt: Funktioniert die Organisation
horizontal und inklusiv genug, um den normativen Ansprüchen der
Neuordnung gerecht zu werden; und ist sie effektiv und funktional
differenziert genug, um mit den empirischen Problemen einer Neuordnung
umgehen zu können? Diese Fragen markieren ein Spannungsfeld, das zum
Maßhalten ebenso wie zur realistischen Anpassung der Utopie zwingt.
Der Glaube, beides wäre in vollem Maße zu haben, zeugt von genau jener
absoluten Denke, die keine Relationen kennt - und in Wirkungslosigkeit
oder Gewaltherrschaft münden muss.

Eine reflexive Praxistheorie arbeitet mit den Widersprüchen, auch wenn
dies das Risiko beinhaltet, dass die Keimform in das Bestehende
integriert wird. Man denke nur an die etablierten Gewerkschaften, die
den Dominanzwechsel verfehlten und sich als Korrektiv in die Realität
einfügten. Dies war aber auch bedingt durch das marxistische Konzept
der Arbeitsteilung zwischen Partei und Gewerkschaft, das Letztere auf
Ausgleichsprozedere reduzierte. Die syndikalistische Geschichte, die
viele Aufstände und Revolutionen kennt, kann jedenfalls nicht
bestätigen, dass Gewerkschaftsarbeit zu Integration führen muss. Zwar
ließe sich systemtheoretisch sagen, dass Protest stets eine korrektive
Funktion innewohnt und er durch seinen »appellativen Charakter« nicht
umhinkommt, [57] »die Einrichtungen, denen er widerspricht, indirekt
anzuerkennen«. [58] Dennoch ist die Arbeit mit der institutionellen
Realität eine Voraussetzung für Weiteres. Denn das Vorgehen gegen
konkrete Missstände ist, wie Popper feststellte, stets vermittelbarer
als eine abstrakte Gesellschaftsvision - und damit ein Band, an dem
sich eine neue Kollektivität überhaupt erst hochziehen kann. [59] Wie
Negri bei einer Diskussion 2009 in Berlin richtig - und de facto
syndikalistisch - klarstellte, sind Kämpfe für konkrete Verbesserungen
wie höhere Löhne »an sich nicht revolutionär«; das Entscheidende sei,
»welche Form die Kämpfe annehmen«.[60]


Schafft zwei, drei, viele Sozialkartelle: Gewerkschaftliche Wege aus der Isolation

In was für eine Sackgasse es führt, wenn man das Risiko der
Integration einfach umgehen möchte, zeigt die Lage der radikalen
Linken heute, in der es große Teile länger zur Religion gemacht
hatten, sich möglichst deutlich vom Reformismus abzugrenzen. Deren
>revolutionäres< Paradigma, dass die Interaktion mit den
institutionellen Realitäten zu meiden sei, weil man sonst das System
affirmiere oder gar davon kooptiert werde, hat vor allem zu einem
geführt: Isolation - also weniger als Reformismus. Schließlich dreht
sich diese Form des absoluten Denkens, das um jeden Preis vermeiden
will, »systemstabilisierend zu wirken«, nur um eine Symbolpolitik
unverhandelbarer Themen, mit denen sich keine agency entwickeln lässt,
so dass »der Weg in die Umsetzung von Alternativität versperrt« ist.
[61] Ein neues Phänomen ist das freilich nicht. Schon der
»aufständische Anarchismus« suchte einst sein Heil in einem
»Maximalismus«, der dem Engagement für konkrete Reformen ebenso
misstraute wie größeren Organisierungsversuchen, weil das potentiell
Herrschaft reproduziere. Damit blieb ihm keine andere >Praxis< übrig,
als phraseologische Materialien zu produzieren, die den unmittelbaren
Aufstand beschwören, aus dem sich alles Weitere spontan ergeben muss.
[62] Diese vulgäre Denke treibt bis heute ihr Unwesen in der Linken,
die sich häufig nicht an der Realität die Hände schmutzig machen will.

Ironischerweise hat sich diese vulgäranarchistische Denkart nach 1968
und insbesondere ab den 1990ern auch in Gruppen eingeschlichen, die
sich als marxistisch verstehen. Sie mochten vielleicht nicht gerade
den Aufstand beschwören, teilten aber die maximalistische Logik, das
jegliche Agitation immer ums Ganze gehen muss. Genauso wie der
Insurrektionalismus arbeiteten sie sich gerne an den
>possibilistischen< Kräften ab, die ihre Strategie an relativen
Möglichkeiten ausrichteten - etwa an Akteuren, die konkrete
Forderungen stellten -, weil sie keine Einsicht in die absoluten
Notwendigkeiten hatten. Und genauso wie ihr anarchistisches Pendant
glaubten sie - auch wenn ihr sophistisches Wortgebimmel das
verdeckte - in unterkomplexer Weise an magische Wendungen der
Geschichte. Wie oben bereits angedeutet, verhält sich die Vorstellung,
dass Transformation erst bewusst gestaltet werden kann, wenn sich die
neue Gesellschaft im »Schoß« der alten entwickelt hat, [63] synchron
zum Spontaneismus. Beides negiert die schöpferische Kraft in der
Gegenwart und vertraut auf eine quasi-göttliche Macht, welche der
Revolution schon ihre Richtung geben wird. Diese praxisverhindernde
Denkart hat die Linke lange gelähmt; und so konnte es nicht wundern,
dass sie sich Ende der 2000er Jahre, als Krisenprozesse eine neue Ära
der umkämpften Zukunft einleiteten, nur in der Zuschauerrolle befand.

Das sogenannte claim making, das Kämpfen für konkrete Forderungen, ist
eben das entscheidende »Zugangsvehikel« zur Realität, [64] mit dem
sich kollektive Praxen überhaupt erst in Schwung bringen lassen -
statt solche Praxen nur durch >anti-kapitalistische<
Eventmobilisierungen und beziehungslose Militanz zu simulieren. Der
Anarchismus kann ein Lied davon singen. Groß geworden über
Gewerkschaften in der Ersten Internationale, rückte er nach deren
Spaltung zunehmend in Richtung Insurrektionalismus und fand sich
binnen weniger Jahre in der Isolation wieder. Insbesondere
französische Anarchisten erkannten die Ursachen und forderten in den
1890ern eine Rückkehr zur gewerkschaftlichen Tradition der
Internationale. [65] Sie wurden so zügig zur stärksten Kraft in der
französischen Arbeiterbewegung und lösten eine internationale Welle
des Syndikalismus aus. In vielen Ländern war der Syndikalismus längere
Zeit die dominierende Kraft. Erst nach der Russischen Revolution, die
bei vielen (falsche) Hoffnungen weckte - auch weil die
syndikalistischen Revolutionsversuche bis dato scheiterten -, konnte
der Marxismus vielerorts wirklich Fuß fassen und dem Syndikalismus den
Rang ablaufen. Dennoch blieb er etwa in Spanien bis in die 1930er
tonangebend und schickte sich dort 1936 zu seinem größten
Revolutionsversuch an, der 1939 endgültig erneut scheiterte.

Auch wenn alle stets die Spanische Revolution mit Blick auf die Jahre
1936-39 betrachten, das eigentlich Interessante ist die
jahrzehntelange Arbeit, welche die CNT und ihre Vorgängerinnen davor
leisteten. Hier wurden die Weichen für die revolutionäre Möglichkeit
gestellt. Aber auch das Scheitern wurde hier schon dispositioniert,
[66] wie etwa Schapiro oder die treintistas bereits vor 1936 warnten,
denen die konstruktive Vorarbeit nicht genug war. [67] Wir werden am
Ende der Serie auf dieses Problem des revolutionären Taktgefühls
zurückkommen, hier soll nur festgehalten werden, dass
Gewerkschaftsarbeit keineswegs im Reformismus versanden muss und ein
probater Weg aus der Isolation ist. Bestätigt wird das auch durch den
Gegenwartssyndikalismus. Denn nach dem Zweiten Weltkrieg waren viele
syndikalistische Organisationen lange nur auf dem Etikett eine
Gewerkschaft. Faktisch waren sie linke Szenegruppen, die sich die
absoluten Denkweisen des Vulgäranarchismus angeeignet hatten - und
entsprechend isoliert. Erst mit der Rückkehr zu einer beharrlichen
Gewerkschaftsarbeit konnte etwa die FAU, angefangen in Berlin, wieder
einigermaßen in die Spur finden. [68] Auch in anderen Ländern sehen
wir, wie sich ernstgemeinte Betriebsarbeit auszahlt und der
anti-autoritären Linken eine Verankerung in den Kreisen ermöglicht,
welche die >Neue Klassenpolitik< ansprechen will, aber nicht erreicht.
[69] Mittelfristig besteht die Aufgabe des Gegenwartssyndikalismus
darin, diese Organisierung nicht nur voranzutreiben, sondern in ein
Programm der Gegenmacht einzufügen, das die Basis über einen
institutionellen Unterbau in Kontrast zu den bestehenden Institutionen
setzt. Dies ist das transformatorische Moment, über das sich die
Widersprüche aufrechterhalten lassen, aus deren Dynamiken heraus
Dominanzwechsel möglich und Integration vermieden wird.[70] Darin
unterscheidet sich der Syndikalismus von den etablierten
Gewerkschaften, die ein symbiotisches Abbild der bestehenden
Institutionen sind - und so kein Transformationspotential besitzen.
Und er unterscheidet sich von den mittlerweile vielen löblichen
konkreten Organisierungskampagnen, mit denen die Linke wieder soziale
Verankerung erreichen will. Diese funktionieren zwar nicht in der
Logik der bestehenden Institutionen, haben aber selbst kein
institutionelles Programm, das über jene Desiderate hinausgeht, die
einen Wunsch nach Transformation ausdrücken. [71] Dadurch steuern sie
tatsächlich auf das von der Systemtheorie festgestellte Problem zu,
dass sie nur als Korrektiv der Realität fungieren und sich im Falle
von Erfolgen sogar überflüssig machen. [72] Die sozialen Kämpfe in
einer transformatorischen Gewerkschaftsform einzubetten, die dauerhaft
Interessenwidersprüche adressiert, bleibt daher unerlässlich.

Die Gewerkschaftsform bedeutet keineswegs eine Verengung auf
Betriebsarbeit. [73] Unter Gewerkschaft ist im syndikalistischen Sinne
vielmehr ein soziales Kartell zu verstehen, in dem sich Gruppen
aufgrund ihrer Lage in einem Widerspruchsverhältnis zusammenschließen.
Der Widerspruch zwischen arbeitender und unternehmender Klasse ist
dabei nur einer von mehreren. Andere sind die zwischen mietender und
vermietender Klasse, zwischen konsumierender und distributierender
Klasse, zwischen verwalteter und verwaltender Klasse. Ein moderner
Syndikalismus sollte der Multiplität der Klassen durch multiple
Gewerkschaften gerecht werden, also die Arbeiterorganisierung durch
»gewerkschaftliche Sozialorganisationen« im Miet-, Konsum- und
Ämterbereich ergänzen, [74] die eine umfassende Transformationspolitik
ermöglichen. Im Rahmen eines institutionellen Programms können sie die
ersten Bausteine darstellen, auf denen Strukturen der
Selbstverwaltung - wie Wirtschafts-, Wohn-, Konsum- und
Verwaltungsföderationen - aufbauen. Denn erst durch sie, die eine
Vermittlung zur Realität gewährleisten, können Ressourcen aus dem
Bestehenden ins Werdende übertragen werden. Gewerkschaften sollten
nämlich tatsächlich ein Transmissionsriemen sein. Aber eben nicht für
die Partei, welche die Menschen wieder in die alte Form
zurückführt - sondern für die Welt der Selbstverwaltung.

Im dritten Teil wird dann diskutiert, wie der Aufbau von
transformatorischen Gewerkschaften zu gestalten ist und welche
taktischen Innovationen ihnen zu Gegenmacht verhelfen können.
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und Anspruch (Volksaufstand) vermeintlich zu überbrücken. Die ganze
Disposition ist gut herausgearbeitet bei van der Walt & Schmidt,
Schwarze Flamme, Kapitel 4, S. 157-188.
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Auch in Hannover oder auch Jena zeitigt eine ernst gemeinte
Gewerkschaftsarbeit Wachstumserfolge. Ein bescheidener, fragiler
Anfang, der überall nur durch mikropolitische Neuausrichtungen
wirklich weiter ausgebaut werden kann, die im nächsten Teil zu
behandeln sind.

[69] Z.B. die United Voices of the World, die ihre Ursprünge im
britischen Wobbly-Kontext haben, durch ein klareres gewerkschaftliches
Profil aber viele migrantische ArbeiterInnen organisieren und
beeindruckende Erfolge erzielen konnten, oder die Burgerville Workers
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[70] Vgl. dazu Sutterlütti & Meretz, Kapitalismus aufheben,
S. 209-233.
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[72] Vgl. Virgl, Protest, S. 30.
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Produktion, weil diese eben die umkämpfte Grundlage des Kapitalismus
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Merten, Anarchismus und Arbeiterkampf in Portugal, Hamburg 1981,
S. 175-181.
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Des Königs neue Kleider - Karin Beier inszeniert "Lear" in Hamburg

von Joachim Lange



Fünf Monate war das Deutsche Schauspielhaus in Hamburg geschlossen. Diesmal
war kein außer Kontrolle geratener Eiserner Vorhang, wie beim Amtsantritt
von Karin Beier, die Ursache, sondern eine geplante und vorsorgliche
Sanierung der Ränge des prunkvollen Hauses. Die neue Saison startete jetzt -
 sozusagen standesgemäß - mit einem Großformat als Regiechefsache: Die
Intendantin inszeniert selbst William Shakespeares "König Lear". Also eins
der Endzeit- und Auflösungsstücke, die sich im Laufe der Jahrhunderte
partout nicht abnutzen, sondern denen die Wirklichkeit dicht auf den Fersen
bleibt und immer wieder anbiedert. Auch heute ist das so. Das Reizvolle für
Regisseure ist, dass das nicht vordergründig geschieht, sondern nur mit
charismatischen Darstellern und einer Idee überzeugend funktioniert. Im
Mittelpunkt mit einem Herrscher, der müde ist zu regieren, aber die Macht
eigentlich behalten will. Vor allem aber hat er das Gefühl dafür verloren,
wie seine nächste Umgebung über ihn denkt. Er vertraut nur sich und nicht
den Institutionen. Erst im Wahnsinn findet er Klarheit und im Narren den
Menschen.

Edgar Selge ist Karin Beiers Lear. Der 70jährige ist eine TV-Prominenz (vor
allem dank seines einarmigen Polizeiruf-Kommissars Tauber), aber auch ein
Publikumsliebling unter anderem der Hamburger Theaterfreunde. Er war hier
schon 2002 der Menschenfeind und dann 2004 der Faust jeweils in der
Inszenierung von Jan Bosse. Zur Hochform mit landesweiter Leuchtkraft lief
er in Michel Houellebecqs "Unterwerfung" auf. Für dieses grandiose Solo
wurde er 2016 beim Ranking der Zeitschrift Theater heute zum
"Schauspieler des Jahres 2016" gekürt und obendrein auch noch mit dem
Theaterpreis "Der Faust" dekoriert. Diese als Großmonolog adaptierte
Romanversion ist ein gefeierter Theaterwurf. (Der im Dezember übrigens an
der Berliner Volksbühne als Gastspiel zu sehen sein wird.) Diese
Inszenierung ist obendrein ein geglücktes Beispiel dafür, wie man daraus
einen Film machen kann, der das Theaterereignis zugleich vermittelt und
erweitert.

So lag es in Hamburg auf der Hand, dass Selge jetzt den Lear spielt. Und er
zieht dafür natürlich alle Register. Lässt den Herrscher in der Garderobe
und fängt gleich als Aussteiger an. Er schlendert scheinbar versonnen an
der Wand entlang und über die Bühne. "Zum Grabe hin" verkündet er bei
seiner formellen Abdankung zugunsten seiner Töchter. Was er freilich nicht
so wörtlich meint wie er es sagt. Denn er hat seine eigenen Vorstellungen
vom fröhlichen Seniorenleben im Kreise seiner hundert Ritter und als
abwechselnder Premium-Gast im Hause seiner Töchter. Die nähren seine
Illusion bei der Verteilung des Reiches auch noch, wenn sie ihre
abgeforderten Liebesbekundungen für den Vater hier in einen kleinen
Gesangswettbewerb eskalieren lassen, und weder vor "Over The Rainbow" noch
vor Händels "Ombra mai fu" zurückzuschrecken. Zumindest was Goneril und
Regan betrifft und besonderen Show-Witz hat, weil Carlo Ljubek und Samuel
Weiss diese beiden unter ihren Perücken, auf hohen Hacken und im
Glitzerfummel spielen. Ohne von ihren Männern gestört zu werden, denn die
sind bei Karin Beier gestrichen.

Man glaubt Selge das Resignieren und Verzweifeln an diesem Abend oft. Denn
er spielt sich die Seele aus dem Leib. Bis hin zur Selbstbefreiung im
Wahnsinn. Davor entblößt er sich. Auch im wahrsten Sinne des Wortes. So wie
Edgar als Tom auf der Heide. Aber auch nackte Tatsachen können zu fake news
werden. Selge gibt zwar mit Inbrunst, hängenden Schultern und zu Berge
stehenden Haaren den großen Scheiternden, den existenziell Enttäuschten.
Doch er führt genau das auch mit Inbrunst vor. Und zwar so, dass man merkt,
wie hier ein allgemein hoch geschätzter Mime eine Rolle nach seinen Maßen
baut. Und wie eine Regisseurin bewährte Theatermittel vorführt. Das reicht
vom gelegentlichen aus der Rolle treten und das Publikum anspielen bis zum
Einsatz der Musik, die Jörg Gollasch für Yuko Suzuki am Klavier, das hinten
in der linken Ecke des Bühnenkastens postiert ist, arrangiert hat. Wer so
immer wieder demonstrativ über das gesprochene Wort hinaus geht, misstraut
am Ende auch dem Text. Ein wenig jedenfalls.

Johannes Schütz hat die Bühne mit einem hellgrauen, zur Rampe hin
angekippten Kasten gefüllt, den man nur von vorn betreten oder verlassen
kann. Für das Reich, das Lear verteilt, wird dort ein Teppich ausgebreitet.
Unter den sich so manches kehren lässt und mit dem - zusammengeknüllt - der
arme Tom auch das Meeresrauschen für seinen geblendeten Vater, den alten
Gloucester imitiert. Die Wände sind Projektionsflächen, wenn auch mal nicht
für Videos, so doch für die Schatten, die Annette ter Meulen allemal
effektvoll mit dem Licht projiziert.

Das auf sechs Männer und drei Frauen reduzierte Personal betritt die Bühne
von der ersten Parkettreihe aus und verlässt sie auch wieder dorthin. Oder
die Akteure bleiben am Rand sitzen, wenn sie gerade nicht dran sind. So als
wäre man in eine Inszenierung von Jürgen Gosch geraten. Bei Karin Beier
wird dieser abstrakte Innen-/Außenraum das Basislager für die imaginierte
Wanderung durch Seelenlandschaften. Inklusive aller Unwetter und
Katastrophen, die sich ereignen.

Er wird aber auch zur Falle. Und zwar immer dann, wenn sich das exzessive
Leidenspathos als solches vorführt, im Überdruck der Mimenvirtuosität
verselbständigt und damit selbst relativiert. Bei Selge passiert das oft,
verhindert anfangs Empathie mit seinem Lear und lässt auch am Ende
Mitgefühl nicht mehr wirklich wachsen. "Mehr Inhalt, weniger Kunst!" würde
Hamlets Mutter vielleicht dazu sagen.

Anders bei Lina Beckmann. Ihr gelingt die geradeaus fühlende, gute und zum
vordergründigen Einschmeicheln auf Kommando unfähige Tochter Cordelia
genauso überzeugend wir ihr Narr. Ihre Spezialität eines mit Menschlichkeit
versetzten Irrsinns macht sie auch hier zu einem Bühnenereignis, dem man
sich nicht entziehen kann. Weil es von Innen kommt und nicht kokett
serviert wird.

Dass Carlo Ljubek und Samuel Weiss im Glitzerfummel und lasziv die beiden
bösen Töchter Goneril und Regan, andererseits Sandra Gerling mit
bubenhaftem Aufsteigerehrgeiz den fiesen Gloucester-Bastard Edmund spielen,
und damit bewusst die Geschlechtergrenzen verwischen, hat schon rein
handwerklich durchaus seinen Reiz. Es bleibt aber als ein Ansatz, der
vermutlich ins Allgemeingültige vordringen und Geschlechterzuschreibungen
erweitern soll, eher eine Behauptung. Und wenn Graf Kent (Matti Krause) als
Statthalter von Moral und Loyalität in schlimmen Zeiten seinem gerechten
Zorn über die beiden Thronerbinnen in einer Kanonade freien Lauf lässt, in
der es von Vokabeln wie "pervers", "degeneriert" und "entartet" nur so
wimmelt, während die beiden Männer als Regan und Goneril aufgeputzt wie
Dragqueens beim Karneval in Rio in der Bühnenlandschaft stehen, dann fragt
man sich, ob das assoziative Risiko, das die Regisseurin damit eingeht,
Sinn macht. Und wenn ja welchen. (Nicht nur böse, sondern auch noch falsch
gepolt, - das kanns ja wohl nicht sein?). Auch die zitierte "konservative
Revolution" oder Anspielungen auf die neurechte Rhetorik gehen hier unter.
Was auch an der Übersetzung von Rainer Iwersen liegen mag, die oft bewusst
Poesie gegen Zeitgeist tauscht und den dann vor sich her trägt.

Der Bühnenkasten beschneidet aber nicht nur manchem Gedanken die Flügel, er
verschluckt leider auch manches Wort. Und das, obwohl Mikroports im Spiel
sind. Wie bei Ernst Stötzners würdigem Grafen von Gloucester. Auch er, wie
sein ganzer Clan, in kurzen Hosen. Am besten kommt damit noch sein Bastard
Edmund klar, dessen pure Bosheit Sandra Gerling oft wie ein Conférencier
pointiert über die Rampe feuert.

Am Ende hat der tanzende und kreischende Edgar das letzte Wort. "Ich, der
Geflüchtete, der Vertriebene, erkenne mich selbst als Vorposten der
Freiheit!" sagt er unter anderem als eine Art Epilog auf der Heide. Das
Publikum applaudiert den Mimen mit mehr Anteilnahme als der Regie. Für die
gibt es auch ein paar Buhs.

Nächste Vorstellungen am 10., 11. und 21. November 2018.
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Anmerkungen


1. Einleitung

Unser gegenwärtiges Weltwirtschaftssystem zeichnet sich durch eine
immense Ressourcenintensität aus. Aktuell beanspruchen die
Produktions- und Konsummuster des globalen Kapitalismus jährlich etwa
 80 Milliarden Tonnen natürlicher Rohstoffe (die üblicherweise
in vier Kategorien unterteilt werden: Biomasse, Mineralien,
fossile Energieträger und Metalle). Monika Dittrich und KollegInnen
beziffern einen nachhaltigen Ressourcenverbrauch in einer Studie
aus dem Jahr 2012 auf jährlich 50 Milliarden Tonnen. Gleichzeitig
schätzt das AutorInnenteam, dass eine Fortführung gegenwärtiger
Akkumulationsmuster bereits 2050 einen Rohstoffbedarf von ca. 180
Milliarden Tonnen im Jahr aufweisen würde (1).

Viele BeobachterInnen fordern deshalb einen Umstieg auf "grünes
 Wachstum". Damit ist die Vorstellung verbunden,
Umweltschäden und Ressourcenverbrauch über politische und
technologische Innovationen bei Beibehaltung kapitalistischer,
wachstumsfokussierter Produktionsverhältnisse hinreichend
reduzieren zu können. Aktuelle Studien - unter anderem der Vereinten
Nationen - zeigen jedoch, dass eine Reduktion des
Ressourcenverbrauchs unter das momentane Level bei gleichzeitiger
Wachstumsausrichtung selbst unter optimistischen Annahmen wie
hohen globalen Kohlenstoff- und Extraktionssteuern sowie
rasanten technologischen Effizienzgewinnen bis zum Jahr 2050 nicht zu
bewerkstelligen ist. Im Gegenteil: Auch in solchen Szenarien ist von
einem weiteren Anstieg des weltweiten Rohstoffbedarfs auszugehen (2).

Neben dem steigenden Verbrauch, der mit immer deutlicher zu
Tage tretenden ökologischen Verwerfungen einhergeht, sind
kapitalistischen Verwertungsprozessen auch chronische Unterschiede
 regionaler Produktions-, Verarbeitungs- und Konsummuster von
Rohstoffen inhärent. Nachdem hochentwickelte, insbesondere
westliche Industrienationen trotz zunehmender Verlagerung
verarbeitender Wirtschaftsbranchen in aufstrebende Schwellenländer
weiterhin überproportional viele Ressourcen - mitunter in
weiterverarbeiteter Form - zur industriellen Produktion sowie zum
Endverbrauch importieren, beschränken sich die Wirtschaftstätigkeiten
 vieler Entwicklungsländer nach wie vor größtenteils auf die
Förderung und den Export von Rohstoffen. Die Verfestigung dieser
Tendenzen ist zu einem nicht unerheblichen Teil auch auf die
weltwirtschaftlichen Entwicklungen seit den 1970er Jahren
zurückzuführen. Die mit der neoliberalen Wende einhergegangene
wirtschaftspolitische Öffnung vieler unterentwickelter Staaten
erschwerte es diesen zunehmend, eine unabhängige Industrialisierung
voranzutreiben. Im Windschatten der USA pochten vor allem auch die
(west-)europäischen Länder auf die Durchsetzung neoliberaler
Spielregeln globaler Handels- und Investitionspolitiken.

Die dadurch initiierten neoliberalen Vergesellschaftungsprozesse
befeuerten in vielen Schwellen- und Entwicklungsländern soziale
Konfliktsituationen. Insbesondere in den exportorientierten
Rohstoffsektoren treten diese oftmals deutlich zu Tage.
Proteste, Demonstrationen und Streiks marginalisierter
ArbeiterInnen und anderer Bevölkerungsgruppen werden dabei nicht
 selten von staatlicher Seite gewaltvoll niedergeschlagen. Dass
staatliche Repression in (semi-)peripheren Ländern dabei jedoch nicht
 losgelöst von politökonomisch vermittelten globalen
Herrschafts- und Machtasymmetrien zugunsten politischer und
wirtschaftlicher Eliten, ja mitunter auch großer Teile der
Mittelschichtsbevölkerungen des globalen Nordens zu verstehen
ist, wird in diesem Zusammenhang oftmals nur unzulänglich
reflektiert. Einen Grund, weshalb diese Relationen häufig nicht weiter
berücksichtigt werden, stellt wohl die Tatsache dar, dass sich
 (westliche) Industrienationen aufgrund fehlender
sicherheitspolitischer Kooperationsprojekte mit den entsprechenden
Entwick lungsländern im öffentlichen Diskurs vermeintlich
glaubhaft von der ausgeübten Gewalt distanzieren können. Die
subtileren Abhängigkeits- und Ausbeutungsverhältnisse der
internationalen politischen Ökonomie, die mitunter blutige
Repressionsbemühungen in der (Semi-)Peripherie bedingen, werden
ausgeblendet.

Ein eindrückliches Beispiel hierfür ist das sogenannte
"Massaker von Marikana" vom 16. August 2012. Marikana ist
eine Ortschaft in einer südafrikanischen Bergbauregion, in der unter
anderem große Mengen an wertvollen Platingruppenmetallen
abgebaut werden. Als am 10. August 2012 MinenarbeiterInnen des
 dort ansässigen südafrikanisch-britischen Bergbaukonzerns Lonmin
in einen "ungeschützten" Streik traten, um gegen niedrige Löhne und
Arbeitsbedingungen zu protestieren, schoss die südafrikanische
Polizei nach mehreren Tagen gewaltvoller Auseinandersetzungen am
 16. August 2012 insgesamt 34 streikende ArbeiterInnen nieder.
Innerhalb Europas, das der wichtigste Importeur südafrikanischer
 Rohstoffexporte ist, wurde das Ereignis in der nachfolgenden
Berichterstattung lange Zeit als das Ergebnis rein
innergesellschaftlicher Problemlagen Südafrikas interpretiert.
Dass die extraktiven neoliberalisierten Wirtschaftsstrukturen
sowie die damit einhergehenden sozialen Verwerfungen in
Südafrika auch Folge weltwirtschaftlicher Strukturzwänge sind,
fand im öffentlichen Diskurs wenig Raum. So ließen sich beispielsweise
in der deutschen Berichterstattung zunächst keine Hinweise darauf
finden, dass der deutsche Chemiekonzern BASF zum Zeitpunkt des
Massakers kaufkräftigster Kunde des Bergbauunternehmens Lonmin war.

In der vorliegenden Arbeit soll nun der bereits skizzierte
Zusammenhang zwischen neoliberalem Extraktivismus, ungleicher und
abhängiger globaler Entwicklungspfade und der Externalisierung von
Gewalt in rohstoffreiche Schwellen- und Entwicklungsländer am
Beispiel der Relation zwischen dem Massaker von Marikana und der
europäischen Handels- und Rohstoffpolitik näher ausgeführt
werden. Dazu werden zunächst der historische Kontext und die
spezifischen Charakteristika der extraktivistischen Neoliberalisierung
 der Weltwirtschaft in den letzten Jahrzehnten beleuchtet.
Inwiefern die Europäische Union als eine maßgebliche
Profiteurin dieser ungleichen Entwicklungen mittels ihrer
aktuellen Handels- und Rohstoffpolitik dazu beiträgt, dass
(semi-)periphere Länder auch weiterhin in ihren
Abhängigkeitsverhältnissen verhaftet bleiben, soll im daran
anschließenden Kapitel dargestellt werden. Darauf folgt ein
Abschnitt zu den historischen Umständen der Neoliberalisierung
Südafrikas seit dem Ende der Apartheid sowie der Bedeutung
südafrikanischer Rohstoffexporte für die Europäische Union. Im
anschließenden Kapitel wird der Zusammenhang zwischen neoliberalem
Extraktivismus und gewaltförmiger Repression in der (Semi-)Peripherie
erörtert. Dieser Zusammenhang wird daraufhin am Beispiel der
Remilitarisierung Südafrikas seit Anfang der 2000er Jahre sowie
 des vorläufigen Höhepunkts dieser Entwicklung beim Massaker von
 Marikana im August 2012 veranschaulicht. Die Arbeit schließt
mit einem Fazit.


2. Neoliberaler Extraktivismus


2.1. Die neoliberale Wende

Die unmittelbar nach dem Ende des 2. Weltkrieges verfolgte
Wirtschafts- und Außenpolitik westlicher kapitalistischer Demokratien
war maßgeblich durch den zu dieser Zeit vorherrschenden
Klassenkompromiss zwischen Kapital und Arbeit geprägt. Aufgrund
der noch lebhaften Erinnerungen an die verheerenden Folgen der
Weltwirtschaftskrise sowie die Schrecken des Krieges verständigte man
 sich auf eine internationale Nachkriegsarchitektur, die
vergangene Exzesse kapitalistischer Akkumulationsdynamiken und
interimperialistischer Rivalitäten in Zukunft verhindern sollte
(3).

Dies schien auch vor allem vor dem Hintergrund der sich
abzeichnenden Systemkonkurrenz zwischen dem von den USA dominierten
kapitalistischen Westen und dem staatskommunistischen Osten unter
der Führung der Sowjetunion geboten zu sein, um politische
Auseinandersetzungen zumindest ein Stück weit über supranational
institutionalisierte Rahmenbedingungen zu regulieren. Zu diesem
Zweck wurden eine Reihe von internationalen Organisationen
geschaffen: darunter die Vereinten Nationen sowie die
Bretton-Woods-Organisationen Weltbank und Internationaler
Währungsfonds (IWF). Der zwischenstaatliche Handel war in ein
währungspolitisches Regime fester Wechselkurse unter der Dominanz des
durch Gold gedeckten US-Dollars eingebunden. In diesem Rahmen
war es möglich, ja sogar nötig, transnationale Kapitalströme
streng zu regulieren, was eine gewisse nationale Unabhängigkeit
 sozial- und wirtschaftspolitischer Entscheidungen zuließ.
Infolgedessen verfolgten die meisten westlichen Industrienationen
nachfrageseitige keynesianische Wirtschaftspolitiken, die eine
starke Ausrichtung auf Vollbeschäftigung, Wirtschaftswachstum und
 sozialem Ausgleich erkennen ließen.

Ende der 1960er Jahre stürzte dieses Akkumulationsregime jedoch
 in eine tiefe Krise (4). Arbeitslosigkeit und
Inflationsratenstiegen rasant an. Gleichzeitig brachen weltweit die
Wachstumsraten ein. Aufgrund dieses spezifischen
Charakteristikums - galoppierende Inflation bei stagnierendem
Wachstum - wird zur Beschreibung dieses wirtschaftshistorischen
Einschnitts heute auch der Begriff der "Stagflationskrise" benutzt.
Die Symptome der Krise sollten jedoch nicht mit dem eigentlichen Grund
dieser verwechselt werden: Die tiefer liegende Ursache der Stagflation
war eine Krise der Profitabilität (5). Nach keynesianischer Lesart
sollte in Zeiten wirtschaftlicher Rezession eine expansive
Fiskalpolitik dazu beitragen, privatwirtschaftliche Innovationen
und damit Wachstumsimpulse auszulösen. Da bei tendenziell
sinkenden Profitraten allerdings auch die
Reinvestitionsmöglichkeiten privater Unternehmen geschmälert werden,
kann eine allzu freigiebige Fiskalpolitik dazu führen, dass
überschüssige Kaufkraft inflationär wirkt. Bei weiterhin
stagnierendem Wirtschaftswachstum folgen daraus die typischen
Merkmale der Stagflationskrise: hohe Arbeitslosigkeit bei
gleichzeitiger Inflationssteigerung.

Ferner trug auch das während des Vietnamkriegs massiv angestiegene
Außenhandelsdefizit der USA und der damit einhergehende
Abwertungsdruck auf den US-Dollar dazu bei, dass dessen fixe
Goldkonvertibilität zunehmend in Frage gestellt wurde. Dieser
Umstand mündete letztendlich in der unilateralen Aufhebung des
Goldstandards seitens der USA im Jahr 1971 und dem Übergang zu einem
internationalen System flexibler Wechselkurse. In den darauf folgenden
Jahren setzte sich im Verlauf anfangs stark umkämpfter
Auseinandersetzungen um mögliche wirtschaftspolitische Alternativen
eine politökonomische Praxis durch, die heute von vielen (insbesondere
kritischen) BeobachterInnen als Neoliberalismus bezeichnet wird (6).

Der Neoliberalismus beschreibt dabei ein Wirtschaftssystem, das
spätestens mit dem Zerfall der Sowjetunion und der kapitalistischen
Umstrukturierung der daraus hervorgehenden postsozialistischen
Staaten globale Hegemonie erreicht hat und diese zumindest in
westlichen Industrienationen 7 trotz der in Folge der
Weltwirtschaftskrise im Jahr 2007/8 vielerorts wiederaufkommenden
 Fundamentalkritik an neoliberal-kapitalistischen Verwerfungen
weiterhin aufrecht erhält. Die zentralen Merkmale neoliberaler
Politik leiten sich von einer Ideologie universaler
Nützlichkeit freier Marktprozesse ab (8). Demnach ist
menschlichem Wohlstand und gesellschaftlicher Prosperität
bestmöglich dadurch gedient, dass individuelles Unternehmertum
und der dafür erforderliche institutionelle Rahmen privater
Eigentumsrechte, offener Märkte und Handelsbeziehungen gefördert
werden (9). Die konkreten Folgen dieser Weltanschauung waren
weitreichende Deregulierungen von Güter- und Dienstleistungs-, Arbeits-
 sowie Kapitalmärkten, Privatisierungen ehemaliger
Staatsunternehmen (mitunter auch in Schlüsselindustrien) und die
 Senkung internationaler Handels- und Investitionshemmnisse. Der
Staat sollte nunmehr lediglich dafür sorgen, dass günstige
Rahmenbedingungen privatwirtschaftlicher Akkumulation gewährleistet
werden und interventionistische Industrie- und Fiskalpolitiken
möglichst unterlassen. Dies ging einher mit einer angebotsseitigen
Wirtschaftspolitik, die über den Weg unternehmensfreundlicher Anreize
 wie Steuersenkungen gesamtgesellschaftliche Entwicklungsimpulse
zu setzen versuchte. Oberste Priorität staatlicher Geldpolitik
war nun die frühzeitige Unterbindung inflationärer Schübe.

Die neoliberale Wende bewirkte eine signifikante Stärkung des
(transnational ausgerichteten) Kapitals, was sich nicht zuletzt in der
Erholung der Nettoprofitabilität US-amerikanischer Firmen niederschlug
(10). Dies ist u.a. darauf zurückzuführen, dass die
umfassenden Liberalisierungen globaler Kapitalströme multinational
 tätigen Unternehmen die Möglichkeit gaben, weltweit
unterschiedliche Lohnniveaus (11) und Produktionsbedingungen
auszunutzen und damit Staaten über die Androhung von
Produktionsverlagerungen oder Investitionsstreiks dazu zu
veranlassen, in einen internationalen Standortwettbewerb zueinander zu
treten.

Die neoliberale Globalisierung vereinnahmte in den 1980er und
insbesondere seit den 1990er Jahren auch zunehmend Entwicklungs- und
Schwellenländer. Viele davon mussten sich aufgrund von
Schuldenkrisen dem Diktat des IWF beugen und ihre nationalen
Ökonomien im Rahmen von Strukturanpassungsprogrammen nach
neoliberalen Maßstäben umstrukturieren. Entgegen orthodoxen Dogmen,
vor allem der prominenten Freihandelstheorie komparativer
Kostenvorteile des Ökonomen David Ricardo, wonach ein
liberalisierter Handel im Interesse aller Staaten - egal welches
Entwicklungsstandes - ist, zeigte die Realität ein anderes Bild
(12). So stieg das Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf in
Südamerika und der Karibik zwischen 1960 und 1980, als die
meisten Länder dieser Region eine importsubstituierende,
vergleichsweise protektionistische Wirtschaftspolitik verfolgten, noch
um 75%, während es in den darauf folgenden zwei Dekaden neoliberaler
 Umstrukturierung um lediglich 7% zunahm. In Afrika ließ sich
Ähnliches - wenn auch weitaus dramatischer - beobachten: Die erste
 Periode verzeichnete einen Anstieg des BIP pro Kopf um 34%. In der
zweiten Periode kehrte sich dieser positive Trend um und es folgte ein
Abfall des Pro-Kopf-BIP um 15% (13). Diejenigen Entwicklungs- und
Schwellenländer, welchen es zu dieser Zeit gelang, der
Unterentwicklung erfolgreich zu entkommen, taten dies größtenteils,
indem sie sich explizit nicht an neoliberalen Dogmen orientierten
(14). Letztendlich bewirkten die ersten beiden Jahrzehnte
neoliberaler Politik einen enormen Anstieg globaler
Ungleichheit: Besaßen die reichsten Nationen der Welt 1980 noch ein
Medianeinkommen, das das 77-fache der ärmsten Länder betrug, so hatte
sich diese ohnehin schon immense Ungleichheit 1999 auf das
122-fache erhöht (15).

Die neoliberale Umgestaltung des globalen Kapitalismus hat
demnach die geographisch stets ungleichen Entwicklungsdynamiken
kapitalistischer Akkumulation weiter polarisiert. Primärer
Profiteure dieser Entwicklung waren und sind die bereits
industrialisierten (vor allem westlichen) Länder (16) und deren
 (transnationale) Kapitalfraktionen. Die Abschaffung bis dato
ausgeprägter Handels- und Investitionshemmnisse in vielen
unterentwickelten Ländern ermöglichte u.a. die Erschließung
neuer Absatzmärkte (über Exporte oder Direktinvestitionen), die
Ausbeutung billiger Arbeitskräfte durch Produktionsverlagerungen sowie
die Aneignung günstiger Rohstoffe (über Importe und
Direktinvestitionen). Die PolitikwissenschaftlerInnen Utsa und
Prabhat Patnaik weisen darauf hin, dass die neoliberale Eingliederung
von rohstoffexportierenden Entwicklungsländern in einen von
Machtasymmetrien geprägten Weltmarkt dazu beigetragen hat, dass die
BewohnerInnen dieser Länder aufgrund der konstant niedrigen Löhne
(17) keine Möglichkeit haben, die eigenen Rohstoffe kaufkräftig
nachzufragen, was einer Rohstoffpreisinflation entgegenwirkt und somit
zur Stabilität internationaler Zahlungsmittel beiträgt sowie billige
Exportrohstoffe gewährleistet: beides im Sinne kapitalistischer
Metropolen (18).


2.2. Mechanismen neoliberaler Rohstoffaneignung

Nachdem freihandelspolitische Maßnahmen eine unabhängige
Industrialisierung von unterentwickelten rohstoffexportierenden
Ländern immens erschweren, da ohne protektionistische
Vorkehrungen lokale im Entstehen begriffene Industrien auf dem
Weltmarkt gegenüber hocheffizienten, kapitalintensiven
Konkurrenzunternehmen nicht bestehen können, werben viele
Entwicklungsländer stattdessen um ausländische Direktinvestitionen, um
die eigene Wirtschaft zu modernisieren. Diese können im besten Falle
Arbeitsplätze vor Ort schaffen, Wissenstransfers auslösen und
lokale vor- oder nachgelagerte Industrien fördern. In vielen
Entwicklungsländern lassen sich derartige positive
Synergieeffekte jedoch nicht beobachten. So konnten
beispielweise afrikanische Staaten bislang nur sehr
eingeschränkt ausländische Direktinvestitionen anziehen, die eine
 förderliche Wirkung auf Diversifikationsbemühungen hatten.
Vielmehr fließt nach wie vor der Großteil der Investitionen in
 den extraktiven Sektor (19). Dabei ist gerade diese
Investitionsform problematisch, da sie oftmals nur unzureichende
 Technologietransfers bewirkt, im Rahmen von Sondersteuerabkommen
 geringe Steuereinkünfte generiert, wenig lokale Arbeitsplätze
schafft und mitunter auch mit Umweltbelastungen und
Menschenrechtsverletzungen assoziiert ist (20). Des Weiteren gibt es
einige Belege dafür, dass ausländische Direktinvestitionen eher Folge
von Wirtschaftswachstum sind, als dieses zu verursachen (21).

Vieles deutet also darauf hin, dass eine neoliberale Handels- und
Investitionspolitik die Unterentwicklung rohstoffexportierender
armer Länder perpetuiert, ja sogar verstärkt. Demnach sollte es nicht
verwundern, dass heute immer noch für zwei Drittel der Länder
 des Globalen Südens - darunter praktisch alle Staaten des
subsaharischen Afrikas - Rohstoffe die Hauptexportgüter
darstellen (22). Dabei hat die Liberalisierung internationaler
Wirtschaftsbeziehungen den Zugriff auf natürliche Ressourcen von
 Entwicklungsländern stark intensiviert. So stieg beispielsweise
Afrikas physisches Rohstoffhandelsvolumen zwischen 1980 und 2008 von
etwa 260 Millionen auf 506 Millionen Tonnen an (23). Dieser
Trend ist auch auf globaler Ebene zu beobachten: In den vier Dekaden
nach 1970 hat sich der weltweite Handel mit Rohstoffen vervierfacht
und lag 2010 bei über 10 Milliarden Tonnen (24). Damit stieg das
internationale Handelsvolumen schneller an als die diesem
zugrundeliegenden Extraktionsmengen, die sich im gleichen
Zeitraum von 22 Milliarden auf 70 Milliarden Tonnen verdreifachten
(25). Da sich die Weltbevölkerung in dieser Periode knapp
verdoppelte, impliziert dies einen signifikanten Pro-Kopf-Anstieg an
extrahierten und gehandelten Rohstoffen. Der letztendliche Konsum
dieser Rohstoffe fällt allerdings aufgrund der asymmetrischen
neoliberal-kapitalistischen Akkumulations- und Distributionsdynamiken
höchst ungleich aus. Der jährliche Pro-Kopf-Konsum lag im Jahr 2010 in
den Regionen Asien und Pazifik, Lateinamerika und der Karibik sowie
Westasien zwischen 9 und 10 Tonnen. Europa und Nordamerika
verzeichneten mit jeweils etwa 20 und 25 Tonnen den höchsten
Verbrauch. Die BewohnerInnen der Länder Osteuropas, des Kaukasus und
Mittelasiens konsumierten pro Kopf circa 7,5 Tonnen. Afrika lag bei
lediglich knapp 3 Tonnen (26). Es ist davon auszugehen, dass
der Ressourcenkonsum auch innerhalb der Regionen und deren jeweiligen
Ländern sehr ungleich verteilt ist. Inwiefern die Europäische Union
dazu beiträgt, dass sich dieses Verteilungsmuster auch in Zukunft
in ihrem Sinne entwickelt, wird im folgenden Kapitel näher
untersucht.


3. Die Handels- und Rohstoffpolitik der Europäischen
Union

Europa ist der größte Nettorohstoffimporteur (nach Gewicht) der Welt
(27). Insgesamt zwei Drittel aller EU-Importe entfallen auf
Rohstoffe, Halbfabrikate und Komponenten (28). Im Jahr 2013
importierte die EU allein Rohstoffe im Wert von 410
Milliarden Euro (29). Nachdem die EU die heimische Nachfrage
nach vielen Industriemineralien durch eigene
Produktionsstätten decken kann (30), sind es insbesondere
energetische Rohstoffe (Erdöl und -gas) sowie einige wichtige
Metalle, die importiert werden müssen. Eine Vielzahl
kapitalintensiver europäischer Industriesektoren ist darauf
angewiesen, dass diese Bestandteile kostengünstig geliefert werden
können. Dabei konzentriert sich der Großteil des Bedarfs an
Rohstoffimporten in wenigen wirtschaftsstarken Ländern. Deutschland
ist hier mit mehr als der Hälfte der Nettoimporte sicherlich
der relevanteste Industriestandort. Weitere wichtige
Destinationen sind Italien, Großbritannien, Belgien und Spanien
(31).

Da in den 1970er Jahren aufgrund eines chronischen Überangebots auf
den Weltmärkten eine lange Phase vergleichsweise niedriger
Rohstoffpreise einsetzte, die bis zur Jahrtausendwende andauerte,
sahen die meisten Industrienationen keinen Anlass, ihren
Importhandel rohstoffpolitisch zu flankieren. Dies änderte sich
jedoch, als 2003 ein anhaltender Rohstoffboom vielerorts die
Befürchtung aufkommen ließ, dass - auch vor dem Hintergrund neuer
rohstoffimportierender Rivalen wie China - eine zukünftige Versorgung
mit kostengünstigen Ressourcen gefährdet sein könnte (32). Um die
Politik dazu zu veranlassen, Maßnahmen zur effektiven
Vorbeugung dieser Gefahr einzuleiten, starteten zur selben Zeit
 einige europäische Industrieverbände koordinierte Lobbykampagnen
(33). 2003 entwickelte Eurometaux, der Verband der europäischen
Nichteisen-Metallindustrie, einen auf zwei Jahre ausgelegten
Aktionsplan zur Bewusstseins- und Allianzbildung auf EU- und
nationaler Ebene, um auf 'Verzerrungen' beim Zugang zu Rohstoffen
aufmerksam zu machen. Zwei Jahre darauf reichte der Verband Vorschläge
für WTO-Verhandlungen über neue Vorschriften für Ausfuhrsteuern
ein. Gleichzeitig beriet dieser die Generaldirektion Handel und
 die Generaldirektion Unternehmen zu Themen wie
Ausfuhrbeschränkungen und anderen 'Wettbewerbsverzerrungen' (34).
Auch der größte ArbeitgeberInnenverband Europas BusinessEurope
 (ehemals UNICE) versuchte u.a. über mehrere Positionspapiere, die
EU zu einem energischeren Vorgehen gegen rohstoffbezogene
'Handelsbeschränkungen' von Drittstaaten zu bewegen (35).
Auch aufgrund der Auswirkungen der intensiven
Lobbyarbeit der deutschen Wirtschaft, insbesondere des
Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI), auf die deutsche
 Bundesregierung (36) kulminierten diese Bemühungen im
Jahr 2008 letztendlich in der Verabschiedung der
EU-Rohstoffinitiative (37).

In diesem Strategiepapier sowie einer Reihe weiterer in den
darauf folgenden Jahren veröffentlichter Anschlussberichte (38)
übernimmt die Europäische Kommission weite Teile der von der
europäischen Industrie zuvor formulierten Problemanalyse. So
warnt das Dokument nicht nur vor den aufgrund ansteigender
Rohstoffpreise drohenden Zulieferungsengpässen und negativen
wirtschaftlichen Entwicklungen, sondern kritisiert vor allem die
zunehmenden Exportrestriktionen und andere "wettbewerbsverzerrende"
Maßnahmen von Schwellen- und Entwicklungsländern - insbesondere
Russland und China -, die damit versuchen, ihre weiterverarbeitenden
Industrien zu stärken. Auch die expandierenden, rohstoffpolitisch
relevanten Handels- und Investitionsbeziehungen dieser Länder mit
geopolitisch und geoökonomisch umkämpften Regionen z.B. in Afrika
sieht die Europäische Kommission als potentielle Bedrohung. Vor
diesem Hintergrund identifiziert die Initiative drei grundlegende
Säulen einer zukünftigen EU-Rohstoffpolitik: erstens die Verbesserung
des Zugangs zu Rohstoffen auf den Weltmärkten für europäische
Unternehmen, zweitens eine optimierte Versorgung mit Rohstoffen
aus europäischen Quellen und drittens die Steigerung der
Ressourceneffizienz über technologische Innovationen (insbesondere
beim Recycling) (39). Die erste Säule ist nicht nur im
Zusammenhang
der vorliegenden Arbeit, sondern auch im Rahmen der Rohstoffinitiative
selbst die relevanteste. Sie nimmt den weitaus größten Umfang
innerhalb der Strategie ein und weist die meisten Unterkapitel auf.
Unter dem Stichwort "aktive Rohstoffdiplomatie" plädiert die
Europäische Kommission dabei für den koordinierten Einsatz des
gesamten außenpolitischen Instrumentariums (Außenbeziehungen,
Handel, Entwicklung, Sicherheit etc.) der EU zur Absicherung
eines ungehinderten Ressourcenzugangs.

Um eine langfristige Planungsfähigkeit hinsichtlich der
Versorgungssicherheit einzelner Rohstoffe gewährleisten zu
können, sieht die Initiative zudem vor, in regelmäßigen
Abständen Listen kritischer Rohstoffe zu erarbeiten. Die
Kritikalität eines Rohstoffes wird dabei mithilfe einer stetig
weiterentwickelten Methodik anhand der Parameter wirtschaftliche
Bedeutung und Versorgungsrisiko beurteilt. Die Liste wird mindestens
alle drei Jahre überarbeitet und liegt seit 2017 in ihrer aktuellen
Version vor (40). Zählte die erste Liste aus dem Jahr 2011 noch 14
kritische Rohstoffe, so stieg die Anzahl dieser mit jeder weiteren
Überarbeitung an: 2014 wurden 20 Rohstoffe als kritisch erachtet, 2017
erweiterte sich die Liste nochmals auf 27 (41).

Obwohl die Europäische Kommission zur Durchsetzung eines
ungehinderten Zugriffs auf kritische und andere Rohstoffe einen
 ressortübergreifenden Ansatz verfolgt, fokussiert der
Schwerpunkt dieser Strategie auf außenwirtschaftspolitische
Maßnahmen. Dies ist wenig verwunderlich, stellt doch der
Außenhandelskomplex den ältesten und am stärksten vergemeinschafteten
Politikbereich der Europäischen Union dar und damit den
"eigentliche[n] Kern ihres Außenhandelns" (42) - auch wenn die
europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik in jüngster Zeit
mehr und mehr an Bedeutung zu gewinnen scheint. Insbesondere seit
der Veröffentlichung der Handelsstrategie "Global Europe" (43)
im Jahr 2006 berücksichtigen außenwirtschaftspolitische Dokumente der
EU auch vermehrt rohstoffpolitische Handelsaspekte (44). Auch hier
räumt die Europäische Kommission europäischen Unternehmen eine
prominente Stellung im Konsultationsprozess ein: "Die Unternehmen
haben klar zum Ausdruck gebracht, dass sie aktiver an der
Beseitigung von Hemmnissen mitwirken wollen. Die Kommission
hält es daher für sinnvoll, sich häufiger mit den europäischen
Unternehmen und den Mitgliedsstaaten zu trilateralen Gesprächen zu
 treffen und schlägt hierfür die Einrichtung eines eigenen Forums
vor" (45). Der privilegierte Einfluss europäischer Kapitalinteressen
auf die (Außen-) Wirtschaftspolitik der EU zeigte sich auch in den
1980er/1990er Jahren, als primär transnational orientierte
Kapitalfraktionen in Form des European Round Table of
Industrialists (ERT), einer Lobbyorganisation von rund 50 der
größten europäischen multinationalen Unternehmen, den
aufkommenden Diskurs um die Notwendigkeit internationaler
"Wettbewerbsfähigkeit" der EU und die dafür erforderlichen
neoliberalen Politiken maßgeblich in ihrem Sinne beeinflussen
konnten (46).

Die neoliberale Ausrichtung der EU-Außenwirtschaftspolitik
besteht auch heute noch, wie nicht zuletzt der handels- und
investitionsliberalisierende Ansatz der Rohstoffinitiative
aufzeigt. Dabei konzentriert sich die EU aufgrund der
Stagnation multilateraler Verhandlungen in der
Welthandelsorganisation (WTO) seit geraumer Zeit vermehrt auf
bilaterale Abkommen. Der Abbau von rohstoffrelevanten
Exportrestriktionen ist wichtiger Bestandteil in all diesen Verträgen.
Bislang hat die EU eine Reihe von Abkommen mit rohstoffreichen
Ländern und Regionen (z.B. Südkorea, Vietnam, Kolumbien, Peru und
Zentralamerika) geschlossen oder befindet sich noch in Verhandlungen
(z.B. mit Australien, Malaysia, Thailand, Indonesien und
Mercosur). Zudem wurden mit einigen europäischen rohstoffreichen
 Ländern (Georgien, Armenien und Ukraine) Assoziationsabkommen
vereinbart (47). Auch die Verhandlungen zu den
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA) mit den AKP-Staaten, eine
Gruppe von 79 Entwicklungsländern aus Afrika, Karibik und dem Pazifik -
 viele davon ehemalige europäische Kolonien -, sind in diesem Kontext
zu betrachten, da die EU - teilweise unter dem Einsatz erheblicher
Druckmittel - versucht, diese Länder rohstoff- und
handelspolitisch zu öffnen. Dies kritisierte auch der ehemalige
 stellvertretende Generaldirektor der WTO Ablassé Ouédraogo, als
er 2010 feststellte: "Nach sieben Jahren vergeblicher Diskussionen
versucht Europa nun, die [WPA] mit Zwang statt Dialog durchzusetzen.
Wenn die Abkommen in ihrer derzeitigen Form endgültig in
Kraft treten würden, würden sie den AKP-Staaten die wichtigsten
politischen Instrumente, die sie für ihre Entwicklung benötigten,
verwehren. Das Ergebnis stünde im völligen Widerspruch zu den
ursprünglichen Zielen, darunter die Förderung der regionalen
Integration und die Bekämpfung der Armut. Die Länder würden gehindert,
ihre Produktion zu diversifizieren und sich aus der Abhängigkeit
von einigen wenigen Exportgütern zu befreien" (48). Das erste
afrikanische WPA wurde 2016 mit der Entwicklungsgemeinschaft des
südlichen Afrika (englisch: Southern African Development Community;
SADC) geschlossen, der u.a. auch Südafrika angehört. Bevor jedoch
darauf sowie die Handelsbeziehungen zwischen der EU und
Südafrika näher eingegangen wird, soll im Folgenden zunächst
der Neoliberalisierungsprozess Südafrikas und dessen Auswirkungen
 auf die gegenwärtige Situation des Landes dargestellt werden.


4. Südafrika und der Handel mit der Europäischen 
Union 



4.1. Die Neoliberalisierung Südafrikas

Am 26. April 1994 wurden die ersten freien und demokratischen Wahlen
in der Geschichte Südafrikas abgehalten. Der Afrikanische
Nationalkongress (englisch: African National Congress; ANC), eine
politische Partei, die aufgrund ihres aktiven Engagements in der
Anti-Apartheidbewegung bereits in der Vergangenheit weite Teile der
schwarzen südafrikanischen Bevölkerung für sich gewinnen konnte,
ging dabei als klarer Wahlsieger hervor. Am 10. Mai folgte
die Vereidigung von Nelson Mandela, der zuvor wegen seines
politischen Aktivismus 27 Jahre vom Apartheidregime inhaftiert worden
war, als Staatspräsident. Nicht nur in Südafrika setzten Menschen
immense Hoffnungen in den dadurch in Aussicht gestellten
Demokratisierungsprozess. Doch obwohl dieser bedeutsame politische
und verfassungsrechtliche Verbesserungen mit sich brachte,
blieben die erwarteten positiven sozioökonomischen
Transformationen weitgehend aus. "Viele der einstigen
Hoffnungen, die mit dem Jahr 1994 assoziiert wurden, sind bis heute
[...] für eine Mehrheit der Bevölkerung nicht Realität geworden" (49).

Dieser Umstand ist zu einem nicht unerheblichen Teil auf die
letzten Jahrzehnte neoliberaler Politik des ANC (50) zurückzuführen.
So gab es zwar seit dem Ende der Apartheid mitunter auch weitreichende
 sozialstaatliche Reformen, allerdings konnten diese
Errungenschaften im Kontext der südafrikanischen
Wirtschaftspolitik keine fundamentalen Verbesserungen im Bereich
der Armutsbekämpfung, der sozialen Ungleichheit sowie der
Arbeitslosigkeit bewirken. Dabei gab es viele Anhaltspunkte,
die hoffen ließen, dass der ANC eine gerechtigkeitsorientierte Politik
 verfolgen würde. So forderte beispielsweise die Freiheitscharta
aus dem Jahr 1955 (englisch: Freedom Charter), der wohl berühmteste
konzeptionelle Gegenentwurf zur Apartheidgesellschaft, neben
Bekenntnissen zu Demokratie, Gleichberechtigung und der Achtung von
Menschenrechten auch radikale wirtschaftspolitische Maßnahmen wie
die teilweise Nationalisierung/Kollektivierung von
Schlüsselindustrien, Banken und Bodenschätzen. Obwohl die Charta
eine herausragende Stellung innerhalb der Geschichte des ANC einnimmt,
setzten sich ab 1994 letztlich andere Vorstellungen durch.

Der ehemalige Kabinettsminister Ronnie Kasrils datiert den
entscheidenden Moment der neoliberalen Wende Südafrikas auf den
Vorabend der ersten demokratischen Wahlen, als die ANC-Führungsriege
einen IWF-Kredit zur Abzahlung der Schulden des Apartheidregimes
annahm - gepaart mit den obligatorischen Strukturanpassungen (51).
Kasrils schlussfolgert dazu: "Zwischen 1991 und 1996 entbrannte
ein Kampf um die Seele des ANC, der letztendlich von der Macht der
Unternehmen gewonnen wurde: Wir wurden von der neoliberalen
Ökonomie vereinnahmt - oder, wie heute einige beklagen, wir 'haben
unsere Bevölkerung den Bach runtergehen lassen'" (52). Im Jahr
1996 verabschiedete der ANC unter der Präsidentschaft Mandelas die
makroökonomische Strategie "Growth, Employment and
Redistribution" (GEAR), deren neoliberale Orthodoxie fortan
richtungsweisend sein sollte (53).

Diese Entwicklungen blieben natürlich nicht ohne Folgen für
die südafrikanische Wirtschaft, deren zentrales Element traditionell
der Bergbausektor ist. In diesem Zusammenhang sprechen einige
Autoren auch von einem mineralisch-energetischen Komplex (englisch:
Minerals-Energy Complex; MEC) (54) , der für die weitläufigen
Abhängigkeitsverhältnisse vieler Zulieferer- und
Versorgungsindustrien zu den südafrikanischen Bergbaukonglomeraten
steht (55). Der Bergbausektor an sich hat dabei in den letzten
Jahrzehnten viele Veränderungen erfahren. Zunächst ist sein
relativer Anteil am südafrikanischen BIP stetig gesunken: 1980
lag dieser noch bei 22,2%, 2014 nur noch bei 7,6% (56). Der Beitrag
von Bergbauprodukten und (leicht verarbeiteten) Mineralien zur
Gesamtheit an exportierten Gütern ist allerdings mit 40,1%
nach wie vor hoch (57). Was die Zusammensetzung der
geförderten Bergbauprodukte betrifft, so lässt sich ein
relativer Bedeutungsverlust von Gold zugunsten von Metallen der
Platingruppe feststellen (58).

Im Zuge der zunehmenden Liberalisierung der südafrikanischen
Wirtschaft entschieden sich viele der großen nationalen
Bergbauunternehmen (die prominentesten darunter sind wohl Anglo
American und Gencor), ihren Hauptsitz und ihre Börsennotierung
ins Ausland zu verlagern. Wurde anfangs noch argumentiert,
dies würde aufgrund der günstigeren Positionierung auf den
(Kapital-)Märkten auch Südafrikas Wirtschaft zugutekommen, zeigte
 sich bald ein gegenteiliger Effekt. Die globalisierten Konzerne
stellten von nun an ihre internationalen Profitinteressen offener
über diejenigen der südafrikanischen Bevölkerung. Die Folgen
waren massive Desinvestitionen aus dem Bergbausektor,
einhergehend mit dem Verlust finanzieller und technologischer
Kapazitäten (59). Auch generell lässt sich feststellen, dass
ehemals nationale Unternehmen nach ihrer Auslandsverlagerung keine
höheren Direktinvestitionsraten aufweisen. Vielmehr übersteigen die
 Direktinvestitionen im Ausland kontinuierlich diejenigen im
südafrikanischen Inland, welche zudem, statt produktive Tätigkeiten
zu fördern, vermehrt auf den Erwerb von Finanzanlagen unter der
Kontrolle der Bergbaukonglomerate gerichtet sind (60).

Trotz des relativen Bedeutungsverlusts des Bergbausektors bleibt
die südafrikanische Wirtschaft weiterhin von den großen
Wirtschaftskonglomeraten des MEC bestimmt (61). Aufgrund der
neoliberalen Wirtschaftspolitik nach dem Ende der Apartheid ist diese
auch zunehmend in die transnationalisierten
Akkumulationsdynamiken des globalen Kapitalismus integriert, was
u.a. in massiver Kapitalflucht resultiert (62). Da der ANC trotz
anders lautender Rhetorik (63) keine Politik inklusiver
Entwicklung verfolgt, sondern vielmehr neoliberale Orthodoxie,
ist es nicht verwunderlich, dass große Teile der südafrikanischen
Bevölkerung nach wie vor unter ärmsten Bedingungen leben. So ist die
Situation vieler EinwohnerInnen mit den Lebensumständen in
weitaus ärmeren subsaharischen Staaten vergleichbar, obwohl
Südafrika zu den Ländern mit gehobenem mittleren Einkommen zählt. Dies
ist maßgeblich auf die immense soziale Ungleichheit in Südafrika
zurückzuführen, die seit 1994 weiter angestiegen und
mittlerweile die höchste der Welt ist (64). Auch die
Arbeitslosigkeit stieg mit dem Ende der Apartheid an und
liegt nach offiziellen Zahlen aktuell bei 24,5%, kalkuliert man
Erwerblose, die nicht auf der Suche nach Arbeit sind, mit
ein, ergibt sich eine Quote von 33,8% (65). Vor diesem
Hintergrund ist es wenig verwunderlich, dass das - vergleichsweise
niedrige - südafrikanische Wirtschaftswachstum der letzten zwei
Jahrzehnte nicht etwa zu einem Absinken der Armut beitrug, sondern
diese sogar vertiefte. So lebten zwischen 2007 und 2012 13,77% der
südafrikanischen Bevölkerung von 1,25 Dollar oder weniger pro
Tag, während 31,33% mit 2 Dollar oder weniger pro Tag auskommen
mussten (66).


4.2. Südafrikas Handelsbeziehungen mit der
Europäischen Union

Diese und andere sozioökonomische Missstände werden wohl auch in
absehbarer Zukunft nicht behoben werden, da der ANC weiterhin eine
Politik neoliberaler Weltmarktintegration verfolgt, wie nicht
zuletzt das seit 2016 angewandte
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zwischen Südafrika und fünf weiteren
Ländern (67) der Entwicklungsgemeinschaft des südlichen Afrika
auf der einen und der Europäischen Union auf der anderen Seite
verdeutlicht (68). Das WPA ergänzt dabei das seit 2004 bestehende
Abkommen über Handel, Entwicklung und Zusammenarbeit (englisch:
Trade, Development and Cooperation Agreement; TDCA) zwischen der
EU und Südafrika, indem es weitere Liberalisierungen der
Handelsbeziehungen vorsieht. So legt das WPA fest, dass
Südafrika fortan 84,9% seiner Zolllinien vollständig und 12,9%
teilweise für EU-Importe liberalisiert, während die EU 94,9% ihrer
Linien vollständig und 3,2% teilweise für sudafrikanische Importe
öffnet (69). Außerdem dürfen beide Handelsblöcke neue
Ausfuhrsteuern in Zukunft nur unter sehr restriktiven
Bedingungen erheben (70).

Obwohl die EU lediglich 1,3% ihres weltweiten Handels mit
Südafrika betreibt (die EU ist hingegen mit einem Anteil von
27,1% der wichtigste Handelspartner Südafrikas) (71), hat sie
dennoch ein gesondertes Interesse an gewissen Rohstoffen des
Landes. Insbesondere einige der aktuell gelisteten kritischen
Rohstoffe sind hier von Belang. So bezieht die EU 15% des
importierten Flussspats, 13% des Vanadiums und 31% der Metalle
 der Platingruppe aus südafrikanischen Quellen (72). Vor diesem
Hintergrund ist das WPA auch als ein Instrument zur Perpetuierung
ungleicher Handelsbeziehungen zum Zweck der billigen
Ressourcenaneignung durch die EU zu sehen. Inwiefern das
Freihandelsabkommen dabei auch Auswirkungen auf die Wachstumsraten der
EU-Rohstoffimporte aus Südafrika haben wird, ist zum gegenwärtigen
Zeitpunkt noch nicht sicher zu prognostizieren. Betrachtet man
die in Tabelle 1 aufgelisteten Daten, fällt zunächst auf, dass sowohl
der Wert (in Euro) als auch das physische Volumen (in kg) der
Rohstoffeinfuhren in die EU aus Südafrika zwischen 2003 und dem
Ausbruch der Rezession 2007/8 stark anstiegen. Dieser positive
Trend kehrte sich allerdings in den folgenden Jahren mit dem
Aufkommen der europäischen Wirtschafts- und Finanzkrise
schlagartig um, was insbesondere die Importeinbrüche von 2008/9
 und 2013 verdeutlichen. Seit wenigen Jahren lassen sich jedoch
wieder (überwiegend) ansteigende Wachstumsraten beobachten, wenn auch
das Importvolumen der Vorkrisenjahre 2007/8 weiterhin unerreicht
bleibt (73).

BU: Tabelle 1: EU-Rohstoffimporte aus Südafrika

(bitte aus PFD ausschneiden

BUBL: Tabelle 1: EU-Rohstoffimporte aus Südafrika

Ganz ungeachtet der Tatsache, welches quantitative Ausmaß die
Rohstoffimporte letztendlich annehmen werden, steht fest, dass das
WPA keine gleichberechtigte Entwicklungsperspektive bereithält. Da
auch einflussreiche Kapitalfraktionen Südafrikas den
Liberalisierungsschub des Abkommens keineswegs ablehnen (74), ist
 abzusehen, dass dessen Umsetzung die asymmetrischen Macht- und
 Ausbeutungsbeziehungen neoliberaler Globalisierungsformen, deren
größte Verlierer in diesem Kontext ohne Zweifel weite Teile der
südafrikanischen Bevölkerung sind, weiter fortführen wird. Demnach ist
es sicherlich nicht allzu abwegig, den ANC im Hinblick auf die
südafrikanische Politik der letzten zwei Jahrzehnte als einen
"Geschäftsführer in Unternehmen des Westens" zu verstehen, der
eher als "Transmissionsriemen" im Interesse transnationaler
Kapitalien agiert, statt sich um eine radikale Entkolonialisierung
und Überwindung des Apartheiderbes zu bemühen (75). Diese Funktion
 beinhaltet auch die Anwendung direkter Gewalt zur Unterdrückung
missliebiger Bevölkerungsschichten, wie in den folgenden Abschnitten
näher ausgeführt werden soll.


5. Die Gewaltförmigkeit des neoliberalen Extraktivismus

Die überproportionale Aneignung von natürlichen Ressourcen
(semi-)peripherer Länder durch hochentwickelte Industrienationen
basiert auf mehreren miteinander verwobenen Mechanismen. Dabei spielen
insbesondere die drei internationalen Organisationen Weltbank, IWF und
WTO eine prominente Rolle. Die WTO ist das vorrangige Gremium zur
multilateralen Aushandlung einer neoliberalen
Weltwirtschaftsordnung. Weltbank und IWF haben in der
Vergangenheit vor allem über Kreditgewährungen und daran
gekoppelte Strukturanpassungsprogramme weitläufige neoliberale
Reformen in vielen in Zahlungsnot geratenen Schwellen- und
Entwicklungsländern bewirkt (76). Obwohl die dadurch veranlassten
 außenwirtschaftspolitischen Öffnungsprozesse der betroffenen
Länder oftmals einen deutlichen Zwangscharakter erkennen ließen,
 gab und gibt es auch viele Fälle, in denen die politischen
und wirtschaftlichen Eliten von unterentwickelten Staaten
Neoliberalisierungsstrategien proaktiv verfolg(t)en (77).

Der asymmetrische Zugang zu Rohstoffen ist neben (außen-)
wirtschaftspolitischen Aspekten darüber hinaus auch mit einer
Reihe von sicherheitspolitischen Implikationen verbunden. So
 schätzt beispielsweise das Umweltprogramm der Vereinten
Nationen (UNEP), dass in 40 Prozent aller innerstaatlichen Konflikte
der letzten 60 Jahre eine kausale Verbindung zum Abbau von
natürlichen Ressourcen bestand (78). Einem Bericht des
Heidelberger Instituts für Internationale Konfliktforschung zufolge
wiesen alleine im Jahr 2016 98 Konflikte einen Bezug zu Wasser,
Metallen, Mineralien oder anbaufähigem Land auf. 67 Prozent
dieser Konflikte gingen mit gewalttätigen Auseinandersetzungen einher,
wobei neun Fälle als Kriege eingestuft wurden. Auch tendierten
Rohstoffkonflikte, so die Studie weiter, dazu, in ihrem Verlauf
gewaltsamer zu werden (79). Darüber hinaus ist in vielen
Ländern auch zivilgesellschaftliches Engagement gegen
Ressourcenextraktivismus und andere ökologische Verwerfungen
nicht ungefährlich. Nach Recherchen der britischen
Nichtregierungsorgansition Global Witness wurden im Jahr 2016
200 UmweltaktivistInnen in 24 Staaten aufgrund ihrer Arbeit
umgebracht. Im Vorjahr belief sich die Anzahl der Opfer noch auf 186.
Viele der Getöteten stammen dabei aus indigenen Gemeinschaften.
Insbesondere die in den Ländern Brasilien (49 dokumentierte ermordete
AktivistInnen), Kolumbien (37), den Philippinen (28), Indien (16),
Honduras (14), Nicaragua (11) sowie der Demokratischen Republik
Kongo (10) wurde 2016 umweltaktivistisches
Engagement gewaltsam unterdrückt
(80). Auch auf wirtschaftlicher Ebene können im Bereich des
Ressourcenabbaus immer wieder menschenrechtswidrige Verstöße
beobachtet werden. So konzentriert sich laut einer Studie für
den UN-Menschenrechtsrat knapp ein Drittel aller weltweiten
Angaben zu unternehmensbezogenen Menschenrechtsverletzungen im
extraktiven Sektor. Das ist mehr als in jedem anderen
Wirtschaftsbereich (81).

Ferner konnte die Geographin Jessica Steinberg nachweisen, dass
 - zumindest auf dem afrikanischen Kontinent -
niedrigschwellige Konfliktsituationen wie organisierte
Demonstrationen, Streiks oder Aufstände mit höherer
Wahrscheinlichkeit (gewaltsam) niedergeschlagen werden, wenn sie
in der Nähe von Bergbauanlagen (und zeitgleich möglichst weit
entfernt von Hauptstädten) stattfinden (82). Steinberg führt diesen
 Zusammenhang vor allem auf die politökonomischen Implikationen
extraktiver Wirtschaftsaktivitäten zurück: "Die starre Infrastruktur
für die Extraktion natürlicher Ressourcen und die begrenzten
Ausstiegsmöglichkeiten machen diese Einkommensquelle besonders und
unmittelbar verwundbar. Und die vorliegenden Ergebnisse deuten
darauf hin, dass Regierungen sogar Konfliktsituationen geringer
Intensität wie Demonstrationen eher einhegen, wenn diese das
Potential haben, diese Einkommensquelle zu bedrohen. Es sind
jedoch nicht die natürlichen Ressourcen an sich, die solche Szenarien
befördern, sondern vielmehr die spezifischen Eigenschaften
ortsgebundener Fixiertheit, versunkener Kosten und die Aussicht
auf hohe Staatseinnahmen." (83)

Da die gewaltförmige Absicherung von Ressourcenabbau und -handel
zumeist nicht nur im Interesse skrupelloser Eliten
rohstoffreicher Schwellen- und Entwicklungsländer liegt, sondern
auch Voraussetzung der wirtschaftlichen Prosperität von
kapitalistischen Industrienationen ist, sind diese in der Regel darauf
bedacht, die ungleichen Entwicklungsdynamiken globaler
Rohstoffaneignung auch durch eigene sicherheitspolitische
Instrumente zu flankieren. Dies kann neben finanziellen Zuwendungen in
 Form von geheimdienstlicher, rüstungs- oder anderweitiger
militärpolitischer Unterstützung verbündeter Regierungen
rohstoffexportierender Länder geschehen. Die Entsendung
multilateraler (zivil-)militärischer Stabilisierungseinsätze - wie
 sie in den letzten Jahrzehnten üblich geworden sind - ist dabei nur
das augenscheinlichste Beispiel derartiger Interessenspolitik.
Darüber hinaus wird auch die militärische Absicherung zentraler
 maritimer Handelsrouten für wichtige Rohstoffe in vielen
Sicherheitsstrategien hochentwickelter Industrienationen als
außenpolitisches Aufgabenfeld verstanden. Das wohl kontroverseste
Mittel sicherheitspolitischer Beeinflussung internationaler
rohstoffbedingter Investitions- und Handelsbeziehungen sind dabei
 allerdings geheimdienstliche und militärische Interventionen zur
 Destabilisierung - bis hin zum Sturz - unliebsamer
Regierungen.

Auch die EU und ihre Mitgliedsstaaten haben in der
Vergangenheit auf viele dieser Instrumente zurückgegriffen, um
wirtschaftliche wie geopolitische Interessen durchzusetzen (84).
An dieser Stelle sei nur auf zwei Beispiele verwiesen: die
EU-Operation EUFOR RD Congo im Jahr 2006 in der Demokratischen
Republik Kongo sowie die seit 2008 andauernde Marinemission ATALANTA
der EU vor der Küste Somalias. In beiden Fällen ist zumindest
teilweise von rohstoffpolitischen Beweggründen auszugehen. Der
EU-Einsatz im Kongo 2006 sollte laut offizieller Angaben dazu
beitragen, einen friedlichen Verlauf der bevorstehenden
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen zu gewährleisten. Wie
Lühr Henken anmerkt, wurde dieses Mandat jedoch nicht lediglich
als Selbstzweck verstanden: "Ein weiterer Grund für das Eingreifen der
EU ist der Griff nach dem Rohstoff- und Wasserreichtum des Landes. Es
ist nicht daran gedacht, mittels dieser EU-Truppen direkt auf
Rohstoffressourcen zuzugreifen. Aktuell geht es darum, die
hergebrachte korrupte Machtstruktur im Kongo, die den
transnationalen Konzernen einen preiswerten Zugriff auf die
reichhaltigen Ressourcen des Landes sichert, mittels der Wahlen zu
konservieren und vor allem zu legitimieren." (85)

Auch die maritime EU-Mission ATALANTA vor der Küste Somalias
hat einen rohstoffpolitischen Bezug. Obwohl der Einsatz zu Beginn
mit der Begründung, man wolle dafür sorgen, dass die Schiffe
des Welternährungsprogramms die hungernde somalische Bevölkerung
 erreichten, legitimiert wurde, war schnell klar, dass das
Engagement der EU vor allem dem Schutz der wichtigen küstennahen
Tankerroute vor der lokalen Piraterie galt (86). Dieses
Kausalverhältnis wurde zuletzt auch in der EU-Globalstrategie
aus dem Jahr 2016 offen benannt: "Im Zusammenhang mit dem
Interesse der EU an einem offenen und fairen Wirtschaftssystem
besteht die Notwendigkeit von weltweitem Wachstum und
weltweiter Sicherheit im Seeverkehr, wodurch offene und
geschützte Wege auf Ozeanen und Meeren, die für den Handel von
entscheidender Bedeutung sind, und der Zugang zu den natürlichen
Ressourcen sichergestellt werden. Die EU wird zur weltweiten
maritimen Sicherheit beitragen und dabei auf ihre Erfahrungen
im Indischen Ozean und im Mittelmeer zurückgreifen und die
Möglichkeiten für den Golf von Guinea, das Südchinesische Meer und die
Straße von Malakka prüfen." (87)

Die Sicherheitspolitik der EU und ihrer Mitgliedsstaaten
leistet also einen direkten Beitrag zur gewaltvollen Aufrechterhaltung
 der bestehenden Muster globaler Rohstoffproduktion und
-konsumption. Allerdings profitiert die EU in vielen Fällen auch von
der gewaltförmigen innerstaatlichen Repression von
Bevölkerungsschichten in neoliberalisierten rohstoffexportierenden
Schwellen- und Entwicklungsländern, ohne dabei einen proaktiven
sicherheitspolitischen Beitrag zu leisten. Südafrika ist hierfür ein
eindrückliches Beispiel.


6. Die Remilitarisierung Südafrikas


6.1. Südafrika als eigenständiger Sicherheitsakteur

Im Jahr 2007 gingen die EU und Südafrika eine Strategische
Partnerschaft ein (88). Südafrika ist damit unter den insgesamt
 10 Staaten, mit denen die EU ein solches Verhältnis pflegt, das
bislang einzige afrikanische Land. Die EU verspricht sich
davon eine Intensivierung politikfeldübergreifender Kooperation
und Dialogbereitschaft. Die Partnerschaft zwischen der EU und
Südafrika konzentriert sich dabei vor allem auf gemeinsame
Themenschwerpunkte vergangener bilateraler Beziehungen wie Handel,
Entwicklung sowie Wissenschaft und technologischer Fortschritt.
Die Bereiche Frieden und Sicherheit wurden und werden in
öffentlichen Verlautbarungen gemeinsamer Kooperationsbestrebungen
zwar durchaus berücksichtigt, allerdings konzentriert sich die
Zusammenarbeit hierbei auf regionale und kontinentale
Sicherheitspolitik (89). Die mitunter gewaltgestützte
sicherheitspolitische Ordnung innerhalb Südafrikas spielt in
diesem Kontext keine explizite Rolle.

Dies ist nicht weiter verwunderlich, ist Südafrika doch ein
Land, das nicht zuletzt aufgrund seiner blutigen Geschichte über eine
'robuste' staatliche Sicherheitsarchitektur verfügt (90).
Entsprechende Rüstungsgüter bezieht der südafrikanische Staat zu
 einem großen Teil aus nationaler Produktion (91), die seit
ihrem Ausbau in den frühen 1960er Jahren - auch vor dem Hintergrund
des von 1977 bis zum Ende des Apartheidregimes anhaltenden
internationalen Waffenembargos - ein hohes Niveau erreicht hat
(92). Auch sind viele verwendete Waffensysteme selbst durchgeführte
'Kampfwertsteigerungen' älterer ausländischer - zumeist westlicher -
Modelle (93). Darüber hinaus erforderliche Rüstungswaren werden
importiert. Nach Angaben des Stockholm International Peace Research
Institute (SIPRI) lag Südafrika zwischen 2012 und 2016 auf dem
68. Platz der weltweiten Waffenimporteure (94). Die wichtigsten
Waffenlieferanten waren dabei in den letzten Jahren Schweden,
Deutschland, einige weitere EU-Mitgliedsstaaten und die USA
(95). Berücksichtigt man auch Destinationen innerhalb Europas,
so nahm Südafrika im Zeitraum zwischen 1998 und 2016 die 20.
 Stelle unter den wichtigsten Empfängerländern von
EU-Rüstungsexporten ein (96). Von 2001 bis 2016 betrug das
Exportvolumen europäischer Rüstungsgüter nach Südafrika insgesamt 2,9
Milliarden Euro. Unter den exportierten Waren befanden sich unter
anderem Fluggeräte, Kriegsschiffe, Sprengkörper, Fahrzeuge und
Panzer, diverse Munition, Schutzgeräte sowie Kleinwaffen (97).

Nachdem mit dem Ende der Apartheid die südafrikanischen
Sicherheitsbehörden zunächst umfassenden Reformen unterzogen
wurden, um demokratisch-rechtsstaatlichen Mindeststandards zu
genügen, lassen sich seit Beginn der 2000er Jahre und insbesondere
mit dem Präsidentschaftsantritt Jacob Zumas im Jahr 2009 wieder
vermehrt Militarisierungstendenzen und damit einhergehende staatliche
 Repressionen beobachten. Vor allem das Militär, die
Polizeibehörden sowie die Nachrichtendienste sind davon
betroffen (98). Ein zentraler Grund für die mit der
Jahrtausendwende eingesetzte Versicherheitlichung südafrikanischer
Politik war der unter der damaligen Präsidentschaft Thabo Mbekis stark
umkämpfte Charakter des ANCs. Vor dem Hintergrund der umstrittenen
neoliberalen Wirtschaftspolitik Mbekis, dem steigenden Einfluss
einer neuen schwarzen KapitalistInnenklasse und einigen
Korruptionsskandalen, die bis in die höchsten Ebenen der Politik
reichten, wuchs die Bedeutung der mit der Kontrolle über die
Sicherheits- und Strafjustizbehörden verbundenen parteipolitischen
Macht an (99). Mit der Ablösung Mbekis durch dessen Rivalen
Zuma, der zu diesem Zeitpunkt selbst mit Korruptionsvorwürfen
konfrontiert war, intensivierte sich dieser Prozess weiter (100).

Wie die südafrikanische Sozialwissenschaftlerin Jane Duncan
anmerkt, sind die zu beobachtenden Remilitarisierungstendenzen
der letzten Jahre jedoch nicht lediglich auf Zumas
machtpolitische Interessen zurückzuführen: "Die Sachlage deutet
auf eine sehr viel größere Agenda hin, nämlich eine der
Stärkung des Sicherheitsclusters, um auf diesem Wege die
soziale Kontrolle über Südafrikas höchst ungleiche und extraktive
sozioökonomische Gesellschaftsverhältnisse zu steigern. Niemand
sollte sich über diese Entwicklungen wundern; immerhin sind sie auch
andernorts zu beobachten und berufen sich auf ähnliche Methoden der
sozialen Einhegung, wie sie in anderen Ländern auch gegen
widerspenstige Bevölkerungen eingesetzt werden." (101)


6.2. Die Paramilitarisierung der südafrikanischen
Polizei 

Zur Absicherung des sozio- und politökonomischen Status quo greifen
südafrikanische Sicherheitsbehörden in diesem Zusammenhang
mitunter auch auf massive physische Gewalt zurück. Traditionell
 kommt dem Südafrikanischen Polizeidienst (englisch: South African
Police Service; SAPS) hier eine besondere Rolle zu. Noch zu Zeiten
 der Apartheid bestanden dessen Aufgaben vor allem in der
gewaltförmigen Kontrolle der schwarzen Bevölkerung, der Bekämpfung
politischer Oppositionsbewegungen sowie dem Schutz des weißen
Regierungsapparats und der weißen Bevölkerung vor Verbrechen
und politischen Unruhen. Dieses Aufgabenprofil erforderte keine
polizeilichen Fähigkeiten im traditionellen Sinn, belohnte
stattdessen politische Loyalität und produzierte nicht selten
erschütternde Machtmissbrauchsfälle (102). Ein besonders gravierendes
Beispiel dafür war das Massaker von Sharpeville vom 21. März 1960, als
die südafrikanische Polizei das Feuer auf eine Gruppe von
DemonstrantInnen eröffnete und dabei 69 Menschen tötete sowie über 300
verletzte (103).

Nach der Überwindung des Apartheidsystems investierte der ANC
zunächst viel Energie in die Reform der Polizeibehörden. Neue
Ausbildungs- und Trainingsstandards wurden eingeführt, sowie
gesetzliche Richtlinien verabschiedet. Außerdem bemühte man sich
vermehrt um vertrauensbildende Maßnahmen und Kriminalitätsprävention
in armen Gemeinden. Obwohl derartige Vorhaben oftmals positive
Effekte mit sich brachten, konnten sie keine nachhaltigen
Verbesserungen der sicherheitspolitischen Lage Südafrikas bewirken
(104). So sinkt zwar seit 1997 die Anzahl der polizeilichen
Tötungen, jedoch ist Polizeigewalt nach wie vor sehr präsent
(105), wie auch dem Länderbericht 2017/18 zu Südafrika von
Amnesty International zu entnehmen ist: "Die unabhängige
Polizeiaufsichtsbehörde (Independent Police Investigative Directorate -
 IPID) meldete, dass die Fälle von Machtmissbrauch durch die
Polizei zugenommen hatten. Für den Zeitraum 2016/17
verzeichnete die Behörde 394 Todesfälle im Zusammenhang mit
Polizeieinsätzen und 302 Todesfälle in Polizeigewahrsam. Beide Zahlen
lagen höher als 2015/16. Die IPID registrierte außerdem 173 Fälle von
Folter, 112 Vergewaltigungen durch Polizisten (davon waren 35
von Beamten im Dienst verübt worden) und 3827 Fälle von tätlichen
Übergriffen durch Polizisten (106)."

Auch auf gesamtgesellschaftlicher Ebene blieb die Anzahl der
Gewaltverbrechen weiterhin enorm. Gegen Ende der 1990er Jahre
wies Südafrika die weltweit höchste Mordrate, die höchste Rate
versuchter Morde und die meisten verzeichneten
Körperverletzungen unter allen Entwicklungsländern auf (107). Heute
steht Südafrika mit jährlich 33,97 Morden pro 100.000 EinwohnerInnen
immer noch an 10. Stelle der Weltrangliste (108).

Nachdem also der erhöhte Fokus auf Rechenschaftspflicht und
Legitimität der polizeibehördlichen Reformen während Mandelas
Amtszeit (1994-1999) keine signifikante Reduktion gewalttätiger
Verbrechen herbeiführen konnte, setzten mit dem Austausch der
bis dato gültigen auf Kriminalitätsprävention ausgelegten
nationalen Strategie durch eine neue Strategie der
Kriminalitätsbekämpfung Anfang der 2000er Jahre auch deutliche
liche Militarisierungstendenzen ein (109). Die unter Mbeki
eingeführte Nulltoleranzpolitik ging dabei unter anderem mit
einer allgemeinen Verrohung des öffentlichen Diskurses einher,
im Rahmen dessen Kriminelle von Seiten hochrangiger
PolitikerInnen gelegentlich auch als "Untermenschen" oder "Bastarde"
bezeichnet wurden (110). Nach Duncan lässt sich der
polizeiliche Militarisierungsprozess anhand materieller,
kultureller, organisatorischer und operationeller Indikatoren
festmachen. Die materiellen Indikatoren sind dabei der erhöhte
Einsatz militärischer Waffenarsenale und der graduelle Übergang
von Tränengas und Wasserkanonen zu Gummigeschossen, die aus nächster
Nähe durchaus tödlich sein können, und scharfer Munition. Die
kulturellen Indikatoren bestehen in der Wiedereinführung
militärischer Ränge innerhalb der Polizeieinheiten und den
Kriegsanalogien in öffentlichen Verlautbarungen zur
Kriminalitätsbekämpfung. In organisatorischer Hinsicht lassen
sich vor allem der Bedeutungszuwachs paramilitärischer
Polizeieinheiten und die zunehmende Zentralisierung von
Entscheidungsbefugnissen anführen. Die operationellen Indikatoren
sieht Duncan in dem Wandel weg von reaktiver, hin zu
proaktiver erkenntnisgestützter Polizeiarbeit und dem allgemein
aggressiveren Vorgehen - auch in Hinblick auf die Durchsetzung
öffentlicher Ordnung (111).

Das zentrale Symptom dieses Militarisierungstrends ist wohl der
neue Stellenwert der paramilitärischen Polizeieinheiten, von denen
einige erst im Laufe der 2000er Jahre gegründet wurden. Die älteste
dieser Einheiten ist die Special Task Force (STF), die
bereits während der Apartheid entstand und traditionell im
Bereich der Terror- und Aufstandsbekämpfung tätig war. Innerhalb des
SAPS ist sie für Einsätze in strategischen und hochriskanten
Bedrohungssituationen, die in der Regel spezielle Kompetenzen
oder Ausrüstung erfordern, zuständig. Sie ist die einzige
Polizeieinheit, die Tarnuniformen trägt (112). Eine weitere
paramilitärische Eliteeinheit ist die National Intervention Unit
(NIU). Sie wurde 2002/3 für Situationen mit mittlerem bis hohem
Risikoprofil, die von regulären Polizeieinheiten nicht unter
Kontrolle gebracht werden können, ins Leben gerufen und
konzentriert sich auf Einsätze zur Kriminalitätsbekämpfung,
insbesondere in Fällen öffentlicher Gewaltausbrüche. Bei Bedarf wird
sie auch zur operationellen Unterstützung anderer Einheiten
(wie beispielsweise der STF) abgerufen (113). Das im Jahr 2009
 gegründete Tactical Response Team (TRT) stellt die jüngste
paramilitärische Einheit des SAPS dar und ist auf
erkenntnisgestützte Dienstleistungen für andere Polizeieinheiten in
mittel- bis hochriskanten Einsatzgebieten spezialisiert. Das TRT
 konzentriert sich dabei auf Kriminalitätsbekämpfung und den
Umgang mit großen Menschenmengen (114). Seit 2011 sind die STF, die
NIU und das TRT gemeinsam mit regulären Einheiten der Ordnungspolizei
 innerhalb der SAPS-Division Operational Response Services (ORS)
organisiert (115). Die ORS sind dabei insbesondere für die
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, die Einhegung
grenzübergreifender Kriminalität, luftgestützte Hilfeleistungen
für diverse Polizeiarbeiten und die Ausführung mittel- bis
hochriskanter Operationen zuständig (116).

Um diesem Aufgabenspektrum gerecht zu werden, verfügen die
Polizeieinheiten der ORS über ein umfangreiches Waffenarsenal, das
mitunter auch Importwaren aus der EU und nationale Produkte
europäischer Lizenzen enthält. So gehört zur Standardausrüstung der
südafrikanischen Ordnungspolizei neben Pfefferspray und dem
Sturmgewehr R5 auch die Pistole Z88, ein südafrikanischer
Lizenzbau der italienischen Beretta Modell 92 (117). Die
Einheiten der STF verwenden unter anderem einige
(Maschinen-)Pistolen des deutschen Waffenherstellers Heckler &
Koch wie die USP, die USP Compact sowie die MP5-N. Die von der STF
eingesetzten südafrikanischen Sturmgewehre R1, R2 und R3 sind
Lizenzbauten des belgischen FN FAL Para. Auch Scharfschützengewehre
des britischen Waffenherstellers Accuracy International sowie
der österreichischen Firma Steyr Mannlicher sind im Gebrauch.
Zudem setzt die STF die italienischen Schrotflintenmodelle RS-200
und RS-202 M1 ein. Das verwendete Maschinengewehr FN MAG kommt
aus Belgien. Des Weiteren verfügt die STF über einige gepanzerte
Fahrzeuge wie den Casspir, den RG-12 "Nyala" und den RG-31, die von
OMC Land Systems hergestellt werden, einer südafrikanischen
Tochterfirma des britischen Rüstungskonzerns BAE Systems (118). Zum
Waffenarsenal der NIU-Einheiten gehören neben der
Maschinenpistole USP und den Sturmgewehren R1 und R5 auch die
italienische Beretta Px4 Storm sowie Betäubungsgranaten aus dem
 Vereinigten Königreich (119). Diese (sehr wahrscheinlich
unvollständige (120) ) Auflistung zeigt, dass der SAPS zu einem
doch nicht unerheblichen Teil mit Rüstungswaren und
Lizenz-Produktionen aus der EU ausgerüstet ist.

Die unter anderem auf diese Weise erworbene Ausrüstung setzt die
südafrikanische Polizei seit der Jahrtausendwende neben der
Kriminalitätsbekämpfung immer häufiger auch wieder gegen
streikende ArbeiterInnen und DemonstrantInnen ein. Diese
Entwicklungen sind dabei nicht ohne deren Einbettung in die
neoliberalen Herrschafts- und Machtverhältnisse innerhalb der
südafrikanischen Gesellschaft zu verstehen. Sowohl die
Militarisierungsprozesse als auch die sozialen Phänomene, die
der SAPS dadurch zu bekämpfen versucht, sind Folgen gegebener
sozio- und politökonomischer Strukturen (121). So weisen etwa
zahlreiche kriminologische Studien nach, dass wirtschaftliche
Ungleichheit der weitaus beste Prädiktor für lokale Mordraten
ist. Eine gängige Erklärung hierfür verweist auf den in
ungleichen Gesellschaften vorherrschenden gesteigerten Wettbewerb
um materielle wie immaterielle Statussymbole und die
vornehmlich unter deprivierten jungen Männern zu beobachtende
Tendenz, diesen gewaltsam auszutragen (122). Da Südafrika heute
das Land mit der weltweit größten Ungleichheit ist und diese
aufgrund der neoliberalen Politik des ANC auch weiter ansteigt, ist
folglich die hohe Anzahl an Gewaltverbrechen nicht verwunderlich.

Eine weitere Reaktion auf die sozialen und politischen
Missstände im Land stellt die seit 2004 zu
beobachtende Zunahme von (mitunter militanten) Demonstrationen und
Streiks dar (123). Der Ärger vieler DemonstrantInnen richtet sich
dabei insbesondere gegen die unzureichende Bereitstellung von
Dienstleistungen sowie korrupte LokalpolitikerInnen. Dem Soziologen
Peter Alexander zufolge liegen deren Ursachen in der nationalen
Politik der letzten zwei Jahrzehnte: "Viele Probleme können auf die
'neoliberale' Regierungspolitik der Post-Apartheid zurückgeführt
werden. Die Privatisierung lokaler Dienstleistungen eröffnete
Ratsmitgliedern und deren Günstlingen neue Möglichkeiten
privater Akkumulation. Unzureichende Investitionen in öffentliche
 Güter haben einen Mangel an Personal mit den nötigen
Fähigkeiten zur Administration lokaler Verwaltungsstrukturen und
Aufrechterhaltung kommunaler Dienstleistungen (insbesondere
außerhalb der Metropolregionen) entstehen lassen." (124) Obwohl
dadurch vielerorts so grundlegende Leistungen wie die Bereitstellung
der Wasser-, Elektrizitäts- oder Sanitärversorgung nicht mehr adäquat
zur Verfügung gestellt werden konnten, konzentrierten sich die
Proteste dagegen hauptsächlich auf kommunaler Ebene. Überregional
vernetzte Protestformen zur Bekämpfung neoliberaler
Austeritätsmaßnahmen sind bislang eher selten (125).

Neben anhaltenden politischen Demonstrationen lässt sich in
Südafrika auch ein hohes Streikniveau über alle
Wirtschaftssektoren beobachten (126). Mit einer durchschnittlichen
 jährlichen Anzahl von 65 Streiks in den Jahren von 2007 bis
 2012 und steigender Tendenz ist Südafrika womöglich sogar das Land
mit den intensivsten Arbeitskämpfen der Welt (127). Die Gründe
für die Streikwellen sind oftmals in niedrigen Löhnen,
schlechten Arbeitsbedingungen und den generell als ungerecht
empfundenen sozioökonomischen Strukturen zu finden (128).

Das repressive Vorgehen des SAPS ist vor diesem Hintergrund nicht
schlicht als fehlgeleitetes polizeiliches Reaktionsmuster zu deuten,
sondern vielmehr in seiner Logik innerhalb einer zutiefst ungleichen
Klassengesellschaft zu verstehen. Die südafrikanischen
Polizeibehörden sind keine apolitische Instanz, deren primäre
Aufgabe der Schutz eines wie auch immer definierten Allgemeinwohls
ist. Im Gegenteil: Wie auch in anderen kapitalistischen
Demokratien dient die gewaltförmige Repression marginalisierter
und aufbegehrender Bevölkerungsschichten vor allem der
Perpetuierung eines neoliberalen Akkumulationsregimes im Interesse
dominanter Eliten und Klassen (129). Dieser Zusammenhang trat in
der jüngeren Geschichte Südafrikas nirgends so deutlich zu Tage wie
beim Massaker von Marikana im August 2012.


7. Das Massaker von Marikana
7.1. Vorgeschichte, Verlauf und Aufarbeitung

Als am 16. August 2012 34 streikende MinenarbeiterInnen in Marikana
von der südafrikanischen Polizei getötet wurden, sprachen viele von
einem historischen Wendepunkt (130). Das Ausmaß zur Schau
gestellter (polizei-)staatlicher Gewalt erweckte vielfach
Erinnerungen an vergangene, längst als überwunden geglaubte
Erfahrungen aus Zeiten der Apartheid. Die damit einhergegangene
allgemeine Desillusion über den demokratisch-rechtsstaatlichen
Charakter Südafrikas wirkt bis heute nach. Um verstehen zu können, wie
es dazu kam, ist es zunächst hilfreich, die konkreten Umstände der
Gewalteskalation zu rekonstruieren.

Marikana befindet sich im sogenannten Bushveld-Komplex, einer Region,
 die etwa 95 Prozent der weltweit bekannten Lagerstätten von
Platingruppenmetallen beherbergt (131). In diesem Gebiet ist unter
anderem auch der britisch-südafrikanische Bergbaukonzern Lonmin
tätig, dessen streikende Arbeiter bei den gewalttätigen
Ausschreitungen vom August 2012 ums Leben kamen. Lonmin ist
der drittgrößte Platinproduzent der Welt (132) und mit
Gewinnmargen von 30 Prozent in den letzten 20 Jahren deutlich
profitabler als der weltweite Durchschnitt (Margen von 8 Prozent)
gewesen (133). Das Unternehmen beschäftigt in Marikana rund
25000 Festangestellte und 8000 Vertrags- und Zeitbedienstete,
die täglich im Schnitt 26000 Tonnen Gestein an die Oberfläche
befördern, aus denen etwa 3500 Unzen an Platingruppenmetallen
gewonnen werden (134). Im Jahr 2012 erwirtschaftete der Konzern
einen durchschnittlichen Tagesumsatz von fünf Millionen Euro. Die
MinenarbeiterInnen Lonmins erhielten im selben Jahr allerdings
lediglich ein Durchschnittsgehalt von monatlich 400 Euro und lagen
damit nahe an der Armutsgrenze. Hinzu kommt, dass sie mit diesem Lohn
im Schnitt acht weitere Menschen ernähren mussten (135).

Neben dem niedrigen Einkommen waren und sind auch die Arbeits-
 und Lebensbedingungen im südafrikanischen Platinbergbau äußerst
schlecht. Die Mehrheit der ArbeiterInnen in den Abbauregionen lebt in
Wellblechhütten und muss ohne gesicherten Zugang zu fließendem Wasser,
Strom oder Kanalisationsanlagen auskommen. Der Platinabbau findet in
Tiefen von bis zu 1400 Metern statt und ist dabei ausgesprochen
 risikoreich. Alleine im Jahr 2016 kamen in den Platinminen
Südafrikas 27 Menschen ums Leben. Die Anzahl der
Arbeitsunfälle nimmt jährlich zu (136). Eine weitaus häufigere
berufsbezogene Todesursache stellt jedoch die Lungenerkrankung
Silicosis dar, die durch die in den Lüftungsschächten zirkulierenden
Partikel verursacht wird. Laut einer aktuellen Studie sind 36
Prozent aller ArbeiterInnen davon betroffen. Aufgrund der
Emissionen der angegliederten Fabriken ist darüber hinaus auch
die Luft im nahen Umfeld der Bergbauanlagen belastet (137).

Die Widrigkeiten, denen die Platinminenarbeiter ausgesetzt sind,
 verweisen auf bis heute andauernde Kontinuitäten des
kolonialen Apartheidregimes, die sich sowohl klassistisch, rassistisch
als auch sexistisch artikulieren (138). Die neoliberale
Arbeitsmarktpolitik der letzten beiden Jahrzehnte trug dabei zu
 einer anhaltenden Fragmentation und Prekarisierung der
Beschäftigungsverhältnisse bei, die vor dem Hintergrund
flexibilisierter Arbeitsverträge und dem traditionell hohen Anteil
migrantischer ArbeiterInnen im Bergbausektor solidarisches Handeln
 oftmals erschwer(t)en (139).

Trotzdem gelingt es Südafrikas MinenarbeiterInnen immer wieder
kollektive Arbeitskämpfe zu organisieren. So auch am 10. August
2012, als etwa 3000 Minenarbeiter aus Lonmins Platinminen in Marikana
in einen "ungeschützten" Streik (140) traten, um höhere Löhne
durchzusetzen. Da sich das Verhältnis zwischen den streikenden
ArbeiterInnen und der bis dato größten Bergbaugewerkschaft
National Union of Mineworkers (NUM) in den Monaten zuvor sehr
 verschlechtert hatte und viele der Meinung waren, dass es
der NUM dem Lonmin-Management gegenüber an kritischer Distanz
fehlte, entschieden sich die ArbeiterInnen, die üblichen über
GewerkschaftsfunktionärInnen vermittelten Verhandlungsprozesse zu
umgehen und stattdessen direkte Gespräche mit der Unternehmensführung
zu fordern (141). Nachdem sich Lonmin weigerte, mit den
Streikenden zu verhandeln und mit Entlassungen drohte, kam es in den
folgenden Tagen zu mehreren gewalttätigen Auseinandersetzungen,
bei denen sowohl BergarbeiterInnen als auch PolizistInnen zu Tode
kamen (142). Die Gewalteskalation resultierte letztendlich in
dem Massaker vom 16. August 2012, das 34 streikenden ArbeiterInnen
das Leben kostete.

Auf eine detaillierte Darstellung der Ereignisse vom 10. bis 16.
August 2012 wird an dieser Stelle verzichtet (143). Analog zu den
Ausführungen von Maren Grimm und Jakob Krameritsch soll es hier
vielmehr um "de[n] Status quo der Aufarbeitung und damit die Frage,
wie es zu dem Massaker kommen konnte und wer dafür in welchem
Ausmaß zur Verantwortung zu ziehen ist (144)", gehen. Obwohl die
Gründe und die Verantwortlichkeit für den Gewaltexzess bis heute
kontrovers diskutiert werden, lassen sich aus kritischer Perspektive
 diesbezüglich einige klare Schlüsse ziehen, die jedoch im
öffentlichen Diskurs dazu nur selten nachvollzogen werden. So
folgte die mediale Berichterstattung Südafrikas in den ersten
Wochen nach dem Massaker weitestgehend dem offiziellen Narrativ der
Polizei, der Regierung und des Lonmin-Managements, wonach die
Polizeikräfte lediglich aus Notwehr gehandelt hätten, um sich
gegen gewaltbereite ArbeiterInnen zu verteidigen. Dabei wurde
alternativen Darstellungen der betroffenen ArbeiterInnen in der Regel
keine Aufmerksamkeit geschenkt. Stattdessen kriminalisierten und
illegalisierten die Medien deren Handeln oftmals (145).

Erst nachdem sorgfältige Recherchen engagierter JournalistInnen,
AktivistInnen, WissenschaftlerInnen und FilmemacherInnen auf
inhaltliche Ungereimtheiten des dominanten Narrativs hingewiesen
hatten, wurde dessen Glaubwürdigkeit vereinzelt in Frage gestellt.
Auch die nach ihrem leitenden Richter benannte Farlam-Kommission (146)
 zur nationalen Untersuchung der Vorfälle konnte Lücken der
polizeilichen Selbstverteidigungsthese aufzeigen: "Die Polizei,
so wurde detailliert festgestellt, hatte Beweise unterschlagen,
Dokumente gefälscht, Absprachen zu Falschaussagen getroffen,
Aussagen verweigert, sich des Meineids schuldig gemacht und
potenzielle BelastungszeugInnen unter Druck gesetzt, manche auch
gefoltert. (147)" Wie Grimm und Krameritsch zudem anmerken, lässt die
tatsächliche Beweislage gänzlich andere Schlüsse zu als die
öffentlichen Verlautbarungen der Polizei: "Vieles spricht dafür,
 dass die mit tödlicher Munition ausgestattete Polizei schon
am ersten Schauplatz des Massakers - einem Steinhügel, der den
Arbeitern als Versammlungsort diente - nicht aus Notwehr handelte. Die
328 Kugeln, die die 45 Polizisten innerhalb von elf Sekunden
auf die Streikenden abfeuerten und damit 17 von ihnen töteten,
wurden nicht auf angreifende, sondern auf flüchtende Menschen
geschossen. Etwa 200 Meter entfernt, an der sogenannten
'zweiten Stelle' des Massakers, wurden weitere 17 Menschen von
 der Polizei getötet. Mittlerweile bestreitet niemand mehr,
dass hier Morde begangen worden sind. Es war keineswegs
polizeiliche Notwehr, es handelte sich vielmehr um Exekutionen.
Aus unmittelbarer Nähe sind Menschen, die sich stellten und ihre
Hände erhoben, von Polizisten erschossen worden. Andere wurden
von hinten getroffen, als sie versuchten zu fliehen." (148)

Dieser Einsatz "maximaler Gewalt", wie es an mancher Stelle genannt
wird (149), war auch deshalb überhaupt möglich, weil in
Marikana eine "toxische Kollusion" einflussreicher Akteure daran
interessiert war, den Streik der MinenarbeiterInnen zu einem
möglichst schnellen und hinsichtlich der Lohnforderungen
erfolglosen Ende zu bringen (150). Das Lonmin-Management wollte
unter keinen Umständen die geregelten Lohnverhandlungsverfahren
über die unternehmensnahe NUM-Gewerkschaft delegitimieren und
verweigerte sich deshalb allen direkten Gesprächen mit der
streikenden ArbeiterInnenschaft. Die NUM wiederum fürchtete, dass ein
erfolgreicher Ausgang des Streiks die Mitgliederzahlen der Association
of Mineworkers and Construction Union (AMCU), einer
Konkurrenzgewerkschaft, die in den Monaten vor dem Massaker mehr und
mehr an Popularität gewonnen hatte und die streikenden ArbeiterInnen
ausdrücklich unterstützte, in neue Höhen schnellen lassen
könnte. Auch der ANC hatte ein Interesse an der fortdauernden
gewerkschaftlichen Dominanz der NUM im Bergbausektor, da diese ein
wichtiger Bestandteil des nationalen Gewerkschaftsdachverbandes
Congress of South African Trade Unions (COSATU) war. Der ANC bildet
zusammen mit dem COSATU und der South African Communist Party (SACP)
seit 1994 die Regierungsallianz. Darüber hinaus wollte der ANC
verhindern, dass Julius Malema, ein populäres ehemaliges
Parteimitglied, die aufrührerische Stimmung für eine neue
Parteigründung nutzte (151).

Die Verflechtungen unternehmerischer, gewerkschaftlicher und
staatlicher Repressionsbestrebungen in Marikana lassen sich wohl
am deutlichsten anhand der Rolle Cyril Ramaphosas aufzeigen. Ramaphosa
ist mehrfach inhaftierter Anti-Apartheid-Aktivist, Mitbegründer der
NUM und war außerdem ANC-Chefverhandler während der
Transitionsgespräche in den frühen 1990er Jahren. Infolge des
Post-Apartheid-Wandels erwirtschaftete Ramaphosa als
Privatunternehmer in unterschiedlichen Positionen große
Reichtümer, sodass er heute als einer der wohlhabendsten
Menschen Südafrikas gilt. Als die MinenarbeiterInnen von Lonmin
im August 2012 in den Streik traten, hielt Ramaphosa über ein
eigenes Investitionsunternehmen 9,1 Prozent der Aktienanteile an
 dem Bergbaukonzern und war gleichzeitig Vorstandsmitglied.
Seinen großen Einfluss innerhalb des ANCs nutzte er, um das Polizei-
 und das Bergbauministerium dazu zu drängen, entschiedener gegen die
Streikenden vorzugehen (152). Hätte Ramaphosa deeskalierender
eingewirkt, so behaupten KritikerInnen, wären die getöteten 34
ArbeiterInnen womöglich noch am Leben (153). Derartige Einwände
schadeten seinem öffentlichen Ansehen jedoch nicht. Ramaphosa
ist seit dem 15. Februar 2018 amtierender Präsident Südafrikas.

Trotz dieser und anderer Hinweise auf einen klaren
Machtmissbrauch seitens polizeilicher, politischer und
wirtschaftlicher Institutionen und Einzelpersonen bleibt der
Endbericht der Untersuchungskommission in seinen Schlussfolgerungen
unbestimmt. Es werden weder Schuldige benannt, noch verbindliche
Konsequenzen eingefordert. Auch ist mittlerweile bekannt, dass während
 des Untersuchungszeitraums teils unsauber gearbeitet wurde und
beispielsweise vereinzelte wichtige ZeugInnen gar nicht erst
angehört wurden (154). Folglich wurde bis heute niemand der für das
Massaker Verantwortlichen verurteilt. Auch Reparationszahlungen an
Geschädigte und Hinterbliebene sind bislang nicht erfolgt.


7.2. Der Bezug zu Europa

Das Massaker von Marikana sorgte auch in den Medien europäischer
Länder für Aufmerksamkeit, was vor dem Hintergrund, dass afrikanische
 Themen und Entwicklungen dort nicht selten eher ein
randständiges Phänomen sind, keine Selbstverständlichkeit ist. Wie
der Journalist Stefan Buchen aufzeigt, maß auch die deutsche
Berichterstattung dem Ereignis einen hohen Bedeutungswert bei (155).
Die frühen Analysen konzentrierten sich dabei vor allem auf Fragen
nach der Schuld an der Gewalt sowie dem krisenhaften Charakter
südafrikanischer Politik. Hinsichtlich der Verantwortlichkeit ließen
sich sowohl Beiträge finden, die die Sicherheitskräfte der Eskalation
beschuldigten, als auch solche, die eher die streikenden
ArbeiterInnen in der Verantwortung sahen. Was jedoch alle
Analysen vereinte, so Buchen, war ihr interpretativer
Referenzrahmen: "Die deutschen ReporterInnen sehen das Blutbad
von Marikana als innenpolitisches Problem. So unterschiedlich
die Erklärungsansätze auch sein mögen - korrupte Regierung,
schlecht ausgebildete Polizei, gewaltbereite Arbeiter, schlechte
Arbeitsbedingungen -, die Ursachen des Ereignisses werden allein
in Südafrika gesucht." (156) Symptomatisch dafür steht die in allen
Fernsehnachrichten und den meisten Zeitungsberichten vorgefundene
Charakterisierung Lonmins als "südafrikanischer" Bergbaukonzern. Die
 multinationale Ausrichtung des südafrikanisch-britischen
Unternehmens mit Sitz in London wird dadurch unkenntlich gemacht
(157).

Ein schwerwiegenderes Versäumnis der frühen medialen
Berichterstattung in Deutschland ist allerdings in dem Umstand zu
sehen, dass der deutsche Chemiekonzern BASF an keiner Stelle als
wichtigster Kunde Lonmins benannt wurde. Buchen schreibt hierzu:
"Den deutschen KorrespondentInnen soll nicht unterstellt werden, sie
 hätten im August 2012 den Bezug der BASF zum Massaker von
Marikana bewusst verschwiegen. Das wäre dumme Verschwörungstheorie.
Was hingegen naheliegt, ist der Verdacht, dass sie in der
Krisensituation davor zurückschreckten, das große Ganze in den Blick
zu nehmen. Das große Ganze sind hier die Abhängigkeits- und
Ausbeutungsverhältnisse, die die europäischen Eroberer und
Kolonialisten über die Jahrhunderte zwischen Europa und Afrika
etabliert haben." (158) Und ein Teil dieses "großen Ganzen" ist
 heute ohne Zweifel auch der Konzern BASF. Das 1865 bei
Ludwigshafen gegründete Unternehmen ist mit einem jährlichen Umsatz
zwischen 60 und 75 Milliarden Euro der größte Chemiekonzern der Welt.
Als globaler Akteur beschäftigt dieser etwa 114000 Angestellte
in über 80 Ländern. BASF bietet eine weite Palette an Konsumartikeln
an und ist in beinahe jeder Industriebranche Produktlieferant.
Ungefähr 14 Prozent des jährlichen Umsatzes erwirtschaftet das
Unternehmen als Automobilzulieferer, vor allem durch den Verkauf von
Katalysatoren. Als weltgrößter Hersteller benötigt BASF dafür
große Mengen an südafrikanischen Platingruppenmetallen. Daher
bezieht der Konzern für jährlich etwa 650 Millionen Euro
Metalle aus den Lonmin-Minen in Marikana. Das sind über 50
Prozent der örtlichen Jahresproduktion. Die Geschäftsbeziehungen
zwischen BASF und Lonmin bestehen dabei seit mittlerweile mehr
als 30 Jahren und reichen bis in die Apartheid zurück (159).

Laut eigenen Angaben versteht sich BASF als
verantwortungsvolles Unternehmen, das sich in all seinen
wirtschaftlichen Betätigungsfeldern der Achtung
menschenrechtlicher Grundsätze verpflichtet. Diesem Anspruch möchte
der deutsche Großkonzern auch als Gründungsmitglied der
Global-Compact-Initiative der Vereinten Nationen und öffentlicher
 Bekenner zu den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und
Menschenrechte nachkommen. Zudem sieht sich BASF im Bereich
der "freiwilligen Lieferkettenverantwortung" in einer Vorreiterrolle
und proklamiert, großen Wert auf Nachhaltigkeitsaspekte zu
legen. Das Unternehmen wirbt folglich damit, menschenrechtliche,
 soziale und ökologische Standards nicht nur bei sich selbst,
sondern auch bei seinen Zulieferern einzufordern (160). Hält
man sich jedoch die lokalen Arbeits- und Lebensbedingungen der
 Lonmin-ArbeiterInnen sowie das Massaker an diesen im August 2012 vor
Augen, fällt es reichlich schwer, den Verlautbarungen des deutschen
Chemiekonzerns Glauben zu schenken. Die Tatsache, dass BASF auch vor
dem Hintergrund einer anhaltenden gegen das Unternehmen gerichteten
transnationalen Kampagne mitunter südafrikanischer AktivistInnen
sowie Geschädigter und Hinterbliebener des Massakers in Marikana
bis heute keine Reparationszahlungen geleistet hat, nährt diesen
Argwohn nur weiter (161). Dass multinational tätige Konzerne sich
ihrer menschenrechtlichen Verantwortung (entlang der Lieferkette)
nach wie vor ohne große Mühen entziehen können, liegt nicht
zuletzt auch an dem Widerstand westlicher Staaten gegen Vorstöße zur
Aushandlung international verbindlicher Abkommen. Zwar einigten sich
die Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen im Jahr 2011 auf
die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte,
allerdings stellen diese kein rechtlich bindendes Vertragswerk
dar. Die konkrete Umsetzung wie Achtung der inhaltlichen
Empfehlungen bleibt den nationalen Regierungen überlassen. Eine
zentrale Instanz zur Kontrolle und Ahndung von Verstößen
existiert nicht. Aus diesem Grund stimmten die Mitglieder des
UN-Menschenrechtsrats auf Drängen vieler Schwellen- und
Entwicklungsländer - darunter auch Südafrika - am 26. Juni
2014 mehrheitlich für die Einrichtung einer zwischenstaatlichen
Arbeitsgruppe zur Entwicklung verbindlicher
Menschenrechtsstandards für multinationale Unternehmen. Die
europäischen Staaten, Japan, die USA und Kanada stimmten gegen den
Antrag und blieben der ersten Sitzung der Arbeitsgruppe fern
(162). Dem zweiten und dritten Treffen im Oktober 2016 und
2017 wohnten die EU und ihre Mitgliedsländer zwar bei, plädierten
jedoch für die Beibehaltung unverbindlicher Regelungen und
zeigten sich auch ansonsten eher unkooperativ (163). Berichten der
niederländischen Nichtregierungsorganisation Transnational
Institute zufolge "plant die europäische Delegation sogar, sich
 gegen eine weitere Finanzierung der Arbeitsgruppe im
Verwaltungs- und Haushaltsausschuss der Generalversammlung
auszusprechen" (164).

Wie der Menschenrechtsexperte Armin Paasch 2016 mit Bezug auf
Deutschland feststellte, steht dieses Verhalten im deutlichen Kontrast
 zu den Bemühungen um internationalen Investitionsschutz:
"Befremdlich ist daran auch, dass Kanzlerin Angela Merkel und
Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel im internationalen
Investitionsrecht die Prinzipien der Verbindlichkeit und
Einklagbarkeit gerade nicht in Frage stellen, sondern vehement
verteidigen. Wenn Auslandsinvestoren eine 'unfaire Behandlung'
oder 'indirekte Enteignung' wittern, können sie Staaten vor
internationalen Schiedsgerichten auf mitunter milliardenschweren
Schadensersatz verklagen. Auch Regulierungen zu Landrechten,
Wasserversorgung oder Gesundheit, die der Umsetzung von
Menschenrechten dienen, werden dadurch angreifbar. (165)"

All dies verdeutlicht, dass das Massaker von Marikana nicht
nur als südafrikanisches Ereignis, sondern vielmehr im Kontext
globaler durch internationale Machtasymmetrien geprägte
Kapitalverwertungslogiken zu betrachten ist. Vor diesem Hintergrund
tragen die EU und ihre Mitgliedsstaaten eine klare Mitschuld an den
gewalttätigen Geschehnissen.


8. Die Externalisierung extraktivistischer Gewalt

Obwohl das Blutvergießen vom 16. August 2012 die lokalen
ArbeiterInnen zutiefst schockierte, brach der Streik entgegen
den Annahmen des Lonmin-Managements, der Polizei und der NUM
nicht ab. Nach über einem Monat anhaltender Proteste zeigte
sich das Unternehmen schließlich zu Gesprächen bereit und
bewilligte letztendlich am 18. September 2012 Lohnerhöhungen
zwischen 11 und 22 Prozent sowie einmalige Bonuszahlungen für
die Wiederaufnahme der Arbeit. Der siegreiche - wenn auch
blutig erkaufte - Arbeitskampf inspirierte in den folgenden
Wochen weitere Streikwellen, die den gesamten südafrikanischen
Bergbausektor erfassten und stellenweise sogar darüber hinaus
fortwirkten (166). Trotz vereinzelter Erfolge sind die Arbeits- und
Lebensbedingungen in der Bergbauindustrie - und nicht nur dort - heute
jedoch nach wie vor miserabel.

Das Ziel der vorliegenden Arbeit war es, aufzuzeigen, dass
die prekäre Situation der (Minen-)Arbeiter in Südafrika - und
anderen Schwellen- und Entwicklungsländern - sowie die angewandte
Staatsgewalt zur Aufrechterhaltung dieser Verhältnisse ohne die
Berücksichtigung globaler Abhängigkeitsstrukturen im Zeitalter
eines hyperextraktivistischen Neoliberalismus nicht zu verstehen sind.
Liam Downey und KollegInnen beschreiben diesen Zusammenhang wie
folgt: "Natürlich haben Entwicklungsländer ganz andere
Interessen als Kernländer. Sie haben außerdem sehr viel weniger
Macht als Kernländer. Daraus ergibt sich, dass Entscheidungen über den
Einsatz oder die Androhung von Gewalt zum Schutz von
ressourcenextraktiven Aktivitäten in Entwicklungsländern
vermutlich stark durch strukturelle Zwänge, die von vermögenden
 Regierungen, Konzernen oder internationalen Institutionen
ausgehen, bedingt sind. [...] Das hohe Schuldenaufkommen von
Entwicklungsnationen und deren resultierende Abhängigkeit von
reichen Staaten, der Weltbank, dem IWF und Investitionen
ausländischer Unternehmen zwingen die Regierungen von
Entwicklungsländern zudem, zu berücksichtigen, wie diese
Organisationen und Staaten deren Handlungen beurteilen. Folglich
 könnten sich die Regierungen von Entwicklungsländern dazu
veranlasst fühlen, ungeachtet ihrer eigenen Motive und Interessen
alle nötigen Mittel zur Sicherung ressourcenfördernder Unternehmungen
einsetzen zu müssen, um ihren Schuldverpflichtungen nachzukommen,
fortdauernde ausländische Investitionen sicherzustellen und Konflikte
mit mächtigeren Nationen und Institutionen zu minimieren." (167)

Neben externen Zwängen spielen darüber hinaus oftmals auch die
Interessen nationaler Kapitalfraktionen und neoliberal ideologisierter
 politischer Eliten eine wichtige Rolle bei der
politökonomischen Absicherung extravertierter, ressourcenintensiver
Akkumulationsregime. Da die gewaltförmige Stabilisierung
dieser Regime in (semi-)peripheren Ländern wie Südafrika bis
auf Rüstungsimporte in vielen Fällen keine engeren
sicherpolitischen Kooperationen mit (westlichen)
Industrienationen erfordert, können sich diese leicht von der
ausgeübten Gewalt distanzieren: "[...] obwohl reiche Nationen,
Konzerne und die Institutionen, die sie kontrollieren,
wahrscheinlich die Bedingungen [der Gewaltanwendung] [...] formen,
sind diese mächtigen Akteure oftmals in der Lage, sich von
diesen Entscheidungen abzugrenzen und dadurch zu behaupten, (a)
 sie seien für die Gewalt nicht zu verantworten und (b) ihre
Kontrolle über natürliche Ressourcen sei das Resultat des
rationalen und gerechten Waltens des Weltmarktes." (168)

Der Soziologe Stephan Lessenich umschreibt unter anderem dieses
 Phänomen mit dem Begriff der "Externalisierungsgesellschaft"
(169). Externalisierungsgesellschaften sind demnach
hochentwickelte kapitalistische Industrienationen, die die
 sozioökologischen Kosten ihrer Reproduktion auf Menschen
außerhalb ihrer geografischen Grenzen externalisieren. Nach
Lessenich zeichnen sich solche Gesellschaften durch die drei
Momente der Ausbeutung, Auslagerung und Ausblendung aus. Ausbeutung
ereignet sich dort, wo überproportional menschliche Arbeitskraft
und Natur aus peripheren Gebieten vereinnahmt wird. Gleichzeitig
werden sowohl unliebsame Arbeitsprozesse, Umweltschäden als auch -
wie in Marikana ersichtlich - exzessive Gewalt in eben jene
Regionen ausgelagert. Damit diese Produktions- und Lebensweisen in
den entsprechenden Externalisierungsgesellschaften fortbestehen
können, müssen sie letztlich "der Mehrheit der Menschen legitim
erscheinen, das heißt, Ausbeutung und Auslagerung müssen
umgedeutet, verdrängt oder ausgeblendet werden. Die Einsicht in
 die systematische Verursachung von Ungerechtigkeit, Leid und Gewalt
darf keinen Platz im kollektiven Bewusstsein finden." (170)

Diese Externalisierungsstrategien scheinen heute jedoch an
Grenzen zu stoßen. Die durch kapitalistische Verwertungsprozesse
verursachten sozioökologischen Verwerfungen lassen sich nicht länger
nur auf (semi-)periphere Regionen begrenzen (171). Vielmehr
stellen diese mittlerweile die gesamte kapitalistische
Produktionsweise - auch im globalen Norden - radikal in Frage. Die
Auswirkungen des Klimawandels sind hier nur das virulenteste Beispiel.

Doch nicht nur die durch kapitalistisches Wirtschaften bedingten
natürlichen Verwerfungen drohen, Akkumulationsdynamiken zu
untergraben, auch der seit mehreren Jahrhunderten bestehende
sozioökologische Metabolismus kapitalistischer Verwertung
scheint ins Stocken zu geraten. Der Geograf Jason W. Moore sieht den
Grund hierfür in dem sich abzeichnenden Ende billiger Natur,
insbesondere billiger Arbeitskraft, Nahrungsmittel, Energie
und Rohmaterialien (172). Im historischen Verlauf
kapitalistischer Reproduktion war das Kapital, so Moore, auf immer
neue billige Quellen dieser vier Faktoren angewiesen, um Kosten zu
senken und akkumulationsförderliche Profitraten zu gewährleisten. Mit
dem Übergang ins 21. Jahrhundert zeichnet sich allerdings das
Ende neuer Grenzgebiete zur Ausbeutung und Aneignung billiger
Natur ab - auch die jüngeren kapitalistischen Erschließungen Afrikas
scheinen diesen Trend nicht aufhalten zu können. Das
deutlichste Indiz hierfür ist wohl der seit 2003 trotz vereinzelter
Kurseinbrüche anhaltende Rohstoffpreisboom, der seit einigen
Monaten wieder signifikant steigende Preise aufweist (173).

Vor diesem Hintergrund sollte es nicht verwundern, dass AnalystInnen
seit geraumer Zeit vor kommenden Ressourcenkriegen warnen (174). Es
bleibt zu hoffen, dass die Menschen und Regierungen des
globalen Nordens diese Signale nicht erst dann ernst nehmen, wenn die
damit verbundene Gewalt nicht länger externalisiert werden kann.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Bayernwahl 2018

Ein Debakel für die CSU und die Große Koalition in Berlin

von Paul Kleiser



Bei den Landtagswahlen in Bayern haben die beiden Parteien der
großen Koalition, die CSU und SPD, nicht nur eine Watschn, sondern
einen kräftigen Arschtritt abbekommen.


Die CSU erzielte mit 37,2 Prozent ihr schlechtestes Ergebnis
seit 1950, als die 1948 gegründete Bayernpartei mit fast 18 Prozent in
ihr konservatives Wählerreservoir einbrach; sie verlor im Vergleich zu
2013 10,4 Prozentpunkte. Die SPD halbierte ihr Ergebnis vom letzten
Mal und blieb sogar unter der 10-Prozent-Schwelle; nie war sie bei
Wahlen in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg so schlecht.

Im einzelnen ist es natürlich schwierig, die konjunkturellen Gründe
für diese Wählerwanderungen von den strukturellen Gründen zu
unterscheiden. Der seit längerem sichtbare Niedergang der beiden
"Volksparteien" nicht nur in Bayern wurde durch die Bocksprünge eines
Horst Seehofer oder die fortwährenden Streitereien in der Berliner
Koalition natürlich beschleunigt. Außerdem besteht in Bayern ein sehr
großes Gefälle zwischen Land und Stadt, zwischen den Kommunen unter
10000 Einwohnern, wo die CSU nach wie vor auf etwa 46 Prozent kommt,
und den Großstädten, wo ihr Einbruch teilweise dramatisch ausfällt.

So bekam sie in München gerade mal 25 Prozent der Stimmen, während die
Grünen über 30 Prozent einfuhren. Von den acht Münchner Wahlkreisen
(der eine im Arbeiterviertel Milbertshofen war 2013 an die SPD
gegangen) verteidigte sie gerade mal die Hälfte; alle anderen gingen
diesmal an die Grünen.

Auch das Thema Bildung spielt eine große Rolle: Je höher der
Bildungsgrad, desto weniger wird CSU gewählt. Der CSU-Kandidat in
München-Mitte, der Mediziner Prof. Theiss, versuchte sich daher mit
einer Plakataktion, die eher an einen Schwulenverband denn an das
klassische CSU-Layout erinnerte - er fiel gnadenlos durch. Der grüne
Spitzenkandidat Ludwig Hartmann gewann den Wahlkreis mit 44 Prozent!


Die Aufspaltung der Rechten

Insgesamt lässt sich feststellen, dass es in Bayern weiterhin eine
konservative Mehrheit von CSU, Freien Wählern und AfD gibt; die große
Mehrheit der von der CSU abgewandten Wähler ging zu diesen beiden
Parteien. Die ausgeblutete FDP hat es mit Glück diesmal nur gerade so
eben in den Landtag geschafft; statt einer bedeutenden
Bildungspolitikerin wie Hildegard Hamm-Brücher konnten sie diesmal nur
den Dünnbrettbohrer Helmut Markwort (81 Jahre, früher Chefredakteur
der Zeitschrift Focus) aufbieten.

Die Bäume der AfD wuchsen zum Glück auch nicht in den Himmel, sie ist
weit vom angestrebten Ziel eines Ergebnisses à la Baden-Württemberg
(15,1 Prozent) entfernt und verlor auch im Vergleich zu den
Bundestagswahlen etwa 2 Prozentpunkte. Relativ stark ist sie im
strukturschwachen Grenzgebiet zu Tschechien, wo früher der Eiserne
Vorhang verlief (einige wünschen sich ihn wohl zurück). Ihre Parolen
auf den Plakaten "Frauenrechte sichern - Kopftuchfreie Schulen" oder
"Autoindustrie schützen - Diesel ist super!" dürften noch die
Programme der zahlreichen bayerischen Kabarettisten bereichern.

Die Freien Wähler sind "Fleisch vom Fleische der CSU" (Heribert Prantl
in der SZ). Ihr Spitzenkandidat Hubert Aiwanger aus Niederbayern
bewirtschaftet dort einen mittelgroßen Hof; er gilt als Vorkämpfer
gegen die "Agrarindustrie" und tritt für eine bäuerliche
Landwirtschaft ein, die sich an der nachhaltigen Bewirtschaftung
orientiert. Damit befindet er sich im Konflikt mit dem von einem
CSUler geführten Deutschen Bauernverband. Ein weiteres wichtiges Thema
der FW ist das Ausbluten der Dörfer und die immer längeren Wege, die
dort z.B. Schüler zurücklegen müssen, um zur Schule zu kommen. Und die
FW lehnen eine dritte Startbahn für den Münchener Flughafen ab. Es
gibt also im Falle einer Koalition mit der CSU durchaus erhebliches
Konfliktpotenzial.


Hausgemachtes Unglück

Lange versuchte die CSU unter Ministerpräsident Markus Söder und
Parteichef Seehofer mit aller Macht, der AfD die Themen (Unsicherheit
und Migration) wegzunehmen. Nicht nur wandte sie sich in schäbiger
Weise gegen Flüchtlinge, die als "Asyltouristen" bezeichnet wurden;
Dobrindt verunglimpfte auch die rechtsstaatlichen Verfahren, sprach
von "Antiabschiebungsindustrie" und für Seehofer war die
"Flüchtlingskrise" sogar (mit deutlichem Seitenhieb gegen Merkel) "die
Mutter aller politischen Probleme".

Doch zahlreiche Bayern folgten ihm darin nicht: Nicht nur wurden die
aus Syrien Geflohenen in München von der Bevölkerung zumeist herzlich
empfangen; es gründete sich auch ein Bündnis "München ist bunt", an
dem neben Grünen und SPD auch kleinere Parteien wie die ÖDP oder MUT
und zahlreiche zivilgesellschaftliche Organisationen mitwirken.
Außerdem kümmern sich viele Helferkreise um die soziale Integration
dieser Menschen. Gegen die rassistische Politik der Staatsregierung
demonstrierten mehrfach Zehntausende.

Wichtige prominente Mitglieder der CSU wie Prof. Maier oder Alois
Glück erinnerten die Partei an das C in ihrem Namen und mahnten eine
entsprechende Handlungsorientierung an. Und viele Vertreter der
Wirtschaft, die händeringend Auszubildende, Handwerker oder in
Care-Berufen Arbeitende suchen, wünschen sich Zuwanderung und warnen
vor Rassismus als Gefahr für die Suche nach Arbeitskräften und für den
Tourismus.

Die CSU hat vor der Wahl auch ein neues, scharfes Polizeigesetz
verabschiedet, das die "konkrete Gefahr" generell, also nicht nur in
Fällen von Terrorismus, durch die "drohende Gefahr" ersetzt und die
Handlungsmöglichkeiten der Polizei erheblich ausbaut. Bekanntlich
sieht der rechte Wahn überall drohende Gefahren, weil sich die
Gesellschaft ja nicht einfrieren lässt. Gegen dieses Gesetz
protestierten in München Ende Juli etwa 40000 Menschen. Zahlreiche
Klagen wurden dagegen eingereicht, weil wichtige Teile des Gesetzes
verfassungswidrig sein dürften.

Auch der "Kreuz-Erlass" der Staatsregierung, der verfügt, dass in
allen öffentlichen Gebäuden Kreuze anzubringen sind, stieß nicht nur
bei Bekenntnislosen, sondern sogar in den Führungen der katholischen
und der protestantischen Kirche auf Ablehnung. Die Versuche der
Staatsregierung, die besondere bayerische "Identität" gegen alles
Fremde in Anschlag zu bringen, musste in einem Land in die Hose gehen,
in das allein in den vergangenen zehn Jahren 1,1 Mio. Menschen
zugewandert sind.


Auf der Linken

Die großen Gewinner der Wahl sind die Grünen, die ihr Ergebnis auf
17,5 Prozent mehr als verdoppelten. Besonders in den acht Großstädten
schnitten sie überall hervorragend ab. Ihr Schwerpunkt ist der
Regierungsbezirk Oberbayern, aber auch in Mittelfranken und in
Würzburg erzielten sie gute Ergebnisse. Eine ganze Reihe von
Stadträten hat diesmal für den Landtag kandidiert, die junge
Spitzenkandidatin Katharina Schulze war bereits in der letzten
Legislaturperiode Fraktionssprecherin der Grünen im Landtag.

Außer dem Kampf gegen Hetze und für eine "bunte Stadt" lag der
Schwerpunkt der grünen Kampagne auf der Energie- und Verkehrspolitik.
Sie treten für den Rückbau des Autoverkehrs und den Ausbau des
öffentlichen Nah- und Fernverkehrs ein. Auch das Thema Flächenfraß und
Versiegelung der Landschaft (fast jeder Bürgermeister betreibt
Gewerbeansiedlung fast um jeden Preis) spielte eine wichtige Rolle. Da
sie auf eine Koalition mit der CSU - evtl. unter einer
Ministerpräsidentin Ilse Aigner - schielten, wurden die Themen nicht
sonderlich zugespitzt; der Vorwurf von Söder, die Grünen seien eine
"Verbotspartei", lief ins Leere.

Leider konnte man bei diesen Wahlen mit sozialen Themen nicht
sonderlich punkten. Die SPD (wie im übrigen auch DIE LINKE) versuchte
angesichts der Wohnungsnot in den Großstädten, vor allem in München,
und den extremen Mieten in dieser Stadt, mit der Parole "Wir können
gar nicht so schnell Wohnungen bauen, wie die CSU sie an Spekulanten
verkauft", Pflöcke einzuschlagen.

Als Regierungspartei wird die SPD jedoch für die Wohnungsmisere mit in
die Mitverantwortung genommen; außerdem ist ihr Programm gegen die
Grundstücksspekulation zahnlos. Die frühere Stadtbaurätin Christiane
Thalgott hat zu Recht dazu bemerkt, einzig eine Kommunalisierung von
Grund und Boden könne diesem Übel ein Ende setzen; diese Forderung
stößt in der SPD aber nicht auf besondere Gegenliebe.
DIE LINKE schwankte in den Meinungsumfragen zwischen 4 und 5 Prozent;
sie erzielte - wahrscheinlich wegen der Drift in Richtung Grüne - nur
3,2 Prozent, eine Zunahme von 1,1 Prozentpunkten im Vergleich zu 2013
(bei einer um fast 10 Prozentpunkte gestiegenen hohen
Wahlbeteiligung!). Bei der Bundestagswahl hatte DIE LINKE in Bayern
6,1 Prozent bekommen.

Ihr Ergebnis zeigt, dass die Linke nur in den Großstädten eine gewisse
Verankerung besitzt und auf dem flachen Land fast nicht vorkommt.
Obwohl sie an allen großen Mobilisierungen dieses Jahres ("Ausgehetzt"
gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, gegen das neue
Polizeigesetz, oder "Mia ham's satt! - Bauernhöfe statt Agrarfabriken,
Natur statt Flächenfraß") sichtbar beteiligt war und die beiden
Spitzenkandidaten, der junge Ates Gürpinar und die langjährige
Bundestagsabgeordnete Eva Bulling-Schröter, einen engagierten
Wahlkampf führten, gelang kein Durchbruch.

Allerdings hat die Partei seit 2017 1500 vor allem junge Mitglieder
gewonnen, der bayerische Landesverband ist inzwischen der jüngste in
der gesamten Republik. Die meisten sind beigetreten, um besser gegen
die AfD und die CSU kämpfen zu können - ein Versprechen auf die
Zukunft!
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DOKUMENTATION/1565: ZDFzeit "Der unterschätzte Thronfolger", am 13.11.2018 (ZDF)


ZDFzeit: Der unterschätzte Thronfolger

Prinz Charles wird 70

Dienstag, 13. November 2018, 20.15 Uhr
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Dienstag, 13. November 2018, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Der unterschätzte Thronfolger
Prinz Charles wird 70
Film von Ulrike Grunewald und Volker Schmidt-Sondermann

Kamera: Stefan Radke
Schnitt: Ute Rübesamen
Produktion: ZDF
Redaktion: Carmen Peter
Leitung der Sendung: Ursula Schmidt
Länge: ca. 45 Minuten

 * 

Der unterschätzte Thronfolger – Prinz Charles wird 70

Während Normalbürger längst in Rente sind, steht der älteste Sohn der Queen noch vor einer Lebensaufgabe als König. Was für ein Regent wird Charles sein? "ZDFzeit" zeichnet sein Lebensbild.

Früher sorgten Charles' Frauengeschichten für Schlagzeilen. Heute gilt er mit seinem Engagement für die Umwelt und die sozial Schwachen als Modernisierer der Monarchie. Hinter den Kulissen des Buckingham-Palastes zieht der unterschätzte Thronfolger längst die Fäden.

Seine Kindheit sei einsam gewesen, beklagte sich Prinz Charles einmal öffentlich. Die Eltern, Queen Elizabeth und Prinz Philip, seien meist unterwegs gewesen, auf Empfängen oder auf Staatsbesuch in den Ländern des Commonwealth. Geborgenheit fand er damals bei seiner Nanny und seiner Großmutter. Sein glamouröser Onkel, Lord Louis Mountbatten, wurde zum Ersatzvater. Nach Studium und Militärausbildung wartete eine neue, ungewohnte Rolle auf Charles: Er musste sich eine Braut suchen und für den nötigen Thronfolger sorgen. Die Wahl fiel auf die blutjunge Lady Diana Spencer. Das Königreich hatte seine Märchenhochzeit, Jahre später dann einen beispiellosen Scheidungskrieg.

Es waren desaströse Jahre für die britische Krone – nie war das Königshaus so unbeliebt wie in den 90er Jahren. Das hat sich mittlerweile komplett geändert. Auch der Thronfolger hat sich große Sympathien erarbeitet. Hunderte von wohltätigen Organisationen sind in seinem "Prince's Trust" vereinigt. Sein radikales Umweltbewusstsein hat Charles zwar auch den Ruf des Spinners eingebracht, doch seine Bio-Landwirtschaft gilt als wegweisend.

Trotz vieler Rückschläge hat der Prinz für sich eine sinnvolle Rolle gefunden, um sein Schicksal als ewiger Thronfolger zu meistern. Mit dem Rückzug seines Vaters, Prinz Philip, aus der Öffentlichkeit ist Charles zum wichtigsten Mann an der Seite der Queen geworden. Mittlerweile gibt er hinter den Kulissen den Ton an und sorgt für Effizienz im Königshaus. Nur noch die unmittelbare Kernfamilie erscheint im Rampenlicht: die Queen, Charles und Camilla, William, Kate, Harry und Meghan. Jeder erfüllt die auf ihn zugeschnittene Rolle.

Die Windsors sind offensichtlich für die Zukunft gerüstet, die Dynastie gilt als gesichert. Das könnte in unsicheren Brexit-Zeiten auch die Klammer sein, die das auseinanderdriftende Großbritannien zusammenhält. Wie wird Charles sein Amt als König gestalten? Wird er als unbequemer Querdenker der Monarchie den Todesstoß versetzen? Zieht er sich auf eine neutrale Position zurück? Oder ist ein politischer König Charles genau das, was das Land in Zukunft braucht?

 * 

"ZDFzeit"-Doku zur Einstimmung: Der Buckingham-Palast

Sendetermin: Dienstag, 30. Oktober 2018, 20.15 Uhr, ZDF
Der Buckingham-Palast – Geheimnisse und Tragödien im Königshaus
Film von Duncan Bulling

Der Buckingham-Palast ist eines der berühmtesten Bauwerke der Welt, dabei als Residenz der Queen und Schauplatz zahlloser Feste, Tragödien und Romanzen durch und durch britisch. Mithilfe von bislang unbekannten Dokumenten und hochkarätigen Experten zeichnet die Dokumentation das Leben hinter den Palastmauern nach. Der Film schlägt den Bogen von den bescheidenen Anfängen über das Drama vor der Krönung Elizabeth II. bis in die heutige Zeit.

Schon immer war das Schloss ein geschichtsträchtiger Ort: 1837 wird es zur offiziellen Residenz von Königin Victoria bestimmt. Im Zweiten Weltkrieg steht der Palast als Symbol für den britischen Widerstand. Doch der sichere Hort der britischen Monarchie bekommt im Lauf der Zeit auch Risse: Ein Einbrecher, der bis zum Bett der Queen vordringt, sorgt 1982 weltweit für Schlagzeilen.

Seit mehr als 80 Jahren ist der Palast das Zuhause von Elizabeth II. Im Lauf ihrer Regentschaft musste sie sich immer wieder mit den Traditionalisten auseinandersetzen – mit den konservativen Höflingen, die sich gegen jede Veränderung sperren. So etwa bei ihrer Krönung 1953. Das Fernsehen wollte das Ereignis live übertragen – die Höflinge fürchteten um den Respekt vor dem Amt und versuchten, das Projekt zu verhindern. Doch die Queen setzte sich durch, und 300 Millionen Menschen verfolgten das Spektakel.

Ihre Schwester, Prinzessin Margaret, verlor dagegen den Machtkampf gegen die alte Garde, beugte sich der Tradition. Sie verzichtete auf eine Heirat mit dem geschiedenen Peter Townsend. Und auch Prinz Philip hatte lange Jahre unter dem Einfluss der konservativen Höflinge zu leiden.

Doch die Zeit macht auch vor den Mauern des Palastes nicht Halt. Die Königsfamilie gewährt zunehmend Einblicke in die Welt hinter der Schlossfassade. Nicht immer zum Wohle der Monarchie: Das Ehedrama um Charles und Diana schadete dem Image der Windsors nachhaltig. Und mit dem Tod der Prinzessin wurde der Buckingham-Palast gar zur Zielscheibe des öffentlichen Unmuts. Erst die öffentliche Ansprache der Queen und ihre Verneigung vor dem Sarg wendeten die Krise ab.

So prächtig und bedeutend der Palast von außen ist – als Wohnsitz der Queen ist er nicht sonderlich gemütlich. Das Schloss ist Büro und Museum zugleich – ein Labyrinth aus über 700 Zimmern, mit Hunderten von Angestellten: Butlern, Kammerdienern, Köchen, Pagen. Das Gemäuer ist mittlerweile auch in die Jahre gekommen. Die Renovierung soll über 400 Millionen Euro kosten. Wie es mit dem Schloss weitergehen soll, darüber wird aber wohl erst der nächste König entscheiden, Prinz Charles. Vielleicht wird er ihn anders nutzen. Aber die Bedeutung des Buckingham-Palastes wird bleiben – als prächtiges Symbol der britischen Monarchie.

 * 

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind dienstags um 20.15 Uhr große Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und zeitgeschichtlichen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert. Hinzu kommen royale Dokumentationen wie zuletzt "Royale Kindheit – Prinzen, Ponys, Paparazzi", "Royale Liebe – Märchen, Macht, Mätressen" und "Royale Skandale – Lügen, Laster, Leidenschaften".

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.

 * 

Die bisherigen "ZDFzeit"-Sendungen (mit Erstsende-Datum)

2012 (29 Sendungen)


	Auf der Jagd nach verlorenen Schätzen (17.01.2012)

	Geheimes Deutschland (24.01.2012)

	Der Spion, den ich liebte (31.01.2012)

	Ein (fast) perfektes Verbrechen (21.02.2012)

	Vorsicht Verschwörung! (28.02.2012)

	Geheimnisvolle Unterwelten (06.03.2012)

	Die Unbesiegbaren (13.03.2012)

	Und ewig locken die Wälder (27.03.2012)

	Himmel über Deutschland (03.04.2012)

	Die Berge der Deutschen (10.04.2012)

	Deutschland – Deine Flüsse (24.04.2012)

	Die Griechenland-Lüge (08.05.2012)

	Elizabeth II. – Die leidenschaftliche Queen (29.05.2012)

	Elizabeth II. – Die Queen und die Deutschen (05.06.2012)

	Endlich Prinzessin – Ein Jahr mit Kate und Charlene (26.06.2012)

	Der deutsche Adel (1) (14.08.2012)

	Der deutsche Adel (2) (28.08.2012)

	Deutschland in Gefahr? (04.09.2012)

	Weltenbrand (1) (18.09.2012)

	Weltenbrand (2) (25.09.2012)

	Weltenbrand (3) (02.10.2012)

	Am Rande des Atomkriegs – Kampf um Kuba und Berlin (09.10.2012)

	Der Fluchhafen Berlin (23.10.2012)

	Kampf um den Euro (30.10.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (1) (06.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (2) (13.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (3) (27.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (4) (04.12.2012)

	Stille Nacht in Stalingrad (11.12.2012)




2013 (30 Sendungen)


	Mein Kampf mit Hitler – "Machtergreifung" 1933 (22.01.2013)

	Wie gut ist Billig-Bio? (12.02.2013)

	Wie gut sind No-Name-Lebensmittel? (19.02.2013)

	Die ganze Wahrheit über Fitness (05.03.2013)

	Was kostet ein Kind? (12.03.2013)

	Arm und Reich (19.03.2013)

	Aldi gegen Lidl – Das Duell (02.04.2013)

	Die Jahrhundertfälschung (09.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (1) (23.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (2) (30.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (3) (07.05.2013)

	Traumfabrik Königshaus (4) (14.05.2013)

	Unheimliche Geschäfte (21.05.2013)

	Mythos Everest – Gipfelsturm auf dem Dach der Welt (28.05.2013)

	Traumfabrik Königshaus (5) (04.06.2013)

	Traumfabrik Königshaus (6) (11.06.2013)

	Wie gut sind Fertiggerichte? (18.06.2013)

	Wie gut ist unser Fleisch? (25.06.2013)

	Ein Baby für William und Kate (30.07.2013)

	Kante Klartext Kandidat (06.08.2013)

	Macht Mensch Merkel (13.08.2013)

	Der Deutschland-Test – Wie gut ist unser Gesundheitssystem? (20.08.2013)

	Die Milliarden-Zocker (17.09.2013)

	Wasser, Schlamm – und wer bezahlt? (24.09.2013)

	Unser Krieg (1) (08.10.2013)

	Unser Krieg (2) (22.10.2013)

	BMW gegen Mercedes – Das Duell (29.10.2013)

	Nacht über Deutschland – Novemberpogrom 1938 (05.11.2013)

	Kennedy – Das Geheimnis der letzten Tage (12.11.2013)

	Wie gut ist unser Spielzeug? (27.11.2013)




2014 (34 Sendungen)


	Wie gut sind Light-Lebensmittel? (14.01.2014)

	Wie gut ist unser Brot? (21.01.2014)

	Nicht alles war schlecht (28.01.2014)

	Nicht alles war schlecht (04.02.2014)

	Schlank in den Frühling (04.03.2014)

	Wie gut ist sanfte Medizin? (11.03.2014)

	Der große Baumarkt-Test (18.03.2014)

	Mit Jubel in die Hölle (25.03.2014)

	H&M gegen C&A – Das Duell (01.04.2014)

	Das Geheimnis von Flug MH370 (08.04.2014)

	Maxima und Willem-Alexander (22.04.2014)

	McDonald's gegen Burger King (05.05.2014)

	Riskante Reise – Europa und die Flüchtlingsströme (20.05.2014)

	Verschwörung gegen die Freiheit (27.05.2014)

	Thronwechsel in Spanien – Juan Carlos dankt ab (03.06.2014)

	Vegetarier gegen Fleischesser – Das Duell (10.06.2014)

	Königliche Dynastien: Die Windsors (16.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Habsburger (22.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Hohenzollern (29.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Romanows (05.08.2014)

	Die Suche nach den verlorenen Söhnen (26.08.2014)

	Zweiter Weltkrieg – Der erste Tag (02.09.2014)

	Zweiter Weltkrieg – Das erste Opfer (09.09.2014)

	Prinz Harry – Der wilde Windsor (16.09.2014)

	Wie gut sind unsere Lehrer? (23.09.2014)

	Projekt Hühnerhof (1) (30.09.2014)

	Projekt Hühnerhof (2) (07.10.2014)

	Die Insel (1) (21.10.2014)

	Die Insel (2) (28.10.2014)

	Wahnsinn '89: Wie die Mauer fiel (04.11.2014)

	DURST! (11.11.2014)

	Wie viele Ausländer verträgt Deutschland? (25.11.2014)

	Die Aldi-Story (09.12.2014)

	Der große Test zum Fest (16.12.2014)




2015 (32 Sendungen)


	Aldi, Lidl & Co. – Wie gut sind Discounter-Lebensmittel? (20.01.2015)

	Wie gut ist unser Bier? (27.01.2015)

	Mensch Putin (17.02.2015)

	Wie gut ist die deutsche Küche? (24.02.2015)

	Wie gut ist unsere Wurst? (03.03.2015)

	Geh doch nach drüben (1) (10.03.2015)

	Geh doch nach drüben (2) (17.03.2015)

	Die Suche nach Hitlers Volk (1) (24.03.2015)

	Die Suche nach Hitlers Volk (2) (31.03.2015)

	Wir Geiseln der SS (14.04.2015)

	Die Verbrechen der Befreier (05.05.2015)

	Der Fall Deutsche Bank (19.05.2015)

	Wie deutsch ist die Queen? (30.06.2015)

	Königliche Liebe (07.07.2015)

	Der Monaco-Clan (14.07.2015)

	Königliche Kindheit (21.07.2015)

	Die Suche nach Hitlers "Atombombe" (28.07.2015)

	Der große Kosmetik-Test – Wie gut sind Deo, Creme & Co. (25.08.2015)

	Wie gut ist unser Trinkwasser – Der große Test (01.09.2015)

	REWE gegen EDEKA – Das Supermarkt-Duell (08.09.2015) 

	Tödliche Grenze – Der Schütze und sein Opfer (15.09.2015)

	Ost und West – der große Check (22.09.2015)

	Auf den Spuren der Einheit – mit Christopher Clark (29.09.2015)

	Wie gut ist unsere Milch? (06.10.2015)

	Wie gut ist unser Kaffee? (13.10.2015)

	Billig gegen teuer – Muss es immer Markenware sein? (20.10.2015)

	Lust und Lüge – Die Deutschen und der Sex (03.11.2015)

	Wie viele Flüchtlinge verträgt Deutschland? (10.11.2015)

	Wie viel Islam verträgt Deutschland? (24.11.2015)

	Wie gerecht sind unsere Steuern? (01.12.2015)

	Wie fair sind unsere Löhne? Der große Gehalts-Check (08.12.2015)

	Machtmensch Putin (15.12.2015)




2016 (36 Sendungen)


	Alle gegen Aldi – wer schlägt den Discounter-Riesen? (19.01.2016)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (02.02.2016)

	Iglo, Frosta & Co. – Wie gut ist Tiefkühlkost? (16.02.2016)

	Wie gut sind unsere Chefs? (23.02.2016)

	Wie gut sind unsere Krankenhäuser? (01.03.2016)

	Der Pflege-Check – Wie leben wir im Alter? (08.03.2016)

	Wir Nachkriegskinder – Zeit des Aufbruchs (15.03.2016)

	Wir Nachkriegskinder – Zeit der Wunder (22.03.2016)

	Elizabeth II. wird 90 – Die Jahrhundert-Königin (05.04.2016)

	Wie korrupt ist Deutschland? (12.04.2016)

	König, Krone, Kindersegen – Carl Gustaf von Schweden wird 70 (26.04.2016)

	Das Jahrhunderthaus – Wie wir lebten (1) (10.05.2016)

	Das Jahrhunderthaus – Wie wir lebten (2) (17.05.2016)

	Schoko, Keks & Co. – Wie gut sind unsere Süßigkeiten? (24.05.2016)

	Pommes, Chips & Co. – Wie gut sind Kartoffelprodukte? (31.05.2016) 

	No-Name oder Markenware – Der große Produkttest (07.06.2016)

	Kurs auf die Krone – Mary und Frederik von Dänemark (05.07.2016)

	Glamour, Gold und die Liebe – Europas Königshäuser im Vergleich (12.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Welfen (19.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Bernadottes (26.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Grimaldis (02.08.2016)

	Hühnchen, Nuggets & Co. – Wie gut sind Geflügelprodukte? (23.08.2016)

	Bratwurst, Aufschnitt & Co. – Wie gut sind unsere Wurstwaren (23.08.2016)

	Hopfen und Malz – Wie gut ist unser Bier? (30.08.2016)

	Haben wir's geschafft? – Deutschland und die Flüchtlinge (06.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Oetker-Story (13.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die C&A-Story (20.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Haribo-Story (27.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Tchibo-Story (04.10.2016)

	Der große Bahn-Check (18.10.2016)

	Wer schlägt McDonald's – Das große Fastfood-Duell mit Nelson Müller (25.10.2016)

	Wie gut sind Billig-Bäcker (01.11.2016)

	Achtung, Kundenfall! – Locken, schmeicheln, überrumpeln (22.11.2016)

	Der große Warentest – Wie gut sind Matratze, Waschmaschine & Co.? (29.11.2016)

	Mehr Ausländer, mehr Kriminalität? – Der große Faktencheck (06.12.2016)

	Mensch Erdogan! – Die Geheimnisse des türkischen Präsidenten (13.12.2016)




2017 (33 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Turbo-Salami, Tütensuppen & Co (17.01.2017)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Light-Produkte, Veggie-Wurst & Co (24.01.2017)

	Mensch Gauck! – Pastor, Präsident, Freiheitssucher (31.01.2017)

	Prinz Philipp – Ein Leben für die Queen (07.02.2017)

	Zarensturz – Das Ende der Romanows (14.02.2017)

	Mensch Schröder! – Eine deutsche Karriere (07.03.2017)

	No-Name oder Marke? – Der große Lebensmitteltest mit Nelson Müller (1) (14.03.2017)

	No-Name oder Marke? – Der große Lebensmitteltest mit Nelson Müller (2) (21.03.2017)

	Das Jahrhunderthaus – Arbeit, Freizeit und Urlaub (28.03.2017)

	Das Jahrhunderthaus – Essen, Trinken und Sport (04.04.2017)

	Wie viel Polizei braucht Deutschland? (11.04.2017)

	Rossmann, dm & Co. – Der große Drogeriemarkt-Test (18.04.2017)

	Ikea, Roller & Co. – Wer ist der beste Möbel-Discounter? (09.05.2017)

	Das Lidl-Imperium – Der Discounter im Qualitäts-Check (16.05.2017)

	Die Tricks der Gesundheitsbranche (23.05.2017)

	Der große Warentest – Wie gut sind Fahrradschlösser, Grill & Mückenschutz? (30.05.2017)

	Königliche Dynastien: Die Coburger (13.06.2017)

	Königliche Dynastien: Die Oranier (20.06.2017)

	Königliche Dynastien: Die Glücksburger (27.06.2017)

	Glamour, Macht und große Gefühle – Europas Königshäuser im Vergleich (04.07.2017)

	Kronprinzessin und Superstar – Victoria von Schweden wird 40 (11.07.2017)

	Langnese, Schöller & Co. – Der große Eistest mit Nelson Müller (18.07.2017)

	Dianas Vermächtnis – Das Geheimnis der unglücklichen Prinzessin (01.08.2017)

	Bratmaxe, Bruzzzler & Co. – Der große Grill-Test mit Nelson Müller (22.08.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Aldi-Story (26.09.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Otto-Versand-Story (10.10.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Volkswagen-Story (17.10.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Persil-Story (24.10.2017)

	Mensch Trump! – Provokateur, Populist, Präsident (07.11.2017)

	Früher war alles besser! Oder? (21.11.2017)

	Mensch Macron! – Aufsteiger, Reformer, Europäer (28.11.2017)

	DHL, Hermes & Co. – Der große Paketdienst-Test (06.12.2017)

	Wie gut sind unsere Ärzte? (12.12.2017)




2018 (27 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Fertiggerichte, Pausensnacks & Co. (16.01.2018)

	Nelson Müllers Nudel-Check – Wie gut sind Spaghetti, Tortellini & Co.? (23.01.2018)

	Nelson Müllers Käse-Check – Wie gut sind Gouda, Camembert & Co.? (30.01.2018)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Backwaren, Fruchtsäfte & Co. (13.02.2018)

	Superbauten der Geschichte: Der Reichstag (27.02.2018)

	Mensch Franziskus! Der unberechenbare Papst (13.03.2018)

	Superbauten der Geschichte: Der Kreml (20.03.2017)

	Fit in den Frühling – Der große Bewegungs-Check (10.04.2018)

	Kronen, Krisen und Skandale – Die Überlebensstrategien der Royals (24.04.2018)

	Obi, Hornbach & Co. – Der große Baumarkt-Check (08.05.2018)

	Harry & Meghan – Hochzeit bei den Windsors (15.05.2018)

	Wo lebt es sich am besten? – Die große Deutschland-Studie (22.05.2018)

	Nelson Müllers Essens-Check – Wie gut sind Olivenöl, Lachs & Obst to go? (29.05.2018)

	Die Kaufhof-Story – Das Warenhaus im Qualitäts-Check (05.06.2018)

	Kim, Trump und die Bombe – Nordkoreas riskanter Machtpoker (12.06.2018)

	Supermächte – Angst vor China? (17.07.2018)

	Supermächte – Amerika first? (24.07.2018)

	Supermächte – Russlands Rückkehr? (31.070.2018)

	AIDA oder TUI Cruises – Der Kreuzfahrt-Check (14.08.2018)

	Royale Kindheit – Prinzen, Ponys, Paparazzi (21.08.2018)

	Royale Liebe – Märchen, Macht, Mätressen (28.08.2018)

	Royale Skandale – Lügen, Laster, Leidenschaften (04.09.2018)

	Nelson Müllers Lebensmittelreport – Wie gut sind Bio-Tomaten, Edel-Rindfleisch & Schokolade? (11.09.2018)

	Deichmann, Reno & Co. – Der große Schuhmarkt-Check (18.09.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Lidl-Story (25.09.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Adidas-Story (02.10.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Bahlsen-Story (09.10.2018)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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DOKUMENTATION/1564: ZDF Terra X - "Der Mond – unser magischer Trabant", am 11.11.2018 (ZDF)


Terra X: Der Mond – unser magischer Trabant

Dokumentation mit Alexander Gerst

Sonntag, 11. November 2018, 19.30 Uhr

Inhalt:

– Stab, Inhalt

– Interview mit Alexander Gerst



Sonntag, 11. November 2018, 19.30 Uhr
Terra X: Der Mond – unser magischer Trabant
Dokumentation mit Alexander Gerst

Buch: Birgit Tanner, Luise Wagner
Regie: Luise Wagner
Kamera: Jonas Sichert
Ton: Maike Simon
Schnitt: Jonas Sichert
Animation: Faber Courtial
Musik: Jens Hafemann
Sound Design und Mischung: Lasse Kröger
Sprecher: Sascha Rotermund
Archiv: Lutz Pinkert
Redaktionelle Mitarbeit: Cornelia Stier, Claudia Friese
Produktionskoordination: Marcel Kalwa
Produktionsleitung Gruppe 5: Sabine Eisner
Produktionsleitung ZDF: Cora Szielasko-Schulz, Freda Wiethoff
Produzent: Alexander Hesse
Redaktion ZDF: Friederike Haedecke
Länge: 43'30''


Inhalt

"Es muss faszinierend sein, auf der Mondoberfläche zu stehen, nach oben zu schauen und an einem schwarzen Himmel mit gleißender Sonne die Erde zu sehen, eine blaue Scheibe, auf der vage Wolken und Kontinente zu sehen sind", sagt Alexander Gerst, der den Mond zurzeit von der ISS aus bestaunen kann. Auf der Internationalen Raumstation stehen bei Gersts Mission "Horizons" auch die Forschungen für den nächsten Aufbruch zum Erdtrabanten auf dem Programm. Mit der Errichtung einer dauerhaften Forschungsstation auf dem Mond wird ein Menschheitstraum in Erfüllung gehen. Bereits die Menschen in Stein- und Bronzezeit verehrten das mystische Himmelsobjekt und orientierten sich an ihm. Der Takt des Mondkalenders oder der Wechsel von Ebbe und Flut bestimmen den Rhythmus des menschlichen Alltags seit jeher.

Der "kleine Schritt" für einen Menschen, mit dem Neil Armstrong 1969 den Mond als erster Mensch betrat, stellt eine Meisterleistung der Raumfahrt dar. Auch die Mondflüge der späteren Apollo-Missionen brachten viele Erkenntnisse über Entstehung und Bedeutung des Erdbegleiters. Doch viele Fragen sind noch offen. Fast 50 Jahre nach der ersten Mondlandung laufen nun die Vorbereitungen für die nächste große Entdeckungsreise zum Mond. Bereits jetzt trainieren ESA-Astronauten, unter ihnen auch der Deutsche Matthias Maurer, in der Kraterlandschaft der Vulkaninsel Lanzarote, wie sie die Herausforderungen der lebensfeindlichen Umgebung meistern können.

 * 

"Der Mond ist ein Geschichtsbuch über unsere Vergangenheit"
Interview mit Alexander Gerst

Was fasziniert Sie am Mond?

Es gibt sehr viele Dinge, die mich am Mond interessieren und faszinieren. Wie mag es sein, auf der Mondoberfläche zu stehen, nach oben zu schauen und plötzlich am Himmel unsere Heimat Erde als eine kleine blaue Scheibe zu sehen? Und dazu im Kontrast, wenn man sich umschaut, alles grau zu sehen, mit einem schwarzen Himmel, nicht wie von uns aus gesehen blau, mit gleißendem Sonnenlicht – das muss umwerfend sein.

Können Sie sich vorstellen, selbst auf der Mondoberfläche zu stehen?

Ja, das ist sicher ein grandioses Gefühl, wenn man rausschaut und am Himmel die Erde sieht. Ich denke aber auch, dass es zur Herausforderung werden kann, auf einer Basis zu leben, die auf der Rückseite des Mondes ist. Von dort sieht man die Erde nämlich nie. Vielleicht macht aber gerade das noch mehr mit uns: Wenn wir die Erde nicht mehr dauerhaft im Blick haben, wird das uns Menschen im Innersten berühren.

Birgt der Mond noch Geheimnisse?

Eigentlich wissen wir noch nichts über den Mond. Wir Menschen waren dort an sechs unterschiedlichen Orten. Aber der Mond ist um ein Vielfaches größer als Europa. Wenn Sie da an sechs Orten landen und ein paar Steine aufsammeln würden, dann wüssten Sie auch erst mal gar nichts darüber. Dabei ist der Mond so wertvoll in dem, was er uns zu sagen hat: Er hat keine Atmosphäre mehr, das heißt geologische Prozesse stehen quasi still. Deshalb ist er ein offenes Geschichtsbuch über unsere Vergangenheit.

Mission Apollo: Husarenstück oder technische Meisterleistung?

Wenn ich auf die ersten Apollo-Missionen zurückschaue, habe ich eine riesige Ehrfurcht, mit welchen Mitteln man diesen Erfolg herbeigeführt hat. Natürlich ging das zulasten des Risikos. Das war damals sehr viel höher, als man es heute eingehen würde, und es war ein großer Teil Glück dabei, dass bei den Apollo-Missionen nicht mehr passiert ist.

Warum ist der Mond als nächstes Ziel für die Raumfahrt so interessant?

Der Mond ist eine kritische Zwischenstation auf dem Weg zum Mars. Er ist der einzige Ort, wo es ähnliche Bedingungen gibt wie auf dem Mars – das heißt verminderte Gravitation, Vakuum, Strahlung – und wo wir gleichzeitig, wenn irgendetwas schiefgeht, relativ schnell wieder zur Erde zurückkönnen. Die Fahrt zum Mond und zurück lässt sich in zwei Wochen bewerkstelligen – das ist etwa so wie vor 100 Jahren in die Antarktis und zurück. Auf dem Mond können wir Technologien testen, die wir brauchen, um zum Mars zu fliegen und auf dessen Oberfläche zu arbeiten.

Wie könnte das Szenario für die nächsten Missionen zum Mond aussehen?

ESA und NASA bauen zusammen schon seit einigen Jahren das ORION-Raumschiff. In wenigen Jahren wird es fertig sein und seinen Jungfernflug zum Mond antreten. Das reicht aber nicht. Wir müssen dort auch eine Präsenz aufbauen, die es uns erlaubt, den Mond von Nahem in Augenschein zu nehmen und vielleicht ein Landegerät auf die Oberfläche zu schicken. Dafür bauen wir gerade den sogenannten "Deep Space Gateway". Das kann man sich als Basislager vorstellen, wie es die Kletterer vom Mount Everest unten haben, von wo aus sie relativ schnell zum Gipfel vordringen können. Der Deep Space Gateway ist eine Station, die in einem Orbit um den Mond kreist. Von dort kann man dann relativ leicht mit einem bemannten oder robotischen Landegerät auf die Oberfläche des Mondes kommen. Man spürt tatsächlich einen neuen Geist bei den Raumfahrtagenturen. Das ist ein Projekt, das alle begeistert.

Ein Vorteil des Mondes ist, dass er sehr gut gelegen ist. Sehr praktisch für uns Erdlinge, weil er schon relativ weit außerhalb des Erdgravitationsfelds liegt. Wenn man zum Mond fliegt, dann muss man das meiste der Erdgravitation hinter sich lassen, um überhaupt dorthin zu kommen. Wenn man mal dort ist, kann man relativ leicht weiter rausfliegen ins Universum, in unser Sonnensystem. Man kommt relativ schnell weiter zum Mars oder zu interessanten Punkten innerhalb unseres Sonnensystems.

Wie können wir auf dem Mond zu neuen Horizonten schauen?

Wir haben herausgefunden, dass Radioteleskope sehr gut geeignet sind, um weit in den Kosmos rauszuschauen. Deshalb denken wir darüber nach, auf der Rückseite des Mondes ein Radioteleskop zu bauen. Das hätte den großartigen Vorteil, dass es von der irdischen Radiostrahlung komplett abgeschirmt wäre. Die Erde ist ja seit der Erfindung des elektrischen Lichts und des elektrischen Stroms eine große Quelle von Radiostrahlung. Dadurch blockieren wir uns den Blick raus in den Weltraum.

Wo genau könnte der nächste Landeplatz auf dem Mond liegen?

Ein Landeziel, das wir auf dem Mond haben, sind die Pole. Die Mond-Pole haben den Vorteil, dass das Sonnenlicht dort immer sehr flach einfällt. Das heißt, dort gibt es Krater, in denen nie die Sonne scheint und sich wahrscheinlich Wasser gesammelt hat. Wir wissen noch nicht genau, wie viel dort ist, aber es ist wahrscheinlich so reichlich vorhanden, dass wir es nutzen können. Zum Beispiel, um es in Trinkwasser oder Treibstoff umzuwandeln. Durch Sonnenenergie können wir es in Wasserstoff und Sauerstoff aufspalten und damit dann weiter rausfliegen zum Mars oder zurück zur Erde – je nachdem, wofür wir es brauchen.

Ein weiterer Vorteil der Mond-Pole ist, dass man dort auf einem Kraterrand oder auf einem Mond-Berg ein Solar-Panel aufstellen könnte. Da die Sonne dort sehr flach von der Seite einfällt, würde es fast immer beschienen. An anderen Orten des Mondes müsste man genauso wie auf der Erde Tag und Nacht abwarten mit dem Nachteil, dass auf dem Mond ein Tag-Nacht-Zyklus fast einen Erd-Monat dauert – die Hälfte davon Tag, die Hälfte davon Nacht.

Die Fragen stellte Luise Wagner.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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FILM/1592: ZDF - Der Fernsehfilm der Woche "Nachtschicht – Es lebe der Tod", am 12.11.2018 (ZDF)


Nachtschicht – Es lebe der Tod

Der Fernsehfilm der Woche

Montag, 12. November 2018, 20:15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Rollen und Darsteller, Inhalt

– Wie alles anfing – von Lars Becker

– Eine starke DNA – von Wolfgang Cimera

– Der Himmel über Hamburg – von Bettina Wente

– Meine "Nachtschicht" – Statements



Nachtschicht – Es lebe der Tod
Der Fernsehfilm der Woche
Montag, 12. November 2018, 20:15 Uhr

Buch & Regie: Lars Becker
Kamera: Andreas Zickgraf
Ton: Benjamin Schubert
Musik: Stefan Wulff und Hinrich Dageför
Szenenbild: Sabine Pawlik
Schnitt: Sanjeev Hathiramani
Kostüm: Claudia González Espíndola
Maske: Adella Selzer und Anja Hoppe
Casting: Sandra Köppe
Produktion: Network Movie Film- und Fernsehproduktion GmbH & Co. KG, Köln
Produzenten. Bettina Wente, Wolfgang Cimera
Herstellungsleitung: Andreas Breyer
Produktionsleitung: Frank Mähr
Redaktion: Daniel Blum
Länge: 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Lisa Brenner – Barbara Auer
Erichsen – Armin Rohde
Mimi Hu – Minh-Khai Phan-Thi
Elias Zekarias – Tedros Teclebrhan
Ömer Kaplan – Özgür Karadeniz
Anita de Groot – Natalia Wörner
Angelo Amtmann – Frederick Lau
Claude Kotcheff – Murathan Muslu
Zora Hagopian – Almila Bagriacik
Johnny de Groot – Roland Koch
Attila Basman – Prince Kuhlmann
Roda Gemayel – Kida Khodr Ramadan
Theo Klein – Gustav Peter Wöhler
Walter Albrecht – Ganskopf
und andere


Inhalt

Möbelmarktbetreiber Johnny de Groot ist auf dem Höhepunkt – beruflich wie sexuell. Plötzlich spürt er ein Stechen in der Brust und sackt leblos unter der Prostituierten Zora zusammen. Diese gerät in Panik und drückt auf den Alarmknopf, der sich neben ihrem Bett befindet. Sofort eilen die Zuhälter Angelo und Claude herbei und sind stinksauer. Wie oft sollen sie das den Mädchen denn noch sagen: Der Knopf ist da, weil gesetzlich vorgeschrieben, aber gedrückt wird er nicht. Denn das ruft die Bullen auf den Plan und führt in jedem Fall zu Verdienstausfall. Noch während sie reden, stopfen sie Johnny in seine Klamotten und bugsieren ihn die Treppe runter. Doch noch bevor sie mit der Leiche durch die Tür kommen, betritt der Kriminaldauerdienst das Bordell. Was tun? Die Zuhälter parken Johnny an der Bar und leiten Erichsen und Elias an dem vermeintlich volltrunkenen Freier vorbei. Erst als am nächsten Abend Johnnys Ehefrau Anita auf das Polizeirevier kommt, um ihren Mann als vermisst zu melden, fällt bei Erichsen der Groschen: Das war der Mann aus dem Bordell! Angelo und Claude haben Johnny derweil in den Wald geschleppt und ein Grab geschaufelt. Doch da kommt der Totgeglaubte plötzlich sich. Ein wenig verwirrt, aber bei bester Gesundheit, steht Johnny auf und will fliehen – nicht ohne die Männer mit ihren Schaufeln noch übel zu beschimpfen. Keine gute Idee! Angelo und Claude reizt niemand ungestraft. Zurück im Bordell werden sie schon von Erichsen und Elias erwartet, die sich nach Johnnys Verbleib erkundigen. Auch die Gangster Attila und Roda suchen Johnny. Denn der schuldet ihnen eine stolze Summe, die sie nun zusammen eintreiben wollen. Dass Johnny verschwunden ist, schert sie dabei wenig. Dann muss eben seine Frau Anita bürgen.

 * 

Wie alles anfing – von Lars Becker

Die Grundidee war, neben konventionellen Krimiserien eine innovative, realistische Polizeiserie zu etablieren, die in nur einer Nacht spielt und durch einen Dschungel banaler, grotesker Alltagskriminalität führt. Ein moderner Polizeifilm, jede Folge ein anderes Thema, ein anderes Milieu, ein anderer Beat, ein anderes Rockalbum. Zugleich Drama, Noir, Comedy, Thriller versus Jazz, Pop, Hiphop oder Rock. Dokumentarisch und temporeich erzählt lebt "Nachtschicht" von unkonventionellen Methoden der Hauptfiguren, von Mord und Totschlag, Drogen und Rassismus, Witz und Charme – und immer am Rande der Legalität.

 * 

Eine starke DNA – von Wolfgang Cimera

Lars Becker hat seine 15. Schicht vorgelegt – ein Mix-Tape urbaner, multikultureller Realität.

Auch die 15. "Nachtschicht" ist ein rasanter Trip durch die Hamburger Szene – spannend, rau, aber eben auch manchmal komisch und überdreht, in dem es Lars Becker immer wieder schafft, Momente großer emotionaler Wahrheit zu kreieren. Das hört sich nach Achterbahn an und ist es auch. Aber die Kunst von Autor und Regisseur Lars Becker besteht eben unter anderem darin, Feuilleton wie Fans zu begeistern.

Eine stetig vorantreibende Handlung, die die Lust am Erzählen deutlich spüren lässt. Glaubwürdige Milieus, Dialoge, denen man anmerkt, dass der Autor seine teils schrägen Charaktere nicht nur liebt, sondern ihnen auch tatsächlich begegnet ist. Und nicht zuletzt ein großartiger Cast, der Bekanntes mit Neuem verbindet. Ach ja, und der Soundtrack, nicht zu vergessen. Dies sind die Zutaten einer jeden "Nachtschicht", für die es dennoch kein Rezept gibt: Jede "Nachtschicht" steht für sich, schöpft ihre eigene Atmosphäre und Themen. Es gibt nicht viele Reihen im Deutschen Fernsehen, die eine so starke DNA haben. Und das allein ist ja zu diesem kleinen Jubiläum schon fast ein Kompliment.

 * 

Der Himmel über Hamburg – von Bettina Wente

Auch wenn in Hamburg die Nächte schwarz und die Katzen grau sind – bei Lars Becker funkelt er, der Himmel über Hamburg.

Vielleicht, weil immer Musik drin ist, in der Beckerschen Wundertüte, die für uns, seine Wegbegleiter und Zuschauer, unmerklich zum Soundtrack of our lives geworden ist.

Montag bis Freitag immer das Gleiche.
Immer nur ackern nein, Mann, es reicht jetzt!
Ich will nicht warten auf'n Feierabend.
Will lieber los und gleich was starten.
Komm, sei doch ehrlich!
Du bist wie ich, du hast auch keinen Bock.
Also lass gehen!
Mach Stopp!
Hey! Guck, der Himmel ist blau.
Komm, das machen wir auch.
Mann, dein Laptop ist grau.
Klapp ihn zu! Mach ihn aus!
Guck, der Himmel ist blau.
Komm, das machen wir auch
Ich glaub', man muss sich nur trauen.
Tür auf...
Blau! Bla-blau! Bla-blau! Bla-blau!

"Blau" von Amanda (feat. Sido) © Universal Music Publishing Group

Ohrwurm-Alarm, gefährlich für alle Chefs. Ich freue mich auf die nächsten 15 "Bullen-Parties", lieber Lars!

 * 

Meine "Nachtschicht" – Statements

Erichsen –von Armin Rohde

Wenn ich an Nachtschicht denke, kommt mir als Erstes in den Sinn...

Lars Becker und lange kalte Nächte in Hamburg, obwohl wir natürlich nicht nur nachts im Kalten gedreht haben. Aber das ist das, woran man sich sofort erinnert.

Meine Lieblings-Nachtschicht...

Kann ich so gar nicht eindeutig benennen. Nach all den Jahren und 15 Filmen verschmelzen die Erinnerungen zu einem bunten Kaleidoskop aus einzelnen Szenen. Aber sicher die allererste "Nachtschicht", weil damit alles anfing und wir damals in dem Krimigenre einen völlig neuen Ton angeschlagen haben. Und auch "Wir sind die Polizei" ist sicher ganz weit vorne.

Meine Lieblings-Szene...

Eine ist sicherlich auch aus "Wir sind die Polizei". In der Szene "Krügers Nationalpark in der Wohnung" war mein Spielpartner ein Krokodil, das ich unter dem Bett hervorlocken musste.

Das Besondere an der Nachtschicht...

Die "Nachtschicht" ist wie ein Rockalbum. Man erkennt, welche Band es ist, aber jedes Album hat einen ganz anderen Klang und eine andere Tonart. Mal ist es schwarz-humorig, ein anderes Mal ist es vielleicht eher böse und tragisch. In "Reise in den Tod" mit Götz George ging es zum Beispiel um Flucht, Menschenhandel und Migration. Da wurde ein ernsterer Ton angeschlagen.

Über die KollegInnen...

Von unserem erstklassigen, festen Kollegenteam abgesehen, haben wir immer starke Gäste. Es gibt ja kaum einen deutschen Schauspieler, der noch nicht bei uns mitgespielt hat. Uns fehlen nur noch ganz wenige großen Namen, da muss man schon länger nachdenken. Es ist jedes Mal wie eine große Wundertüte. Wenn wir vor dem Drehstart zusammenkommen, fragt Lars oftmals, "Rate mal, wen wir für die und die Rolle haben?" Das ist immer eine große Freude und Überraschung, wer dieses Mal dabei ist.

Über Lars Becker...

Für Lars Becker sind Krimis ein Vorwand, um Menschen in Extremsituationen zuzuschauen. Da wo der Alltag aus dem Gleichgewicht gerät, alles aus dem Ruder läuft und es unter Umständen gar Tote gibt. Das Sujet gibt wahnsinnig viel her. Die Überschrift lautet: Und was ist, wenn es Tote gibt?


Lisa Brenner – von Barbara Auer

Wenn ich an Nachtschicht denke, kommt mir als erstes in den Sinn...

... natürlich die langen Nächte, obwohl dass in den letzten Jahren etwas nachgelassen hat. Das ist wahrscheinlich dem gemeinsamen Älterwerden geschuldet. Was bedeutet, dass wir jetzt auch mal um zwei, halb drei nachts Drehschluss haben und nicht erst um sieben Uhr in der Früh.

Meine Lieblings-Nachtschicht ist...

Irgendwie kann ich mich da schwer entscheiden. Nach einer besonders skurrilen "Nachtschicht" hoffe ich immer, dass als nächstes wieder eine ernsthafte kommt. Und umgekehrt. So schwankt auch immer meine Präferenz. Aber ich mag besonders gerne "Wir sind die Polizei", "Reise in den Tod" und von den "Nachtschichten" der letzten Jahre "Wir sind alle keine Engel".

Der anstrengendste Dreh...

... war meine erste "Nachtschicht", danach wusste ich, wie der Hase läuft. Das war die Folge "Der Ausbruch" und wir drehten im Februar bei fast zehn Grad Minus auf einem Hochhausdach, das vereist war, vierzehnter Stock, nur mit Seilen am Rand abgesperrt. Der Kameramann Hannes Hubach hat in seiner Verzweiflung versucht, mir das Gesicht warm zu klopfen, weil es schon völlig erstarrt und maskenhaft regungslos war.

Die spannendste Location...

Ich weiß nicht so recht, manches wiederholt sich ja, die diversen KDD-Locations, beispielsweise Leerstände ehemaliger "Schlecker"-Märkte, das ist natürlich nicht so aufregend. Oder der Sachsenwald, wo gerne die Leichen ver- oder wieder ausgegraben werden. Dann natürlich der Kiez, St. Pauli. Ich glaube aber, am nachdrücklichsten waren die Erlebnisse in Wohnblocks des sozialen Wohnungsbaus, wo sich das Leben der Bewohner mit unseren fiktiven Geschichten kreuzte. Und wo dann auch manchmal berechtigte Kritik kam, dass wir die schäbigen Hausflure und dunklen Aufzüge vor den Wohnungen für unseren Film benutzen, aber am Ende des Tages wieder einpacken und in unsere schicken Wohnungen zurückkehren können.

Das Besondere an der Nachtschicht...

... sind die skurrilen Geschichten und Charaktere, gepaart mit fundierter Gesellschaftskritik. Lars Becker macht in jeder Folge Verlierer, Randfiguren der Gesellschaft, zu Helden. Und dafür müssen sie sich nicht zu politisch korrekten Mitbürgern wandeln, sondern weil sie eben so sind, wie sie sind.

Über die KollegInnen...

Unsere "Nachtschicht"-Crew, also besonders Armin, Minh-Khai und ich, sind ja inzwischen ein eingespieltes Team. Und natürlich auch die jeweils Vierten im Bunde und Özgür als Chef. Das ist schön und immer wieder wie ein Familientreffen. Und dann kommen die vielen großartigen Gäste dazu, die ja eigentlich die verrückteren und spektakuläreren Charaktere und Situationen spielen dürfen. Und ihnen dabei zuzuschauen, ist immer wieder spannend, denn die meisten fühlen sich durch ein "Nachtschicht"-Angebot geehrt und nutzen die Chance, hier anders zu spielen und mal auf den Putz hauen zu können.

Über Lars Becker...

Lars Becker beherrscht dieses Genre wie kaum ein anderer und er ist ein besessener Arbeiter. Er liebt es, bis zum Schluss, also während des Drehs am Set, noch Veränderungen vorzunehmen, Neues zu erfinden. Das gipfelt dann auch manchmal in neuem Text, den man kurz diktiert bekommt und danach gleich spielt. Was natürlich schon manch einem Schauspieler den Schweiß auf die Stirn getrieben hat. Aber ich bewundere Lars' Energie und empfinde die Arbeit mit ihm immer wieder als Herausforderung. Auch wenn ich zugeben muss, dass mich seine Hartnäckigkeit in den frühen Morgenstunden manchmal schafft.


Mimi Hu – von Minh-Khai Phan-Thi

Wenn ich an Nachtschicht denke, kommt mir als erstes in den Sinn...

Klassentreffen, Nacht-Drehs, Powernappin

Meine Lieblings-Nachtschicht ist...

Die erste "Nachtschicht", denn jedem Anfang wohnt ein Zauber inne.

Der lustigste Dreh...

Ein zehnminütiger nicht enden wollender Lachflash von Armin Rohde und Ken Duken. Wir waren sehr müde und jeder von uns hatte immer an derselben Stelle seinen Versprecher. Irgendwann schafften wir es noch nicht mal mehr, einen geraden Satz zu sagen, ohne, dass die anderen beiden anfingen zu lachen. Lars Becker musste daraufhin den Dreh für ein paar Minuten unterbrechen.

Die skurrilste Location einer "Nachtschicht"...

Ich war mit meinem ersten Kind schwanger und daher sehr geruchsempfindlich und drehte in einer Pathologie. Während unserer Szene, wurden nebenan "frische" Leichen präpariert. Ich habe den Drehtag nur mit Tigerbalm unter der Nase überstanden, aber mir war trotzdem speiübel.

Das Besondere an der "Nachtschicht"...

Trotz der Nacht-Drehs und den langen Wartezeiten ist die Stimmung und Laune sehr gut.

Über die KollegInnen...

Die sind das Beste an der "Nachtschicht"!

Über Lars Becker...

Er IST die "Nachtschicht".


Elias Zekarias –von Tedros Teclebrhan

Wenn ich an "Nachtschicht" denke, kommt mir als Erstes in den Sinn...

... literweise Kaffee, späte Nachtruhe und literweise Kaffee.

Das Besondere an der "Nachtschicht" ist...

... dass sie Humor hat.

Über die KollegeInnen...

... ein wundervolles Ensemble.

Über Lars Becker...

... einer der sensibelsten Regisseure, mit denen ich bisher gearbeitet habe.


Ömer Kaplan – von Özgür Karadeniz

Wenn ich an "Nachtschicht" denke, kommt mir als Erstes in den Sinn...

... lange gesellige Nächte mit literweise Kaffee.

Meine Lieblings-"Nachtschicht" ist...

"Nachtschicht" (12) – "Wir sind alle keine Engel" und "Nachtschicht" (13) – "Der letzte Job".

Das Besondere an der "Nachtschicht" ist...

... die teilweise improvisatorische Arbeitsweise und das vertraute Zusammenspiel mit den Kollegen.

Über die KollegInnen...

Die familiäre Atmosphäre. Ich freue mich immer sehr, die Kollegen wiederzusehen und ich glaube, es geht den Anderen ähnlich. Man spürt das Vertraute.

Über Lars Becker...

"Mr. Nachtschicht", Creative Mastermind, absoluter Schauspielerregisseur, der einen abseits von Schema F fordert und ein sehr angenehmer Mensch ist, mit dem man auch leidenschaftlich über Themen außerhalb von Film/TV diskutieren kann.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – November 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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THEMENREIHE/402: Das Erste / ARD-alpha - "Ist das gerecht?", 11.-17.11.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 1. November 2018

Start am 11. November

"Ist das gerecht?" - die ARD-Themenwoche



"Ist das gerecht?" Dieser Frage widmet sich die ARD-Themenwoche unter
der Federführung des Norddeutschen Rundfunks in diesem Jahr von
Sonntag, 11. bis einschließlich Samstag, 17. November 2018 bundesweit
im Fernsehen, Radio, online und BR Text. Mit ausgewählten Kurz- und
Spielfilmen, Reportagen, Dokumentationen, Magazinbeiträgen liefert
auch der Bayerische Rundfunk Denkanstöße und Antworten. Eine Auswahl
der BR-Höhepunkte im Überblick.


Sonntag, 11. November 2018 vom BR im Ersten, 23.35 Uhr

Superfrauen - Die weibliche Seite des Deutschen Films (BR)

Diese Dokumentation bietet eine kritische Bestandsaufnahme der
weiblichen Seite des deutschen Films. Zu Wort kommen Deutschlands
erfolgreichste Film-Frauen, darunter die Schauspielerin Iris Berben,
die zugleich Präsidentin der Deutschen Filmakademie ist, die
Produzentin Regina Ziegler ("Weissensee"), die Regisseurinnen
Margarethe von Trotta ("Hannah Arendt"), Caroline Link ("Nirgendwo in
Afrika"), Doris Dörrie ("Männer") und Anika Decker ("Traumfrauen") und
die Macherinnen hinter dem internationalen Erfolg von "Toni Erdmann".
Auch Verantwortliche der Filmhochschulen und Fördergremien diskutieren
über die Frage, wie es kommt, dass zwar viele Frauen erfolgreich zu
Produzentinnen und Regisseurinnen ausgebildet werden, dann aber in der
Filmbranche keinen Job finden.
Sendungen im BR Fernsehen

Neben den wöchentlichen Magazinen im BR Fernsehen, die sich während
der ARD-Themenwoche "Ist das gerecht?" des Themas annehmen, stehen
unter anderem folgende Sendungen auf dem Programm:


Montag, 12. November 2018


22.00 Uhr

Lebenslinien

Josef Brustmann - Aus der Reihe gesungen

Dokumentation

Bis heute wählt er meist den unbequemen Weg. Josef Brustmann gelingt
es - trotz Stigmatisierung als Flüchtlingskind in Wolfratshausen und
einer schweren Kinderlähmung - sich regelrecht "hochzuarbeiten". Als
Kabarettist wählt er in seinen musikalischen Soloprogrammen häufig
autobiografische Hintergründe. Privat lebt er mit seiner zweiten Frau
in Icking und stellt sich, mit insgesamt fünf Kindern und vier
Enkelkindern, den Herausforderungen einer Patchworkfamilie.

Josef Brustmann spielte in Bierbichlers letztem Film "Mittelreich"
einen Großvater. Mittlerweile hat er sich mit seinem Erbe, dem
Heranwachsen mit einem erzkonservativen Vater und einem dem Alkohol
nicht abgeneigten Großvater, versöhnt.


22.45 Uhr

Das Ende der Geduld

Spielfilm, Deutschland 2014

Regie: Christian Wagner

Buch: Stefan Dähnert

mit Martina Gedeck, Jörg Hartmann u.a.

Im Zentrum der fiktionalen Geschichte steht die Jugendrichterin
Corinna Kleist im Kampf mit einem Fall, der ihr sehr nahegeht. Sie
legt sich mit dem Intensivtäter Nazir (21) an, einem libanesischen
Clan-Boss, der über die Drogengeschäfte in der Berliner Hasenheide
herrscht. Für dessen kleinen Bruder Rafiq, der bald 14 und somit
strafmündig wird, versucht sie, Verantwortung zu übernehmen - er war
als Drogenkurier für Nazir unterwegs. Der schmächtige Junge wird ihre
Mission. Rafiq eine Chance zu geben, heißt für die Jugendrichterin,
ihm einen Denkzettel zu verpassen. Doch daraus entwickelt sich neues
Unrecht. Corinna Kleist tritt eine Lawine ungekannter Gewalt los, die
eine junge Liebe zerstört und ihre Vision bedroht.

"Das Ende der Geduld" ist ein TV-Drama nach dem Bestseller von Kirsten
Heisig. Die Jugendrichterin Corinna Kleist geht über alle Grenzen -
vor allem über ihre eigenen. Sie kämpft vehement und engagiert für
jugendliche Intensivtäter und versucht, diese über das so genannte
Neuköllner Modell zu erreichen. Es ist die Bedrohung von außen und
innen, der sie am Ende nicht mehr standhalten kann.


Dienstag, 13. November 2018


23.15 Uhr

nacht:sicht

Vom Gleichgewicht der Welt

Wie soll die Welt aussehen, die wir unseren Kindern und Enkeln
hinterlassen? Wie können wir soziale Ungleichheit, Arbeitslosigkeit
und den fortschreitenden Klimawandel noch aufhalten? Graeme Maxton,
Generalsekretär des Club of Rome, plädiert in seinem Buch "Change!"
für eine radikale ökonomische und soziale Kehrtwende.

Der Club of Rome, ein Zusammenschluss von Experten verschiedener
Disziplinen, setzt sich seit seiner Gründung 1968 für eine nachhaltige
Entwicklung der Wirtschaft ein und hat im Jahr 1972 mit seinem ersten
Bericht "Die Grenzen des Wachstums" maßgeblich zur Entstehung der
Umweltbewegung beigetragen.

Klimawandel, Globalisierung und Digitalisierung stellen uns heute vor
noch größere Herausforderungen und erfordern auch neue Konzepte zur
Klimagerechtigkeit zwischen Nord- und Südländern. Die Energiewende in
Deutschland ist ein erster Schritt, aber Graeme Maxton geht weiter:
"Wir müssen radikal neu definieren, was wir unter Freiheit, Wettbewerb
und Fortschritt verstehen."


Mittwoch, 14. November 2018


19.00 Uhr

STATIONEN

Gnade vor Recht? Grenzen der Gerechtigkeit

Magazin

Moderation: Irene Esmann

Selbst in einem Rechtsstaat entspricht Recht nicht immer dem
persönlichen Gerechtigkeitssinn. Wenn zum Beispiel ein Flüchtling, der
gut integriert ist und einen Job hat, abgeschoben wird, mag das
juristisch korrekt sein - aber gerecht? Wie gehen wir mit einem
Menschen um, der aus Unachtsamkeit den Tod eines Menschen verursacht
hat? Ist er nicht gestraft genug? Geht hier nicht Gnade vor Recht? In
vielen Bereichen kann Gerechtigkeit an Grenzen geraten, wenn nicht
mehr eindeutig ist, was nun gerecht oder ungerecht ist. "Stationen"
über Menschen und Geschichten von Recht und Gnade, Schuld und
Vergebung.


22.00 Uhr

DokThema

Flug MH XXR - Das Ende der Willkommenskultur

Dokumentation

In der Dokumentation von Ahmet Senyurt, Oliver Bendixen und Anna
Tillack geht es um das aktuelle Thema Abschiebung. Wie gerecht ist die
aktuelle Abschiebepraxis? Flüchtlingshelfer, die sich ehrenamtlich
engagieren, kommen in dieser Dokumentation ebenso zu Wort wie
Polizisten und Entscheider, Befürworter und Kritiker. Was macht die
Flüchtlingspolitik mit ihnen? Wie argumentieren Politiker, Kritiker
und Befürworter in der aktuellen Asyldiskussion?


22.45 Uhr

Mollath - Und plötzlich bist du verrückt

Dokumentarfilm, Deutschland 2015

Regie: Annika Blendl, Leonie Stade

Es war Bayerns bekanntester Justizskandal: Sechs Jahre nachdem Gustl
Mollath in die Psychiatrie eingewiesen worden war, wurden Zweifel an
der Rechtmäßigkeit und der Verhältnismäßigkeit seiner Unterbringung
laut. Nach siebeneinhalb Jahren kam er schließlich frei. Die
Filmemacherinnen Annika Blendl und Leonie Stade begleiteten Gustl
Mollath nach seiner Entlassung bis zur Wiederaufnahme des Verfahrens
mit der Kamera - und zeichnen ein intensives und differenziertes
Porträt von ihm.


Donnerstag, 8. bis Donnerstag, 15. November 2018


19.30 Uhr
Dahoam is Dahoam

Die beliebte bayerische Familienserie beteiligt sich mit einem
Handlungsstrang zum Thema Altersarmut, der eigens für die
ARD-Themenwoche geschrieben wurde: Theres Brunner (Ursula Erber)
stellt erschüttert fest, dass ihre Freundin Traudl mit ihrer Rente
nicht über die Runden kommt und sucht Möglichkeiten, zu helfen.


Sendungen in ARD-alpha

Montag, 12. November, bis Freitag, 16. November 2018,

jeweils 19.30 Uhr

alpha demokratie

Wiederholung einzelner Folgen der Sendereihe zur ARD Themenwoche "Ist
das gerecht?" mit folgenden Themen:

Grundeinkommen - mehr als eine Utopie? (Montag, 12. November)

Daseinsvorsorge (Dienstag, 13. November)

Hartz IV (Mittwoch, 14. November)

Wird Wohnen zum Luxus? (Donnerstag, 15. November)

demokratie weltweit: Teures Gut Gesundheit (Freitag, 16. November)

Das Magazin "alpha-demokratie" befasst sich, montags bis freitags um
19.30 Uhr, mit den zentralen Fragen und Entwicklungen unserer
Demokratie in einer unruhigen Welt - über die Aktualität hinaus.


Sonntag, 11. November 2018


19.30 Uhr

RESPEKT

Reportage (BR, 2018)

Gerechtigkeit - Voraussetzung für die Demokratie

Das Thema Gerechtigkeit lässt niemanden kalt. Jede und jeder will
gerecht behandelt werden, nur wie das gehen soll, sehen alle anders.
Klar ist allerdings: Wenn zu viele Menschen das Gefühl haben, dass es
zu ungerecht zugeht, ist der demokratische Zusammenhalt einer
Gesellschaft bedroht. Ohne Gerechtigkeit funktioniert keine
Gesellschaft, aber was als gerecht gilt, ist individuell völlig
verschieden. Die Reportage zeigt, wie Gerechtigkeit in der Demokratie
ständig neu ausgehandelt wird.

22.05 Uhr

Auf ein Wort... GERECHTIGKEIT

Michel Friedman im Gespräch mit Stephan Gosepath

Montag, 12. November 2018

15.00 Uhr

Checker Tobi

Der Arm-und-Reich-Check

Moderation: Tobias Krell

18.15 Uhr

Planet Wissen

Die Ware Mensch - von Ausbeutung und moderner Sklaverei

19.15 Uhr

RESPEKT kompakt

Menschen mit Behinderung - Kampf um Teilhabe und Gleichberechtigung


Dienstag, 13. November 2018

15.00 Uhr

Checker Can

Der Handicap-Check

Moderation: Can Mansuroglu

19.15 Uhr

RESPEKT kompakt

Meinungsfreiheit - Was man sagen darf und was nicht


Mittwoch, 14. November 2018

15.00 Uhr

Checker Tobi

Der Geld-Check

Moderation: Tobias Krell

17.00 Uhr

Tele-Akademie: Prof. Dr. Heinz Bude

Soziale Ungleichheiten in der Zukunft

19.15 Uhr

RESPEKT kompakt

Sexismus im Alltag - wo fängt es an?


Donnerstag, 15. November 2018

18.15 Uhr

Planet Wissen
Armut in Deutschland - Wenn es nicht mal für das Nötigste 

reicht

19.15 Uhr

RESPEKT kompakt

Mitmachen, sich engagieren - Zutaten für die moderne Demokratie


Freitag, 16. November 2018

19.15 Uhr 

RESPEKT kompakt

Flüchtlinge - Vorurteile, Bürokratie und das Recht auf einen
Neubeginn 


Samstag, 17. November 2018

10.30 Uhr

STATIONEN

Gnade vor Recht? Grenzen der Gerechtigkeit

11.00 Uhr


Echtes Leben


Wie viel soll ich Bettlern geben?


 * 

Quelle:

Presseinformation vom 1. November 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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FEATURE/1133: WDR 5 - Gerechtigkeit als Handelsware, 11.+12.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Deals - Gerechtigkeit als Handelsware

Von Heiner Dahl


Produktion: WDR/SR 2018


Dok 5 - Das Feature


11. November 2018, 11.05 - 12.00 Uhr | WDR 5


(Wdh.) | 12. November 2018, 20.05 - 21.00 Uhr | WDR 5



Seit Jahren sprachen sich Richter, Staatsanwälte und Strafverteidiger
in Prozessen über das Strafmaß hinter verschlossenen Türen ab. 2013
urteilte das Bundesverfassungsgericht, dass diese Praxis nur dann
verfassungskonform sei, wenn Deals offen und transparent getroffen
würden.

In Strafverfahren haben sich die beteiligten Juristen häufig
abgesprochen. Das war in vielen Fällen rechtswidrig. Gerade in
Wirtschaftsstrafverfahren mit prominenten Angeklagten wurde auffällig
oft gedealt: wie etwa bei Peter Hartz oder dem Kunstfälscher Wolfgang
Beltracchi. "Absprachen", formulierte einst Winfried Hassemer,
ehemaliger Strafrechtsprofessor und langjähriger Vizepräsident des
Bundesverfassungsgerichts, rührten an "wichtigen Grundsätzen, die man
als Jurist gelernt hat, Schuldprinzip, im Zweifel für den Angeklagten,
Aufklärung der Wahrheit".

Bundesverfassungsgericht, Zweiter Senat, 7.10.2014

Das Bundesverfassungsgericht urteilte 2013, dass das
"Verständigungsgesetz" von 2009 zwar verfassungskonform sei, aber weil
Strafjuristen das Gesetz "in erheblichem Umfang" missachteten, drohten
rechtswidrige Zustände. Absprachen müssten im Gerichtssaal getroffen
werden, transparent und nachprüfbar dokumentiert sein. Wirklich
geändert hat sich seitdem wenig. Strafjuristen ignorieren weiterhin
die strengen Formvorschriften der Strafprozessordnung zu den
Absprachen, und Kontrolle durch die Obergerichte gibt es nicht. Das
Feature zeigt anhand konkreter Strafverfahren, wie Juristen das
Instrument "Deal" handhaben.

Redaktion: Dorothea Runge

Das Feature steht nach der Sendung befristet zum kostenlosen Download
zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 7. November 2018

Herausgeber:
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HÖRSPIEL/1838: WDR 3 - "Dorfdisco" von Lisa Sommerfeldt, 11.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Dorfdisco

von Lisa Sommerfeldt

Regie: Susanne Krings

Produktion: WDR 2018

WDR 3 Hörspiel

Sonntag, 11.11.2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Plötzlich ist Mandy wieder da. In ihrem Heimatort, einem Kaff im
Osten. Ein Jahr lang war sie weg. Wollte Karriere machen beim Film.
Gelandet ist sie in einer Soap, ausgenutzt von einem Bruce, der
Nacktfotos von ihr ins Netz stellt. Dann lieber zurück in die Provinz.

Jetzt ist sie also wieder hier. "Mal schauen", wie sie zu ihrem Bruder
Till sagt. Der hat es überhaupt noch nie hier raus geschafft. Und
bevor man über neue Perspektiven nachdenken kann, muss man erst mal
mit den Altlasten aufräumen: Früher, da hatte die Familie eine Kneipe,
das "Filou". Dann ist die Mutter mit ihrem Liebhaber abgehauen in den
Westen. Hat nie wieder was von sich hören lassen. Behauptet jedenfalls
der Vater, der das Ganze so sehr vergessen will, dass er jetzt immer
alles vergisst. Nachdem die Kneipe pleite war, wollten Mandy und Till
einen Club daraus machen. Aber dann ist Mandy abgehauen. Wie ihre
Mutter, sagt der Vater. Aber vielleicht kann man dieses ganze dämliche
Alles-wiederholt-sich-und-nie-wird-was-besser doch mal durchbrechen?
Wenn man den Einfluss der Vergangenheit auf die Gegenwart akzeptiert,
hat die Zukunft vielleicht doch noch eine Chance.

Redaktion: Natalie Szallies

 * 

Quelle:

Programmtip vom 6. November 2018
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MELDUNG/1785: Deutschlandfunk Kultur - Wie Migranten Berlin verwandeln, 11.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein Netz aus Erinnerungen

Wie Migranten Berlin verwandeln

Von Ofer Waldman

Deutschlandrundfahrt

Sonntag, 11. November 2018, 11.05 - 11.59 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Warum Berlin? Vielleicht weil Berlin als die Stadt gilt, in der viele
und sehr unterschiedliche Nationen leben. Migrantengemeinschaften,
deren Mitglieder aus der ganzen Welt hierher kommen - und aus den
unterschiedlichsten Gründen. Durch sie wandelt sich die Stadt.
Deutlich wird das an Orten, an denen sie sich begegnen - Menschen mit
und ohne Migration, kürzlich hinzugezogene, aber auch lang schon hier
lebende und bereits pensionierte Gastarbeiter. Der Deutsch-Israeli
Ofer Waldman hat sich für die 'Deutschlandrundfahrt' in Berlin auf
Spurensuche gemacht - nach Orten, Geschichten und Menschen hinter den
Geschichten, zwischen dem Ort, an dem sie sich erinnern, und den
Orten, an die sie sich erinnern.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1615: Berlin - Drei Gespräche mit Peter Sloterdijk, 11., 18, 25.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 29.10.2018

Drei Gespräche mit Peter Sloterdijk: Freiheit - Gleichheit -
Brüderlichkeit?

"Sein und Streit"

11., 18. und 25. November 2018, 13.00 - 14.00 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



Drei Abende, drei Gespräche: Der für seine Streitbarkeit bekannte
Philosoph Peter Sloterdijk diskutiert den epochemachenden Dreiklang
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit. Mit ihm werden Armen Avanessian
von der Volksbühne und Simone Miller von Deutschlandfunk Kultur pro
Abend einen Wert reflektieren.

Der Dreiklang Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit bildet eine Art
"heilige Trinität der Moderne". Seit der französischen Revolution
befeuert er weltweit Kämpfe um Autonomie, Selbstbestimmung und soziale
Gerechtigkeit. Das 20. Jahrhundert hat diesen drei Werten zwar
konservative, aber auch linke und feministische Kritik beschert.

Trotz großer Differenzen prägt der Werte-Dreiklang noch heute das
Selbstverständnis ganz unterschiedlicher politischer Positionen. Und
das in einer Zeit rasanter Transformation, wachsender politischer
Instabilität und zunehmender Rückwärtsgewandtheit. Gerade heute stellt
sich also erneut die Frage, wie wir Freiheit, Gleichheit und
Brüderlichkeit verstehen und welche Kraft diese Ideen entwickeln
können.

Mo., 5. November, 20.00 Uhr - Freiheit

Di., 6. November, 20.00 Uhr - Gleichheit

Mi., 7. November, 20.00 Uhr - Brüderlichkeit?

Volksbühne, Roter Salon

Rosa-Luxemburg-Platz, Berlin

Eintritt 8,00 EUR, ermäßigt 5,00 EUR

Tickets unter: ticket.volksbuehne-berlin.de

Die Veranstaltungen werden in der Philosophiesendung "Sein und Streit"
im Deutschlandfunk Kultur am 11., 18. und 25. November jeweils
zwischen 13.00 und 14.00 Uhr zu hören und als Podcast abrufbar sein
unter: deutschlandfunkkultur.de/sein-und-streit

Die Veranstaltungen sind Teil der Diskursreihe "Armen Avanessian &
Enemies" der Volksbühne Berlin in Kooperation mit Deutschlandfunk
Kultur.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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Internet: http://www.deutschlandradio.de
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THEMENREIHE/341: BR - "Ist das gerecht?", 11.-17.11.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 1. November 2018

Start am 11. November

"Ist das gerecht?" - die ARD-Themenwoche



"Ist das gerecht?" Dieser Frage widmet sich die ARD-Themenwoche unter
der Federführung des Norddeutschen Rundfunks in diesem Jahr von
Sonntag, 11. bis einschließlich Samstag, 17. November 2018 bundesweit
im Fernsehen, Radio, online und BR Text. Mit ausgewählten Kurz- und
Spielfilmen, Reportagen, Dokumentationen, Magazinbeiträgen liefert
auch der Bayerische Rundfunk Denkanstöße und Antworten. Eine Auswahl
der BR-Höhepunkte im Überblick.


Sendungen in den Hörfunkwellen des Bayerischen
Rundfunks

Eine Woche lang ist die Frage "Ist das gerecht?" im Rahmen der
ARD-Themenwoche auch Schwerpunkt im BR-Hörfunk. Bayern 1, Bayern 2,
Bayern 3, BR-KLASSIK, B5 aktuell, PULS, das junge Programm des
Bayerischen Rundfunks, und die digitale Schlagerwelle Bayern plus
berichten rund um das Thema.


Die Sendungen im Einzelnen:


Bayern 1


Sonntag, 11. November 2018

12.00 Uhr

Die Blaue Couch

Zu Gast: Heribert Prantl, der vor seiner journalistischen Karriere bei
der Süddeutschen Zeitung als Rechtsanwalt, Richter und Staatsanwalt
tätig war.

Thema "Warum Recht nicht gleich Gerechtigkeit ist"

Moderation: Gabi Fischer


Montag, 12. bis Freitag 16. November 2018

jeweils zwischen 5.00 und 9.00 Uhr

Bayern 1 am Morgen

Bayern 1 beschäftigt sich während der Themenwoche mit einem
Gerechtigkeitsthema und stellt dazu in der Sendung "Bayern 1 am
Morgen" täglich eine entsprechende Frage an den Juristen, Kolumnisten
und Autor Rainer Erlinger. Der Ablauf der Fragen ist wie folgt:

Montag, 12. November zum Thema "Lohngerechtigkeit"

Dienstag, 13. November zum Thema "Lockangebote auf Kosten von
Altkunden - ist das gerecht?"

Mittwoch, 14. November zum Thema "Pro und Contra Frauenquote"

Donnerstag, 15. November zum Thema "Wenn der Zimmernachbar im Hotel
nur die Hälfte zahlt: Recht und Gerechtigkeit in der
Dienstleistungsbranche"

Freitag, 16. November zum Thema "Gesetzlich versus privat versichert -
wie gerecht ist unser Gesundheitssystem?"


Bayern 2

Sonntag, 11. November 2018

8.30 Uhr

Evangelische Perspektiven

"Denn die Augen des Herren sehen auf die Gerechten"

Gerechtigkeit fällt nicht vom Himmel

Von Christoph Fleischmann

Die Frage nach der Gerechtigkeit ist eine Grundfrage des menschlichen
Lebens, die sich überall stellt, wo Menschen zusammenleben: Wem steht
was zu von Gütern, die gemeinsam hergestellt werden? Dies ist
ursprünglich keine religiöse Frage, aber Gerechtigkeit ist oft mit der
Religion verbunden worden. Die irdischen Gerechtigkeitsvorstellungen
haben sich im Laufe der Geschichte grundlegend verändert: In
vormodernen Zeiten galt als gerecht, dass alle das Lebensnotwendige
bekommen; mit dem Aufkommen des Kapitalismus änderte sich das
dahingehend, dass jeder mit seinen Gütern frei handeln darf,
vorausgesetzt er findet jemanden, der auf sein Angebot eingeht.
Interessant ist, dass uns bis heute beide Vorstellungen von
Gerechtigkeit noch prägen. Die alten Ideale scheinen überlebt zu haben
- auch dank der Kirchen.

9.00 Uhr

Bayern 2 am Sonntagvormittag

Schwerpunkt: "Was ist gerecht?" / "Frauen wollen durch Frauenwahlrecht
mehr Gerechtigkeit"

12.30 Uhr

radioTexte - Das offene Buch

Man Booker-Preisträger Paul Beatty: "Der Verräter"

Lesung mit Shenja Lacher

Im Gespräch: Paul Beatty

Der Ort Dickens, ein Schandfleck von Los Angeles, führt die Sklaverei
wieder ein und sucht eine Partnerstadt! Paul Beatty, wurde mit seiner
brillanten Rassismus-Satire " Der Verräter" zu Amerikas ersten
Preisträger des britischen Man Booker Prize for Fiction, dem
wichtigsten britischen Literaturpreis.

Montag, 12. November 2018

10.05 Uhr

Notizbuch

Schwerpunktthema "Bedingungsloses Grundeinkommen"

Für die Anrufsendung im Studio: Dr. Rainer Erlinger, Moralexperte

Dienstag, 13. November 2018

10.05 Uhr

Notizbuch

Schöne neue Arbeitswelt: Wie gerecht ist digitales Arbeiten?

Mittwoch, 14. November 2018,

9.05 Uhr

radioWissen

Die Sendung beinhaltet zwei Kurzfeatures:

Gerechtigkeit - Im Wandel der Philosophie

Autor: Dr. Michael Conradt

Kaum etwas empört die Menschen so sehr wie Ungerechtigkeit. Aber
darüber, was konkret gerecht oder ungerecht ist, gehen die Meinungen
oft weit auseinander. Deshalb bemühen sich Philosophen seit mehr als
2.000 Jahren, objektiv herauszufinden, was Gerechtigkeit eigentlich
ist und wie man sie herstellen kann. Der Beitrag beleuchtet
wesentliche Stationen dieses Denkweges: von der Gerechtigkeit als
Tugend bei Platon und Aristoteles über Rousseaus Gesellschaftsvertrag
bis hin zur Verfahrensgerechtigkeit bei John Rawls und Jürgen
Habermas. Braucht Gerechtigkeit einen moralischen Überbau, oder
reichen faire Regeln?

John Rawls - Vordenker einer gerechten Gesellschaft

Autorin: Maike Brzoska

Wie kann eine Gesellschaft gerecht und fair gestaltet werden? Der
Philosoph John Rawls schlägt hierfür ein Gedankenexperiment vor: Er
geht von einem hypothetischen Urzustand aus, in dem die Bürger noch
nicht wissen, welche Position sie in einer Gesellschaft einnehmen
werden. Ob sie also arm, reich, gebildet, farbig, gesund oder krank
sein werden. Dann sollen sie die Regeln und Verhältnisse dieser
Gesellschaft gemeinsam festlegen. Rawls geht davon aus, dass sie die
Gemeinschaft so gestalten werden, dass auch die am wenigsten begehrte
Position für alle akzeptabel wäre. Das Gedankenexperiment ist unter
dem Begriff "Schleier des Nichtswissens" bekannt geworden. Für den
Amerikaner Rawls, der selbst einer begüterten und einflussreichen
Familie entstammt, waren soziale Gerechtigkeit und gleiche
Aufstiegschancen für alle Bürger einer Gesellschaft zeit seines Lebens
zentrale Themen seines Schaffens. Seine Weggefährten beschreiben ihn
als zurückhaltend, fast schüchtern, dennoch hat er unsere Vorstellung
von Gerechtigkeit stark beeinflusst.

10.05 Uhr

Notizbuch - Gesundheitsgespräch

Arm und krank, reich und gesund

Mit Dr. Marianne Koch

Moderation: Klaus Schneider

Wer Geld hat, lebt länger. Frauen acht und Männer zehn Jahre, so das
Robert-Koch-Institut. Gibt es also eine Zwei-Klassen-Medizin, ist das
System ungerecht? Dr. Marianne Koch gibt auch Antworten auf die Fragen
der Zuhörer.

11.05 Uhr

Notizbuch

Alt und arm: Frauen und Rente

Donnerstag, 15. November 2018

9.05 Uhr

radioWissen

Redaktion: Bernhard Kastner

Die Sendung beinhaltet zwei Kurzfeatures:

Das Huhn und die globale Wirtschaft - Folgen des Welthandels

Autor: Alexander Göbel

Alle Welt redet vom Handel, von Wettbewerb und Entwicklungschancen,
die dadurch entstehen. Das Gegenteil kann der Fall sein, wenn Handel
nicht gerecht ist, wenn der eine Partner politisch und wirtschaftlich
besonders stark, und der andere besonders schwach ist. Ein Beispiel
dafür ist das Land Ghana in Westafrika, das im Jahr rund 165.000
Tonnen Fleisch aus den USA, aus Brasilien und der Europäischen Union
importiert. Allein 90.000 Tonnen davon sind Geflügelteile, und die
sind aufgrund der Massenproduktion und der Kühlketten so unschlagbar
billig, dass in Ghana die heimische Geflügelwirtschaft nicht mithalten
kann. Tausende Arbeitsplätze gehen verloren, die Menschen verlassen
ihre Heimat.

Geschichte(n) vom gerechten Lohn - Verdienen wir, was wir
verdienen?

Autorin: Daniela Remus

Laut Umfragen finden gut drei Viertel der Deutschen, dass sie nicht
gerecht entlohnt werden. Und immer dann, wenn die Höhe von
Spitzengehältern, Fußballer-Ablösesummen oder Bonuszahlungen von
Konzernchefs öffentlich werden, ist die Empörung groß. Warum bekommt
ein Manager 50.000 Euro im Monat, während eine Friseurin von dieser
Summe als Jahresgehalt nur träumen kann? Geht es bei dieser
Ungleichheit um moralische Enthemmung? Um die gierige Bereicherung
einiger Weniger auf Kosten der Allgemeinheit? So einfach ist es nicht.
Die Höhe des Lohns richtet sich nach ökonomischen Faktoren wie der
Ausbildung, der Wirtschaftskraft des Unternehmens oder der
Marktnachfrage. Schon im Mittelalter haben sogar Philosophen über
einen gerechten Lohn nachgedacht. Heute beschäftigt das Thema vor
allem Ökonomen, Gewerkschafter, Politiker und Unternehmer. Und zwar
nicht aus ethischen Gründen, sondern deshalb, weil Untersuchungen
immer wieder zeigen, dass das Gerechtigkeitsempfinden bei der
Entlohnung entscheidend ist, um den sozialen Frieden zu sichern.

10.05 Uhr

Notizbuch

unter anderem mit dem Thema Generationen-Gerechtigkeit.

Ein Statement von Kristina Weber

Freitag, 16. November 2018

10.05 Uhr

Notizbuch - Freitagsforum

Was ist eigentlich gerecht?

Verhandeln in der Partnerschaft

Samstag, 17. November 2018

18.30 Uhr

radioMikro

Kinder-Diskussionsrunde "Megafon" zum Thema "Gerechtigkeit"


Bayern 3

BAYERN 3 setzt in seinem Programm verschiedene Schwerpunkte zum Thema
Gerechtigkeit. Los geht es mit dem Thema "Gerechtigkeit in der Familie
und im Job" und den Fragen: Können Eltern wirklich gerecht sein? Was
heißt Gerechtigkeit in einer Partnerschaft?

Zu Wort kommen verschiedene Experten und natürlich die Hörerinnen und
Hörer. Ebenso beim Thema "Gerecht oder ungerecht - alles
Gefühlssache?" Warum fühlen wir uns so oft ungerecht behandelt? Haben
aber bei manchen Vergehen wie Schummelei bei der Steuer oder
Falschparken kein schlechtes Gewissen? Beim Schwerpunkt "Gerechtigkeit
vor dem Gesetz" kommt unter anderen eine bayerische Schöffin und ein
Rechtsanwalt zu Wort, der einen Freispruch für einen Mörder erreicht
hat, obwohl er sicher war, dass dieser die Tat begangen hat. Beim
Schwerpunkt "Soziale Gerechtigkeit" geht es um die Frage, warum die
Löhne in manchen Berufen so viel schlechter sind als in anderen,
obwohl Ausbildung und Belastung absolut vergleichbar sind. Am Ende der
Themenwoche dreht sich im Programm von Bayern 3 alles um
"Gerechtigkeit in der Erziehung".


B5 aktuell

Samstag, 10. November 2018

7.20 Uhr (Wh.: 9.20 Uhr)

Interview der Woche

Heinrich Bedford-Strohm, Ratsvorsitzenden der Evangelischen Kirche in
Deutschland zur Frage "Was ist gerecht?"

Montag, 12. bis Freitag, 16. November 2018

7.50 Uhr (Wh.: 9.50 Uhr)

B5 Hintergrund

Verschiedene Aspekt zum Thema Gerechtigkeit. Diese reichen von "Wie
findet ein Richter die gerechte Strafe" bis hin zur Frage "Ist der
Solidaritätszuschlag gerecht?"


BR Klassik

Montag, 12. bis Freitag, 16. November 2018

jeweils 7.20 Uhr

Allegro

u.a. mit einer Beitragsserie zum Thema "Chancengerechtigkeit Klassik"

Montag, 12. bis Freitag, 16. November 2018

18.00 Uhr

Leporello

u.a. mit Interviews zum Thema Gerechtigkeit, so z. B. über
Musikförderung von Menschen mit Behinderung oder über das faire
Besetzen von Orchesterstellen

Sonntag, 11. November 2018

12.05 Uhr

Tafel-Confect

Musikalisches Prekariat und Komponisten aus einfachen Verhältnissen
und Armut als Thema in der Musik

Montag, 12. November 2018

19.05 Uhr

con passione

Einmal verbrannt - für immer vergessen?

Ungerechte Rezeptionsgeschichten verfemter Komponisten

Dienstag, 13. November 2018

23.05 Uhr

Jazztime

News & Roots

We Shall Overcome: Zur ARD-Themenwoche "Gerechtigkeit und
Chancengleichheit" wirft Henning Sieverts einen Blick auf
gesellschaftspolitisches Engagement von Jazzmusikern, in historischen
und aktuelle Aufnahmen, u.a. mit Max Roach, Abbey Lincoln, Charles
Mingus, Charlie Haden, Carla Bley und Ambrose Akinmusire

Montag, 12., Mittwoch, 14. und Donnerstag, 15. November 2018

jeweils 18.05 Uhr

Klassik-Stars

Frauen am Pult

Nach wie vor sind Dirigentinnen von großen Orchestern noch die
absolute Ausnahme. Namen wie Simone Young, Oksana Lyniv und Barbara
Hannigan lassen sich an einer Hand abzählen. BR-Klassik portraitiert
drei, die dem getrotzt haben: Marin Alsop, Emmanuelle Haim und Simone
Young.

Donnerstag, 15. November 2018

19.05 Uhr

KlassikPlus 

Warum gibt es kaum Intendantinnen?

Zu Gast: Carena Schlewitt, neue Intendantin des Europäischen Zentrums
der Künste im Dresdner Festspielhaus Hellerau

Wo bleiben die Intendantinnen? Zur ARD-Themenwoche "Ist das gerecht?"
befragt KlassikPlus Carena Schlewitt, die neue Intendantin des
Dresdner Festspielhauses Hellerau. Wie hat sie es geschafft, sich in
einer Männerdomäne durchzusetzen? Wie funktioniert der Dreiklang mit
ihren neuen Intendanten-Kollegen von der Dresdner Staatsoper und dem
dortigen Staatsschauspiel?


Bayern plus

Bayern plus, die digitale Schlagerwelle des BR, berichtet der ARD
Themenwoche in Beiträgen und Interviews über verschiedene Aspekte zum
Thema Gerechtigkeit - in den Sendungen "Bayern plus am Vormittag"
(Montag bis Freitag von 7.00 bis 11.00 Uhr) und "Elf bis Drei",
(Montag bis Freitag von 11.00 bis 15.00 Uhr). Zu empfangen ist Bayern
plus in Bayern und Berlin mit einem DAB+-Radio, deutschlandweit via
Kabel, europaweit über Satellit oder weltweit per Internetstream
unter: www.bayern-plus.de

PULS, das junge Programm des Bayerischen Rundfunks, sendet zum Thema
Generationen-Gerechtigkeit am Samstag, 10. November 2018 um 18.00 Uhr
ein PULS Spezial unter dem Titel "Du wirst es mal besser haben - Warum
dieser Satz gelogen ist und was sich ändern muss, damit er wieder
stimmt". Das Radio-Feature ist direkt nach der Sendung als Podcast
abrufbar und wird am Sonntag, 11. November 2018 um 12.00 Uhr
wiederholt.

PULS-Autorin Vanessa Schneider macht sich darin Gedanken, warum der
automatische Aufstieg für die junge Generation nicht mehr so
funktioniert, wie noch bei deren Eltern. In intensiven Gesprächen
vergleicht sie dabei ihren Lebensentwurf mit dem ihrer Mutter im Alter
von Anfang 30. Sie fragt sich: Was ist der Grund für diese veränderten
Bedingungen? Und: Was kann man tun, um trotzdem beruhigt in die
Zukunft schauen zu können? Besonderes Augenmerkt liegt bei der
Beantwortung dieser Fragen auf den Themen Ausbildung und Arbeit,
Ausgaben, Vermögen und Rente sowie Familienplanung.


BR Text

Der BR Text berichtet ab Seite 800ff. über die ARD-Themenwoche und die
dazugehörigen BR-Sendungen.

 * 
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KURSUS/1853: Unna - "Fit mit dem Smartphone und Tablet" am 17./18.11.2018


VHS-Aktuell: Fit mit dem Smartphone und Tablet



Kreisstadt Unna. VHS-Workshops führen am 17. und 18. November
systematisch in die Nutzung von Android-Smartphone und Tablets ein.

In den Grundlagenschulungen wird der Umgang mit den Geräten erklärt
und praktisch geübt, um Smartphone bzw. Tablet, Apps und Anwendungen
sinnvoll und sicher zu verwenden. Neben einer Einführung in die
grundlegende Bedienung der Geräte nimmt der Dozent gemeinsam mit den
Teilnehmenden auch die Grundeinstellungen an den Geräten vor und
bespricht wichtige Funktionen. Dabei werden das W-LAN, die
E-Mail-Kontennutzung und das Surfen im Internet ebenso thematisiert
wie auch die Nutzung von Musik, Fotos und Videos mit ausgewählten
Programmen. Selbstverständlich behandeln die Teilnehmenden auch die
Installation von Apps auf dem Smartphone und Tablet und beschäftigen
sich mit dem Verbinden der Geräte mit einem PC oder Laptop, um Daten
zu verschieben.

Die Kurse können nur mit einem eigenen Smartphone bzw. Tablet mit
Android-Betriebssystem besucht werden. Die VHS haftet nicht für
private Geräte.

Die Seminare mit den Kursnummern 181-4103 und 181-4104 findet am
17.11.2018 und 18.11.2018 ab10:00 Uhr im Raum 1.09 im zib statt. Die
Gebühr beträgt pro Kurs 33 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 45 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Smartphone / Tablet" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303 /
103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 1. November 2018
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KURSUS/1852: Bielefeld - "Fotobücher kreativ gestalten" am 17./18.11.2018


Fotobücher kreativ gestalten



Bielefeld (bi). Ein Wochenendseminar rund um das Thema Fotobücher
bietet die VHS Nebenstelle in Senne am Samstag, 17. November, und
Sonntag, 18. November, an. Interessierte lernen Fotos einzubauen und
zu kombinieren, Texte zu schreiben, Hintergründe auszuwählen und die
fertigen Daten zur Bestellung des Fotobuches hochzuladen. Los geht's
am Samstag um 10 Uhr in der Realschule Senne, Informatikraum,
Klashofstraße 79. Anmeldung und Information unter www.vhs-bielefeld.de
oder Telefon 0521/51-6521.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. November 2018
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KURSUS/1851: Mönchengladbach - "AutoCAD" - Grundlagen bis 16.11.2018


AutoCAD - Grundlagen



Dieses Seminar vermittelt die Grundlagen des technischen Zeichnens mit
AutoCAD. In praktischen Übungen lernen die Teilnehmer den Umgang mit
der Software und den Einsatz der wesentlichen Programmfunktionen
kennen.

bis 16.11.2018, 9:00 - 16:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182B5801T

Kosten: 360 Euro

Weitere Information und Anmeldung:

www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018
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ARBEITSMEDIZIN/476: Im Gesundheitsmanagement der Zukunft können Betriebsärzte eine wichtige Rolle einnehmen (DGAUM)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 6. November 2018

Gesundheitsmanagement 4.0



München, 6. November 2018 - Die Digitalisierung hat auch die Medizin
erreicht und könnte das heutige Gesundheitssystem grundlegend
verändern. Die Arbeitswelt der Zukunft wird anders als heute sein. In
den beiden Dimensionen Medizin 4.0 und Arbeit 4.0 muss sich die
Arbeitsmedizin daher positionieren und wegweisende Veränderungen aktiv
mitgestalten. Im Gesundheitsmanagement der Zukunft können
Betriebsärzte eine besonders wichtige Rolle einnehmen.

Arbeitsmedizin und Arbeit 4.0

Arbeit 4.0 stellt auch die Arbeitsmedizin vor wichtige Fragen: Wie
kann die Gesundheit der Beschäftigten in Zukunft geschützt und
gefördert werden, wenn in der Arbeitswelt klassische Strukturen und
Teams wegfallen oder wechseln und Menschen in virtuellen Netzwerken
zusammenarbeiten müssen? Wenn beispielsweise neue Phänomene wie
Telearbeit oder permanente Erreichbarkeit präventivmedizinisch
bewertet werden müssen, wird auch die Arbeitsmedizin kreativ werden
müssen. Denn ohne Arbeitsmedizin ist betriebliche Gesundheitsförderung
und Prävention nicht denkbar, ohne Gesundheitsförderung und Prävention
kein gesunder Betrieb.

Betriebsärzte als Lotsen im Gesundheitsmanagement 4.0

Für das Gesundheitsmanagement der Zukunft leisten Betriebsärzte einen
wichtigen Beitrag. Sie kennen die Wechselwirkungen von Arbeit und
Gesundheit und beraten in Unternehmen qualifiziert zu neuen
Gesundheitsschutzkonzepten. In Pilotprojekten können sie
arbeitswissenschaftlich die Einführung neuer Technologien am
Arbeitsplatz begleiten und die Ergebnisse medizinisch beurteilen. Das
ermöglicht eine ganzheitliche Anpassung neuer Schutzkonzepte im
Unternehmen. Darüber hinaus beraten Betriebsärzte Beschäftigte beim
Umgang mit digitalen Medien und können dabei auf individuelle
Erwartungen und Befürchtungen eingehen. Dies ist umso wichtiger, als
repräsentative Erhebungen zeigen, dass Beschäftigte neben vielen
Chancen auch mögliche Risiken des digitalen Wandels sehen.

Digitale Lösungen für die Arbeitsmedizin

Laut Experten wird der digitale Gesundheitsmarkt bis 2020 um 21% pro
Jahr wachsen. Damit traditionelle Marktteilnehmer aber nicht von
großen Technologiekonzernen mit innovativen Geschäftsmodellen
verdrängt werden, muss die Arbeitsmedizin die Digitalisierung aktiv
mitgestalten. Nach Einschätzung der Deutschen Gesellschaft für
Arbeitsmedizin und Umweltmedizin (DGAUM) bestehen durch den Einsatz
digitaler Strukturen künftig Chancen für Präventionsstrategien vor
allem in kleinen und mittelständischen Organisationen (KMU).
Konventionelle Betreuungsformen könnten ergänzt und die
arbeitsmedizinische Versorgung in ländlichen Regionen bzw.
Beschäftigte an speziellen Arbeitsplätzen verbessert werden. Mit dem
"Gesetz für sichere digitale Kommunikation und Anwendungen im
Gesundheitswesen (E-Health-Gesetz)" stellt das Bundesministerium für
Gesundheit bereits die Weichen für den Einstieg in eine elektronische
Patientenakte sowie sinnvolle Anwendungen wie z.B. die Telemedizin.

Telemedizin - eine zukunftsorientiere Methode für Arbeitsmediziner? 

In einzelnen medizinischen Fachdisziplinen (z. B. Dermatologie,
Radiologie) ist die Telemedizin bereits fester Bestandteil. Mit
entsprechenden Informations- und Kommunikationstechnologien kann der
Arzt den Patienten auch über eine räumliche Entfernung oder über einen
zeitlichen Versatz ärztlich versorgen. Telemedizin in der
Arbeitsmedizin beinhaltet beispielsweise die Erfassung der
Arbeitsplatzrisiken, die Bewertung potenzieller Gefährdungen bei der
Tätigkeit (Gefährdungsbeurteilung), Diagnostik und ärztliche
Entscheidungsberatung. In der Arbeitsmedizin sind telemedizinische
Anwendungen noch relativ neu. Durch die Aufhebung des Verbots der
ausschließlichen Fernbehandlung könnten sie nun aber einen Schub
erhalten, weil rechtliche Grauzonen beseitigt werden und Ärzte mehr
Handlungsspielräume erhalten. Ergebnisse einer 2017 durchgeführten
Umfrage zeigen, dass ein Großteil der befragten Ärzte darin
vielversprechende Chancen sieht. Etwa die Hälfte der Befragten plant,
Telemedizin zukünftig im Rahmen der arbeitsmedizinischen Betreuung von
Betrieben einzusetzen.


Mehr zu diesem Thema erfahren Sie im Beitrag
"Gesundheitsmanagement 4.0" von Prof. Christoph Oberlinner und Dr.
Daniel Schiffmann in der aktuellen Ausgabe der Zeitschrift
Arbeitsmedizin Sozialmedizin Umweltmedizin (ASU) unter: 

https://www.asu-arbeitsmedizin.com/Archiv/ASU-Heftarchiv/article-845936-110576/gesundheitsmanagement-4-0-.html


Über ASU - Zeitschrift für medizinische Prävention:

Die Zeitschrift Arbeitsmedizin Sozialmedizin Umweltmedizin ist das
Leitmedium der deutschsprachigen Arbeitsmedizin. Das Publikationsorgan
der Fachinstitutionen DGAUM, ÖGA, SGARM, VDBW, Vereinigung Deutscher
Staatlicher Gewerbeärzte e.V. sowie der arbeitsmedizinischen Akademien
und richtet sich an Betriebsärzte, Arbeitsmediziner und Akteure in
wichtigen Schnittstellenbereichen zur Arbeitsmedizin. Die Zeitschrift
ist peer reviewed. 1965 gegründet, erscheint ASU monatlich und
erreicht nahezu alle arbeits- und präventionsmedizinisch orientierten
Akteure im deutschsprachigen Raum. Weitere Informationen unter 

www.asu-arbeitsmedizin.com

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.
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Schwanthaler Straße 73 b, 80336 München

Telefon: 089/330 396-0, Fax: 089/330 396-13

E-Mail: gs@dgaum.de

Internet: www.dgaum.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





GENETIK/555: Neues Puzzlestück gefunden - Wie regelt UHRF1 die Gen-Aktivität? (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 06.11.2018

Neues Puzzlestück gefunden: Wie regelt UHRF1 die Gen-Aktivität?



Epigenetische Veränderungen spielen bei Krebserkrankungen oft eine
wichtige Rolle, weil dadurch das Erbgut punktuell falsch abgelesen wird.
Besonders kritisch sind Gene, die das Wachstum und den Tod von Zellen
steuern können. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Helmholtz
Zentrums München haben in diesem Zusammenhang neue Details über das
Protein UHRF1 herausgefunden. Es katalysiert Teilschritte der
epigenetischen Stummschaltung weiter Teile des Genoms. Wie sie in
'Molecular Cell' berichten, könnte sich das Molekül als Zielstruktur für
medikamentöse Therapien eignen, da es in Krebszellen in erhöhtem Maße
produziert wird.

Alle Zellen unseres Körpers haben das gleiche Erbgut, übernehmen aber
unterschiedliche Aufgaben, da die Gene in den verschiedenen Zelltypen
unterschiedlich abgelesen werden. Diese Steuerung der Gen-Aktivität findet
nicht nur auf Ebene der DNA-Sequenz statt. Eine Vielzahl chemischer
Modifizierungen der DNA und der Histone steuert die Aktivität von Genen
auf der epigenetischen Ebene. "Histone sind Proteine, die die DNA-Fäden im
Zellkern zu den Chromosomen 'verpacken'. Sie sind aber auch für die
Genexpression von Bedeutung", sagt Prof. Dr. Robert Schneider, Direktor
des Instituts für Funktionelle Epigenetik (IFE) des Helmholtz Zentrums
München. Zusammen mit anderen Proteinen bilden DNA-Moleküle und Histone
das Chromatin: eine chemische Möglichkeit, Erbinformationen auf geringem
Volumen im Zellkern zu verpacken. Diese Regulierungsvorgänge, über die
noch recht wenig bekannt ist, bilden die Grundlage der Forschung am IFE.

UHRF1: Ein Molekül steuert Schlüsselschritte bei der DNA-Methylierung

Bisher war bekannt, dass das Protein UHRF1 (Ubiquitin-like, containing PHD
and RING finger domains) eine wichtige Rolle bei der Methylierung von DNA
spielt. Methylierungen sind chemische Modifikationen am DNA-Molekül ohne
Veränderung des genetischen Codes, sprich der Basenabfolge. Sie haben aber
Auswirkungen auf die Aktivität der in der Basensequenz codierten Gene. Für
gewöhnlich sorgt die Methylierung von DNA-Molekülen für deren
Stummschaltung.

UHRF1 steuert die DNA-Methylierung, indem es dafür sorgt, dass ein Enzym,
welches Methyl-Gruppen an die DNA knüpft, an neu entstandenes Chromatin
bindet. Um diese Aufgabe zu erfüllen, muss UHRF1 zuerst selbst an das neu
entstandene Chromatin andocken und im nächsten Schritt ein
Ubiquitin-Molekül (ein kleines Protein, das die Eigenschaften anderer Proteine
verändert) auf ein Histon-Protein übertragen. Hierfür verwendet UHRF1
unterschiedliche Protein-Domänen, Bereiche mit besonderen Raumstrukturen
und Aufgaben im gleichen Molekül.

"Wie das genau funktioniert, war bislang nicht bekannt", sagt Dr. Till
Bartke, stellvertretender Direktor des IFE und Leiter der Studie. Zusammen
mit seinem Kollegen Dr. Benjamin Foster (Wissenschaftlicher Mitarbeiter am
IFE) hat er verschiedene Verfahren eingesetzt, um diesen Teilschritt zu
erforschen*. "Wir konnten zeigen, dass eine Ubiquitin-ähnliche Domäne
(UBL) vorhanden sein muss, um Ubiquitin-Moleküle zu übertragen", fasst
Bartke zusammen: Ein besonderes Strukturelement, welches an Umlagerungen
von UHRF1 beteiligt ist, nachdem es an das Chromatin angedockt hat. In
Zusammenarbeit mit der Gruppe von Dr. Sebastian Bultmann an der
Ludwig-Maximilians Universität München konnten die Forscher zudem zeigen, dass
die UBL-Domäne notwendig ist, damit DNA in Zellen methyliert wird.

"Unsere Analyse des enzymatischen Mechanismus von UHRF1 zeigt eine
unerwartete Funktion der UBL-Domäne auf und definiert eine neue Rolle für
diese Domäne bei der DNA-Methylierung", fasst der Wissenschaftler
zusammen. Da andere Gruppen bei mehreren Tumoren, etwa Lungen- und
Darmkrebs, erhöhte Mengen an UHRF1 gefunden hätten, sei das Protein eine
denkbare Zielstruktur für künftige Therapien.


Weitere Informationen

* Dazu gehören chemische Vernetzungen der Moleküle, massenspektroskopische
Untersuchungen und Einsatz rekombinanter Chromatin-Moleküle, welche mit
Methyl-Gruppen modifiziert wurden.

Originalpublikation:

Foster, B. M. et al. (2018): Critical role of the UBL domain in
stimulating the E3 ubiquitin ligase activity of UHRF1 toward chromatin.
Molecular Cell, DOI: 10.1016/j.molcel.2018.09.028

https://www.cell.com/molecular-cell/fulltext/S1097-2765(18)30799-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 06.11.2018
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ERNÄHRUNG/1461: Studie - Besseres Schulessen muss nicht viel teurer sein (DGE)


Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. - 06. November 2018

Besseres Schulessen muss nicht viel teurer sein

DGE veröffentlicht KuPS-Studie zu Kosten der Schulverpflegung



Auf dem heutigen Bundeskongress Schulverpflegung in Berlin
stellte die DGE erste Ergebnisse zu Kosten- und Preisstrukturen
in der Schulverpflegung (KuPS) vor. Damit liegen neben
Modellrechnungen zu Kosten für die Bereitstellung der Schulessen
erstmals Daten vor, welche Kosten beim Schulträger für
Verwaltungsaufgaben rund um die Schulverpflegung entstehen. An
der KuPS-Befragung zur Organisation der Schulverpflegung haben
bundesweit 488 Schulträger teilgenommen.

Mehr als drei Millionen Schüler in Ganztagsschulen haben Anspruch
auf ein Mittagessen in der Schule. Um eine ausgewogene
Schulverpflegung anbieten zu können, müssen entsprechende
Strukturen beim Schulträger und in den Schulen vorhanden sein
bzw. geschaffen werden. "Es lohnt sich, bundesweit in die
Infrastruktur zu investieren, damit alle Schulen eine ausgewogene
Verpflegung anbieten können. Ob gut gebildete oder bildungsferne
Schichten, Schule und Teilhabe am Schulessen vereint alle
miteinander und sorgt für Chancengleichheit", sagte Prof. Ulrike
Arens-Azevêdo, Präsidentin der DGE.

Die Organisation der Schulverpflegung ist völlig unterschiedlich.
Sie wird in Fremd- oder Eigenbewirtschaftung geführt, einige
kochen vor Ort (Mischküche), andere erhalten Warmverpflegung,
Kühl- oder Tiefkühlkost. Charakteristisch sind kleine Schulen mit
nur wenigen Mittagessen pro Tag. Diese spezifischen Strukturen
sind eine zentrale Herausforderung für Schulträger und Anbieter
im Hinblick auf effizientes Wirtschaften.

Die Gesamtkosten für die Schulverpflegung werden auch durch die
Anzahl der Schulen sowie Essensteilnehmer beeinflusst. Die
KuPS-Studie ging in ihrer vorgestellten Beispielrechnung von
einer durchschnittlichen Abnahmemenge von täglich 200 Essen aus.
Das entspricht einer mittelgroßen Schule. Gelänge es, die
tägliche Anzahl an Mittagessen zu erhöhen, könnten die
Kapazitäten besser ausgelastet werden: Je mehr Schüler an der
Mittagsverpflegung teilnehmen, umso geringer sind die Kosten und
auch die Zuschüsse pro Mittagessen.

Entscheidend für die Zukunft ist es, die Qualität der
Schulverpflegung zu verbessern. Dies gestaltet sich in der Praxis
unterschiedlich, hier werden entweder eigene oder die
Anforderungen des DGE-Qualitätsstandards berücksichtigt. Dabei
sind die Kosten für eine Mittagsmahlzeit nach dem
DGE-Qualitätsstandard mit 4 Cent (5,40 € statt 5,36 €) nur
geringfügig höher. Dies liegt an den etwas höheren
Personalkosten, während die Wareneinstandskosten vergleichbar
sind. Berechnet wurde das Beispiel für eine Grundschule, in der
vor Ort für 200 Schüler gekocht wurde (Mischküche).
Die Autorin der KuPS-Studie, Dr. Ernestine Tecklenburg, DGE,
betonte: "Wenn Schulessen schon subventioniert wird, dann sollte
gutes Essen auf Basis des DGE-Qualitätsstandard zur Verfügung
gestellt werden".

Anhand der umfangreichen Ergebnisse zu Kosten, Preisen und
Organisationsstrukturen gibt die KuPS-Studie folgende
Empfehlungen, wie die Schulverpflegung weiter optimiert werden
kann:

Akzeptanz der Mittagsverpflegung steigern. Neben der Wahl eines
gesundheitsfördernden Verpflegungsangebotes spielt die Teilhabe
eine Rolle. Je mehr Schüler an der Mittagsverpflegung teilnehmen,
umso günstiger wird es für alle.

Kosten und Qualität der Mittagsverpflegung. Eine qualitativ
hochwertige und ausgewogene Schulverpflegung kostet nur
unwesentlich mehr. Wichtig ist, dass die Anforderungen an die
Qualität transparent und allgemein akzeptiert sind. Wünsche der
Eltern, Kinder und Lehrer sollten berücksichtigt werden. Um die
Qualität kontinuierlich zu verbessern und zu sichern, können
einfache Instrumente wie ein Speiseplancheck, Prüfung der
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen der Anbieter sowie Befragungen zur
Zufriedenheit eingesetzt werden.

Beschaffungs- und Qualitätsmanagement professionalisieren.
Insgesamt fallen relativ hohe Kosten für die Organisation der
Schulverpflegung beim Träger an, die derzeit in der
Kostenrechnung vieler Kommunen nicht explizit ausgewiesen.
Sinnvoll ist es, das Schulverpflegungsmanagement zu
professionalisieren, unabhängig von der Entscheidung zwischen
Eigen- und Fremdbewirtschaftung. Maßnahmen sind u. a. Schulungen
für Mitarbeiter im Bereich Vergabe- und Qualitätsmanagement,
Handlungsleitfäden zum Qualitätsmanagement, Checklisten zur
Beschaffung, Musterausschreibungen für die Vergabe. Hilfestellung
geben hier auch die bundesweiten Angebote der Vernetzungsstellen
für die Kita- und Schulverpflegung.

Die KuPS-Studie wurde von der DGE im Auftrag des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL)
durchgeführt, um mehr Transparenz über die Verteilung und
Zusammensetzung der Kosten in der Schulverpflegung zu erhalten.
Betrachtet wurden dabei u.a. die Kosten und Wirtschaftlichkeit
verschiedener kommunaler Konzepte sowie der Einfluss der
Umsetzung des DGE-Qualitätsstandards für die Schulverpflegung.

DGE-Studie zu Kosten-und Preisstrukturen in der Schulverpflegung (KuPS)

Erste Ergebnisse

https://www.dge.de/fileadmin/public/doc/gv/BMEL-Schulverpflegung-KuPS-Studie-Erste-Ergebnisse.pdf

Den Pressetext finden Sie unter:

https://www.dge.de/presse/pm/besseres-schulessen-muss-nicht-viel-teurer-sein/

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (DGE)

DGE-Presseinfo 19/2018, 06. November 2018
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FORSCHUNG/3931: Die Kommunikation des Krankenhauskeims Pseudomonas aeruginosa stören (idw)


Universität Konstanz - 07.11.2018

Strategische Kommunikationsstörung

Konstanzer Chemiker hemmen die Biosynthese eines bakteriellen
Signalstoffes und verhindern damit die infektiöse Wirkung des
Krankenhauskeims Pseudomonas aeruginosa



Die Weltgesundheitsorganisation WHO stuft den Krankenhauskeim Pseudomonas
aeruginosa als einen Erreger ein, gegen den unmittelbarer Handlungsbedarf
besteht. Der Keim kann verschiedenste Krankheit von chronischen
Lungeninfektionen bis hin zur Sepsis hervorrufen. Aufgrund zunehmender
Resistenzbildung vermögen viele Antibiotika nichts mehr gegen ihn
auszurichten, und Infektionen mit ihm sind häufig lebensbedrohlich. Die
Grundlagenforschung der Arbeitsgruppe des Konstanzer Chemikers Dr. Thomas
Böttcher setzt bei der Bekämpfung von Pseudomonas aeruginosa jedoch nicht
auf ein neues Antibiotikum. Der Fokus ist stattdessen auf die Hemmung
sogenannter Virulenzfaktoren im Erreger gerichtet. Es handelt sich um
Toxine und andere Stoffe, die den Infektionsprozess begünstigen. Möglich
wurde diese Inhibition durch eine von der Arbeitsgruppe entwickelte
Technik, die es erlaubt, die Hemmung von Enzymen direkt in der lebenden
Zelle zu messen. Das Verfahren wird in der aktuellen Ausgabe des
renommierten Journal of the American Chemical Society (JACS) beschrieben.

Thomas Böttcher und die Konstanzer Doktorandin Michaela Prothiwa
konzentrierten sich auf einen bestimmten Stoffwechselweg im Erreger.
Dieser führt zur Herstellung von Signalstoffen, sogenannten Chinolonen,
die Pseudomonas aeruginosa dazu nutzt, die Produktion von Virulenzfaktoren
zu koordinieren. Chinolone fungieren dabei als Quorum Sensing-Signale: Die
Bakterien versuchen über diese Moleküle - ähnlich einer
Mehrheitsabstimmung - festzustellen, wie viele sie sind. Signalisieren
ihnen die Chinolone, dass ihre Anzahl groß genug ist, dann beginnen sie
mit der Produktion von Virulenzfaktoren. Diese sind verantwortlich für die
krankmachenden Eigenschaften der Bakterien.

Das Ziel der Konstanzer Forschung ist, die Kommunikation über diese
Chinolone auszuschalten. Für die Biosynthese der Chinolone ist das Enzym
PqsD zentral. Dem Forscherteam gelang es, ein Molekül zu entwickeln, mit
dem das Enzym inhibiert werden kann. Damit wird verhindert, dass die
Bakterien Chinolone produzieren und über diese Signalstoffe feststellen
können, wie viele sie sind. So können sie auch die Toxine und
Virulenzfaktoren nicht mehr produzieren. "Wir stören damit die
Kommunikation zwischen den Mikroorganismen", so Thomas Böttcher.

Eigens zu diesem Zweck hat das Team um den Konstanzer Chemiker ein neues
Verfahren zur Suche nach Enzyminhibitoren entwickelt. Bisher wurden
Enzyminhibitoren zunächst in zellfreien Systemen entwickelt, wobei oftmals
die anschließende Wirksamkeit in der lebenden Zelle verloren ging. Mit
einer neuartigen Strategie über chemische Sonden kann nun die Hemmung
eines Enzyms direkt in der lebenden Zelle gemessen werden. Somit können
aus Bibliotheken chemischer Stoffe maßgeschneiderte Inhibitoren für
bestimmte Stoffwechselwege in Bakterien herausgefiltert werden. Die
Strategie ist dabei jedoch nicht auf das Enzym PqsD beschränkt und soll
zukünftig auch für die zielgerichtete Entwicklung von Hemmstoffen gegen
andere bakterielle Stoffwechselwege Anwendung finden.

Um Virulenzfaktoren und einen Wirkstoff, der von der WHO als
"unentbehrliches Arzneimittel" gelistet wird, geht es auch in einer
weiteren Veröffentlichung der Arbeitsgruppe von Thomas Böttcher in der
Zeitschrift Chemistry - A European Journal. Bei dieser Forschung geht es
darum zu verstehen, warum manche Enzyme im Bakterium eisenbindende kleine
Moleküle aus zwei Bausteinen herstellen und andere Moleküle aus drei
Bausteinen.

Während die Ringsysteme aus zwei Bausteinen Virulenzfaktoren für
Krankheiten bei Fischen und Insekten darstellen, wird das größere Molekül
aus drei Bausteinen für eines der wichtigsten Medikamente weltweit
genutzt. Es wird bei Bluttransfusionen oder bei Krankheiten aufgrund von
Eisenüberbelastung im Blut eingesetzt. Zusammen mit der Doktorandin Sina
Rütschlin hat Thomas Böttcher erstmals ein Modell entwickelt, das erklärt,
wie diese eisenbindenden Moleküle mit zwei beziehungsweise drei Bausteinen
gebildet werden. Dies soll für die Zukunft helfen, die Enzyme, die diese
Stoffe herstellen, maßgeschneidert zu optimieren.

Faktenübersicht:

Originalveröffentlichung:

Michaela Prothiwa, Felix Englmaier, and Thomas Böttcher: Competitive
Live-Cell Profiling Strategy for Discovering Inhibitors of the Quinolone
Biosynthesis of Pseudomonas aeruginosa. J. Am. Chem. Soc., 2018, 140 (43).

https://pubs.acs.org/doi/abs/10.1021/jacs.8b07629


	Hemmung der infektiösen Wirkung von Pseudomonas aeruginosa, eines der weltweit häufigsten Krankenhauskeime, durch Störung der Biosynthese der bakteriellen Kommunikationssignale

	Eine neu entwickelte Technik zur Messung von Enzyminhibition in lebenden Zellen liefert die Grundlage für die Entwicklung des neuen Wirkstoffes

	Gefördert durch das Emmy Noether-Programm und die Carl-Zeiss-Stiftung



Originalveröffentlichung:

Sina Rütschlin and Thoms Böttcher: Dissecting the mechanism of
oligomerization and macrocyclization reactions of NRPS independent
siderophore synthetases. Chem. Eur. J., 2018, 24.

https://doi.org/10.1002/chem.201803494


	Untersuchung zur Frage, warum manche Enzyme im Bakterium eisenbindende Moleküle aus zwei und andere aus drei Bausteinen herstellen

	Ringsysteme aus zwei Bausteinen stellen Virulenzfaktoren für Krankheiten bei Fischen und Insekten dar, Strukturen aus drei Bausteinen werden für eines der wichtigsten Medikamente weltweit genutzt

	Gefördert durch das Emmy Noether-Programm und die Konstanz Research School Chemical Biology (KoRS-CB).




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1282
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Universität Konstanz - 07.11.2018
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MELDUNG/959: Pflegenotstand in Krankenhäusern - Pflegepersonalstärkungsgesetz unzureichend (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 9. November 2018

Pflegenotstand in Krankenhäusern: 


ver.di kritisiert das Pflegepersonalstärkungsgesetz als unzureichend - "bedarfsgerechte 
Versorgung wird nicht erreicht"



"Es ist gut, dass sich die Politik dem Pflegenotstand in den
Krankenhäusern endlich annimmt", kommentierte Sylvia Bühler, Mitglied
im ver.di-Bundesvorstand, das Pflegepersonalstärkungsgesetz, das der
Bundestag heute beschließen will. "Doch eine bedarfsgerechte
Versorgung wird mit diesem Gesetz nicht erreicht." Es fehle der
Auftrag des Gesetzgebers zur Entwicklung eines Instruments zur
Personalbemessung, mit dem der tatsächliche Personalbedarf ermittelt
werden könne. "Maßstab muss eine gute und sichere Patientenversorgung
und die dringend nötige Entlastung der Beschäftigten sein", so
Bühler. "Das Gesetz erreicht beides nicht. Es bleibt Stückwerk." Der
Bundesrat sei gefordert, auf Nachbesserungen zu dringen und die
Entwicklung eines Personalbemessungsinstruments zu verlangen.

Bei einer ver.di-Tagung von 270 Betriebs- und Personalräten sowie
Mitarbeitervertreter/innen von Krankenhäusern am Donnerstag und
Freitag in Berlin wurde deutlich, dass auch die betrieblichen
Interessenvertretungen das Gesetz ausgesprochen kritisch sehen. "Der
wachsende Fachkräftebedarf wird nur gedeckt werden können, wenn sich
die Arbeitsbedingungen massiv verbessern", betonte Bühler auf der
Tagung, an der Beschäftigtenvertreter/innen aus dem gesamten
Bundesgebiet und allen Trägerarten teilnahmen. "Dann könnten auch die
vielen Pflegekräfte zurückgewonnen werden, die aus dem Beruf geflohen
sind oder ihre Arbeitszeit individuell reduziert haben, weil sie die
Belastung nicht mehr aushalten."

Das Pflegepersonalstärkungsgesetz enthalte allerdings auch viele
Verbesserungen, erklärte Bühler. Sie begrüßte unter anderem die
beschlossene vollständige Refinanzierung von Tariferhöhungen und
zusätzlichen Pflegestellen. Besonders die Herausnahme der
Pflegepersonalkosten aus den Fallpauschalen (Diagnosis Related
Groups, DRG) sei positiv. "Dadurch wird die Pflege vor den
Fehlanreizen dieses Finanzierungssystems geschützt. Das ist ein
absolut richtiger Schritt, der auf andere Berufsgruppen im
Krankenhaus ausgeweitet werden sollte."

Bühler betonte: "Dass die Bundesregierung diese Maßnahmen auf den Weg
bringt, zeigt: Unsere Proteste wirken. Die vielen Aktionen von
Krankenhausbeschäftigten in den vergangenen Monaten haben die
Personalnot in der Pflege zum Top-Thema gemacht. Jetzt ist die
Politik gefordert, konsequent und wirksam zu handeln. Mit dem neuen
Gesetz springt sie noch zu kurz."

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 9. November 2018

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de
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MELDUNG/958: Spahns geplanter Eingriff in die Finanzen der Krankenkassen geht zu Lasten der Versicherten (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 7. November 2018

ver.di kritisiert Spahns Pläne zum Umgang mit Krankenkassenbeiträgen 
im Rahmen des Pflegepersonalstärkungsgesetzes



Die gesetzlichen Krankenkassen sollen künftig auf Forderungen aus
Regressverfahren gegenüber Kliniken verzichten. Das sieht ein von
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn vorgesehene Änderungsantrag des
Pflegepersonalstärkungsgesetzes vor, der heute im
Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages behandelt wird. "Der
vom Gesundheitsminister geplante Eingriff in die Finanzen der
Krankenkassen geht zu Lasten der Versicherten" kritisiert Gabriele
Gröschl-Bahr, Mitglied im Bundesvorstand der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di).

Im Änderungsantrag des Ministers ist eine einseitige Verkürzung der
Verjährungsfrist von heute vier Jahren auf zukünftig zwei Jahre
vorgesehen. "Rückwirkende Prüfungen sind zum Teil nötig, wenn
Unregelmäßigkeiten auffallen. Fallen die aus, weil die Fristen zu
kurz sind, zahlen die Krankenkassen den Kliniken wo möglich zu viel
aus. Damit gehen den Kassen Millionenbeträge flöten", so
Gröschl-Bahr. "Es handelt sich um Versichertenbeiträge, die
ausschließlich dafür genutzt werden sollen, um die Versorgung der
Versicherten zu gewährleisten", sagte das für die
Sozialversicherungen zuständige Bundesvorstandsmitglied.

"Wenn die Politik tatsächlich im Rahmen der Versorgungsgewährleistung
den Kliniken helfen will, müssen die Länder endlich stärker ihrer
Pflicht nachkommen, die notwendigen Investitionsmittel den Kliniken
tatsächlich zur Verfügung zu stellen." so Gabriele Gröschl-Bahr
weiter.

ver.di fordert die Politik auf, die Rechtsänderung im geplanten
Pflegepersonalstärkungsgesetz nicht vorzunehmen, sondern in einem
Dialog mit Leistungserbringern, Krankenkassen und Politik den Fokus
auf die zukünftige Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen
Versorgung zu legen.

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 7. November 2018

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STELLUNGNAHME/188: Stellungnahme des Ethikrats begrüßt - Zwang in der Pflege muss letztes Mittel sein (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 5. November 2018

Deutsche Alzheimer Gesellschaft begrüßt Stellungnahme des Ethikrats: 

Zwang in der Pflege muss letztes Mittel sein



Berlin, 5. November 2018. Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft (DAlzG)
begrüßt die Stellungnahme des Deutschen Ethikrats zum Thema Hilfe durch
Zwang im Sozial- und Gesundheitswesen. Menschen mit Demenz sind aufgrund
ihrer Erkrankung besonders gefährdet, Opfer von Zwangsmaßnahmen zu
werden. Viele demenzkranke Menschen sind unruhig, verkennen gefährliche
Situationen oder zeigen Verhaltensweisen, die für andere Menschen schwer
nachvollziehbar und anstrengend sind. Zu den häufigsten Zwangsmaßnahmen
gehören das Einschließen, das Fixieren mit Bettgittern und Gurten sowie
das Ruhigstellen mit Medikamenten.

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft stimmt dem Ethikrat zu, dass
Zwangsmaßnahmen im Kontext professioneller Altenpflege nur als "Ultima
Ratio" in Betracht kommen, wenn alle anderen Möglichkeiten
ausgeschöpft sind. Das bedeutet, dass die Strukturen von
Pflegeeinrichtungen, die internen Prozesse sowie die Arbeitsbedingungen so
gestaltet werden müssen, dass Zwang eine Ausnahme bleibt. Dazu sagt
Monika Kaus, 1. Vorsitzende der DAlzG: "Wir müssen mehr tun, damit
Einrichtungen der Altenpflege ohne Zwang auskommen. Insbesondere der
große Einsatz von Medikamenten in diesem Zusammenhang ist
erschreckend." Erst kürzlich hat ein Bericht der Techniker Krankenkasse
(TK) gezeigt, dass mehr als ein Drittel der TK-Versicherten mit Demenz mit
Antipsychotika behandelt werden. Die DAlzG weist außerdem darauf hin,
dass das Thema Zwang auch bei der Pflege zu Hause eine Rolle spielt. Wenn
pflegende Angehörige mit der Situation überfordert sind, können auch
sie zu Zwangsmaßnahmen wie Einschließen übergehen. "Wir dürfen
Angehörige nicht allein lassen", sagt Monika Kaus, "sie brauchen
Informationen über Demenz und die Folgen sowie mehr Beratungs- und
Unterstützungsangebote."

HINTERGRUND

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom Typ
Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3 Millionen
steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

DIE DEUTSCHE ALZHEIMER GESELLSCHAFT E.V. SELBSTHILFE DEMENZ

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres Leben
mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und ihre
Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung und ist
ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus Forschung
und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130 Alzheimer-Gesellschaften
unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort. Gegenüber der Politik vertritt
sie die Interessen der Betroffenen und ihrer Angehörigen.

Die DAlzG setzt sich ein für bessere Diagnose und Behandlung, mehr
kompetente Beratung vor Ort, eine gute Betreuung und Pflege sowie eine
demenzfreundliche Gesellschaft.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 5. November 2018

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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INFEKTION/1777: Forschung zum Fuchsbandwurm (idw)


Universitätsklinikum Ulm - 06.11.2018

Forschung zum Fuchsbandwurm 

Landtagsabgeordnete besuchen AG Echinokokkose am Ulmer Uniklinikum



Sie ist mit 40-70 Neuerkrankungen pro Jahr in Deutschland sehr selten und
bleibt oft viele Jahre unentdeckt: die Fuchsbandwurm-Erkrankung. Da jedoch
70 Prozent der deutschlandweiten Fälle in Baden-Württemberg und Bayern
auftreten, kommt der Krankheit eine große regionale Bedeutung zu. Deswegen
haben die Landtagsabgeordneten Manuel Hagel und Raimund Haser im Oktober
die interdisziplinäre Arbeitsgruppe (AG) Echinokokkose am
Universitätsklinikum Ulm besucht, um sich über deren aktuelle Forschung zu
informieren und mit ihr gemeinsam sowie mit Vertretern von Jagdverbänden
über das wichtige Thema zu diskutieren.

"Bei der Übertragung des Fuchsbandwurms spielt die Maus eine entscheidende
Rolle als Zwischenwirt", erklärt Professor Dr. Wolfgang Kratzer, Leiter
Zentraler Ultraschall am Universitätsklinikum Ulm. "Allerdings wissen wir
noch kaum etwas darüber, wie viele Füchse und Mäuse mit dem Parasiten
infiziert sind und wie dies ursächlich mit der Infektion des Menschen
zusammenhängt." Deswegen führt die AG Echinokokkose die
Leutkirch-Echinococcus-multilocularis-Isny-Ehingen (LEmIE) Studie 2018 durch, die
die Übertragung des Fuchsbandwurms zwischen Mäusen, Füchsen, Hunden und
Menschen sowie verschiedene Umweltvariablen untersucht. Hierzu sollen in
Leutkirch, Isny und Ehingen nicht nur Füchse analysiert werden, sondern
auch Mäuse.

Neben der Vorstellung der Studie ging die AG Echinokokkose in ihrer
Präsentation auch auf die Symptome, Diagnose und Behandlung der
Fuchsbandwurm-Erkrankung ein. "Am häufigsten wird die Leber vom
Fuchsbandwurm befallen. Bei immerhin einem Drittel der Betroffenen wird
die Erkrankung frühzeitig genug erkannt, um operieren zu können. Nach
einer OP ist die Prognose oftmals gut", erläutert Professorin Dr. Doris
Henne-Bruns, Ärztliche Direktorin der Klinik für Allgemein- und
Viszeralchirurgie. "Falls die Erkrankung nicht operabel ist, so ist sie
mit Medikamenten gut behandelbar. Diese werden zwar mehrheitlich gut
vertragen, müssen jedoch lebenslang eingenommen werden", ergänzt Dr. Beate
Grüner, Leiterin der Echinokokkose Spezialambulanz und Sprecherin der AG
Echinokokkose.

Mit zahlreichen Fragen brachten sich die Landtagsabgeordneten auf den
neuesten Stand der Entwicklungen bezüglich der Krankheit. "Die Erforschung
der Fuchsbandwurm-Erkrankung ist ein hochspannendes Thema und gleichzeitig
extrem wichtig für die Menschen, die hier in der Region leben", sagt der
Landtagsabgeordnete Manuel Hagel. "Für den Schutz der Menschen im
ländlichen Raum in Baden-Württemberg und Bayern sind weitere Studien zu
dieser Erkrankung essenziell", hebt auch der Landtagsabgeordnete Raimund
Haser hervor. Die AG Echinokokkose strebt an, die Fuchsbandwurm-Erkrankung
langfristig weiter zu erforschen und in der von ihr geführten nationalen
Datenbank zu dokumentieren.

Die Fuchsbandwurm-Erkrankung

In Europa ist der Fuchsbandwurm vor allem in Süddeutschland,
Ostfrankreich, der Nordschweiz und Westösterreich verbreitet.
Landwirtschaftliche Tätigkeiten und Waldarbeiten, Hunde- und Katzenhaltung
sowie direkter Umgang mit Füchsen stellen Risikofaktoren für eine
Ansteckung dar. Die Eier werden vom Menschen über den Mund aufgenommen,
anschließend setzt sich der geschlüpfte Parasit fast immer zuerst in der
Leber fest, wo er tumorartig wächst und dort nach ungefähr 10 bis 15
Jahren zu erkennen ist. Je nach Fall können Betroffene operiert oder
medikamentös behandelt werden.

Über die Arbeitsgruppe Echinokokkose

Die interdisziplinäre Arbeitsgruppe Echinokokkose am Universitätsklinikum
Ulm setzt sich aus Mitarbeiter*innen der Klinik für Innere Medizin I,
Klinik für Innere Medizin III, Klinik für Diagnostische und
Interventionelle Radiologie, Klinik für Allgemein- und Viszeralchirurgie,
des Comprehensive Infectious Diseases Centers und Instituts für Pathologie
zusammen. Schwerpunktmäßig untersucht die Arbeitsgruppe die
Erreger-Wirt-Interaktion der Fuchsbandwurm-Erkrankung, Risikofaktoren und
Umwelteinflüsse, Diagnostik sowie Behandlung und Versorgung. Weitere
Forschungsschwerpunkte liegen in der Infektionsepidemiologie und
Durchseuchung sowie Versorgungsforschung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uniklinik-ulm.de/zentraler-ultraschall/forschung/fuchsbandwurm-forschung.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1093

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Ulm - 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





FORSCHUNG/273: Stimulationssystem - Erste Schritte zur Überwindung der Querschnittslähmung (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 06.11.2018

DGKN: Erste Schritte zur Überwindung der Querschnittslähmung dank Rückenmarkstimulation



Zumindest kurz auf eigenen Beinen zu stehen oder gar einige Meter laufend
zurückzulegen - für Menschen, die aufgrund einer Querschnittslähmung im
Rollstuhl sitzen, ist das bislang unerreichbar. Mediziner und Therapeuten
an zwei US-Kliniken haben nun mit insgesamt fünf Patienten an diesem Traum
gearbeitet. Die motorischen Fortschritte gehen zwar nicht über die
eingangs erwähnten Fähigkeiten hinaus und sind auch nur mit Hilfestellung
möglich, dennoch legen die Ergebnisse möglicherweise den Grundstein für
weitere Entwicklungen auf diesem Gebiet, so die Deutsche Gesellschaft für
Klinische Neurophysiologie und Funktionelle Bildgebung (DGKN).

Die Mediziner um Susan Harkema von der University of Louisville, Kentucky,
sowie Kendall Lee und Kristin Zhao von der Mayo-Clinic in Rochester
arbeiteten mit Elektroden-Arrays, die über 16 Kontaktstellen direkt an das
Rückenmark der Patienten unterhalb der Läsion angelegt wurden. Aktiviert
wurden die Elektroden über einen ebenfalls implantierten Stimulator, der
die Signale des Gehirns beim Gehen und Stehen imitiert. "Ein solches
Stimulationssystem ist allerdings auf externe Impulse angewiesen und
aktiviert die Motorik nicht durch willentliche Befehle", erläutert
Professor Dr. Stefan Knecht, Chefarzt der Klinik für Neurologie, St.
Mauritius Therapieklinik, Meerbusch und Pressesprecher der DGKN. Dies wäre
eine Voraussetzung für kontrollierte Bewegungen.

Nach intensivem Training, das bis zu eineinhalb Jahre dauerte, konnten
zwei von Harkemas Patienten mithilfe eines Therapeuten oder eines
Gehrahmens wieder einige Schritte selbstständig gehen. Beide Patienten
hatten ohne die Stimulation keinerlei motorische, aber noch eine
sensorische Restfunktion unterhalb der Läsion. Die beiden anderen
Patienten, die Harkemas Team betreute, hatten durch die
Rückenmarksverletzung auch ihre Sensorik komplett eingebüßt. Sie konnten
auch unter der Stimulation nur stehen, aber nicht gehen. Anders verhielt
es sich beim fünften Patienten, der an der Mayo-Clinic behandelt wurde:
Trotz einer kompletten motorischen und sensorischen Läsion gelang es ihm
mithilfe der Stimulation, wieder einige Meter mit einem Gehrahmen
zurückzulegen.

Welche Mechanismen bei der als "epidurale Stimulation" bezeichneten
Methode zum Tragen kommen, ist noch unklar. Möglicherweise verstärkt sie
Restsignale von Nervenfasern, die die Verletzung überstanden haben. Dafür
spricht, dass Willkürbewegungen einzelner Muskeln bei manchen Patienten
bereits wenige Tage nach Beginn der Stimulation möglich waren. "In dieser
Zeit können sich aber noch keine neuen Nervenfasern gebildet haben", so
Knecht. Allerdings sei denkbar, dass die motorische Aktivierung auch die
Regeneration von Nervenfasern anrege. Dies könne möglicherweise die
längerfristigen Trainingserfolge erklären.

Da das Gehirn bei der Methode keinerlei Rückmeldung über die Stellung der
Beine im Raum erhält, können die Patienten die Balance nicht alleine
halten und benötigen die Hilfe oder einen festen Halt durch einen
Gehrahmen. Knecht warnt daher vor überzogenen Erwartungen; alltagstauglich
sei das Verfahren noch lange nicht. "Wissenschaftlich interessant sind die
Ergebnisse aber allemal", sagt er. Sie zeigten, dass die
Rückenmarkstimulation prinzipiell funktioniere und möglicherweise
ausbaufähig sei. Letztlich könne auch ein kleiner Gewinn an
Selbstständigkeit den Betroffenen ein Stück Lebensqualität zurückgeben.

Quellen:

Angeli CA, Boakye M, Morton RA, Vogt J et al.: Recovery of Over-Ground
Walking after Chronic Motor Complete Spinal Cord Injury. N Engl J Med.
2018 Sep 27;379(13):1244-1250. doi: 10.1056/NEJMoa1803588. Epub 2018 Sep
24.

Gill ML, Grahn PJ, Calvert JS et al.: Neuromodulation of lumbosacral
spinal networks enables independent stepping after complete paraplegia.
Nat Med. 2018 Sep 24. doi: 10.1038/s41591-018-0175-7. [Epub ahead of
print]

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 06.11.2018
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AKTION/969: Tübingen - Haben wir ein Recht auf Rausch?, Kriminologe und Mediziner im Streitgespräch am 12.11.2018


Eberhard Karls Universität Tübingen - 07.11.2018

CIN Dialogues: Haben wir ein Recht auf Rausch?

Cannabis: Drogenpolitik zwischen Anspruch und Wirklichkeit - Kriminologe
und Mediziner im Streitgespräch



Während Teile der Gesellschaft das Ideal einer drogenfreien Gesellschaft
hochhalten, plädieren die Befürworter einer Freigabe für ein Recht auf
Rausch. Der CIN-Dialog 2018 fragt: Welche Argumente überzeugen? Das
Werner Reichardt Centrum für integrative Neurowissenschaften und das Forum
Scientiarum haben zwei Experten zum Thema eingeladen. Der Kriminologe
Lorenz Böllinger und der Mediziner und Suchtexperte Rainer Thomasius
führen ein interdisziplinäres Streitgespräch und beantworten Fragen aus
dem Publikum. Moderiert wird der Abend vom SWR-Journalisten Gábor Paál.

Der CIN-Dialogue findet am Montag, 12. November 2018, um 19 Uhr c. t. im
Audimax der Neuen Aula statt (Geschwister-Scholl-Platz, Tübingen). Die
interessierte Öffentlichkeit und Medien sind herzlich eingeladen, der
Eintritt ist frei.

Anfang des Jahres 2017 hat der Deutsche Bundestag Cannabis für
medizinische Zwecke legalisiert. Eine Freigabe auch zu Genusszwecken
bleibt dagegen heftig umstritten. Die Diskussionen über einen liberaleren
Umgang mit Cannabis sind von einem drogenpolitischen Konsens weit
entfernt. Drogenfreie Gesellschaft versus Recht auf Rausch: Die Debatte
wird emotional und wertbeladen geführt.

Auch in der Wissenschaft werden verschiedene Standpunkte vertreten.
Gestritten wird weniger über die grundsätzliche Ablehnung von Drogen als
über den richtigen Weg zur Eindämmung ihres Genusses. Juristen
argumentieren häufig, ein strafrechtliches Verbot sei nicht geeignet, die
Gesundheit der Menschen zu schützen. Statt einer Stigmatisierung durch das
Recht plädieren sie für eine begrenzte Freigabe von Cannabis zum privaten
Konsum bei gleichzeitiger Regulierung von Herstellung und Vertrieb. Ein
striktes Verbot, so die Befürchtung, senke das Schutzniveau eher ab.

Auf der anderen Seite sind es vor allem die Mediziner, die erhebliche
Bedenken gegen eine Freigabe von Cannabis haben und Gefahren für den
Jugend- und Konsumentenschutz sehen. Viele stufen Cannabis als
Einstiegsdroge mit hoher Gefahr der Suchtentwicklung ein, die verboten
bleiben sollte. Zudem hat der Konsum von Cannabis selbst offensichtlich
schädigende Wirkung auf die körperliche, psychische und geistige
Gesundheit.

Die Experten

Lorenz Böllinger war von 1982 bis 2009 Professor für Strafrecht und
Kriminologie an der Universität Bremen und ab 1998 zudem Direktor des
Bremer Instituts für Drogenforschung, das dem Institut für Kriminalpolitik
angegliedert ist. Er argumentiert aus verfassungsrechtlicher Perspektive
für eine Entkriminalisierung des Cannabiskonsums.

Rainer Thomasius leitet das Deutsche Zentrum für Suchtfragen des Kindes-
und Jugendalters und den Bereich Suchtstörungen an der Klinik für Kinder-
und Jugendpsychiatrie am Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf. Er sitzt
der gemeinsamen Suchtkommission der kinder- und jugendpsychiatrischen
Fachgesellschaft vor und ist Präsident der Deutschen Gesellschaft für
Suchtforschung und Suchttherapie. Er verweist auf die negativen Folgen des
Cannabiskonsums bei jungen Menschen.

Der Moderator

Wissenschaftsjournalist Gábor Paál ist Redakteur des Südwestrundfunks mit
einem Schwerpunkt auf Wissenschaftssendungen. Er leitete die
Wissenschaftsredaktion des SWR-Hörfunks und ist seit 2017 Leiter der
multimedialen Redaktion "Wissen aktuell" sowie stellvertretender Leiter
der Abteilung Wissenschaft und Bildung.

Zudem wird der eintägige Workshop "Sucht - Lust oder Last? Zu den Grenzen
zwischen alltäglicher und pathologischer Sucht" angeboten: Am Montag, 12.
November, von 9.30 bis 17 Uhr im Hörsaal Forum Scientiarum. Als Redner
sind Prof. Dr. Lorenz Böllinger (Universität Bremen), Prof. Dr. Dorothee
Kimmich (Universität Tübingen), Prof. Dr. Marion Müller (Universität
Tübingen), Prof. Dr. Ansgar Thiel (Universität Tübingen) und Prof. Dr.
Rainer Thomasius (Universitätskrankenhaus Hamburg-Eppendorf) eingeladen.
Der Workshop steht Interessierten zur Teilnahme offen. Um Anmeldung wird
gebeten unter info@fsci.uni-tuebingen.de


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.cindialogues.uni-tuebingen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen - 07.11.2018
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AKTION/968: Internet - Urologische Themenwoche HPV-Impfung für Jungen, 19. bis 23.11.2018


Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 07.11.2018

Urologische Themenwoche HPV-Impfung für Jungen: 

Vom 19. bis 23. November 2018



Deutschlands Urologen starten ihre vierte Themenwoche: Vom 19. bis 23.
November 2018 klären die Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. (DGU) und
der Berufsverband der Deutschen Urologen e.V. (BvDU) in einer gemeinsamen
bundesweiten Initiative über die HPV-Impfung für Jungen auf.

Seit Juni 2018 gilt die bisherige HPV-Impfempfehlung der Ständigen
Impfkommission (STIKO) am Robert Koch-Institut für Mädchen aus dem Jahr
2007 auch für Jungen von 9 bis 17 Jahren. Die Impfung gegen Humane
Papillomviren (HPV) schützt beide Geschlechter vor Anogenitalwarzen und
HPV-bedingten Krebserkrankungen und wird künftig auch für Jungen von den
gesetzlichen Krankenkassen bezahlt. Flyer und Poster zur Themenwoche
können Ärzte, Apotheken, öffentliche Institutionen und Verbände zur
Unterstützung der multimedialen Kampagne kostenfrei auf der Homepage von
DGU und BvDU bestellen.

"Unsere Verbände haben die HPV-Impfung für Jungen lange gefordert, um eine
effektive impfmedizinische Präventionsstrategie gegen HPV-assoziierte
Erkrankungen für beide Geschlechter zu ermöglichen und wollen deren
erfolgreiche Implementierung mit der Themenwoche nun aktiv fördern. Um
möglichst hohe Impfraten bei Mädchen und Jungen zu erzielen, ist das
Engagement aller ärztlichen Berufsgruppen notwendig", sagt
DGU-Pressesprecher Prof. Dr. Christian Wülfing.

Humane Papillomviren (HPV) sind Erreger der häufigsten sexuell
übertragbaren Viruserkrankungen und werden über Haut- und
Schleimhautkontakt übertragen. Kondome bieten keinen ausreichenden Schutz.
Einige der über 200 verschiedenen HPV-Typen verursachen bei beiden
Geschlechtern gutartige, aber hoch ansteckende Warzen im Anogenitalbreich,
andere sogenannte Hochrisikotypen können bösartige Zellveränderungen
auslösen.

Rund 80 Prozent aller sexuell aktiven Menschen infizieren sich mindestens
einmal im Leben mit HPV. Meist bleibt die Infektion unbemerkt und heilt
ohne Behandlung aus. Bei einem geringen Teil der Infizierten kann das
Immunsystem die Infektion nicht besiegen, sie bleibt bestehen und kann
über Jahre Zellveränderungen hervorrufen, die sich über Krebsvorstufen zu
Krebszellen entwickeln können. Dazu gehören Karzinome des
Gebärmutterhalses, der Schamlippen und Scheide, des Penis, des
Darmausgangs sowie im Mund- und Rachenraum.

Als Neunfachimpfstoff verabreicht, kann die Impfung bei beiden
Geschlechtern mehr als 90% der Genitalwarzen sowie der HPV-bedingten
Krebsarten und deren Vorstufen verhindern. Eine frühe Impfung erzeugt die
beste Immunantwort und sollte optimalerweise vor Aufnahme sexueller
Aktivitäten erfolgen. Aber auch nach ersten Sexualerfahrungen kann die
Impfung noch von Nutzen sein.

"Die HPV-Impfung ist eine historische Chance zur Krebsprävention.
Urologinnen und Urologen können zu einer verbesserten Impfquote beitragen
und in der Jungensprechstunde zum starken Gesundheitspartner für die
Jungen und damit für die nächste Männergeneration werden", sagt
BvDU-Präsident Dr. Axel Schroeder.

Die Urologische Themenwoche startet am 19. November und hält ein
multimediales Informationsangebot mit Flyern, Postern, einem Video-Clip
und täglich neuen Experten-Interviews im Netz parat und ist in den
sozialen Medien präsent. Auch der Wegbereiter der HPV-Impfung und deutsche
Nobelpreisträger Prof. Dr. Harald zu Hausen ist dabei. Alle Infos gibt es
auf www.hpv-portal.de und www.urologenportal.de Lokale Aktionen in
urologischen Praxen und Kliniken kommen dazu. Außerdem wird die Ärztliche
Gesellschaft zur Gesundheitsförderung (ÄGGF) in der Kampagnen-Woche ihre
ärztlichen Informationsstunden in Schulen bundesweit intensivieren und auf
die HPV-Jungenimpfung fokussieren. Die ÄGGF ist langjähriger Partner der
Urologen bei der Gesundheitsaufklärung von Jungen und hat bereits 2015 den
Launch der Webseite www.jungensprechstunde.de und die erste Urologische
Themenwoche zum Hodentumor im März 2017 (www.hodencheck.de) begleitet.

Mit fachinternen Fortbildungen haben Berufsverband und Fachgesellschaft in
den letzten Jahren Urologinnen und Urologen für die Jungensprechstunde und
die HPV-Impfung qualifiziert. Zum Start der Themenwoche hat die DGU
zusätzlich ein interdisziplinäres Webinar auf ihrem
Online-Fortbildungskanal www.urotube.de platziert, in dem HPV-Experten
verschiedener Fachgruppen Aktuelles zur HPV-Impfung vermitteln.

"Wir hoffen auch bei dieser Themenwoche auf die breite Unterstützung der
Medien, um Eltern und Kids in großem Umfang über die HPV-Impfung
informieren zu können", sagt DGU-Pressesprecher Prof. Dr. Christian
Wülfing.

Flyer und Poster zur Themenwoche können Sie auf www.urologenportal.de
kostenfrei bestellen, außerdem Logo und Poster zu Ihrer Verwendung
herunterladen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.urologenportal.de/pressebereich/themenwoche-hpv/themenwoche-hpv-bestellformular.html (Bestellformular)

http://www.hpv-portal.de

http://www.urologenportal.de

http://www.hodencheck.de

http://www.jungensprechstunde.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67173

Flyer zum Download.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution795

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 07.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MESSE/153: Medica 2018 in Düsseldorf - Schlüsselloch-Operationen mit neuer Software besser planbar, 12.-15.11.2018


Technische Universität Kaiserslautern - 06.11.2018

Medica 2018: Schlüsselloch-Operationen mit neuer Software besser planbar



Um den Blinddarm zu entfernen, ist meist nur ein kleiner Eingriff nötig.
Aber auch an anderen Stellen setzen Ärzte auf solche
Schlüsselloch-Operationen, etwa bei einem Tumor im Gehirn. Solche Eingriffe müssen im
Vorfeld aber genau geplant werden. Dabei nutzen Ärzte verschiedene
bildgebende Verfahren, um den besten Zugang zu finden. Dies ist alles sehr
zeitaufwendig. Eine Software, die Kaiserslauterer Informatiker entwickeln,
könnte Ärzten künftig helfen, sich einfacher auf solche Operationen
vorzubereiten. Auf der Medizintechnikmesse Medica in Düsseldorf stellen
die Forscher ihr Verfahren vom 12. bis 15. November am Forschungsstand
(Halle 7a, Stand B06) von Rheinland-Pfalz vor.

Um beispielsweise einen Tumor im Gehirn zu entfernen, setzen viele
Chirurgen heute auf Schlüsselloch-Operationen: Ein kleines Loch in der
Schädeldecke reicht, damit sie mit einer kleinen Sonde an die betroffene
Stelle gelangen. Ausgestattet ist die Sonde mit Operationsbesteck und
einer Kamera, die den Medizinern die notwendigen Bilder liefert. "Eine
solcher Eingriff muss zuvor gründlich geplant werden", sagt Dr. Christina
Gillmann von der Technischen Universität Kaiserslautern (TUK). "Die
Chirurgen müssen den idealen Weg, also den Operationskanal, zum
betroffenen Ort finden, der möglichst wenig wichtiges Gewebe im Gehirn
schädigt."

Dazu nutzen sie Bilder von Magnetresonanztomografien (MRT), welche vor der
Operation aufgenommen werden. Aber auch andere bildgebende Verfahren, wie
Computertomografien, kommen für solche Planungen zum Einsatz, je nachdem
um welche Erkrankung es sich handelt. Diese Röntgen-Techniken liefern den
Ärzten Patienten-Bilder, auf denen sie in Graustufen die zu operierende
Körperstelle sehen. "Diese Daten werden im klinischen Alltag oft Schicht
für Schicht begutachtet, jedoch ist es mit dieser Technik oft schwer
nachzuvollziehen, in welchen Gewebsschichten es einen geeigneten
Operationskanal geben könnte", erläutert die Wissenschaftlerin.

Ein neues Verfahren, an dem Gillmann und ihr Team arbeiten, könnte hier
Abhilfe schaffen: Es ermöglicht Medizinern, ihre Operationen intuitiv zu
planen. "Das Computerprogramm zeigt die einzelnen Gewebeschichten an, die
von einem Operationskanal betroffen sind", sagt die Informatikerin. "Dabei
lassen sich verschiedene Kanäle miteinander vergleichen und Risiken
diskutieren." Auf diese Weise können Ärzte auch mögliche Komplikationen
erkennen, die bei der Operation auftreten könnten. "Das OP-Team könnte
somit beispielsweise besprechen, welcher Weg beim einzelnen Patienten der
sinnvollste ist", so Gillmann weiter.

Als Datengrundlage für ihr Verfahren setzen die Informatiker der TUK auf
verschiedene medizinische Bilder. Mit ihren eigenen Rechenverfahren werten
sie diese Bilddaten neu aus. "Wir können die einzelnen Gewebeschichten
visuell voneinander trennen und darstellen, sodass es einfacher ist, zu
sehen, an welchen Stellen ein Operationskanal verlaufen soll", erläutert
Gillmann. Ihre Technik gestalten die Forscher so, dass sie für Chirurgen
einfach in der Handhabung ist.

Die Software ist noch im Entwicklungsstadium. "Bis sie zum Einsatz kommt,
wird es noch ein paar Jahre dauern", so die Informatikerin weiter. Die
Kaiserslauterer Forscher arbeiten hierbei eng mit dem Premier Health
Krankenhaus in Dayton im US-amerikanischen Bundesstaat Ohio zusammen.

Gillmann arbeitet im Lehrgebiet "Computer Graphics and Human Computer
Interaction" bei Professor Dr. Hans Hagen. Die Arbeitsgruppe forscht schon
lange daran, Daten aus Bildgebungsverfahren für die Medizin derart
aufzubereiten, dass sie im klinischen Alltag einfach und zuverlässig
nutzbar sind. So ist es ihnen etwa gelungen, mit ihren Verfahren Tumore in
Bildern deutlicher von gesundem Gewebe abzutrennen. Die Informatiker
arbeiten in ihren Projekten eng mit verschiedenen Partnern zusammen, unter
anderem mit dem Universitätsklinikum Leipzig, aber auch mit amerikanischen
Ärzten aus Ohio.

Der Auftritt der Forscher der TU Kaiserslautern auf der Messe wird von
Klaus Dosch vom Referat für Technologie und Innovation organisiert. Er ist
Ansprechpartner für Unternehmen und vermittelt unter anderem Kontakte zur
Wissenschaft.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern - 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/834: Leipzig - "Intensivmedizin und Palliativmedizin - wie geht das zusammen?", 06.12.2018


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 06.11.2018

Entscheidungen über Leben und Tod: "Die Wünsche am Lebensende sind äußerst individuell"



Notfall- und Intensivmediziner erleben täglich chronisch kranke und
betagte Patienten in der letzten Lebensphase. Regelmäßig muss dann
entschieden werden, welche intensivmedizinischen Maßnahmen fortgesetzt
werden oder ob auf eine primär palliative Behandlung umgestellt wird.
Welche Wünsche Patienten für diese Situation haben, berichtet Prof. Gian
Domenico Borasio zur Eröffnung des Kongresses DIVI 2018 in seinem
Festvortrag "Ich habe genug - was sich Patienten für das Lebensende
wünschen, und warum man viel wissen muss, um wenig zu tun". Der 18.
Kongress der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin (DIVI) findet vom 5. bis 7. Dezember 2018 in Leipzig statt.

Im Rahmen seines Vortrags wird der Neurologe und Palliativmediziner
Borasio auch erläutern, wie man die Wünsche nicht kommunikationsfähiger
Patienten praktisch ermittelt, wie man sie in Therapieentscheidungen
umsetzt und was Ärzte, Pflegekräfte und Seelsorger darüber hinaus beachten
sollten, wenn Entscheidungen über Leben und Tod anstehen. Darüber hinaus
gibt es mit Professor Borasio eine Abendveranstaltung für die
Öffentlichkeit. Im Oberlichtsaal der Stadtbibliothek Leipzig referiert der
Mediziner zum Thema "Intensivmedizin und Palliativmedizin - wie geht das
zusammen?". Der Eintritt ist frei.


Herr Professor Borasio, welche Wünsche haben Menschen für ihr Lebensende?

Das ist höchst individuell und unglaublich heterogen. Es gibt keine
Standardwünsche, bei denen man davon ausgehen kann, dass alle Menschen am
Lebensende sie teilen. Nicht einmal der Wunsch, keine Schmerzen zu spüren,
ist universell. Es gibt auch Menschen, die lieber mehr Schmerzen ertragen,
um dafür bis zum Ende ein klares Bewusstsein zu haben.


Was müssen in der Intensivmedizin Tätige tun, um die Wünsche zu ermitteln?

Sie sollten sich mit der Biografie, mit den persönlichen Prioritäten,
Nöten und Wünschen eines jeden Patienten auseinandersetzen, um
herauszufinden, was dieser Patient in dieser Situation für seine
Behandlung wünschen würde, wenn man ihn fragen könnte. Häufig kann man in
der Intensivmedizin Patienten nicht akut befragen. Dann muss man ihren
mutmaßlichen Willen ermitteln.


Wie gelingt das?

Der wichtigste Punkt ist, sich mit der Geschichte des Menschen vertraut zu
machen. Wenn er sie nicht selbst erzählen kann, dann können das seine
Familie und sein Bevollmächtigter, sofern dieser bestimmt wurde, tun. In
meinem Vortrag werde ich erläutern, wie man dabei dem mutmaßlichen Willen
möglichst nahe kommt. Anhand der Geschichte eines jeden Menschen wird oft
erstaunlich klar, weshalb bestimmte Entscheidungen am Lebensende so und
nicht anders gefällt werden sollten. Das ist viel Wissen, und es braucht
Zeit, um diese Informationen zu ermitteln. Es ist natürlich sehr wichtig,
die genaue Krankengeschichte eines Patienten und die Details seiner
aktuellen klinischen Situation zu kennen. Aber man sollte auch verstehen,
welche Einstellungen dieser Mensch in seinem Leben in Bezug auf Leiden,
Behinderung und Auf-Hilfe-angewiesen-Sein entwickelt hatte. Diese
ganzheitliche Sicht des Patienten zu erfahren ist ein Prozess, den der
Arzt nicht alleine, sondern den das intensivmedizinische Team gemeinsam
bewältigt.


Wer gehört zu diesem Team?

Intensivteams umfassen nicht nur Ärzte und Pflegende, sondern auch je nach
Bedarf zum Beispiel Physiotherapeuten, Psychologen, Sozialarbeiter und
Seelsorger. Es ist die Aufgabe des gesamten Teams zu versuchen, die
Geschichte des Patienten in all ihren Facetten zu erfassen, und dann
daraus eine für diesen einen Patienten in seiner Einmaligkeit und
Unverwechselbarkeit angemessene Therapieentscheidung abzuleiten.


Das ist angesichts der von Ihnen angesprochenen Heterogenität sicher eine Herausforderung.

Ja, man braucht relativ viele Informationen. In meinem Vortrag werde ich
Beispiele dafür geben, was Menschen sich am Lebensende wünschen, um diese
Heterogenität darzustellen, und werde auch pragmatische Lösungen
aufzeigen, wie man diese Informationen in therapeutische Entscheidungen
umsetzen kann.


Was müssen Intensiv- und Notfallmediziner noch beachten?

Sie sollten sehr genau über die gesetzlichen Grundlagen für Entscheidungen
am Lebensende informiert sein. Was ist unter welchen Umständen zu tun,
wenn der Patient nicht selbst entscheiden kann? Welche Rolle spielt die
medizinische Indikation? Wann muss man im Extremfall sogar das Gericht
einschalten und wie kann man dafür sorgen, dass es nicht soweit kommt? All
diese Fragen werden zur Sprache kommen. Und dazu noch ein weiteres, ganz
zentrales Element, das notwendig ist, um mit diesen wiederkehrenden
Entscheidungen über Leben und Tod gut umzugehen. Ich hoffe, dadurch einen
kleinen Anstoß zu geben hin zu einer tieferen Reflexion über die
Komplexität der Entscheidungen am Lebensende und die Notwendigkeit eines
klar strukturierten, interprofessionellen Vorgehens im Team, um zu einer
Lösung im Sinne des Patienten zu kommen.


Termine:

Prof. Dr. med. Gian Domenico Borasio, Lausanne

Festvortrag: "Ich habe genug - was sich Patienten für das Lebensende
wünschen, und warum man viel wissen muss, um wenig zu tun"

DIVI-Kongress, Congress Center Leipzig, Saal A, Halle 2

Mittwoch, 5. Dezember 2018, 12.30 bis 14 Uhr

Veranstaltung für die Öffentlichkeit: "Intensivmedizin und

Palliativmedizin - wie geht das zusammen?"


Stadtbibliothek Leipzig, Oberlichtsaal


Donnerstag, 6. Dezember 2018, 18.15 bis 19.15 Uhr


Eintritt frei

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-entscheidungen-ueber-leben-und-tod-die-wuensche-am-lebensende-sind-aeusserst-individuell

https://divi2018.de/programm/festvortrag/

https://divi2018.de/programm/oeffentlichkeitsveranstaltung/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67158

PM: Entscheidungen über Leben und Tod: "Die Wünsche am Lebensende sind äußerst individuell"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 06.11.2018
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LABEL/5014: Glitterhouse-Mail-Order-Mail - 09.11.18 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (09.11.2018)



Gothic Americana im

akustischen Quartett

DBUK - Songs One Through Sixteen

2-LP (+DLC)/2-CD - EUR 24,75/16,75

The Denver Broncos UK (kurz DBUK) sind Munly Munly, Lord Dwight
Pentacost, Rebecca Vera und Slim Cessna von Slim Cessna's Auto Club.
Im Gegensatz zu den tobenden Klängen von SCAC besinnt sich das Gothic
Americana Quartett aus Denver, Colorado auf die ruhigen, intimen und
dunklen Momente. Wie der Titel vermuten lässt, besteht das Album aus
16 Songs: "A beautifully haunting brand of stark acoustic-gloom that
will inevitably send shivers down the spines of the most seasoned
fans" beschreibt die Band ihre Musik. Sänger Jay Munly arbeitete als
Alternative Country Songwriter schon mit Künstlern wie Devotchka,
Tarantella und David Eugene Edwards von 16 Horsepower zusammen. Seine
Stimme erinnert an die von Peter Murphy oder Nick Cave und ergänzt
sich perfekt mit der Falsett Stimme von Rebecca Vera. Die dramatische
Stimmung, die dem Album zugrunde liegt, wird von Dwight Pentacost und
Slim Cessna an den Saiten- und perkussiven Instrumenten erzeugt.
Zusammen erschufen DBUK eines der beschwörendsten Alben, die das
Gothic Americana Genre in den letzten Jahren hervorgebracht hat.

2013 war die Band Teil von Jack White Tribute Album "Rockin' Legends"
neben Künstlern wie Wanda Jackson, Shooter Jennings, Robert Gorden,
Los Straightjackets, Gary U.S. Bonds und vielen weiteren. Außerdem
wurde DBUK 2015 von der Westword Weekly zu "Best Denver American
Artist" gewählt! "Songs One Through Sixteen", das zweite Studioalbum
von DBUK, erscheint am 09. November auf Glitterhouse Records gefolgt
von einer ausgedehnten Europatour!


Eure Stimme für unser Lieblingsfestival!

Wählen gehen! Vote!

Zum Beispiel bei den European Festival Awards. Da ist das OBS nämlich
nominiert. Wir wissen auch nicht, wer so was immer macht. Aber wenn
wir schon mal nominiert sind, wäre es auch toll, wenn ein paar Leute
für unser aller Lieblingsfestival abstimmen würden, in der Kategorie
"Best Small Festival". Geht rasch, kostet nix, man muss sich nirgends
anmelden und wir freuen uns darüber. Gerne auch weiterverbreiten und
weitersagen, danke, danke, danke!

Europeanfestivalawards2018


Klangkostbarkeiten aus

dem Stargazer-Schatz

Mirja Klippel - River Of Silver

LP/CD - EUR 21,95/13,95

Mirja Klippel macht einfach alles anders, und damit alles richtig. In
Zeiten des gestreamten Schnell-Song-Verbrauchs schafft sie ein
gepflegtes, volles, physisches Album, anstatt verstärkt auf
Keyboard- & Klang-Gimmicks zu setzen, lässt sie reines
Saiten-Feinwerk wirken, verwirrt den Folk-Puristen aber gleich wieder
mit wild fabulierenden E-Gitarren-Irrlichtern. Dem Freund
gewöhnlicher Singer-Songwriter-Kunst räumt sie dem inspiriertem
Instrumentalspiel zu viel Platz ein, dem Handwerks-Fetischisten wird
das schillernd-bewegte Saitenspiel zu gefühlsgeleitet sein (dabei ist
es für den reinen Roots-Hörer eindeutig zu gewandt), und während der
Liebhaber klarer Linien den herrlich mäandernden Melodien wenig
abgewinnen kann, wird der politisch korrekte Folk-Hörer an der
unwiderstehlichen Ohrgängigkeit der neun Originale schier
verzweifeln. Deutlich vom Folk her kommend, kümmert sich die
stimmlich wie spielerisch beeindruckende Dänin wenig um
Sortenreinheit, lässt skandinavische, amerikanische und britische
Wurzeln gleichermaßen in ihren mal sanften, mal stürmischen Weisen zu
Wort kommen, verzichtet zwar gänzlich auf konventionelle Perkussion,
setzt aber dennoch immer wieder auf rhythmische Akkordbegleitungen,
die den betörten Hörer zum Mitschwingen, -wippen, -wiegen zwingen.
Von wenigen weiteren Klang-Zugaben auf Waldzither, Mandocello, Bass
und dezent gesetzten Tontechnikspielereien abgesehen wird der
Klangraum allein durch zwei Gitarren gefüllt, und während Mirjas
Akustik-Akkorde mal dezent aufgelöst, mal deftig drängelnd die
berührende Basis für die ebenso gefühl- wie kunstvollen Lieder legen,
liefert Alex Johnssons E-Gitarre herrlich verspielte, gern auch aus
der gewohnten Rolle fallenden Extravaganzen. (cpa)

Das Stargazer-Label, Heimat von Mirja Klippels Debüt-Kunststück, ist
uns seit Jahren schon als Hort himmlisch schöner Schallwerke bekannt,
und anlässlich der frischen Veröffentlichungsfeinheit lässt man uns
die Freiheit, Euch die folgenden Perlen des Stargazer-Kataloges für
nahezu unmögliche Preise anzudienen.

Je 1-CD:

Bring The Mourning On - Northern Ghost - 4,95

Case Conrad - A Tightrope Wish - 4,95

Caspian Sea Monster - Caspian Sea Monster - 9,95

Pele Caster - Theater Des Absurden - 9,95

Fiesta Morose - Dancing Days - 7,95

Gregor McEwan - From A To Beginning - 9,95

Great Bertholinis - Brothers & Devils - 7,95

Monk Parker - Crown Of Sparrows - 7,95

Rekk - Sixtytwo - 7,95

Sans Parade - Artefacts - 7,95

Sans Parade - Sans Parade - 7,95

We Were Strangers - Beneath A Broken Sky - 7,95

Marius Ziska - Home/Heim - 7,95


Der Mailorder-Katalog für November

Doch schon:
Der Glitterhouse-Mailorder-Katalog für November, blätter-,
herunterlad- und sogar ausdruckbar, unterlegt mit akustischen
Beispielen für das, was Euch an wahrhaft großen Dingen aus gutem
Glitterhause erwarten wird.


Auserwählte Tonträger-Pretiosen zum verdienten
Wochenende:

Barry Adamson - Memento Mori (Anthology 1978-2018)

2-LP/CD - EUR 26,95/15,95

Auch schon sechzig geworden: der erstaunliche Brite Barry Adamson hat
sich in den letzten Jahren zwar musikalisch rar gemacht, lässt jetzt
den vierzigsten Geburtstag seiner Karriere aber standesgemäß feiern.
Diese limitierte Werkschau (goldenes Doppel-Vinyl!) reicht vom 78er
Frühwerk noch als Teenager bei Magazine über Nick Caves "From Her To
Eternity" (er war Gründungsmitglied der Bad Seeds) von 1984 bis zu
diversen Soloaufnahmen seiner langen Karriere. Mit "The Humming Bird"
gibt es auch einen neuen, bislang unveröffentlichten Song zu hören.
Zeitweise war der Mann aus Manchester übrigens auch bei Birthday
Party und Visage dabei - was für eine Karriere! Erwähnte ich schon
seine Soundtrack-Arbeiten für u.a. Derek Jarman (The Last of England,
1987), David Lynch (The Lost Highway, 1997), Oliver Stone (Natural
Born Killers, 1994) und Danny Boyle (The Beach, 2000)... Die besten
hier vertretenen Songs stammen aber von seinen neun Soloalben,
darunter auch welche mit so illustren Gästen wie Jarvis Cocker und A
Certain Ratio. Stilistisch ist Adamson nicht leicht zu fassen, bei
ihm laufen Soul, Gospel und Bigband-Jazz, Cineastisches (von Henry
Mancini bis John Barry) und Bigbeat gekonnt zusammen. Meistens
opulent im Breitwandformat arrangiert, mal Richtung Latenight-Jazz
mit Zappa-Touch, mal tanzbarer Raverock im 90er-Madchester-Style.
Insgesamt ein denkbar kurzweiliger Trip durch die beeindruckende
Karriere eines wandlungsfähigen Könners zwischen allen Stilen. (Joe
Whirlypop)


The Beatles - The Beatles (rem.& exp.)

2-LP/4-LP/3-CD/6-CD+BluRay Audio 39,95/99,95/21,95/139,95

Dem Anlass angemessene Aufbereitung des umfang-, stil- und
ideenreichsten Studioalbums der Fantastic Four, kommt 2018 zum 40.
Geburtstag in gleich vier verschiedenen Formaten, wobei die
Interessen des großen Bewunderers und knickrigen Geizhalses in der
3-CD-Ausgabe am ehesten zusammenfinden, bietet sie doch - wie alle
anderen alternativen Ausgaben auch - die von George-Sohn Giles Martin
und Engineer Sam Okell frisch erarbeitete 2018er
Stereo-Album-Abmischung des 30-Track-Original-Albums, daneben aber
auch die zum großen Teil bislang unveröffentlichten 27 Tracks der
legendären Esher-Demos (derer sieben sich auf Anthology 3 fanden).
Aufgenommen in akustischer Runde auf Lederkissen in George Harrison's
Hippie-kompatiblem Kinfauns-Anwesen in Esher, Surrey, anschließend an
die Rückkehr aus Indien, bilden diese Aufnahmen die ursprünglichste,
direkteste und lebendigste Form der später zum Teil endlos wieder- &
nieder-produzierten Songs des legendären White Albums (einige Titel
machten ihren Weg auch auf Abbey Road oder jeweilige Solo-Alben) und
zeigen die vier Akteure mit spürbarem Spaß bei der Arbeit. Diese
sagenumwobenen 27 Lost Basement Tapes der Pre-White Album-Sessions
(incl. u.a. Dear Prudence, Glass Onion, While My Guitar Gently Weeps,
Blackbird, Piggies, Julia, Yer Blues, Revolution, Sour Milk Sea,
Junk, Child Of Nature, Circles, Mean Mr. Mustard, Polythene Pam, Not
Guilty, What's The New Mary Jane) finden sich auch in der ebenfalls
limitierten 4-LP- und der Super-DeLuxe-Ausgabe, letztere bietet noch
50 zusätzliche, zum größten Teil exclusive Studio-Aufnahmen aus den
Album-Sessions, abgerundet durch ca. vier Mix-Variationen des
legendären Spätwerks auf BluRay-Audio. (cpa)


Charles Bradley - Black Velvet

LP (+MP3)/CD - EUR 15,95/15,95

In einer besseren Welt hätte Charles Bradley gerade seinen 70.
Geburtstag als wahrscheinlich größter aktiver Soulsänger gefeiert.
Leider erlag er letztes Jahr seinem Krebsleiden. Das ist ein herber
Verlust für den Soul klassischer Machart, aber auch menschlich sehr
bitter - selten habe ich einen herzlicheren, leidenschaftlicheren und
freundlicheren Menschen auf der Bühne erleben dürfen. Dieses erst
vierte Album in seiner zu kurzen Karriere ist sein musikalisches
Vermächtnis: ein letztes Studiowerk auf Dunhill/Daptone. Zehn Songs
aus unterschiedlichen Schaffensphasen, zwei davon allerdings schon
länger als 7-Inch veröffentlich, was aber nichts ausmacht. Denn "Stay
Away" und Neil Youngs "Heart Of Gold" sind absolute Highlight im auch
sonst grandiosen Oeuvre Bradleys. Auch die anderen Songs (alle
bislang noch nie auf Album erschienen) klingen nicht nach postumer
Resteverwertung, sondern 100%ig nach dem "Screaming Eagle Of Soul".
Sie stammen aus den vergangenen Studiosessions und höchstens der
Titelsong scheint als Instrumental-Nummer der Menahan Street Band
etwas unfertig zu sein. Ansonsten gibt es aber klassischen
Daptone-Sound, kompakt-analog von Thomas Brenneck aufgenommen, mit
famosen Bläsern, lässiger Orgel und unnachahmlicher Gitarre. Bradley
ist stimmlich voll auf der Höhe. Diesmal auch mit einigen
Fremdkompositionen wie Nirvanas "Stay Away" und "Slip Away" von
Rodriguez. Mein Favorit: das "Luv Jones"-Cover vom unterschätzten
Oran Juice Jones aus den 90ern. Auch wenn man eigentlich trauern
müsste: diese Musik macht glücklich. (Joe Whirlypop)


Bröselmaschine - It Was 50 Years Ago Today

5-CD+2-DVD - EUR 39,95

Beeindruckende Krautrock-Geschichtsstunde(n), vom MIG-Label in reich
bestückte Form gebracht und von einem 48-Seiten-Booklet begleitet.
Die klangvolle Geschichte der Band um Sitarist/Gitarrist Peter Bursch
(der ganzen Generationen von hiesigen Musikanten die Saitentöne
lehrte) wird hier anhand der vier Studioalben (1971, 1972, 1977 und
1984) und einem Live-Mitschnitt vom Herzberg-Festival 2006 lückenlos
erzählt, als auch optisch ergänzendes Beiwerk gibt es die
Herzberg-Aufnahme und einen 2005er Rockpalast-Auftritt in Film-Form
auf den beigefügten DVDs.


Clannad - The Real - Clannad

3-CD - EUR 7,95

Mit 47 quer durch die Clannad-Historie wohlgewählten Tracks ebenso
aussagekräftige wie auch preislich attraktive Anthologie aus dem
Schaffen der gälischen Geschwisterbande zwischen reinem irischen
Folk, sphärischen Soundtracks und wohltönenden Klangmalereien, bietet
das Beste aus allen Gruppen-Phaen mit u.a. Theme (from Harry's Game),
In A Lifetime, Robin (The Hooded Man), Closer To Your Heart, The
Fairy Queen, Almost Seems (To Late To Turn), White Fool, Why Sorry?,
Sirius, Atlantic Realm, Anam, Skellig, In Fortune's Hand, Caislean
Oir, Buachaill On Eirne, Ri Na Cruinne, Poison Glenn, I Will Find
You, Banba Oir, Mystery Game, An Gleann, The Bridge Of Tears.


ClickClickDecker - Am Arsch Der Kleinen Aufmerksamkeiten

LP/CD - EUR 21,95/14,95

Alltagswunderreiche, samtdrastische, sinnerhellende Wort- und
Satz-Schätze, in zwei Jahren in dreieiniger Einigkeit in
schwelgerisch-schwingende Klanggewänder gekleidet, denen man die
Liebe, Mühe und Aufmerksamkeit der Entstehungszeit aufs Angenehmste
anspürt. Mühelos und gefühlvoll die ganze Bandbreite der Pop-Palette
zwischen Gitarren-basiertem Singer-Singwriter-Folk und
herzerfrischendem, mit unter heftigem, immer aber hymnisch
harmoniereichem Independent-Rock abschreitend, nutzend, ausfüllend,
schenkt uns Kevin Hamman im trauten Trio mit seinen
Langzeitweg-Begleitern Oliver Stangl und Sebastian Cleemann eine aufs
delikateste dargereichte, artistisch ausgereifte, vor instrumentalen
Ideen schier schillernde Song-Kollektion im weiten, weiten,
wortgewandten Wohlklangfeld zwischen Koppruch und Knyphausen, dabei
aber neben allerlei Saitengeflecht auch die musikalischen
Möglichkeiten der tastengesteuerten Elektronik aufs Genussvollste
einsetzend. Mit sanft-samtener Stimme werden auch die drastischsten
Alltag-Grauschleier gelüftet und im reizvollen Schön-Schall-Kontrast
in Ohren, Hirn und Herz geschmeichelt, dass das sinnenwärmende
Seelen-Lächeln zum willkommenen Dauerzustand wird. Den
allgegenwärtigen Alltag zur kreativen Kostbarkeit erhoben und in ein
bereicherndes, belebendes Wohlklangbad getaucht. Herrlich, himmlisch,
schön. (cpa)


Sheryl Crow - Live At The Capitol Theatre

2-CD+1-DVD - EUR 24,95

Komplett-Konservierung des letzten Abends der 2017er Be Myself-Tour,
aufgezeichnet am 10. November im Capitol Theatre, Port Chester, New
York. Ein prachtvolles, wohlgemischtes 21-Song-Set präsentiert eine
großartig aufgelegte Protagonistin (samt beherzter
Begleitmannschaft), die sich durch zahlreiche eigene Evergreens bis
hin zum aktuellen Material ihres Be Myself-Albums spielt. Incl. u.a.
Everyday Is A Winding Road, A Change Would Do You Good, All I Wanna
Do, My Favorite Mistake, Run Baby Run, Can't Cry Anymore, Leaving Las
Vegas, Strong Enough, If It Makes You Happy, Soak Up The Sun, I Shall
Believe.


Daily Thompson - Thirsty

2-LP/CD - EUR 24,95/16,95

Superfuzz Bigmuff! Die in meinen Augen gelungenste Überraschung beim
letzten Orange Blossom Special-Festival im Glittergarten. Das
kompakte Trio aus Dortmund spielt einen herrlich derben, stumpfen,
tonnenschweren Post-Grunge/Noiserock, wie man ihn so - gerade auch
beim OBS - schon ewig nicht mehr gehört hat. Mit gradlinigem
Monsterbeat und einer fetten Fuzz- und WahWah-Gitarre. Das ergibt
auch auf diesem dritten Album von Daily Thompson einen mächtig
stampfenden Sound, der zum Matteschütteln einlädt. Mit stoischen
Riffs, auch der Bass ist ein verzerrtes Monster im klassischen
Lemmy-Sound. Der Gesang ist kraftvoll geshoutet, kehlig und guttural -
 nein, hier werden keine Gefangenen gemacht. Daily Thompson setzen
das fort, was vor 30 Jahren Bands wie Cosmic Psychos gestartet haben.
Es gibt aber auch spacig-psychedelische Momente, wo dann das Tempo
auch mal runtergefahren wird. Bassistin Mercedes Lalakakis steuert
ein paar Background-Vocals bei, einen Song singt sie - hervorragend -
allein. Perfekter Vintage-Noiserock aus den späten 80ern und frühen
90ern. (Joe Whirlypop)


Alela Diane - The Pirate's Gospel (Deluxe Edition)

2-LP/2-CD - EUR 24,95/14,95

18er Reissue des 2006er Debuts (mit unveröffentl. Bonus-CD/-LP) der
Portland-Singer-Songwriterin. Ihre tolle fast charismatisch zu
nennende Stimme kommt hier noch purer als sonst und somit noch
effektiver zur Geltung, weil 1. nur sparsamst begleitet (von
Ak.Gitarre, allenfalls mal eine 2. oder Mandoline, Slide, ein
Klatschen oder Pfeifen), und 2. teilweise von wahrlich
wundervollen/kongenialen (v.a. eigenen) Harmony Vocals ergänzt - man
höre nur die großartigen mehrstimmigen Vokalarrangements des
grandiosen Tired Feet! Die Musik ist sowohl individueller
Songwriter-Folk als auch mehr oder weniger immanent traditionsbewußt
(ohne das je heraushängen zu lassen), manchmal Spuren (nicht mehr)
von Gospel, Country, Blues, versehen mit einigen klasse Melodien.
Ausgeglichen und in sich ruhend, auf ausdrucksvollste Weise dezent
melancholisch, etwas lakonisch und auf seltsame Art hypnotisch
(zugleich melodisch fast tricky - ungeheuer reizvoll!), mit leiser
Bestimmtheit beschwingt und packend resp. eine Spur handfester, sanft
getrieben, oder suggestiv einsaugend auf komplett verzaubernde Art.
Das Ergebnis wurde damals gern mit der frühen Joanna Newsom
verglichen - naja, wenn schon, dann vielleicht ein klein wenig
Gillian Welch, Marissa Nadler, Vashti Bunyan oder spartanische Cat
Power, aber sie hat ihren eigenen Stil. Auf jeden Fall ein brillantes
Werk! Die exzellente auf jeden Fall lohnende Bonus-CD (Tired Feet als
Alternativ-Take, die Gitarre etwas anders, ein Hauch rauher, keine
Harmony Vocals - die hier eh nur selten auftauchen; ansonsten andere,
unbekannte Songs! Und ein paar, die auf der 2004er in Eigenregie nur
auf CD-R erschienenen Original-LP mit z.T. anderem Tracklisting
waren) klingt partiell ähnlich/gleich, doch kommen hier ab und zu ein
Bass und/oder Banjo hinzu, 1x sogar E-Gitarre, insgesamt bilde ich
mir ein, minimal mehr ländliche Atmosphäre, Country-Einfluß zu hören.
Kurz agiert sie dezent offensiver, anderswo extrem zart oder leicht
verträumt/in sich versunken. Eine große Empfehlung! (dvd)


Distance, Light & Sky - Gold Coast

LP (+DLC)/CD - EUR 17,75/15,75

Bereits das erste Werk dieses so bemerkenswert besetzten Trios wirkte
wie eine leise, sanft schleichende, dafür aber umso nachhaltiger ihre
Kreise ziehende Bombe, betörte sie doch gerade die mit offenen Ohren
gesegneten Freunde des weiten Americana-Folk-Wesens auf beeindruckend
bleibende Weise und sorgte gerade bei Kennern für
schranken-überwindendes, dauerhaftes Lächeln. Ohne sich von Urteilen
von außen, egal welcher Art, beeinflussen zu lassen, verfolgt das
kongeniale, sich gegenseitig kreativ spürbar bereichernde Terzett mit
seinem zweiten Vollwerk weiter unbeirrt den ganz eigenen Folk-Pfad,
dabei die individuellen Eigenheiten des Einzelnen nutzend, verbindend
und zu einem organischen Ganzen vereinend und dennoch jeden für sich
leuchten lassend. Natürlich erkennt man Chris Eckman spätestens beim
ersten sonoren Stimmreiben, freilich verbreitet Chantal Acda, die den
Gesang nicht nur im Namen, sondern auch im Herzen und auf der Zunge
trägt, ihren unvergleichlich fragilen, weich-warmen Charme, auch der
ungemein versierte Perkussionist Eric Thielemans hinterlässt seine
unverkennbaren, zum Teil ungebremst treibenden Spuren, als
Legenden-umwehter Produzent ist selbst Phill Brown in seinem
Klangwirken stets spürbar, dennoch gelingt es den Beteiligten, auf
bescheiden-dezente Art größer als die Summe der Teile zu klingen.
Die beiden führenden Stimmen ergänzen sich aufs Köstlichste, und auch
wenn mitunter Walkabouts-Verweise nicht fehlen und Vergleiche zu den
jeweiligen Solo-Werken der Protagonisten nicht völlig fehl am Platz
sind, so ist es das organisch gewachsene, gemeinsame Musizieren
dieses delikat agierenden Dreigestirns, das die unvergleichlich
schleichende, bei wiederholtem Hören immer weiter wachsende Wirkung
der vorwiegend akustisch auf Gitarre, Klavier und Schlagwerk
gereichten Liedersammlung so unverwechselbar macht. Ganz ohne
gewaltige, raumgreifende Gesten auskommend, wirken auch die neun
linden Lied-Winde der Gold Coast durch die Intensität der kleinen,
feinen Töne und Zwischentöne, in denen die wahre Größe verborgen
liegt. Filigran-feinsinnige Folk-Weisen, in Wärme und Weichheit
badende Balladen von berührend tiefgehender Melancholie,
zurückhaltend dargebotene Delikatessen von umso größerer
Zauberwirkung. (cpa)


Bob Dylan - More Blood, More Tracks: The Bootleg Series Vol.
14 

2-LP/CD/6-CD (+2 Bücher) - EUR 21,95/14,95/119,95

Die serienweise Archiv-Aufarbeitung des Meisters geht in die 14.
Runde und bietet diesmal die Essenz aus den sechs Studiosessions, die
später in das 1975er Blood On The Tracks-Album münden sollten.
Während die weniger edlen Ausgaben elf der besten Tracks der 1974er
New York Sessions vereinen, bieten die 6 CDs der DeLuxe-Box gleich
sämtliches Material (neben den Songs der genannten sechs Sessions
auch die remasterten Minneapolis-Tracks), begleitet von zwei Büchern,
wovon das eine Reproduktion des legendären 57-seitigen
handschriftliche Notebooks darstellt, mit dem man der Genese der
Blood-Songtexte beiwohnen kann.


Kinks - The Kinks Are The Village Green Preservation Society
(50th Anniversary Edition)

LP/CD/2-CD/Box-Set - EUR 21,95/9,95/13,95/119,95

Eines dieser Markstein-Alben, die man bereits in zwei- bis fünffacher
Version daheim sein eigen nennen darf, erlebt jetzt seine
vierformatige Wiederbelebung anlässlich des Goldenen Jubiläums der
Werkentstehung. Während die beiden Einfach-Ausgaben dabei die 2018er
Remasterfassung des Original-Opus bieten, bringt es die erfreulich
günstige DeLuxe-Doppel-CD mit allerhand Boni auf satte 48 Songs. Die
Tracks der Super Deluxe-Box mit ihren 5 CDs, einer Doppel-LP, einer
Einfach-LP, drei 7"-Singles, einem Buch und weiteren Memorabilien
sind kaum noch zählbar.


Larkin Poe - Peach

LP/CD - EUR 19,95/14,95

Das zumindest hierzulande lang und schmerzlich vermisste 2017er Link
zwischen Kin/Reskinned und dem aktuellen 2018er Werk schließt deftig,
deutlich und definitiv die Lücke zwischen den ersten, zurückhaltenden
Befreiungsschlägen aus dem zu eng gewordenen Country-Roots-Kleid und
dem beherzten, ohrenöffnend aufgearbeiteten Blues-Bekenntnis von
Venom & Faith. Noch erreicht diese großartig gelungene Mischung aus
Larkin Poe-Originalen und perfekt zu eigen gemachten Standards und
Traditionals nicht den beeindruckende, genau richtig am Gipfel-Grad
der Perfektion reibende Genialität des aktuellen Albums, aber gerade
darin steckt die wurzelnarbig-packende Qualität der Peach-Platte, die
bei aller erkennbaren Lust am Spiel mit pressender Perkussion,
übersteuerten Gitarren-Attacken und packenden Programmier-Phantasien
nie die schmutzig-saftige Bodenhaftung verliert. Im kompletten
Doppel-Alleingang wissen die kongenialen Schwestern die
Zehn-Song-Kollektion mit phantasiesprühender Vielfalt zu füllen, die
ganze Saiten-schillernde Palette vom fiebrigem Field Recording über
schleppenden Chainggang-Chor, seelentiefen Gospel-Segen, dunkel
dräuendem Desert-Drone und sattesten Swamp-Blues bis hinzu
pressend-peitschendem Roots Rock und hirnreinigendem Punk
ausschöpfend und dabei ihre immer beeindruckender schillernden
instrumentalen und stimmlichen Fähigkeiten einsetzend. Aber bei allen
faszinierenden Vergleichsmöglichkeiten ist die nur bedingt kleinere,
etwas rauhere Schwester der 2018er LP-LP eine gelungene Großtat der
Lovell-Sisters, die jetzt endlich mit Wucht & Recht dem
Nichtlieferbarkeits-Nirvana entrissen wurde. Nicht nur in der
geliebten Larkin Poe-Werksammlung ein unverzichtbares, ebenso echtes
wie ehrliches Gut. (cpa)


J Mascis - Elastic Days

LP (+DLC)/CD - EUR 17,95/14,95

Herzwärmendes, lichtdurchflossenes Sonnenuntergangsalbum, dessen
melodie- und harmonieseliger Frieden immer wieder aufs herrlichste
von energischen E-Gitarren-Attacken aufgelockert wird. Basierend auf
einem vorwiegend akustisch gestaltetem Klanglager aus Gitarren,
Klavier, Bass und mal getriebenem, mal gestreicheltem Schlagwerk
steht der Singer-Songwriter-Folk des 2018er Album-Alleingangs in
golden glänzender 70's Tradition mit leisen Psyche-Seitensprüngen,
auch beatleske Gitarren- & Gesangs-Tendenzen im besten Harrison-Sinne
sind spürbar, dazwischen meint man den frühen Turin Brakes und dem
einstigen akustischen Höhenflug der Convenience-Könige stil- und
gefühlsseits nahe zu sein, mal erspäht man den solistischen Eddie
Vedder, auch der naturbelassene Neil Young ist nicht fern, die
größten Vergleichsflächen bieten aber sicher Joe Pernice und die Scud
Mountain Boys. Bei allem Hang zum Sinne befriedenden Harmonie-Himmel
und zu Melodien von berückend natürlicher Schönheit, ist es Meister
Mascis selbst, der dem Wohlklang immer genügend Kanten und Ecken
verleiht, um das Herz am Schlagen zu halten. Mit leicht
nölig-angerauhtem Gesang schenkt er den bewegten Tonfolgen ein
unverkennbar charismatisch-ehrliches Gesicht, und wenn ungefähr auf
Höhe jeder dritten Strophe eine ebenso herzhaft verzerrte wie virtuos
gespielte E-Gitarre ihre verträumt vehementen Linien quer durch den
eitlen Song-Sonnenschein grätscht, dann bekommt die abendlich
beruhigende Wirkung des weisen Werks immer wieder einen
elektrisierenden Energieimpuls, der auf Herz und Hirn gleichermaßen
belebend wirkt. Selige 70's Song-Kollektion mit sinnerweiternden
Strom-Stößen. (cpa)


Makaya McCraven - Universal Beings

2-LP/2-CD - EUR 33,95/15,95

18er, Drummer aus Chicago. Eins von 2,3 wahren Wunderwerken diesen
Monat. Die alle bei On The Decks normalerweise auf Platz 1 gehören.
Ein oft (in verschiedenster Art) Groove-lastiges Jazz-Großwerk. Eine
unglaubliche übersprudelnde Kreativität, voller Innovationskraft und
Frische und wahnsinnig vieler Ideen. Aufgenommen in 4 Sessions mit
unterschiedlichen Gruppen, die 15 Musiker spielten u.a. mit Sun Ra,
Art Ensemble Of Chicago, Roscoe Mitchell (2x), Nicole Mitchell,
Flying Lotus, Pharoah Sanders, Build An Ark (2x), Mulatu Astatke
(3x), Heliocentrics, Kahil El'Zabar, Tortoise, Mouse On Mars, Matana
Roberts, Bill Dixon, John Cale, Lauryn Hill, Ravi Coltrane (2x). Das
gibt schon mal einen Eindruck. Dabei sind z.B. Jeff Parker, Shabaka
Hutchings, Tomeka Reid, Dezron Douglas, Brandee Younger, Junius Paul.
Des Öfteren arbeiten sie mit repetitiven bzw. fast Loop-artigen
Mustern/kurzen Motiven oder Rhythmen: Als konsequent durchgezogener
Groove Jazz v.a. (in einem kurzen Stück gnadenlos stoisch quasi in
Endlosschlaufe, einem mittel-langen unmittelbar packend und
abziehend, in Hypnose versetzend, einem grandiosen langen rasend
schnell, die zentralen Motive beständig ändernd, irgendwann gedoppelt
und in berauschende Stakkato-Improvisation übergehend, um melodisch
stark und kontemplativ-spirituell-ausdrucksvoll zu enden); oder quasi
als "Minimal Music Groove Jazz". Ebenfalls mehrfach begeistern mich
komplexe und unerhört reizvolle "Proto-Grooves", die eine enorme
Sogkraft ausüben, während die Musik z.B emotional (ziemlich frei)
überschäumt. 2,3 Stücke (mindestens eins ebenfalls klasse hypnotisch)
erinnern mich ein wenig an Prog-Jazz der Canterbury-Szene, v.a. Soft
Machine (ca. Alben 4-7) in zeitgenössischer Form (z.T. inkl. dezentem
Club-Flair in der Rhythmik). Zudem gibt es raffiniert groovenden
Spiritual Jazz, faszinierenden spannenden "Groove Post Bop" oder so,
kurz eine Art Free Fusion, eine atmosphärisch tolle offene poetische
melodische exzellente Jazz-Ballade mit Acid (...) Guitar-Einlage,
großartig vertrackten Groove mit stop-and-go Sax, eine
diffizil-frei-tanzende Jazz-Meditation mit offenem Geist, Post Bop
zwischen stoischem Groove, komplex und straight swingend, ganz zarte
grazile verwobene Klaggespinste von entzückender Schönheit in einen
federnden differenzierten Groove eingearbeitet (mit nochmal
hypnotischer Ausstrahlung), und eine Art Post Modern Fusion. Wenig
richtig lange Stücke, manche fast fragmentarisch (insgesamt 22 auf 90
Min.!), nicht alles zündet, aber das Meiste, eine ganze Reihe sind
einfach fantastisch. Getragen von Sax (sehr oft, teils 2), recht viel
Cello, auch E-Piano/Keyboards, Vibrafon und Harfe, etwas Geige und
E-Gitarre. Total aufregende und ungeheuer anregende Musik. Wird in
meinen Jahrescharts landen. (dvd)


Liela Moss - My Name Is Safe In Your Mouth

LP/CD - EUR 24,95/15,95

18er Solo-Debut der Duke-Spirit-Sängerin, weg vom Stil der Band. So
etwas wie zeitgenössischer Dream Pop, aber z.T. ziemlich vollmundig,
gleichzeitig einigermaßen licht, weite Klangwelten, malende
Soundlandschaften, manchmal ausladend üppig Richtung Klangmeer. Nach
eigener Aussage massiv von der Natur beeinflußt. Teils suggestiv
einsaugend, mal langsam und atmosphärisch sehr stark (partiell
balladesk), mal recht dunkel, mal ganz dezent rockig, mal
romantisch-melancholisch, oder auch etwas elegisch, sporadisch eine
Spur Post Rock oder Fantasy-artig. Üblicherweise bestimmen die Stücke
ein Ineinanderfließen von Keyboard, Streicher, Gitarre (die in
diversen Tracks keine/kaum eine Rolle spielt), ab und zu Piano. Und
70s-Einfluß ist nicht zu verleugnen (ohne direkt so zu klingen),
entfernt dachte ich kurz gar an Curved Air (wenn auch die Wurzeln
ganz andere sind). Einige sehr schöne Melodien, mit Anleihen in alten
Zeiten! (dvd)


Tautumeitas - Tautumeitas

CD - EUR 15,95

Sechsfach strahlendes Stimmwunder oder: Weltenverbindendes
Erstlings-Energiebündel oder: Brodelnd-berstender Gesangsvulkan oder:
So also klingt Lettin-Lava! Was hier mit so ungebremster Wucht und
Verve die Ohren umtost und -schmeichelt ist der 2018er Erstling einer
sechsstimmigen Formation aus Lettland, die sich auf der Basis ihrer
traditionellen Wurzeln und mithilfe von musikalischen Einflüssen aus
aller Frauen Länder aufmacht, den Begriff Weltmusik mit Liebe,
Lettisch und Leidenschaft frisch zu befüllen. Denn die uns eher
fremde Zunge trägt nicht wenig zum einzigartigen Reiz des
faszinierenden Klan-Kosmos bei, und wenn man dann erfährt, dass ein
Song des Debütalbums es in die vorderen Ränge der lettischen Charts
schaffte, spürt man den plötzlichen Drang, einen Ausreiseantrag
stellen zu wollen. Während die sechs Folk-Feen ihre Stimmen mal im
vielvokalen, machtvoll majestätischen Unisono, mal im mehrlagigen
Harmonieschwelgen, mal in sanftem Alleingang strahlen lassen, werden
sie von herrlich einflussreichen Instrumentalwinden bestürmt und
umweht, prägen feurige Violinen und Jazz-samtener Kontrabass,
vielseitig eingesetztes Akkordeon und klangraumfüllende
Synthesizerteppiche, naturbelassener Dulcimer und mörderische
Dub-Bass-Tiefen, vielfarbig schillernde Perkussion und pracht- und
kraftvoll treibendes Schlagwerk ein bemerkenswert beeindruckendes
Klang-Gemälde, das den gesammelten, mal zum Teil, mal komplett
treffenden Vergleichen mit Gjallarhorn, Värttinä, Bulgarian Voices,
Dead Can Dance und Mediaeval Baebes nicht nur standhält, sondern
diesem illustren Kreis eine neues, hochwillkommenes, definitiv
bereicherndes Segment hinzufügt. Den eingeschworenen Bewunderern der
Vorgenannten unbedingt ans Herz zu legende, von sechs perfekt
harmonierenden Stimmen vereinte Verführung zum Tanzen und Träumen.
(cpa)


The Wave Pictures - Look Inside Your Heart

LP/CD - EUR 24,95/14,95

Ein halbes Jahr nach dem außergewöhnlich introvertierten "Brushes
With Happiness" kommt jetzt schon das nächste Album der endlos
produktiven Lieblings-Briten. Angekündigt als "Partyalbum" beginnt es
aber erst mal recht ausgeruht. Nämlich mit flüssigen
westafrikanischen Gitarren im Stil von Vampire Weekend, wobei der
gute Dave Tattersall derartige Styles auch früher schon aufgenommen
hatte - bekanntlich ist der Mann ein verkanntes Gitarren-Genie, für
mich einer der allergrößten seines Fachs. Was fällt sonst auf: der
Sound ist angenehm unfertig (mit reichlich Gelächter live im Studio
aufgenommen), was dem unprätentiösen Pubrock der Band durchaus
entgegen kommt. Geblieben sind das obligatorische Gitarrensolo in
jedem Song, was dennoch nie angeberisch klingt. Die Typen sind das
Gegenteil von Rock'n'Roll - können es aber dennoch auch richtig
krachen lassen. Es dominiert aber ein entspannter Midtempo-Groove,
stilistisch ohne größere Ausreißer. Mal mit Girl-Background (Holly
Holden), auch mal wieder im stoischen CCR-Groove. Oder luftig und
folky mit Harmonica und Mandoline. Und sogar E-Piano, das ist
tatsächlich neu. Altmodischer, pubtauglicher Bluesrock prägt
ansonsten das Bild - bierkompatibel, ein bisschen wie die
Sofa-Version von Dr. Feelgood. Tattersall fügt der Ahnenreihe seiner
persönlichen Helden diesmal übrigens Grateful Dead, Roosevelt Sykes
und John Fahey hinzu. Das mit dem Partyalbum war also gelogen - die
Wave Pictures sind dennoch auch nach zwanzig Jahren so gut wie
immer. (Joe Whirlypop)


Jane Weaver - The Silver Globe

LP (+DLC)/CD - EUR 18,95/14,95

Bereits 2014 erschienenes und hierzulande nur als Import verfügbares
Wunderwerk, jetzt doch noch mit properem Vertrieb. Und das Warten hat
sich gelohnt. Jane Weaver kommt ursprünglich vom Folk, hat sich hier
aber ein neofolkig-psychedelisches Backing geschaffen, teils richtig
krautig und spacig. Das steht in spannendem Kontrast zu ihrem leicht
pastoralen Folkgesang (oft mehrstimmig übereinandergelegt). Gleich zu
Beginn entsteht so ein intensiver Achtminüter mit treibendem E-Bass
und spacigen Synthie-Effekten - durchaus in der Nähe der frühen
Stereolab. Der folgende Song "The Electric Mountain" gerät noch
besser: in mittelschnellem Spacerock-Groove a la Hawkwind, getragen
von einer unwiderstehlichen, hypnotischen Keyboardline - grandios!
Tatsächlich mischt Hawkwind-Mastermind Dave Brock auf dem Album auch
mit - ich wette, auf genau diesem Song. Dieser überzeugende Sound
wird Jane Weaver von ihren beiden kundigen Produzenten verpasst: die
Briten Andy Votel und David Holmes haben schon in den 90ern
Vintage-Grooves, Cineastisches und TripHop zusammengeführt. Nach
diesen beiden Monstertracks geht es im Weiteren etwas ruhiger zu,
aber immer leicht geisterhaft mit verwaschen-psychedelischen Sounds
zu der jenseitigen Stimme. Tatsächlich tauchen auch in ruhigeren
Momenten kleine Hawkwind-Assoziationen auf. Aber es gibt auch noch
barocken Psych-Pop und verhallte Downtempo-Nummern. Alles erkennbar
im Bestreben, konventionelle Folk-Formate weit hinter sich zu lassen.
Was insgesamt hervorragend gelingt. (Joe Whirlypop)


Mike Zito, Vanja Sky & Bernard Allison - Blues Caravan
2018

CD+DVD - EUR 16,95

2018er. Je 3 Songs von jedem(r) und allen zusammen (was die Features
betrifft, sie begleiten sich eh gegenseitig). Zito liefert einen
vorwärtsstürmenden schnörkellosen satten energetischen Blues-Rocker
(klasse!), kraftvollen rockigen Slow Blues mit ausgiebigem
Top-Gitarren-Feature (genauso gut) und gemächlich rollenden sehr
gitarrenlastigen Blues Rock; die Newcomerin Sky mit sehr rauher
Stimme (und kompetenter Gitarre) zeitlosen rhythmisch
flexiblen/beweglichen bzw. scharf akzentuierten (Power-) Blues Rock,
sowie (ein weiteres kleines Highlight und in scharfem Kontrast, auch
der Stimme) eine schöne enorm einfühlsame Ballade mit klasse
gefühlvoller Gitarre; Allison ein fein groovendes abziehendes
Guitar-Blues Rock-Instrumental, den alten Klassiker Rocket 88
(exzellent, nicht weit vom Proto-Rock'n'Roll) und eine lange "offene"
federnde spielfreudige Blues- (Rock-) Ballade inkl.
Hendrix-Assoziation. Gemeinsam singen sie (im Wechsel) "tanzenden"
variablen Blues Rock, den Höhepunkt schlechthin, Low Down Ditty
(megafett, tief traditionsbewußt, supersaftig und deep), einfach
klasse (auch gitarristisch, inkl. Slide, die eh mehrfach aufs Beste
auftaucht), als Abschluß kommt das bekannte Serious von Luther
Allison (Bernard singt allein, gefeaturet werden alle), eine
anrührende zeitlose Blues-Ballade voller Seele. Die DVD (27.1.18 in
Koblenz), über 2 Std. lang, bietet noch 7 Stücke mehr (eins der CD
fehlt). Sehr überzeugendes Set! (dvd)


Demnächst in diesem Theater...

16.11.

Larkin Poe - Venom & Faith

Jess Klein - Back To My Green

Rob Moir - Solo Record

Ryley Walker - The Lillywhite Sessions

Mark Knopfler - Down The Road Wherever

Rolling Stones - Beggars Banquet 50th Anniversary

Rolling Stones - Voodoo Lounge Uncut

Kendel Carson - Lost Tapes Of Suzanna Hamilton with The Calgary Sessions

Kendl Winter - Stumbler's Business

Kate Bush - remastered, Einzel-CDs & Box

Mumford & Sons - Delta

Irmin Schmidt - 5 Klavierstücke

23.11.

Calexico - Black Light (20th Anniversary Edition)

Jacco Gardner - Somnium

Ad Vanderveen - I Was Hank Williams

30.11.

Beth Hart - Live At The Royal Albert Hall

Long Ryders - Two Fisted Tales (rem.& exp.) 3-CD

Long Ryders - The State Of The Union (rem.& exp.) 3-CD

Orango - Evergreens

07.12.

The Creek Dippers - Golden State Locket (ltd. Vinyl-Box)

Wovenhand - Early Wovenhand (ltd. Vinyl-Box)

AnnenMayKantereit - Schlagschatten

14.12.

Bruce Springsteen - Springsteen On Broadway

18.01.2019

Deerhunter - Why Hasn't Everything Already Disappeared

25.01.2019

Pascow - Jade


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

BIRTH OF JOY

birthofjoy.com

13.11.2018 DE - Dresden - Chemiefabriek

14.11.2018 DE - Jena - Kulturbahnhof

15.11.2018 DE - Dortmund - Piano

20.11.2018 FR - Bethune - Festival Haute Frequence

22.11.2018 DE - Osnabrück - Westwerk

23.11.2018 DE - Frankfurt/M - Nachtleben

24.11.2018 FR - Mulhouse - Le Noumatrouff

29.11.2018 DE - Berlin - Cassiopeia

30.11.2018 DE - Munster - Rare Guitar

01.12.2018 NL - Enschede - Metropool

08.12.2018 NL - Eindhoven - Come As You Are Festival @ Effenaar

13.12.2018 NL - Deventer - Burgerweeshuis

15.12.2018 NL - Leiden - Gebr de Nobel

18.12.2018 FR - Rennes - Ubu

20.12.2018 NL - Leeuwarden - Neushoorn

21.12.2018 NL - Bergen Op Zoom - Gebouw T

22.12.2018 NL - Dordrecht - Bibelot

27.12.2018 NL - Venlo - Grenswerk

28.12.2018 NL - Arnhem - LuxorLive

29.12.2018 NL - Uden - De Pul

03.01.2019 NL - Amsterdam - Paradiso

DIE NERVEN

dienerven

17.02.2019 DE - Freiburg - Waldsee

18.02.2019 DE - Karlsruhe - Kohi

19.02.2019 DE - Mainz - Schon Schön

20.02.2019 DE - Essen - Zeche Carl

21.02.2019 DE - Bielefeld - Forum

22.02.2019 DE - Kiel - Kieler Schaubude

23.02.2019 DK - Copenhagen - Loppen

24.02.2019 DE - Rostock - Mau Club

27.02.2019 DE - Berlin - SO36

28.02.2019 DE - Nürnberg - Z-Bau

01.03.2019 DE - München - Münchner Kammerspiele

02.03.2019 DE - Passau - Passau Zauberberg

SCOTT MATTHEW

scottmatthew.com

10.11.2018 IT - Seregno (MI) - Tambourine

13.11.2018 ES - Madrid - Nuevo Teatro Alcalá

16.11.2018 ES - Caratgena - Nuevo Teatro Circo

19.11.2018 DE - München - Kammerspiele

20.11.2018 UK - London - The Islington

21.11.2018 UK - Liverpool

22.11.2018 UK - London - The Islington

MARK OLSON

markolsonmusic

13.11.2018 BE - Overpelt - Palethe Theatre

14.11.2018 NL - Helmond - Cafe Lokaal42

16.11.2018 NL - Wervershoof - Cafe van Wervershoof

17.11.2018 NL - Rotterdam - Theatre Walhalla

18.11.2018 NL - Amsterdam - Q Factory

22.11.2018 ES - BARCELONA - ala Rocksound

24.11.2018 ES - Alicante - Kiosco Miramar Playa

24.11.2018 ES - Cox - Sala TNT Blues

25.11.2018 ES - Pedreguer - La Musical

25.11.2018 ES - Castellón - Sala Veneno Stereo

27.11.2018 ES - Madrid - Sala Cafe Berlin

28.11.2018 ES - Pamplona - Sala Nebula

29.11.2018 ES - San Sebastian - Sala Kutxa Kultur Kluba

30.11.2018 ES - Logroño - Sala Stereo

02.12.2018 ES - Santander - Sala Los Picos

DAVID EUGENE EDWARDS & ALEXANDER HACKE - RISHA

edwardshackerisha.com

09.11.2018 PL - Ars Cameralis Festival

11.11.2018 UK - London - Oslo

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

09.11.2018 CH - Lyss - Kufa

16.11.2018 CH - Zug - Chollerhalle

17.11.2018 CH - Lyss - Kufa

24.11.2018 CH - Winterthur - Bloom

30.11.2018 CH - 8X15 SRF

01.12.2018 CH - Brugg - Salzhaus

06.12.2018 CH - Bern - Gaskessel

07.12.2018 CH - Herisau - Casino Herisau

08.12.2018 CH - Davos - Songbird

16.12.2018 CH - Churr - Werkstatt

21.12.2018 CH - Zürich - Mehrspur

22.12.2018 CH - Hochdorf - Braui

08.01.2019 DE - Freiburg - Jazzhaus

09.01.2019 DE - Würzburg - Cairo

10.01.2019 DE - Karlsruhe - Substage Café

11.01.2019 DE - Köln - Stereo Wonderland

12.01.2019 DE - Düsseldorf - The Tube

13.01.2019 DE - Langenberg - KGB

15.01.2019 DE - Hannover - Lux

19.01.2019 DE - Bremen - Zollkantine

20.01.2019 DE - Hamburg - Nochtwache

22.01.2019 DE - Mainz - Schon Schön

23.01.2019 DE - Berlin - Musik & Frieden

24.01.2019 DE - Lübeck - Riders Café

25.01.2019 DE - Magdeburg - Moritzhof

26.01.2019 DE - Osnabrück - Kleine Freiheit

27.01.2019 DE - Darmstadt - Pädagog Theater

29.01.2019 DE - Dresden - Ostpol

31.01.2019 AT - Wien - Rhiz

01.02.2019 AT - Lembach - Musikclub

02.02.2019 DE - Nürnberg - Club Stereo

03.02.2019 DE - München - Backstage Club

04.02.2019 DE - Reutlingen - franz K.

05.02.2019 DE - Ansbach - Kammerspiele

06.02.2019 DE - Leipzig - Moritzbastei

07.02.2019 DE - Erfurt - Museumskeller

08.02.2019 DE - Ludwigshafen - Das Haus


Alle guten Wünsche für ein wohlverdientes Wochenende!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. November 2018 
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LABEL/5013: Warner Music Medien Newsletter KW 45 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 45

Hamburg, 8. November 2018



MTV EMAs

Am vergangenen Sonntag fanden in Bilbao die diesjährigen MTV EMAs
statt. Im Rahmen dessen konnten einige unserer Warner-Acts einen
Preis entgegennehmen. Als "Best German Act" wurde der gerade erst
18-jährige deutsche #1-Künstler Mike Singer ausgezeichnet, der somit
seinem unglaublichen Jahr ein weiteres Erfolgskapitel hinzufügt -
allem voran seine Single "Deja Vu", die im offiziellen Musikvideo [1]
knapp 29 Mio. Views zählt. Bei den Bambis am 16.11. ist er übrigens
für den "Publikums-Bambi" nominiert. Als "Best Alternative" wurden
Panic! At The Disco gekürt, die zugleich eine großartige Performance
ihrer aktuellen Hit-Single "High Hopes" aus ihrem sechsten
Studioalbum "Pray For The Wicked" zum Besten gaben - hier [2] zu
sehen. Auch die amtierende US-Rap-Queen Cardi B wurde geehrt, und
zwar als "Best Newcomer". Ende Oktober erschien mit "Money" [3] der
erste neue Track seit ihrem im April veröffentlichen Album "Invasion
Of Privacy".

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

DAVID GUETTA

Bei den MTV EMAS am vergangenen Wochenende war auch der
Grammy-ausgezeichnete DJ/Producer David Guetta in der Kategorie "Best
Electronic" nominiert und performte gemeinsam mit Jason Derulo und
Nicki Minaj seine aktuelle Erfolgssingle "Goodbye".

Die Single stammt aus seinem aktuellen Doppelalbum "7", das sich mit
zahlreichen Monsterhits mühelos auf Platz #1 der Billboard
Dance-Album-Charts sowie der iTunes Worldwide-Charts katapultierte.

Daraus enthüllte der Chartbrecher kürzlich den neuen Track "Say My
Name (feat. Bebe Rexha & J Balvin)" [4]. Bei der Preisverleihung des
spanischen Radiosenders "Los 40" wurde David Guetta außerdem neulich
gleich doppelt ausgezeichnet und performte mit Anne-Marie und Bebe
Rexha im Medley [5].


COLDPLAY

Die britische Formation Coldplay bringt das Jahr 2018 zu einem
bemerkenswerten Abschluss. Am 07.12. veröffentlicht die Band um
Frontmann Chris Martin das im Rahmen ihrer "A Head Full Of
Dreams"-Tour aufgezeichnete Live-Album "Live In Buenos Aires",
inklusive des begleitenden, zweistündigen Konzertfilms "Live In
São Paulo".

Das sogenannte Butterfly-Paket, bestehend aus Album und Live-Film,
wird außerdem noch von der neuen "A Head Full Of
Dreams"-Dokumentation komplementiert. Der karriereumspannende Film
feiert weltweit am 14.11. in mehr als 2000 Kinos in 64 Ländern
Premiere und ist hier [6] im Trailer zu sehen.

Des Weiteren veröffentlichten Coldplay vor Kurzem noch die
unglaubliche Live-Version des Publikumslieblings "Fix You", die es
hier [7] zu sehen gibt.


OST THE GREATEST SHOWMAN - REIMAGINED / PANIC! AT THE
DISCO

Gerade erst bei den MTV EMAs zum "Best Alternative"-Act gekürt,
enthüllen Panic! At The Disco nun ihre triumphale Neubearbeitung des
Songs "The Greatest Show" vom neu aufgelegten Begleitalbum des
Blockbuster-Musicalfilms "The Greatest Showman", dessen
Original-Soundtrack das bislang weltweit meistverkaufte Album 2018
ist.

"Ladies and gents, this is the moment you've waited for",
singt Frontmann Brendon Urie gleich zu Beginn des Songs und
verspricht nicht zu viel - hier [8] zu hören.

"The Greatest Showman - Reimagined" enthält sämtliche vom Grammy-,
Tony- und Oscar-Ausgezeichneten Duo Benj Passek und Justin Paul
geschriebene Songs in atemberaubenden Neuinterpretationen von einem
regelrechten All-Star-Lineup und ist ab dem 16.11. überall
erhältlich.


ALEC BENJAMIN

Der aufstrebende amerikanische Singer/Songwriter Alec Benjamin ist
ein begnadeter Geschichtenerzähler. Das bewies er schon auf Tracks
wie "Death Of A Hero", "Let Me Down Slowly", "The Boy In The Bubble"
sowie seiner zuletzt veröffentlichten Single "Outrunning Karma".

Nun setzt er seine Erfolgsserie fort und veröffentlicht die
nostalgische neue Single "1994", die ebenso auf seinem
vielversprechenden, am 16.11. erscheinenden Debüt-Mixtape "Narrated
For You" zu finden und hier [9] im Lyric-Video zu hören ist.

Derzeit absolviert Alec Benjamin seine fast komplett ausverkaufte
Headliner-Tour durch Nordamerika. Im Februar 2019 ist er dann auch
hierzulande live zu erleben:

04.02. Hamburg, Nochtspeicher

05.02. Berlin, Frannz Club

07.02. Köln, Blue Shell.


ZAZ

"Sie hat eine Stimme die so warm und reichhaltig ist wie die Weine
im Bordeaux, wo sie sich erstmals als Künstlerin versuchte ... eine
Performerin, die mit sorglosem Charme überzeugt", schwärmt NPR
über die weltweit gefeierte französische Sängerin ZAZ, die am 16.11.
ihr neues Album "Effet Miroir" (dt. "Spiegeleffekt") veröffentlicht.

Der Longplayer wirft ein Licht auf unterschiedliche Gesichter und
Genres, ganz so wie die Vielfalt der Menschen, die sie auf ihren
Jahren des Reisens, Auftretens und Erkundens in aller Welt beobachten
konnte.

Nun veröffentlicht ZAZ nach "Qué vendrá" als weiteren Vorboten daraus
die wunderschöne Ballade "Demain c'est toi" (dt. "Morgen bist du's"),
die hier [10] in einer Studio-Version zu hören ist.


SIA

2017 veröffentlichte die neunfach Grammy-nominierte Hit-Garantin Sia
über Atlantic Records ihr allererstes Weihnachtsalbum "Everyday Is
Christmas" mit herzerwärmenden Feiertagssongs, geschrieben in
Zusammenarbeit mit Greg Kurstin.

Pünktlich zur bevorstehenden Weihnachtszeit erscheint das Album nun
in einer Deluxe Edition, ergänzt um die drei neuen Bonus-Tracks "Sing
For My Life", "My Old Santa Claus" sowie ein Cover des 1950er
Klassikers "Round And Round". Letzterer ist außerdem Titelsong der
diesjährigen Feiertagskampagne der US-Einzelhandelsgruppe Target -
hier [11] zu sehen.

Aktuell arbeitet Sia an ihrer Pop-Superformation LSD - zusammen mit
Labrinth und Diplo - sowie an ihrem bevorstehenden Regie-Debüt beim
Film "Music".


AYA NAKAMURA

Letzten Freitag veröffentlichte die 23-jährige französische
R&B-Sängerin Aya Nakamura ihr zweites Album "Nakamura", inklusive des
Überflieger-Hits "Djadja", der im offiziellen Musikvideo über 200
Mio. YouTube-Views und weltweit über 120 Mio. Streams generierte. In
Frankreich erlangte der Song verdient Diamant-Status.

Hierzulande sorgte vor allem die Remix-Version des Songs für Furore,
an der die angesagte Deutsch-Rapperin Loredana mitwirkte. Der
"Djadja"-Remix ist auf dem Album allerdings nur digital erhältlich -
hier [12] zu hören.

"Nakamura" enthält 13 eingängige Tracks, die musikalisch eine Brücke
zwischen afrikanischen Sounds und R&B schlagen und mit starkem
Storytelling punkten - hier [13] im Trailer zu sehen.


GALANTIS

Die international gefeierten Superstar-Producer Galantis sind mit
einer neuen Single zurück. So veröffentlichte das schwedische
Hitmaker-Duo am vergangenen Freitag seinen kontemplativen neuen
Club-Track "Emoji", inklusive eines gewohnt spaßigen Musikvideos -
hier [14] zu sehen.

"Emoji" folgt auf ihr 2017 veröffentlichtes zweites Album "The
Aviary" mit dem Galantis in 23 Ländern die Top 10 erreichten und
reichlich Kritikerlob ernteten. Ihr 2015er Debütalbum "Pharmacy"
erreichte u.a. die #1 der Billboard Dance-Charts.

Christian Karlsson und Linus Eklöw, alias Galantis, sind auch für
ihre überbordenden Live-Performances bekannt. Am 30. und 31.12.
läuten sie bei einem Doppel-Date in Chicago das neue Jahr ein.


TRACK OF THE WEEK • Clean Bandit - "Baby (feat. Marina
& Luis Fonsi)"

Am 30.11. erscheint das mit Hochspannung erwartete, 12 Tracks starke
neue Clean-Bandit-Album "What Is Love", das auf ihr 2014
veröffentlichtes Ausnahmedebüt "New Eyes" (Top 3 im UK / weltweit
zwei Mio. verkaufte Tonträger) folgt. Daraus schickte die Formation
kürzlich - in Folge der im Mai erschienenen Single "Solo" (dritte #1
in Deutschland) - einen weiteren verheißungsvollen Vorgeschmack ins
Rennen. "Baby" heißt der neue musikalische Appetitanreger, ein
kubanisch inspirierter Floor-Filler mit Vocal-Features von Marina und
Luis Fonsi. Der Song führt die Thematik der vorausgegangenen Hits
weiter und erzählt die Geschichte einer verlorenen Liebe. "Baby" ist
nach "Disconnect" bereits die zweite Kollaboration von Clean Bandit
mit Marina und hier [15] im visuell hinreißenden Begleitvideo zu
sehen.


WARNER MUSIC ON STAGE - MAHALIA

Ende September veröffentlichte die aufstrebende britische Sängerin
Mahalia ihre sehnlichst erwartete EP "Seasons", die durch fünf
großartige Tracks die unterschiedlichen Phasen einer Beziehung
dokumentiert - darunter auch die zuletzt veröffentlichte Lead-Single
"Surprise Me" [16].

"Dieses Projekt bedeutet mir unglaublich viel. Ich wollte etwas
machen, das sich am aktuellen Punkt meines Lebens relevant anfühlt.
Ich habe den Eindruck, dass Beziehungen nie einfach sind. Sie haben
ihre Höhen und Tiefen - aber jede Jahreszeit hat ihre eigene
Berechtigung", so Mahalia.

Mit "Sober" [17] erreichte Mahalia 2017 erstmals größere Bekanntheit.
In Kürze ist sie an drei Terminen live in Deutschland zu erleben:

13.11. Hamburg, Knust

14.11. Berlin, Frannz Club

17.11. Köln, Studio 672


WEITERE VERÖFFENTLICHUNGEN
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ARTIST

Various Artists

Jess Glynne

Jethro Tull

Various Artists

Muse

Fleet Foxes

Alec Benjamin

Anderson.Paak

Fleetwood Mac

Kate Bush

Kate Bush

Kate Bush

Iron Maiden

Iron Maiden

Iron Maiden

Iron Maiden

Iron Maiden

MICHAEL BUBLÉ

ZAZ

Boyzone

NEEDTOBREATHE

Aretha Franklin

Chic

Cliff Richard

Tom Petty

Lindsey Buckingham

Marillion

Marillion

David Byrne

Rita Ora

Cher

David Bowie

Kate Bush

Kate Bush

Kate Bush

Mac Miller

Clean Bandit

Neil Young

Coldplay

Neil Young

Udo Lindenberg

Rudimental

Rival Sons

Disarstar

FiNCH ASOZiAL

Alexa Feser


	
TITEL

Westside: The Music

Always Inbetween (Vinyl)

This Was (3CD + DVD-Audio Box)

80s Symphonic

Simulation Theory

The First Collection 2006 - 2009

Narrated By

Oxnard

50 Years Don't Stop (5LP, 3CD, 1CD)

Remastered on Vinyl I

Remastered on Vinyl II

Remastered Part I

The Number Of The Beast (Collectors)

The Number Of The Beast (Remastered)

Piece Of Mind (Remastered)

Iron Maiden (Remastered)

Killers (Remastered)

love

Effet miroir

Thank You & Goodnight

Acoustic Live Vol. 1

The Queen Of Soul

THE CHIC ORGANIZATION 1977-1979

Rise Up

An American Treasure (Vinyl)

Solo Anthology: The Best Of Lindsey Buckingham (6LP)

Clutching At Straws (Deluxe Edition) (5LP)

Clutching At Straws (Deluxe Edition) (4CD+BR)

True Stories, A Film By David Byrne: The Complete Soundtrack

Phoenix

Dancing Queen (Vinyl)

Glastonbury 2000 (3LP, 2CD, 3CD+DVD)

Remastered on Vinyl III

Remastered on Vinyl IV

Remastered Part II

Swimming (Vinyl)

What Is Love?

Songs For Judy

Live Album

Songs For Judy (Vinyl)

MTV Unplugged 2 - Live vom Atlantic

Toast To Our Differences

Feral Roots

Bohemien

Dorfdisko

A!









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c6a59a6c8abe270d55cb70e33ac1f4af820aa749320b8bbcba761fc268e6164b1f5bc04c9d2d6940c0

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c61239ec7b931feafdf2693373b211cf1a2f5944cfbbc65e4076422089c248dc8ec82393faaf7a804f

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c6c6d15fdc35f8125679b0a64feb531857baddcd24df8ed299c8b33da1b73c14e1084e4cb14f0d7b81

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c677ffb09333bb1de2a0fb0bd0a4d67a60a449ab7f81d721dc151b41563545f167d74068dbb1e0c61c

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c665484067e3ef3ded3e18f0eeb21b1ec028508702496be6b969d30164bf68ca5965adbca29bb65436

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c66da6e487ae89b3237b9eba99f1dd4f75c80f3e3bc9f4345aab48d09aec068755dbf1818d8c3676f1

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c696a48696c9a142a3ffb8d3e30c11446cd9fa358b59f1ab3038cb0f5d11bd6801e52898683516631a

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c61c2599e60689f654db62d1aa1fd890d65d7f4b7a17df83b0b010e92e079b588f7cbd4bf2f303edac

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c66ab7637e34e6abbb808deb7790da187342df3967b772d9e1d932451fe533af347961fb08cd895271

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c647c63077ebbca5f8d87f4baa417a166f345d8e684c1da16bcc18b48f8f32e9939927cf3f15b097d7

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c61195fe580a578180218ed511fbe47d3371b0daed5b7ca9d0fdda1d78c7e0f2d23a55c80524bf7d6b

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c65a49e921bc0d81ef5a3707793dcc8392cbb1199a9feb017f3774e5405267405fa6140138455cbe0a

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c629aaa8073eee4f049652f11be879205f00646fc74f5e6019cda88fcf079a8d406c9ab8f7cb3a9135

[14] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c67c400dfd760dcb2d371e746f3ea6d9aa163a2384dfb10f694daf4386455c89cb137aa422fae60187

[15] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c6315e61cee4e48ad312728e345cd1cc3883eb9311f00f19cba08cd08b473723c6c71365db454ff722

[16] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c6057a59e326de75ac9a5c673d229ed78a2be4d1cb00a3311dbcc67597fb32c32b3b986427d45c6af1

[17] http://click.email.artistarena.com/?qs=26912f25e946a9c6f0f3090f1346f66771b4a0d562a9884bc840232106d7b5afda3f7648513264889ead6e17d97cbeb1

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





CROSSOVER/469: Leer - POP meets CLASSIC - Konzert der Kreismusikschule am 17.11.2018


POP meets CLASSIC - Kreismusikschule und Jugendzentrum Leer
präsentieren gemeinsames Crossover-Projekt

Konzert mit UEG-Orchester, TGG-Bigband, JOCO und 8Seasons am 17.
November



Zwei Jahre Bandarbeit, 90 beteiligte Musikerinnen und Musiker, viele
namhafte Gastdozenten und nun eine volle Bühne im Theater an der
Blinke: Stolz präsentieren das Leeraner Jugendzentrum und die
Kreismusikschule des Landkreises Leer den Höhepunkt ihres gemeinsamen
groß angelegten Crossover-Projekts "Eine Band für Leer".

Bei "POP meets CLASSIC" läuft die Projektband gemeinsam mit dem
"Jungen Sinfonieorchester Leer" des Ubbo-Emmius-Gymnasiums und der
"Groove Gang" des Teletta-Groß-Gymnasiums am 17. November ab 19.30 Uhr
im Theater an der Blinke zum großen Finale auf. Special Guests sind
JOCO sowie die Leeraner Nachwuchsband 8SEASONS.

Das Projekt "Eine Band für Leer" startete Anfang 2017 mit dem Casting
der Musiker. Daraus entstand die aktuell 13-köpfige Band, die am 17.
November im Mittelpunkt stehen wird. Ziel war die gegenseitige
Durchdringung der Musikfelder "Klassik" und Popularmusik. Daher waren
von Anfang an auch "klassische" Instrumente fester Bestandteil der
Band. "Wir haben das Zusammenwachsen als 'Work in Progress' verstanden
und gelebt" beschreibt Bandcoach Holger Lorenz die Arbeitsweise. Die
Songs wurden über einen Zeitraum von zwei Jahren gemeinsam entwickelt.
Die Bandmitglieder konnten ihre unterschiedlichen musikalischen
Vorerfahrungen aus Klassik und Pop kreativ einbringen und sich so als
"Kernband" etablieren. Auf einer weiteren Ebene erfolgt nun die
Zusammenarbeit mit dem Jungen Sinfonieorchester Leer des UEG und der
"Groove Gang" des TGG. Alle zusammen bilden "Eine Band für Leer", die
mit 90 jungen Musikerinnen und Musikern auf der Bühne alle Songs
sowohl orchestral, rockig als auch funkig präsentieren werden.

Eröffnet wird der Abend von Josepha und Cosima Carl alias "JOCO" als
prominenter Gast-Act. Das Gesangsduo mit musikalischen Wurzeln in der
Kreismusikschule steht mit einer ständig wachsenden Fangemeinde gerade
am Beginn einer internationalen Karriere. Anfang des Jahres spielten
sie zwei Konzerte in der ausverkauften Elbphilharmonie und im Sommer
ging es für JOCO auf Konzertreise nach China. Sie werden ihr Set
gemeinsam mit einem Streicherensemble aus KMS-Dozenten präsentieren.

Weiterer Act sind die Leeraner Indie-Pop-Band 8SEASONS. Die Band ist
als bislang erfolgreichstes Projekt aus der Bandarbeit des
Jugendzentrums hervorgegangen. Die "Seasons" sind eine frische Band
aus acht jungen Musikern und Musikerinnen, die in einer ungewöhnlichen
Besetzung mit Harfe, Cello und Violine neben den "klassischen"
Rockinstrumenten ein Crossover aus Rock, Pop und Klassik präsentieren
werden.

Ein Ticket kostet 10 Euro, ermäßigt 5 Euro. Kartenvorverkauf beim
Onlineshop www.adticket.de. Weitere Infos unter
www.kreismusikschule-leer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. November 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8880: Aus aller Welt - 09.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rom wird im Haushaltsstreit mit der EU-Kommission nicht einlenken

Die italienische Regierung hält an ihrem umstrittenen Plan für eine
Neuverschuldung von 2,4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts im nächsten
Jahr fest. Es werde kein neues Defizitziel geben, sagte
Vizeregierungschef Luigi Di Maio am Freitag in Rom. Italien verfolge
eine neue Wirtschaftspolitik, und wenn die erfolgreich sei, würden
nicht nur die Staatsschulden abgebaut werden können, sondern auch
ausländische Investoren ins Land kommen, erklärte der politische Chef
der Bewegung "Fünf Sterne". Die EU-Kommission lehnt den Haushalt für
2019 ab und gab Rom bis Dienstag Zeit, um Änderungen vorzunehmen.
EU-Wirtschaftskommissar Pierre Moscovici drohte bereits mit
Sanktionen, sollte kein Kompromiß in dem Streit gefunden werden.

9. November 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8880: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mehr als eine Tonne Kokain in Hamburg entdeckt

Nach monatelangen Vorermittlungen hat die Polizei in Hamburg eine
Großrazzia gegen Drogenhändler im Stadtgebiet durchgeführt und elf
Personen festgenommen, darunter auch ein führendes Mitglied der
verbotenen Rockergruppe Hells Angels. Auf dem Gelände einer Spedition
entdeckten die Beamten auf einem Lastwagen rund 1.000 Pakete mit
jeweils einem Kilogramm Kokain. Der Schwarzmarktwert wird auf etwa
200 Millionen Euro geschätzt. Da noch weitere Kokain-Pakete in dem
Container vermutet wurden, brachten die Ermittler den Transporter zur
weiteren Untersuchung ins Polizeipräsidium. Im Zuge der Polizeiaktion
wurden zudem 170.000 Euro Bargeld sichergestellt.

9. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8877: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Österreichischer Oberst soll für Rußland spioniert haben

Ein seit mehreren Jahren pensionierter Offizier des Bundesheeres soll
seit den 1990er Jahren mit einem russischen Nachrichtendienst
zusammengearbeitet haben. Nach Angaben von Verteidigungsminister
Mario Kunasek kam der entsprechende Hinweis von einem befreundeten
ausländischen Dienst. Der Minister betonte, daß es sich erst einmal
nur um einen Verdacht handle. Es seien Gespräche mit dem früheren
Oberst geführt und die Justiz eingeschaltet worden. Wegen des Falls wurde
der Geschäftsträger der russischen Botschaft ins Außenministerium
einbestellt. Ressortchefin Karin Kneissl sagte eine für den 2. und
3. Dezember geplante Reise nach Moskau ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8879: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Wahl des Thüringer Landtagspräsidenten - Schlappe für CDU-Kandidat

Der CDU-Abgeordnete Michael Heym ist bei der Wahl des neuen Thüringer
Landtagspräsidenten durchgefallen. Die Regierungsfraktionen von
Linken, SPD und Grünen verweigerten dem Kandidaten der
Christdemokraten am Freitag ihre Stimme und forderten von der CDU
einen neuen Vorschlag. Heym war von Anfang an umstritten. Nach
Ansicht der Koalitionsfraktion ist der Vizefraktionschef der CDU
nicht für das Amt geeignet. Der 56jährige sei kein überparteilich
agierender Präsident, den der Landtag brauche. Die Wahl war notwendig
geworden, weil der bisherige Landtagspräsident Christian Carius (CDU)
Ende Oktober überraschend seinen Rücktritt angekündigt hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8878: Tragisches und Kurioses - 09.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Nachrichtenagentur Xinhua führt Avatare ein

Die amtliche chinesische Nachrichtenagentur Xinhua will künftig zwei
künstliche Moderatoren einsetzen. Dazu hat die Agentur zusammen mit
dem Pekinger Internetunternehmen und Suchmaschinenbetreiber Sogou ein
auf Maschinenlernen und KI basierendes Computerprogramm entwickelt,
das sich Lippenbewegungen, Mimik und Gestik menschlicher Sprecher
aneignen und virtuelle Abbilder von ihnen erzeugen kann. Die
sogenannten Avatare sollen auf diese Weise möglichst lebensnah wirken
und nicht wie kalte Roboter, erklärte Xinhua. Sie hätten den Vorteil,
daß sie rund um die Uhr arbeiten und schnell Eilnachrichten
verbreiten können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7963: Aus Forschung und Technik - 09.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bordcomputer auf der ISS nach Ausfall wieder in Betrieb

Die Computerprobleme im russischen Segment der Internationalen
Raumstation ISS sind nach Angaben der russischen Raumfahrtbehörde
Roskosmos behoben. Alle drei Computersysteme seien wieder voll
funktionsfähig, teilte Roskosmos-Chef Dimitri Rogosin auf Twitter
mit. Einer der drei Rechner, ein sogenannter Backup-Computer, war am
Dienstag nach der Installation eines neuen Sonnensegels zur
Energieversorgung ausgefallen. Die Computer werden unter anderem für
die Steuerung der Roboterarme verwendet, die zum Einfangen und
Ankoppeln der Raumtransporter Cygnus, Dragon und HTV benötigt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7976: Aus aller Welt - 09.11.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Regierung schränkt Asylrecht ein

In den USA soll künftig nur noch Asyl bekommen, wer den
entsprechenden Antrag beim offiziellen Übergang an der Grenze stellt.
US-Präsident Trump begründete die Regelung, die er am Freitag in
Kraft setzen wollte, unter anderem damit, daß sie illegale
Einwanderung einschränkt. Die Bürgerrechtsorganisation American Civil
Liberties Union hatte die Verschärfung des Asylrechts am Vortag als
illegal bezeichnet. Die New York Immigration Coalition will gegen das
Dekret gerichtlich vorgehen. Der von Trump gerade erst eingesetzte
Justizminister Whitaker sagte hingegen, im Einklang mit den
Einwanderungsgesetzen habe der Präsident das Recht, die Einwanderung
von Menschen ohne klaren Status in die Vereinigten Staaten zu
begrenzen, wenn er der Auffassung sei, daß es im nationalen Interesse
sei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7935: Medizin und Gesundheitswesen - 09.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Höhere Lebenserwartung durch Kunstlinsen

Der graue Star gilt als häufigste Ursache des fortschreitenden
Sehverlustes im Alter. Um das Augenlicht zu erhalten, setzt die
Medizin auf das operative Einsetzen von Kunstlinsen. Allerdings gibt
es noch einen weiteren Vorteil. Anne Coleman vom Stein Eye Institute
in Los Angeles und Mitarbeiter entdeckten, daß der Eingriff auch mit
einer Verringerung des Sterberisiko verbunden ist. Den Daten zufolge
starben operierte Frauen seltener an Herz-Kreislauf-Erkrankungen,
Krebs, Unfällen, neurologischen Erkrankungen, Lungenerkrankungen und
Infektionen. Weswegen das so ist, war nicht Gegenstand der Studie.
Doch was auch immer die Lebenserwartung der Träger von Kunstlinsen
erhöhen mag, eine rechtzeitige Operation des grauen Stars scheint von
Vorteil zu sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7964: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Cannabisplantage in Bremer WK-II-Bunker

In Bremen-Hemelingen hat Polizei am Mittwochabend in einem Bunker aus
dem Zweiten Weltkrieg eine Plantage mit mehr als 10.000
Cannabispflanzen entdeckt. Außerdem wurde diverses Zubehör für die
Aufzucht der Pflanzen gefunden. Die Polizei vermutet wegen der Größe
der Anlage eine Verbindung der Betreiber zu organisierter
Kriminalität. Die Polizei war aufgrund eines Hinweises auf den Bunker
aufmerksam geworden. Vor Ort wurde ein verdächtiger Cannabisgeruch
festgestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7887: Sprache, Kunst und Medium - 09.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Kräftige Finanzspritze für den Kulturhaushalt des Bundes

Der Haushaltsausschuß des Bundestages gewehrt Kulturstaatsministerin
im kommenden Jahr 140 Millionen Euro mehr als bisher. Wie Monika
Grütters (CDU) in Berlin erklärte, sollen dem Resort für Kunst und
Medien dann gut 1,9 Milliarden Euro zur Verfügung stehen.

Um auch die Bundesländer zufriedenzustellen, sollen die zusätzlichen
Mittel vornehmlich für Kultureinrichtungen und Projekte außerhalb der
Metropolen eingesetzt werden, die oft notorisch unter Geldmangel
leiden. Dazu zählen der landesweite Denkmalsschutz, aber auch kleine
unabhängige Verlage. Für letztere wird ein mit jährlich insgesamt 1,5
Millionen Euro ausgestatteter neuer Deutscher Verlagspreis geschaffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7954: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Bericht zu den Toten des Krieges gegen den Terror

Neta Crawford von Watson-Institut für internationale und öffentliche
Angelegenheiten der Brown-Universität in Providence (US-Bundesstaat
Rhode Island) hat einen Bericht vorgelegt, wonach seit dem 11.
September 2001 im Zuge des Kriegs der USA gegen den Terror in
Afghanistan, Pakistan und im Irak zwischen 480.000 und 507.000
Menschen getötet wurden. Zu den Opfern des Krieges gehören
Aufständische, Zivilisten, Polizisten und Sicherheitsleute aus den
USA und den mit ihnen verbündeten Staaten. Die Autorin der Studie
geht davon aus, daß die Opferzahlen noch viel höher liegen können.
Außerdem wurden nicht die Menschen gezählt, welche indirekt durch die
Kriege in den drei Ländern etwa wegen des Verlustes des Zugangs zu
Wasser, Nahrung, Strom oder ärztlicher Versorgung zu Tode gekommen
sind. Opferzahlen zu den Kriegen in anderen Ländern wie Syrien, Jemen
und Libyen fanden keinen Eingang in den Bericht. Seit der letzten
Untersuchung vom August 2016 waren mehr als 110.000 Tote hinzugekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7968: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Anerkannte Asylbewerber müssen sich an Statusüberprüfung beteiligen

Der Bundestag hat am Donnerstagabend mit den Stimmen der Koalition,
der FDP und der AfD beschlossen, daß anerkannte Asylbewerber bei
einer Revision ihrer Asylbescheide aktiv mit den Behörden mitarbeiten
müssen. Erscheinen sie in Widerrufs- und Rücknahmeverfahren nicht zu
Amtsterminen oder bemühen sich nicht genügend um Vorlage von
Dokumenten, kann gegen die Betroffenen ein Zwangsgeld verhängt
werden, um sie mit den Mitteln des Verwaltungszwangs zur Erfüllung
ihrer Mitwirkungspflichten anzuhalten. Außerdem können die
zuständigen Behörden nach Aktenlage entscheiden. Der Gesetzentwurf
des Bundesinnenministeriums (BMI) wird damit begründet, daß die
Mitwirkungspflicht des Betroffenen für das Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) neben den eigenen sowie den Erkenntnissen der
Sicherheitsbehörden, der Sozialbehörden sowie der Ausländerbehörden
zusätzliche Erkenntnisse begründen kann. Nach geltendem Recht werden
Asylbescheide spätesten drei Jahre nach Ausstellung überprüft.
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SONSTIGES/7937: Tragisches und Kurioses - 09.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Bergleute sollen sich mit dem Ende der Gratis-Kohle abfinden

Als im Ruhrgebiet noch Kohle gefördert wurde, erhielten ehemalige
Bergleute zusätzlich zur Rente bis an ihr Lebensende jeweils eine
gewisse Menge Kohle. Konnten sie diese auch Hausbrand genannte Kohle
selbst nicht nutzen, wurde ihnen der Gegenwert als Energiebeihilfe
ausgezahlt.

Doch der Bergbau ist Geschichte, und 2019 soll auch mit dem Deputat
beziehungsweise der Energiebeihilfe Schluß sein. Das wurde bereits
2015 in einem entsprechenden Tarifvertrag festgelegt.

Wie WDR1 berichtete, klagen 341 pensionierte Bergleute in einem
Berufungsverfahren beim Landesarbeitsgericht in Hamm gegen den
Beschluß. Sie wollen einen finanziellen Ausgleich für die Kohle.

Die Chancen dafür sollen jedoch schlecht stehen. Das Gericht hat
bereits durchblicken lassen, daß es gegen diese Tarifregeln keine
Einwände hat. Deshalb sollen schon knapp 120 ehemalige Kumpel ihre 
Klagen zurückgezogen haben.
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SOZIALES/7965: Arbeit, Soziales und Familie - 09.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Ärzte von Gesundheitsämtern fordern leistungsgerechte Bezahlung

Am Freitag haben Mediziner in Hannover mit einer Kundgebung auf die
personelle Situation bei den Gesundheitsämtern aufmerksam gemacht.
Die Zahl der Ärzte dort ist innerhalb von 18 Jahren um ein Drittel
zurückgegangen. Die personelle Ausstattung verschlechtert sich
weiter, wenn Ärzte und Ärztinnen in den Ruhestand gehen. Freiwerdende
Stellen werden unter anderem nicht wieder besetzt, weil die Bezahlung
bei den Ämtern um rund 1000 Euro im Monat unter der für Ärzte an
Krankenhäusern oder beim Medizinischen Dienst liegt. Die
Ärztevertretung Marburger Bund fordert für die Mediziner bei den
Gesundheitsämtern eine leistungsgerechte Bezahlung. Die Mediziner im
öffentlichen Dienst führen unter anderem Hygienekontrollen und
Schuleingangsuntersuchungen durch.
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UMWELT/7946: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Städte treiben Evolution voran

Die zunehmende Urbanisierung hat großen Einfluß auf das Leben auf
diesem Planeten. Das gilt auch für die Tierwelt. So ergab eine Studie
von Marc Johnson und Jason Munshi-South von der University of Toronto
Mississauga in Kanada deutliche Einflüsse der Verstädterung der Welt
auf die Evolution von Wildtieren. Einer der Gründe, weswegen die
Evolution in den Städten so schnell abläuft, besteht darin, daß die
dort lebenden Populationen überschaubar sind. Da sich Genvarianten
innerhalb kleinerer, isolierter Gruppen leichter durchsetzen können,
setzen sich Erbgutmutationen leichter durch, die besondere Vorteile
verschaffen. Es sind die Flüsse, breiten Straßen und massigen Gebäude,
die die Lebensbereiche vieler Tiere in der Stadt abtrennen und so
bestimmte Veränderungen ermöglichen. Ein Beispiel hierfür ist die
Weißfußmaus in New York: Einzelne Populationen von Maus-Gruppen
unterscheiden sich zum Teil deutlich von denen einen Block entfernt.
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WIRTSCHAFT/7953: Märkte und Finanzen - 09.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Peene-Werft kündigt Kurzarbeit an

Die Peene-Werft in Wolgast baut für Saudi-Arabien Patrouillenboote.
Deren Export wurde im Zuge des von der Bundesregierung gegen Riad
verhängten Lieferstopps für Kriegsgerät eingestellt. Anlaß für das
Exportverbot war die Tötung des Journalisten Jamal Khashoggi im
saudi-arabischen Generalkonsulat in Istanbul. Die zu Lürssen in Bremen
gehörende Werft hat daraufhin den Bau der auf Kiel liegenden acht
Schiffe gestoppt und Kurzarbeit angekündigt. Saudi-Arabien hat vor
fünf Jahren 35 Küstenwachboote bestellt. Von dem Auftrag wurden
bereits 15 Boote ausgeliefert. Zwei weitere sind fertiggestellt,
befinden sich aber noch auf der Werft in Mecklenburg-Vorpommern. Die
Peene-Werft ist für die Insel Usedom und die strukturschwache Region
von großer Bedeutung. Die Werft beschäftigt 300 Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen. Ob und wann die Produktion der für Saudi-Arabien
bestimmten Boote wieder aufgenommen wird, ist derzeit ungewiß.
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WISSENSCHAFT/7969: Aus Forschung und Technik - 09.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Keine Ausbildung für Mädchen

Die Ausbildung umfaßt die Vermittlung von Kenntnissen und stellt den
unverzichtbaren Unterbau der Wissenschaft dar. Offenbar nicht 
überall. Nach einem Unesco-Bericht sollen Mädchen in nicht weniger 
als der Hälfte aller Länder deutlich seltener Zugang zur Vorschule bis 
hin zur unteren Sekundarstufe haben. Demgegenüber leiden Jungen und
Männer in vielen Ländern unter mangelnder Gleichstellung in der
oberen Sekundarstufe, der beruflichen Ausbildung und der
Hochschulbildung. Experten fordern daher, die Gleichberechtigung von
Jungen und Mädchen in allen bildungspolitischen Strategien zu
verankern.
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GALAXIS/301: ALMA und MUSE entdecken einen galaktischen Springbrunnen (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
06.11.2018

ALMA und MUSE entdecken einen galaktischen Springbrunnen



Beobachtungen mit ALMA und dem MUSE-Spektrografen am VLT der ESO haben
eine gewaltige Fontäne aus molekularem Gas aufgedeckt. Sie wird von einem
Schwarzen Loch in dem hellsten Mitglied des Galaxienhaufens Abell 2597
gespeist. Der vollständige Kreislauf aus Einfall und Ausfluss, der diese
riesige kosmische Quelle antreibt, wurde noch nie zuvor in ein und
demselben System beobachtet.




[image: Bild: © ALMA (ESO/NAOJ/NRAO), Tremblay et al.; NRAO/AUI/NSF, B. Saxton; NASA/Chandra; ESO/VLT]

ALMA und MUSE entdecken einen galaktischen Springbrunnen

Bild: © ALMA (ESO/NAOJ/NRAO), Tremblay et al.; NRAO/AUI/NSF, B. Saxton; NASA/Chandra; ESO/VLT



Gerade einmal eine Milliarde Lichtjahre entfernt befindet sich in einem
vergleichsweise nahen Galaxienhaufen, bekannt als Abell 2597, ein
gigantischer galaktischer Springbrunnen. Angetrieben durch ein
massereiches Schwarzes Loch im Herzen einer fernen Galaxie wird ein
riesiger Strom aus kaltem, molekularem Gas ins All geschleudert, welches
in Form einer intergalaktischen Sintflut zurück auf das Schwarze Loch
nieder regnet. Einfall und Ausfluss einer solch großen kosmischen Fontäne
sind bisher noch nie gemeinsam beobachtet worden. Sie hat ihren Ursprung
in den innersten 100.000 Lichtjahren der hellsten Sterneninsel des Abell
2597-Haufens.

"Dies ist möglicherweise das erste System, in dem wir klare Beweise für
den Zustrom von kaltem molekularem Gas in Richtung des Schwarzen Lochs
zusammen mit ihrem Ausstoß oder Auswurf durch Jets finden, die das
Schwarze Loch auslöst", erklärte Grant Tremblay vom Harvard-Smithsonian
Center for Astrophysics und ehemaligen ESO-Fellow, der diese Studie
leitete. "Das supermassereiche Schwarze Loch im Zentrum dieser riesigen
Galaxie wirkt wie eine mechanische Pumpe in einem Springbrunnen."

Tremblay und seine Mitarbeiter nutzten ALMA, um die Position und Bewegung
von Kohlenmonoxidmolekülen (CO) im Nebel zu erfassen. Diese kalten
Moleküle mit Temperaturen von bis zu minus 250-260°C fallen nach innen auf
das Schwarze Loch zu. Die Arbeitsgruppe nutzte auch Daten des Instruments
MUSE des Very Large Telescope (VLT) der ESO, um wärmeres Gas zu
untersuchen, das in Form von Jets, d. h. eng fokussierte Materieströme,
nahe dem Schwarzen Loch ausgestoßen wird.

"Die sehr sorgfältige gekoppelte Analyse des Objekts mit Daten von ALMA
und MUSE ist einzigartig", erklärte Tremblay. "Die beiden Instrumente
ergeben eine unglaublich starke Kombination."

Gemeinsam ergeben die beiden Datensätze ein vollständiges Bild dieses
Vorgangs: Kaltes Gas fällt auf das Schwarze Loch zu, wird in seiner Nähe
stark beschleunigt und durch die Reibung extrem aufgeheizt, bevor es unter
hoher Geschwindigkeit mittels Jets als glühendes Plasma in die Leere des
Alls zurückgeschleudert wird. Diese Jets schießen aus dem Schwarzen Loch
wie ein beeindruckender galaktischer Springbrunnen hervor. Ohne jegliche
Hoffnung, dem gravitativen Griff der Galaxie entkommen zu können, kühlt
sich das Plasma ab und regnet schließlich zurück auf das Schwarze Loch
nieder, wo der Kreislauf erneut beginnt.

Diese beispiellose Beobachtung könnte Aufschluss über den Lebenszyklus von
Galaxien geben. Die Wissenschaftler vermuten, dass dieser Prozess nicht
nur verbreitet zu sein scheint, sondern auch wesentlich für das
Verständnis der Galaxienbildung sein könnte. Während Einfall und Auswurf
von kaltem molekularem Gas bereits früher beobachtet wurden, ist dies das
erste Mal, dass beide Phänomene innerhalb ein und desselben Systems
gefunden wurden. Dies ist der Beleg dafür, dass sie Teil desselben
gewaltigen Prozesses sind.

Abell 2597 befindet sich im Sternbild Wassermann und ist nach seiner
Mitgliedschaft im Abell-Katalog der galaxienreichen Haufen benannt. Der
Katalog enthält ebenfalls den Fornax-Haufen, den Herkules-Haufen und den
Pandora-Haufen.

 * 

Weitere Informationen

Diese Studie wurde in einem Artikel mit dem Titel "A Galaxy-Scale Fountain
of Cold Molecular Gas Pumped by a Black Hole" veröffentlicht, der in The
Astrophysical Journal erschien.

Die Arbeitsgruppe besteht aus G. R. Tremblay (Harvard-Smithsonian Center
for Astrophysics, Cambridge, USA; Yale Center for Astronomy and
Astrophysics, Yale University, New Haven, USA), F. Combes (LERMA,
Observatoire de Paris, Sorbonne University, Paris, Frankreich), J. B. R.
Oonk (ASTRON, Dwingeloo, Niederlande; Leiden Observatory, Niederlande), H.
R. Russell (Institute of Astronomy, Cambridge University, Vereinigtes
Königreich), M. A. McDonald (Kavli Institute for Astrophysics and Space
Research, Massachusetts Institute of Technology, Cambridge, USA), M.
Gaspari (Department of Astrophysical Sciences, Princeton University, USA),
B. Husemann (Max-Planck-Institut für Astronomie, Heidelberg, Deutschland),
P. E. J. Nulsen (Harvard-Smithsonian Center for Astrophysics, Cambridge,
USA; ICRAR, University of Western Australia, Crawley, Australien), B. R.
McNamara (Physics & Astronomy Department, Waterloo University, Kanada), S.
L. Hamer (CRAL, Observatoire de Lyon, Université Lyon,Frankreich ), C. P.
O'Dea (Department of Physics & Astronomy, University of Manitoba,
Winnipeg, Kanada; School of Physics & Astronomy, Rochester Institute of
Technology, USA), S. A. Baum (School of Physics & Astronomy, Rochester
Institute of Technology, USA; Faculty of Science, University of Manitoba,
Winnipeg, Kanada), T. A. Davis (School of Physics & Astronomy, Cardiff
University, Vereinigtes Königreich), M. Donahue (Physics and Astronomy
Department, Michigan State University, East Lansing, USA), G. M. Voit
(Physics and Astronomy Department, Michigan State University, East
Lansing, USA), A. C. Edge (Department of Physics, Durham University,
Vereinigtes Königreich), E. L. Blanton (Astronomy Department and Institute
for Astrophysical Research, Boston University, USA), M. N. Bremer (H. W.
Wills Physics Laboratory, University of Bristol, Vereinigtes Königreich),
E. Bulbul (Harvard-Smithsonian Center for Astrophysics, Cambridge, USA),
T. E. Clarke (Naval Research Laboratory Remote Sensing Division,
Washington, DC, USA), L. P. David (Harvard-Smithsonian Center for
Astrophysics, Cambridge, USA), L. O. V. Edwards (Physics Department,
California Polytechnic State University, San Luis Obispo, USA), D.
Eggerman (Yale Center for Astronomy and Astrophysics, Yale University, New
Haven, USA), A. C. Fabian (Institute of Astronomy, Cambridge University,
Vereinigtes Königreich), W. Forman (Harvard-Smithsonian Center for
Astrophysics, Cambridge, USA), C. Jones (Harvard-Smithsonian Center for
Astrophysics, Cambridge, USA), N. Kerman (Yale Center for Astronomy and
Astrophysics, Yale University, New Haven, USA), R. P. Kraft
(Harvard-Smithsonian Center for Astrophysics, Cambridge, USA), Y. Li (Center
for Computational Astrophysics, Flatiron Institute, New York, USA;
Department of Astronomy, University of Michigan, Ann Arbor, USA), M. Powell
(Yale Center for Astronomy and Astrophysics, Yale University, New Haven,
USA), S. W. Randall (Harvard-Smithsonian Center for Astrophysics, Cambridge,
USA), P. Salomé (LERMA, Observatoire de Paris, Sorbonne University, Paris,
Frankreich), A. Simionescu (Institute of Space and Astronautical Science
[ISAS], Kanagawa, Japan), Y. Su (Harvard-Smithsonian Center for
Astrophysics, Cambridge, USA), M. Sun (Department of Physics and
Astronomy, University of Alabama in Huntsville, USA), C. M. Urry (Yale
Center for Astronomy and Astrophysics, Yale University, New Haven, USA),
A. N. Vantyghem (Physics & Astronomy Department, Waterloo University,
Kanada), B. J. Wilkes (Harvard-Smithsonian Center for Astrophysics,
Cambridge, USA) and J. A. ZuHone (Harvard-Smithsonian Center for
Astrophysics, Cambridge, USA).

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely Large Telescope (ELT) mit
39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop der Welt
werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.

Originalpublikation:

http://iopscience.iop.org/article/10.3847/1538-4357/aad6dd

- "A Galaxy-Scale Fountain of Cold Molecular Gas Pumped by a Black Hole"
veröffentlicht, in The Astrophysical Journal

Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1836

- Webversion der Pressemitteilung mit weiteren Bildern

https://www.eso.org/public/images/archive/search/?adv=&subject_name=Atacama%20Large%20Millimeter/submillimeter%20Array

- Fotos vom Atacama Large Millimetre Array (ALMA)

https://www.eso.org/public/images/archive/search/?adv=&subject_name=Very%20Large%20Telescope

- Fotos vom Very Large Telescope (VLT)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network, 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STERN/384: Magnetfeld heizt Weißen Zwergen ein (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 07.11.2018

Magnetfeld heizt Weißen Zwergen ein

Universität Tübingen an internationaler Studie beteiligt: Erstmals lässt
sich erklären, warum mancher der Sternreste besonders heiß wird



Ein internationales Astronomen-Team hat erstmals eine sogenannte
Magnetosphäre um einen Weißen Zwerg entdeckt, den Überrest eines Sterns
vergleichbar unserer Sonne. In dem Magnetfeld um den Stern befindet sich
ein extrem heißes Gas. Dies löst ein Jahrzehnte altes Rätsel: Nun kann
sich die Forschung erklären, wie im Umfeld mancher Weißer Zwerge Prozesse
ablaufen können, für die sehr hohe Temperaturen notwendig sind. An der
Studie war Professor Klaus Werner vom Institut für Astronomie und
Astrophysik der Universität Tübingen beteiligt, geleitet wurde sie von der
ehemaligen Tübingerin Dr. Nicole Reindl an der Universität von Leicester.
Die Ergebnisse wurden im Fachmagazin Monthly Notices of the Royal
Astronomical Society veröffentlicht.




[image: Abbildung: © Nicole Reindl]

Künstlerische Darstellung des Weißen Zwergs GALEXJ014636.8+323615
(weiß) und seiner Magnetosphäre, in der ultra-heißes Gas (violett)
innerhalb eines Magnetfeldes (grün) gefangen ist.

Abbildung: © Nicole Reindl



Weiße Zwerge sind die Überreste sonnenähnlicher Sterne, im Endstadium
ihres Daseins. In der letzten Lebensphase stoßen sie ihre äußere Hülle ab
und hinterlassen einen heißen, kompakten und dichten Kern, der über
Jahrmilliarden hinweg abkühlt. Die Temperatur auf ihren Oberflächen
beträgt typischerweise 100.000 Grad Celsius - zum Vergleich: die Sonne hat
eine Oberflächentemperatur von 5.800 Celsius.

Einige Weiße Zwerge gaben bislang Rätsel auf: Sie zeigten Anzeichen hoch
ionisierter gasförmiger Metalle. Mit "Metallen" werden in der Astronomie
alle Elemente schwerer als Helium bezeichnet. Eine hohe Ionisation
bedeutet, dass sich nur noch ein Elektron in ihren äußeren Atomhüllen
befindet, alle anderen wurden abgestreift. Für diesen Prozess ist eine
Temperatur von einer Million Grad Celsius notwendig, also weit mehr als
die Oberflächentemperatur der heißesten Weißen Zwerge.

In ihrer Studie hatte die Forschungsgruppe mit einem 3,5-Meter-Teleskop
auf dem Calar Alto in Spanien einen Weißen Zwerg im Sternbild "Dreieck"
entdeckt und beobachtet - er wurde unter dem Namen GALEXJ014636.8+323615
katalogisiert und ist 1.200 Lichtjahre entfernt. Mit einer Methode, die
als Spektroskopie bekannt ist, analysierte sie sein Licht. Als dieses in
seine Farbbestandteile zerlegt wurde, traten die Signaturen hoch
ionisierter Metalle zu Tage. Erstaunlicherweise veränderten sich diese
über eine Zeitspanne von sechs Stunden hinweg, das ist exakt die Zeit, die
der Weiße Zwerg für eine Drehung um seine eigene Achse braucht.

Aus ihren Beobachtungen konnten die Forscher schließen, dass der Stern von
einem Magnetfeld umgeben ist. Diese fängt gasförmiges Material ab, das von
seiner Oberfläche abströmt. Schockwellen innerhalb dieser sogenannten
Magnetosphäre heizen das Material drastisch auf und streifen somit fast
alle Elektronen von den Metallatomen ab. "Man kann sich die Gashülle als
eine Art Donut aus ultra-heißem Material vorstellen, der den sowieso schon
heißen Stern umgibt", erklärt Nicole Reindl. Die Achse des Magnetfelds sei
dabei relativ zur Rotationsachse des Sterns verkippt. "Das heißt, dass die
Menge des schock-geheizten Materials, das wir sehen, sich mit der Drehung
des Sterns verändert."

In den vergangenen 20 Jahren seien immer mehr dieser merkwürdigen Sterne
mit hoch ionisierten Metallen gefunden wurden, ohne dass die Forschung
einen Anhaltspunkt dafür hatte, woher diese kamen, erklärt die
Wissenschaftlerin. "Unser Modell einer schock-geheizten Magnetosphäre
erklärt nun endlich ihren Ursprung."

Magnetosphären wurden auch um andere Sterntypen gefunden, aber dies ist
erste die Beobachtung einer solchen Umgebung um einen Weißen Zwerg. Die
Entdeckung könnte weitreichende Konsequenzen haben. "Die Forschung hat das
bisher einfach nicht berücksichtigt", sagt Klaus Werner. "Das könnte
bedeuten, dass Messungen anderer Eigenschaften Weißer Zwerge bisher stark
verfälscht waren, etwa deren Temperatur und Masse." In der Tat könnte ein
Viertel aller Weißen Zwerge eine solche Entwicklungsphase durchlaufen, in
der Material in einer Magnetosphäre gefangen und super-geheizt wird,
vermuten die Wissenschaftler. Das Team plant nun, dieses Phänomen im
Detail zu modellieren und weitere dieser faszinierenden Objekte zu
erforschen.


Originalpublikation:

Nicole Reindl, M. Bainbridge, N. Przybilla, S. Geier, M. Prvak,
J. Krticka, R.H. Oslash;stensen, J. Telting, Klaus Werner:

Unravelling the baffling mystery of the ultrahot wind phenomenon in
white dwarfs.

Monthly Notices of the Royal Astronomical Society,

https://doi.org/10.1093/mnrasl/sly191

https://academic.oup.com/mnrasl/article-lookup/doi/10.1093/mnrasl/sly191

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/425: Wer in guter Partnerschaft lebt, verdaut besser (idw)


Universität Wien - 07.11.2018

Wer in guter Partnerschaft lebt, verdaut besser

Paarbindung und Verdauungseffizienz bei Graugänsen haben engen
Zusammenhang



Bei gruppenlebenden Tieren werden Physiologie, Verhalten,
Fortpflanzungserfolg und sogar Ernährungsstrategien durch das soziale
Umfeld beeinflusst. Ein Team der Konrad Lorenz Forschungsstelle (KLF) der
Universität Wien um Didone Frigerio hat nun gemeinsam mit KollegInnen der
Universität Udine (Italien) herausgefunden, dass stabile soziale
Beziehungen mit verbesserter Verdauungseffizienz und erhöhtem
Fortpflanzungserfolg zusammenhängen - zumindest bei hochsozialen
Graugänsen. Die Ergebnisse ihrer Studie erscheinen aktuell in "Scientific
Reports".




[image: Bild: © N. Bender]

Die meisten Gänsearten leben in Scharen mit einer komplexen
Sozialstruktur, die erweiterte Familienverbände und
weiblich-zentrierte Clans inkludiert.
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Die meisten Gänsearten leben in Scharen mit einer komplexen
Sozialstruktur, die erweiterte Familienverbände und weiblich-zentrierte
Clans inkludiert, wie die Ergebnisse der langjährigen Forschung der Konrad
Lorenz Forschungsstelle der Universität Wien (KLF) verdeutlichen. Im
Allgemeinen spielt die Anwesenheit von Nachkommen eine große Rolle in den
sozialen Beziehungen zwischen den Gänsen: Familien dominieren Paare ohne
Nachwuchs in aggressiven Begegnungen und verpaarte Individuen sind
unverpaarten überlegen.

Im Rahmen der aktuellen Studie begleitete das Forschungsteam Graugänse im
Winter und untersuchte die Verdauungseffizienz der Tiere bei
standardisierter Fütterung. "Wir dachten, dass langfristige soziale
Bindungen über die emotionale soziale Unterstützung dazu beitragen
könnten, langfristig den Glukokortikoidspiegel zu senken und auf indirekte
Weise die Verdauung zu optimieren", erklärt Didone Frigerio von der KLF.
Untersucht wurde die Verdauungseffizienz von 38 Tieren aus verschiedenen
sozialen Gruppen.

Die Verdauungsleistung ist bei Paaren mit Nachkommen höher als bei Paaren
ohne Nachwuchs oder unverpaarten Gänsen. Zudem ist es wahrscheinlicher,
dass sich Individuen mit hoher Verdauungseffizienz in der folgenden Saison
erfolgreich fortpflanzen, als solche mit niedriger Verdauungseffizienz.
"Unsere Ergebnisse zeigen, dass der soziale Status den Stoffwechsel
moduliert, wahrscheinlich über eine Kette von physiologischen Mechanismen,
einschließlich einer geringeren Stressreaktion bei jenen Vögeln, die
stabile soziale Beziehungen zu ihren Familienmitgliedern genießen."

Das Team in Udine analysierte 184 individuelle Kotproben, um das "apparent
digestibility of organic matter", also die Scheinverdaulichkeit
organischer Substanz, zu bestimmen. Dabei nutzten die WissenschafterInnen
Lignin als unverdaulichen Marker in der Nahrung und im Kot. Außerhalb der
Brutzeit sind Graugänse sehr gesellig und pflegen starke
Familienbindungen. In der Schar sind rivalisierende Interaktionen zwischen
Tieren mit unterschiedlichem sozialem Status üblich. Diese lösen
Stressreaktionen aus, welche sich wiederum auf die physische und
emotionale Unterstützung sozialer Partner auswirkt. Die Reaktion der
sozialen Unterstützung hängt dabei von der Familiengröße ab, denn bei
Graugänsen mit Nachkommen nimmt die Ausscheidung von
Kortikosteron-Metaboliten mit zunehmender Anzahl der Nachkommen ab.
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Darüber hinaus interagieren soziale und ökologische Faktoren mit dem
Immunsystem, wie Frigerio und ihr Team bereits 2017 zeigten.
Hämatologische Parameter sind abhängig von einer Reihe von individuellen
(d.h. Geschlecht, Alter), sozialen (d.h. Paarbindung,
Fortpflanzungserfahrung) und ökologischen Faktoren. "Wir konnten nun
zeigen, dass soziale Umfeld und Verdauungseffizienz zusammenspielen. Diese
Ergebnisse bieten ein spannendes Vorfeld für weiterführende
Forschungsansätze", so Frigerio abschließend.


Publikation in "Scientific Reports":

Frigerio, D., Kotrschal, K., Fabro, C., Puehringer-Sturmayr, V., Iaiza,
L., Hemetsberger, J., Mason, F., Sarnataro, C., Filacorda, S.

Social context modulates digestive efficiency in greylag geese
(Anser anser).

DOI: 10.1038/s41598-018-34337-3

www.nature.com/articles/s41598-018-34337-3

Weitere Informationen über die Core Facility Konrad Lorenz
Forschungsstelle:

http://klf.univie.ac.at/de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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FORSCHUNG/1549: Meilenstein bei der Erforschung der atomaren Paritätsverletzung erreicht (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 06.11.2018

Meilenstein bei der Erforschung der atomaren Paritätsverletzung erreicht

Messung der Paritätsverletzung bei verschiedenen Isotopen von atomarem
Ytterbium entspricht Erwartungen des Standardmodells der Teilchenphysik.



Ein Spiegelbild gibt den jeweiligen Gegenstand immer komplett gespiegelt
wieder und nicht nur einzelne Teile davon oder einzelne Teile in einer
völlig verschiedenen Ausrichtung. Alles oder nichts - der Spiegel kann
nicht "nur ein bisschen" reflektieren. Dieses Beispiel veranschaulicht ein
fundamentales Symmetrieprinzip der Natur. Dass die Gesetze der Natur in
unserer Welt und in der Spiegelwelt gleich sind, also die Parität erhalten
bleibt, galt in der Physik für Jahrzehnte als gegeben - bis zum Jahr 1956.
In der Welt der kleinsten Teilchen, genauer in der Welt der schwachen
Wechselwirkung, wurde damals eine Verletzung dieses Prinzips entdeckt.
Seitdem erforschen Wissenschaftler die Effekte der sogenannten
Paritätsverletzung. Physikern der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
(JGU) ist es nun gelungen, die Paritätsverletzung bei Ytterbium-Atomen mit
unterschiedlicher Neutronenzahl zu ermitteln. Die Messungen bestätigen
erstmals Erwartungen, die auf dem Standardmodell der Teilchenphysik
beruhen und Veränderungen in der Paritätsverletzung bei einer
unterschiedlichen Anzahl von Neutronen vorhersagen. Die Arbeit wurde in
dem renommierten Fachmagazin Nature Physics publiziert.
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Aufbau des Ytterbium-Experiments am HIM mit dem Physiker Dr. Dionysis
Antypas

Foto: © Dionysis Antypas




Effekt der Paritätsverletzung steigt mit Anzahl der Neutronen

Paritätsverletzungen sind nur für die schwache Wechselwirkung, eine der
vier fundamentalen Kräfte der Natur, bekannt. Dem Nachweis 1956 bei einem
Betazerfall folgte 1979 die Entdeckung auch bei Atomen und in der Folge
die Untersuchung unterschiedlicher Elemente. Prof. Dr. Dmitry Budker
startete 1995 an der University of California, Berkeley mit
Präzisionsmessungen an dem Element Ytterbium, einem Seltenerdmetall, und
brachte 2014 diese Arbeiten mit nach Mainz. "Wir haben mit verschiedenen
Ytterbium-Isotopen gearbeitet, also Atomen mit der gleichen Anzahl
Protonen, aber unterschiedlich vielen Neutronen im Kern", erklärt Dr.
Dionysis Antypas vom Helmholtz-Institut Mainz (HIM). "Von sieben
Ytterbium-Isotopen haben wir eine Kette von vier Isotopen ausgewählt und
fanden die Erwartungen bestätigt: Je mehr Neutronen der Kern enthält,
desto größer ist der Effekt der Paritätsverletzung", sagt Antypas zu den
Ergebnissen der vierjährigen Arbeit an dem Projekt.

Der Isotopen-Vergleich bei Ytterbium geht auf einen Vorschlag von Prof.
Dr. Victor Flambaum aus dem Jahr 1986 zurück. Der australische Physiker
von der University of New South Wales ist seit zwei Jahren Fellow des
Gutenberg Forschungskollegs (GFK) und arbeitet mit den Mainzer
Wissenschaftlern zusammen. Die Untersuchungen erfolgten mit einem Aufbau
am HIM: Ytterbium-Atome werden in Gegenwart eines elektrischen und eines
magnetischen Feldes mit Laserlicht angeregt und die Amplitude der
Paritätsverletzung gemessen.

Ergebnisse ebnen den Weg für weitere Untersuchungen des
Ytterbium-Atomkerns

"Das jetzige Ergebnis ist ein signifikanter Meilenstein bei der
Erforschung der atomaren Paritätsverletzung?, fasst Budker die Daten
zusammen. "Das Ergebnis ist außerdem ein sehr wichtiger Meilenstein in
Richtung auf unsere zukünftigen Ziele." Die Wissenschaftler haben im
Rahmen ihrer Messungen auch Informationen über ein zusätzliches Z-Boson
vorgelegt. Z-Bosonen vermitteln die schwache Wechselwirkung und es wird in
der Fachwelt darüber spekuliert, ob es noch ein weiteres Z-Boson -
bezeichnet als "Z prime" oder "Z?", dessen Masse viel geringer als die des
bekannten Z-Bosons ist - gibt oder nicht.

Die künftigen Aufgaben sehen Budker und Antypas vor allem darin, die
Verteilung von Neutronen im Ytterbium-Atomkern zu messen und die schwache
Wechselwirkung zwischen den Nukleonen des Ytterbiumkerns zu studieren. Die
Vorhaben erfolgen in guter Übereinstimmung mit dem MESA-Programm und den
Projekten des Exzellenzclusters PRISMA+ der Universität Mainz.


Originalpublikation:

Dionysis Antypas et al.

Isotopic variation of parity violation in atomic ytterbium

Nature Physics, 29. Oktober 2018

DOI: 10.1038/s41567-018-0312-8

https://www.nature.com/articles/s41567-018-0312-8

Weitere Informationen unter:

https://budker.uni-mainz.de/

- Arbeitsgruppe Dmitry Budker

https://budker.uni-mainz.de/?page_id=20

- Parity violation in Ytterbium

https://www.hi-mainz.de/

- Helmholtz-Institut Mainz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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BILDUNG/917: Mehr Forschung für Frieden und Entwicklung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Novem1er 2018

Mehr Forschung für Frieden und Entwicklung



Anlässlich des morgigen Welttags der Wissenschaft für Frieden und Entwicklung erklären Ottmar von Holtz, Sprecher für zivile Krisenprävention, und Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen:

Frieden ist mehr als die Abwesenheit von Krieg, sondern braucht Strategien, Konzepte und Lösungsansätze für friedliches Zusammenleben. Der Welttag der Wissenschaft für Frieden und Entwicklung erinnert uns daran, dass Frieden eine kontinuierliche wissenschaftliche Begleitung und Aufarbeitung braucht. Hundert Jahre nach dem Ende des Ersten Weltkriegs ist Europa dafür das beste Beispiel. Die Friedensforschung kann uns heute dabei helfen, die Fehler der Vergangenheit nicht zu wiederholen und auch in Zukunft in Frieden zusammenzuleben.

Genau hierfür fehlt der Großen Koalition aber das Verständnis. Sie sieht untätig zu, wie die renommierte Deutsche Stiftung Friedensforschung von der Substanz zehrt, statt ihr das nötige Kapital zu geben. Auch die Nachwuchsförderung reicht nicht aus, um zukünftig ausreichend Know-how zu Fragen der Stabilisierung, Schlichtung, Versöhnungsarbeit und Prävention vorzuhalten. Trotz eindringlicher Warnungen aus der Forschung vor den verheerenden Folgen der Klimakrise als Auslöser bewaffneter Konflikte und Fluchtursache weltweit, bremst die Bundesregierung bei Klimafolgenforschung und Klimaschutz.

Zwischen dem Bundestag, den Ministerien und den deutschen Friedens- und Entwicklungsforschungsinstituten sowie den entsprechenden Lehrstühlen sollte ein engerer und nachhaltigerer Austausch erfolgen, damit die wertvollen wissenschaftlichen Erkenntnisse und der große Erfahrungsschatz der Friedens- und Konfliktforschung endlich stärker in die deutsche Außen-, Entwicklungs- und Klimapolitik einfließt. Immerhin ist es gelungen, dass auf der Deutschen Hochschule der Polizei ein Lehrstuhl für internationale Polizeimissionen eingerichtet wurde. Aber auch dies darf nur ein erster Schritt sein, damit endlich mehr deutsche Polizistinnen und Polizisten in internationalen Missionen teilnehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. November 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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SOZIALES/1921: Kein großer Aufbruch bei Freiwilligendiensten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. November 2018

Kein großer Aufbruch bei Freiwilligendiensten



Zu den Koalitionsbeschlüssen über die Freiwilligendienste erklärt Ekin Deligöz, im Haushaltsausschuss u.a. für das BMFSFJ zuständig:

Leider hat die Koalition die Chance vergeben, endlich ein bedarfsgerechtes Angebot an Freiwilligendienststellen zu schaffen. Familienministerin Giffey hatte viel versprochen, gibt sich aber mit einem bescheidenen Plus zufrieden. Die grüne Bundestagsfraktion hatte eine Verdopplung des aktuellen Angebots beantragt, um wirklich die breite Nachfrage von engagierten jungen Menschen ernst zu nehmen und bedienen zu können.

Die Koalition wird nun die Mittel für den Bundesfreiwilligendienst sowie die Jugendfreiwilligendienste faktisch um neun Prozent erhöhen. Das ist zu zaghaft. Denn damit wird nach verbreiteter Experten- und Verbändemeinung keinesfalls die Nachfrage gedeckt. Just das hatte jedoch die Bundesfamilienministerin medienwirksam in Aussicht gestellt als. Im August tat sie entschlossen kund, jeder, der sich in Deutschland freiwillig engagieren wolle, solle dazu auch die Möglichkeit bekommen. Dafür wolle sie die Freiwilligendienste umfassend ausbauen und attraktiver gestalten. Mit einer Erhöhung von neun Prozent für den Stellenausbau sowie Qualitätsverbesserungen kommt man da aber nicht besonders weit.

Wer hier wirklich viel erreichen - und auch einen Kontrapunkt in der Dienstpflichtdebatte setzen - will, muss dazu auch Geld in die Hand nehmen. Oder weniger versprechen. Unsere Änderungsanträge zum Bundeshaushalt im Umfang von rund 330 Millionen Euro hätten eine Verdopplung der aktuellen Einsatzstellen bedeutet. Das wäre dann ein Angebot für alle Engagement-Willigen. Davon profitieren junge Menschen und Gemeinwesen gleichermaßen.
 
 *
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Pressemitteilung vom 9. November 2018
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VERKEHR/795: Anton Hofreiter zum Dieseltreffen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. November 2018

Anton Hofreiter zum Dieseltreffen



Zum Ergebnis des heutigen [8.11.] Dieseltreffens erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Das Ergebnis von heute ist Augenwischerei. In Wahrheit bedeutet der Kompromiss: Das Tricksen geht ungeniert weiter. Minister Scheuer und die Konzernbosse wollen den betrogenen Dieselbesitzern Neuwagen andrehen und verweigern ihnen die Nachrüstung um weitere Jahre. Damit sind viele weitere Fahrverbote in Städten mit dreckiger Luft vorprogrammiert. Dieses Vorgehen ist ein weiteres grobes Foul gegenüber den Autobesitzern und den Menschen in unseren Städten. Dreist ist die Behauptung, dass es noch keine Nachrüstungspakete gibt. Längst hätte das Kraftfahrtbundesamt die bereits schon entwickelten Nachrüstungspakete unter die Lupe nehmen und zulassen können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. November 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AGRAR/325: Koalition stützt die Forstwirtschaft mit Dürrehilfen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Koalition stützt die Forstwirtschaft mit Dürrehilfen

Mehr Flexibilisierung und Bundesmittel bei der Gemeinschaftsaufgabe
Agrarstruktur und Küstenschutz



Die Haushaltspolitiker der Koalition beschließen in der am heutigen
Donnerstag stattfindenden Bereinigungssitzung des
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages Verbesserungen im
Haushalt des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft.
Hierzu erklären der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg, und der zuständige
Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Christian Haase:

Eckhardt Rehberg: "Der Schwerpunkt im parlamentarischen
Verfahren lag beim Bundeslandwirtschaftsetat auf Anpassungen bei der
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes (GAK)". Auf Initiative von Christian Haase wird es
über die nächsten fünf Jahre Dürrehilfen für die Forstwirtschaft in
Höhe von 25 Millionen Euro geben. Gleichzeitig hat der
Haushaltsausschuss bei der GAK auch Flexibilisierungen beschlossen,
damit der Mittelabfluss verbessert wird. Darüber hinaus stellt der
Haushaltsausschuss für einen Beschluss des Koalitionsausschusses
Mittel zur Verfügung, um im Bereich der Ferkelkastration das Tierwohl
zu verbessern."

Christian Haase: "Die Dürreperiode in diesem Jahr hat vielen
landwirtschaftlichen Unternehmen existenzgefährdende Schäden
zugefügt. Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner hat darauf
mit der Einführung von angemessenen Dürrehilfen genau richtig
reagiert. Dies flankiert der Haushaltsausschuss nun mit Hilfen für
die Forstwirtschaft, die natürlich genauso von der anhaltenden
Trockenheit in diesem Sommer betroffen ist. Die Forstwirtschaft wird
die Auswirkungen der extremen Dürre noch jahrelang spüren,
insbesondere durch nachfolgende Borkenkäferschäden. Daher freut es
uns sehr, dass wir ein Programm zur Bewältigung dieser Schäden in
Höhe von insgesamt 25 Millionen Euro auflegen konnten. An dem
Programm zur Wiederaufforstung werden sich die Länder in gleicher
Höhe beteiligen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/829: Langzeitarbeitslosen auf dem sozialen Arbeitsmarkt eine neue Perspektive eröffnen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Langzeitarbeitslosen auf dem sozialen Arbeitsmarkt eine neue
Perspektive eröffnen

Kommunen sollten neue Möglichkeit intensiv nutzen



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Donnerstag beschlossen, für
Langzeitarbeitslose neue Teilhabechancen auf dem allgemeinen und
sozialen Arbeitsmarkt zu schaffen. Dazu erklärt der Vorsitzende der
Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag Christian Haase:

"Wir begrüßen, dass Langzeitarbeitslose künftig neue Chancen auf dem
allgemeinen und sozialen Arbeitsmarkt erhalten. Damit setzen wir
unsere Forderung um, Menschen, die aufgrund von besonderen Umständen
auf dem regulären Arbeitsmarkt keine Chance haben, verstärkt die
Möglichkeit zu geben, sinnvolle und gesellschaftlich wertige
Tätigkeiten auszuüben.

Das heute vom Deutschen Bundestag beschlossene Gesetz ist ein starker
Beitrag für den Zusammenhalt in unserem Land. Die Kommunen haben
jetzt die Möglichkeit, mit entsprechenden Angeboten arbeitsmarktferne
Leistungsempfänger einzubinden. Diese Möglichkeit sollten die
Kommunen intensiv nutzen.

Wer Leistungsempfänger ist, kann andere hilfebedürftige Menschen
unterstützen, sich bei der Pflege des öffentlichen Raums nützlich
machen oder eine andere Aufgabe im Interesse der Gemeinschaft
übernehmen. Sinnvolle Beschäftigung, geregelter Tagesablauf und die
Sorge für den eigenen Unterhalt sind wichtige Faktoren, um sich in
der Gesellschaft dazugehörig zu fühlen und eine persönliche
Perspektive zu entwickeln."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/828: Umfassendes Coaching für Langzeitarbeitslose


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Umfassendes Coaching für Langzeitarbeitslose



Der Bundestag hat am heutigen Donnerstag, 8. November, mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen das Teilhabechancengesetz
verabschiedet. Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Es ist gut, dass es der Unionsfraktion gemeinsam mit unserem
Koalitionspartner gelungen ist, ein Gesetz zur Unterstützung
derjenigen in unserer Gesellschaft auf den Weg zu bringen, die es
besonders schwer haben, weil sie schon sehr lange arbeitslos sind. Ab
2019 verfügen die Jobcenter nicht nur über genügend Geld, sondern
auch über ein verbessertes und ein neues Instrument, mit denen sie
diesen Menschen wirklich helfen können. Da Lohnkostenzuschüsse allein
nicht ausreichen, ermöglicht das Gesetz den Betroffenen erstmalig ein
umfassendes Coaching. Wir hoffen, dass dieses Gesetz die
unterschiedlichen Träger von Unterstützungsleistungen dazu bringt,
stärker zusammenarbeiten, damit die Hilfe endlich dort ankommt, wo
sie wirklich gebraucht wird."
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AUSSEN/1789: Deutschland nimmt internationale Verantwortung wahr


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Deutschland nimmt internationale Verantwortung wahr

Haushaltsausschuss stärkt Mittel für Entwicklungszusammenarbeit



Die Haushaltspolitiker der Koalition haben in der Bereinigungssitzung
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages am gestrigen
Donnerstag entscheidende Verbesserungen im Etat des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
beschlossen. Hierzu erklären der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg, und der zuständige
Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Carsten Körber:

Eckhardt Rehberg: "Durch den Mittelaufwuchs von 520 Millionen
Euro leistet das Ministerium einen wichtigen Beitrag zur Erfüllung
des Koalitionsvertrages. Wir werden auch im kommenden Jahr die
ODA-Quote bei 0,50 Prozent stabil halten. Damit wird unser Land
seiner gestiegenen internationalen Verantwortung in der Welt gerecht.
So haben wir die Zusage der Bundeskanzlerin auf dem Afrika-Gipfel in
der vergangenen Woche direkt umgesetzt. Für den
Entwicklungsinvestitionsfonds mit Afrika stehen jetzt 100 Millionen
Euro bereit."

Carsten Körber: "Neben unseren Schwerpunkten bei der
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft und bei Ausbildung und
Beschäftigung setzen wir auch klare Akzente in der internationalen
Zusammenarbeit. Das UN-Entwicklungsprogramm (UNDP) erhält von uns für
die strategische Neuausrichtung insgesamt 40 Millionen Euro. Dessen
Leiter, UN-Untergeneralsekretär Achim Steiner, macht eine
hervorragende Arbeit. Diese unterstützen wir gern. Aber auch andere,
wie das UN-Kinderhilfswerk UNICEF, erhalten zusätzliche Mittel. Das
zeigt, wir nehmen unsere Verantwortung ernst und leisten unseren
Beitrag."
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AUSSEN/1788: Koalition stellt 2019 fast zwei Mrd. Euro für humanitäre Hilfe und Krisenprävention bereit


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Koalition stellt 2019 fast zwei Milliarden Euro für humanitäre
Hilfe und Krisenprävention bereit

Humanitäre Versorgung hat für die Union Priorität



Die Haushaltspolitiker der Koalition haben im Rahmen der am heutigen
Donnerstag stattfindenden Bereinigungssitzung des
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages wichtige Änderungen
beim Etat des Bundesaußenministeriums beschlossen. Dazu erklären der
haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Eckhardt
Rehberg und der zuständige Berichterstatter Alois Karl:

Eckhardt Rehberg: "Wir freuen uns, dass wir zur Bekämpfung
humanitärer Katastrophen für das Jahr 2019 zusätzliche Mittel in Höhe
von 176 Millionen Euro bereitstellen können. Für die humanitäre Hilfe
im Ausland stehen damit insgesamt 1,58 Milliarden Euro zur Verfügung.
Die Mittel für die Krisenprävention belaufen sich in 2019 auf 396
Millionen Euro. Damit werden wir angesichts drohender humanitärer
Krisen, beispielsweise im Jemen, unserer Verantwortung in der Welt
gerecht. Hilfsbedürftige in der Nähe ihrer Heimat zu versorgen, ist
aus unserer Sicht zentral, um nach Ende der Krise den Menschen zu
ermöglichen, erneut in ihrer Heimatregion Fuß zu fassen."

Alois Karl: "In der Bereinigungssitzung traf der
Haushaltsausschuss außerdem weitere wichtige Beschlüsse: Der
Volksbund Kriegsgräberfürsorge erhält für seine wichtigen Aufgaben
zusätzliche 1,8 Millionen Euro und kommt nun auf eine Gesamtzuwendung
von 17,8 Millionen Euro.

Es ist uns außerdem gelungen, die bereits im Koalitionsvertrag
vereinbarte Unterstützung der Sanierung der Benediktinerabtei
Dormitio in Jerusalem im Einzelplan zu verankern. Über 15 Millionen
Euro stehen für die Sanierung und die weiteren notwendigen Maßnahmen
an der Erlöserkirche und dem Wissenschaftszentrum der EKD in
Jerusalem zur Verfügung."
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BILDUNG/1010: Koalition unterstützt Gründung neuer Institute des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Koalition unterstützt Gründung neuer Institute des Deutschen
Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Vor allem Quantentechnologie im Fokus



Die Haushaltspolitiker der Koalition beschließen in der am heutigen
Donnerstag stattfindenden Bereinigungssitzung des
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages den Etat des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie. Hierzu erklären der
haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt
Rehberg, und der zuständige Berichterstatter im Haushaltsausschuss,
Andreas Mattfeldt:

Eckhardt Rehberg: "Mit den Beschlüssen machen wir den Weg frei
für fünf neue DLR-Institute an den Standorten Hannover, Ulm,
Oberpfaffenhofen, Rhein-Sieg-Kreis, Cottbus/Zittau/Görlitz sowie für
die Übernahme des Regionalflughafens Cochstedt durch das DLR. Die
neuen Einrichtungen unterstützt der Bund künftig mit 57 Millionen
Euro jährlich. Damit stärken wir den Forschungsstandort Deutschlands
in wichtigen Zukunftsfeldern. Von den betroffenen Bundesländern
erwarten wir, dass sie die einmaligen Anfangsinvestitionen für den
Aufbau der Institute sowie ihren vereinbarten Anteil an den laufenden
Betriebskosten erbringen."

Andreas Mattfeldt: "Der Haushaltsausschuss möchte Forschung
und Entwicklung in ausgewählten Zukunftsfeldern und
Schlüsseltechnologien stärken. Dies geschieht mit dem Ziel, dass an
den neuen Standorten herausragende Innovationscluster mit Start-ups
und neuen mittelständischen Betrieben entstehen. Die drei neuen
Institute zum Thema Quantentechnologie in Hannover, in Ulm und in
Oberpfaffenhofen bilden dabei einen Verbund. Diese Institute leisten
einen maßgeblichen Beitrag zum Quantentechnologie-Programm der
Bundesregierung. Sie werden sich mit der wissenschaftsorientierten
Erdbeobachtung (Hannover), Kommunikation und Navigation (Ulm) sowie
der technologischen Entwicklungen für künftige
Galileo-Satellitengenerationen (Oberpfaffenhofen) beschäftigen. Das
Institut für CO2-arme Industrieprozesse in der Lausitz-Region mit
Standorten in Cottbus und Zittau/Görlitz wird sich auf die
Schwerpunkte "Regelbare Energiebereitstellung" (insbesondere zur
Nutzung Erneuerbarer Energien) sowie "CO2-Reduktion in der
Grundstoffindustrie" konzentrieren.

Darüber hinaus soll mit der Übernahme des Regionalflughafens
Cochstedt durch das DLR ein Testgelände für unbemannte Luftfahrzeuge
entstehen. Der Flugplatz Cochstedt soll zusammen mit Flughäfen und
bereits laufenden Aktivitäten zu Flugtaxis in Bayern,
Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen Teil eines Netzwerks
werden, mit dem das DLR ein "Nationales Erprobungszentrum für
Unbemannte Luftfahrtsysteme" aufbaut."
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BILDUNG/1009: Mehr Schwung in die MINT-Förderung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Mehr Schwung in die MINT-Förderung

Bestehende Angebote müssen sich digital vernetzen



Am heutigen Donnerstag, 8. November, findet in Berlin der vom
Nationalen MINT-Forum (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und
Technik) ausgerichtete Parlamentarische Abend zum Thema "Qualität
sichern, Wirkung erzielen, Zukunft sichern" statt. Hierzu erklären
der bildungs- und forschungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Rupprecht, und die zuständige
Berichterstatterin, Sybille Benning:

Albert Rupprecht: "Wir müssen den Fachkräftemangel aktiv
angehen und brauchen dafür jetzt einen Aktionsplan, der den guten
MINT-Initiativen in Deutschland mehr Schwung verleiht. Dabei muss die
Qualität der Angebote wissenschaftlich gesichert werden und ein
einheitlicher und einfacher Zugang zu den Bildungsangeboten über ein
Onlineportal erreicht werden. Jede offene Stelle in Ausbildung oder
Beruf ist eine zu viel."

Sybille Benning: "Wir brauchen von der Kita über die Schule
bis zur Weiterbildung aufeinander aufbauende MINT-Angebote, die
besonders junge Menschen nachhaltig für Natur und Technik begeistern
können. Da können wir auch mit Hilfe der Bildungsforschung noch mehr
erreichen: Welche Formate sind besonders erfolgreich? Wie lassen sich
die bestehenden Angebote entlang der Bildungskette miteinander in
Einklang bringen, damit sie systematisch ineinandergreifen und
Stärken und Interessen einzelner im MINT-Bereich konsequent gefördert
werden? Die Schließung dieser Lücken stärkt den Forschungsstandort
Deutschland: Qualitativ hochwertige MINT-Angebote tragen auch dazu
bei, Fachkräfte auszubilden, die in Unternehmen und an
Forschungseinrichtungen das Hightech-Profil Deutschlands
weiterentwickeln.

Als Fraktion treiben wir einen strategischen Ansatz voran, denn Bund
und Länder, Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft können
gemeinsam Deutschland einen kräftigen MINT-Schub geben. Ich fordere,
dass sich die existierenden Angebote digital vernetzen und
präsentieren können, dafür brauchen wir ein bundesweites
MINT-E-Portal. Im Rahmen dieses Portals sollten auch
Qualitätsmerkmale festgelegt werden für die verschiedenen Angebote
entlang der Bildungskette, damit für jeden der Zugang zu guter
MINT-Bildung möglich wird.

Eine solide MINT-Bildung kann vielen Menschen nicht nur die Angst vor
neuen Herausforderungen durch technischen Fortschritt und
Digitalisierung nehmen, sondern auch Offenheit für solche
Entwicklungen schaffen. Und diese ist fundamental für die
Weiterentwicklung unserer Gesellschaft."
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BILDUNG/1008: Koalition investiert in die Zukunftsthemen Bildung und Forschung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Koalition investiert in die Zukunftsthemen Bildung und
Forschung

Rekordhaushalt für das Bildungs- und Forschungsministerium



Die Haushaltspolitiker der Koalition haben in der Bereinigungssitzung
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages am heutigen
Donnerstag wichtige Änderungen im Haushalt des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung beschlossen. Hierzu erklären der
haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt
Rehberg, und die zuständige Berichterstatterin im Haushaltsausschuss,
Kerstin Radomski:

Eckhardt Rehberg: "Die Koalition hat klar die Zukunftsthemen
Bildung und Forschung priorisiert. Den Rekordhaushalt des Bildungs-
und Forschungsministeriums für 2019 haben wir im parlamentarischen
Verfahren daher nochmal um rund 123 Millionen erhöht. Davon
profitieren besonders die Wissenschaftsorganisationen. In den
nächsten Jahren soll ein Fraunhofer-Institut für Energieinfrastruktur
und Geothermie sowie eine Außenstelle für "Translationale
Neuroinflammation" entstehen. Des Weiteren bauen wir das Fraunhofer
Innovationsimpuls Zukunftsmarkt 'Smart Ocean' aus. Der
Forschungsstandort Deutschland wird damit gestärkt."

Kerstin Radomski: "Im parlamentarischen Verfahren haben wir
die richtigen Weichen in der beruflichen Bildung und Forschung
gestellt. Mit der Anschubfinanzierung für die Innovationswettbewerbe
fördern wir die berufliche Bildung, um die Attraktivität der dualen
Ausbildung zu erhöhen. Zudem soll im nächsten Jahr die
Innovationsförderung in den ostdeutschen Bundesländern weiterhin im
Fokus stehen, um den Strukturwandel zu überwältigen. Dafür werden 10
Millionen Euro zusätzlich bereitgestellt. Weitere 10 Millionen Euro
fließen in die Arbeitsforschung, um die Folgen technologischer
Veränderungen für die Arbeit der Zukunft zu ergründen. Dazu sollen
auch regionale Kompetenzzentren der Arbeitsforschung gegründet
werden, um den Transfer vor Ort zu leisten.

Zudem freue ich mich, dass wir für das nächste Jahr die Mittel für
den Start der Anschubfinanzierungsphase für das 'Center for Advanced
Systems Understanding' bereitstellen. Gemeinsam mit Polen soll an der
Systemwissenschaft geforscht werden, um den komplexen
Herausforderungen der Zukunft mit digitalen Methoden zu begegnen."
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FINANZEN/1248: Umsatzsteuerbetrug beim Handel im Internet wird bekämpft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Umsatzsteuerbetrug beim Handel im Internet wird bekämpft

Onlinemarktplätze können ab 2019 für Umsatzsteuerausfälle in Haftung
genommen werden



Der Finanzausschuss hat am gestrigen Mittwoch das Gesetz zur
Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im
Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften
abschließend beraten. Dazu erklären die finanzpolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann sowie die zuständigen
Berichterstatter Fritz Güntzler und Uwe Feiler:

"Nutzt ein Händler einen Onlinemarktplatz und verkauft Waren in
Deutschland, so muss dieser Händler grundsätzlich Umsatzsteuer
zahlen. Es gibt aber insbesondere Händler aus Drittstaaten, die haben
dies nicht getan. Dieser Umsatzsteuerbetrug wird zukünftig
schwieriger. Denn die Marktplätze werden ab 2019 in die Pflicht
genommen dafür zu sorgen, dass ihre Händler die steuerlichen
Vorschriften auch einhalten. Tun sie dies nicht, haften die
Onlinemarktplätze für die nicht gezahlte Umsatzsteuer ihrer Händler.
Nur wenn die Händler eine Bescheinigung über ihre steuerliche
Erfassung in Deutschland vorlegen, können die Onlinemarktplätze sich
aus ihrer Haftung für ausgefallene Umsatzsteuer der Händler befreien.

Wir nehmen damit in Europa eine Vorreiterrolle ein. Denn die
europäischen Vorschläge streben Maßnahmen zur
Umsatzsteuerbetrugsbekämpfung in diesem Bereich erst für 2021 an.
Solange wollten wir nicht warten. Denn mit unserem Zwischenschritt
verhindern wir hier Besteuerungslücken. So werden auch
Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten unserer inländischen Händler
abgeschafft. Diese können sich ihrer Umsatzsteuerpflicht nämlich
nicht entziehen. Dies ist ein wichtiger Schritt hin zu mehr
Steuergerechtigkeit."
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INNEN/3422: Mehr Geld für Aufarbeitung der SED-Diktatur


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Mehr Geld für Aufarbeitung der SED-Diktatur

Zusätzliche Projekte bewilligt



Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in der
sogenannten Bereinigungssitzung am heutigen Donnerstag mehr Mittel
für Projekte zur Aufarbeitung der SED-Diktatur bewilligt. Dazu
erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann, und die kultur- und
medienpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Motschmann:

"Wir freuen uns, dass es mit Unterstützung der Haushaltspolitiker
gelungen ist, in der Bereinigungssitzung zusätzliche Mittel für die
Aufarbeitung der SED-Diktatur bereit zu stellen. Dazu gehören:

Die Mittel für die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur
erhöhen wir um 1 Million Euro. Damit können viele wichtige,
bundesweite Projekt im kommenden Jahr, in dem wir das 30. Jubiläum
der friedlichen Revolution begehen, finanziert werden.

Die Robert-Havemann-Gesellschaft erhält zusätzlich 200.000 Euro und
damit insgesamt 500.000 Euro im kommenden Jahr. Damit finanzieren wir
diesen wichtigen Akteur in gleicher Höhe wie das Land Berlin und
erwarten, dass diese Erhöhung im Regierungshaushalt 2020 fortgeführt
wird.

Das ehemalige DDR-Polizeigefängnisses in der Keibelstraße in Berlin
ist ein Erinnerungsort von nationaler Bedeutung, der seit 1996
verkommt. Wir fordern, dass dieses Gebäude authentisch erhalten und
für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. Daher stellen wir
50.000 Euro für eine Machbarkeitsstudie bereit.

Wir fördern mit 1,23 Millionen Euro eine neues Zeitzeugenportal
"Glaube-Mut-Freiheit", welches die Rolle der Oppositionsbewegung und
insbesondere die der Christen während der friedlichen Revolution
1989/1990 in Bild, Ton und Video dokumentieren soll. Dafür sind ca.
40 Zeitzeugeninterviews, u.a. mit Ulrike Poppe und Joachim Gauck
vorgesehen, aus denen später ein Dokumentarfilm entstehen soll.

Die Aufarbeitung unserer jüngeren deutschen Geschichte bleibt uns als
CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein politisches Kernanliegen und muss zu
einem gesamtdeutschen und gesamtgesellschaftlichen Thema werden.
Dafür werden wir weiterhin alle Anstrengungen unternehmen."
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INNEN/3421: Arbeit der Stasiunterlagenbehörde zukunftsfest machen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Arbeit der Stasiunterlagenbehörde zukunftsfest machen

In Abstimmung mit Opferverbänden das Erinnern an SED-Unrecht
dauerhaft sichern



Zu den heutigen Medienberichten, nach denen der Beauftragte für die
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen
Demokratischen Republik (BStU) eine Reform der Stasiunterlagenbehörde
anregt, erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann, und die kultur- und
medienpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Motschmann:

"Noch liegen keine konkreten schriftlichen Vorschläge durch den
Beauftragten für die Stasiunterlagen vor. Wir erwarten diese bis Ende
des Jahres. Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion steht fest: eine
Diskussion um eine Verstetigung des Stasi-Unterlagen-Archivs geht nur
gemeinsam mit den Opferverbänden des SED-Unrechts.

Für mögliche Veränderungen gilt: diese müssen konkrete Verbesserungen
mit sich bringen. Dies betrifft vor allem die langfristige Sicherung
der Stasiakten und eine Verringerung der Wartezeit beim Aktenzugang.

Möglichst bald wollen wir auch gesetzlich handeln. Dazu gehört die
Verlängerung der Überprüfungsmöglichkeit auf eine hauptamtliche oder
inoffizielle Stasitätigkeit im öffentlichen Dienst für einen weiter
zu beschränkenden Personenkreis bis zum 31. Dezember 2030.

Den durch SED-Unrecht Geschädigten steht auch in Zukunft eine
gesellschaftliche Anerkennung und Rehabilitierung zu. Deshalb wollen
wir die Fristen in den Rehabilitationsgesetzen möglichst bald
streichen.

Die Stasiakten sind das Vermächtnis der friedlichen Revolution. Vor
29 Jahren haben sich die Bürgerrechtler gegen staatlichen Widerstand
für den Erhalt dieser Akten in einem eigenständigen Sonderarchiv
eingesetzt. Immer noch gibt es monatlich über 4000 Anträge auf
Akteneinsicht. Für viele Menschen ist die Stasiunterlagenbehörde das
Symbol der Überwindung der DDR-Diktatur. Auch international genießt
sie höchstes Ansehen mit enormer Vorbildwirkung. Dieses Erbe werden
wir als CDU/CSU-Fraktion zukunftsfest machen. Das haben wir im
Koalitionsvertrag zugesagt."
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INNEN/3420: Etat für die Sicherheit


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Etat für die Sicherheit

Deutliche Steigerungen im Haushalt des Bundesinnenministeriums



Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat am heutigen
Donnerstag die abschließenden Beratungen des Bundeshaushalts 2019
begonnen. Zum Etat des Bundesministeriums des Innern, für Bau und
Heimat (BMI) erklären der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg und der zuständige
Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Klaus-Dieter Gröhler:

Eckhardt Rehberg: "Für die Unionsfraktion hat die Innere
Sicherheit hohe Priorität. Mit dem Haushalt 2019 bekommen die
Sicherheitsbehörden deutlich mehr Geld und Personal. In Umsetzung der
vereinbarten 7.500 Stellen bei den Sicherheitsbehörden aus dem
Koalitionsvertrag werden 2019 zusätzlich 3.120 Stellen
bereitgestellt, darunter die Bundespolizei mit 2.100, das
Bundeskriminalamt mit gut 475 und das Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik mit 325 Stellen. Mit den 2018 beschlossenen
Stellen stehen bereits jetzt gut 4.000 der vereinbarten 7.500 Stellen
zur Verfügung."

Klaus-Dieter Gröhler: "Der Bund geht bei der Ausrüstung der
Sicherheitsbehörden mit gutem Beispiel voran. Zusätzlich 64 Millionen
Euro stellt der Bund für geschützte Fahrzeuge der
Bereitschaftspolizeien der Länder und 100 Millionen Euro für
Fahrzeuge der freiwilligen Feuerwehren und für den zivilen
Katastrophenschutz bereit. Die Länder fordere ich auf, ebenfalls in
die Ausrüstung ihrer Polizeien und Feuerwehren zu investieren.

Weiter ist es ein Erfolg der Union, dass wir das KfW-Programm
"Kriminalprävention durch Einbruchsicherung" auf ein Volumen von 80
Millionen Euro erhöht haben.

Für die Sportförderung kann das unionsgeführte Innenministerium 2019
231 Millionen Euro ausgeben und damit fast 65 Millionen Euro mehr als
2017. In den parlamentarischen Beratungen hat die Union für eine
Erhöhung von gut 36 Millionen Euro gesorgt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/3419: Haushalt 2019 unterstützt die Belange der Aussiedler, Vertriebenen und deutschen Minderheiten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Haushalt 2019 unterstützt die Belange der Aussiedler, Vertriebenen
und deutschen Minderheiten

Ergebnisse der Haushaltsverhandlungen stärken die Erinnerungskultur



Am heutigen Donnerstag fand die entscheidende Bereinigungssitzung des
Haushaltsausschusses für den Bundeshaushalt 2019 statt. Dazu erklärt
der Sprecher der Gruppe der Vertriebenen, Aussiedler und deutschen
Minderheiten der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Eckhard
Pols:

"Bei den Haushaltsverhandlungen im Deutschen Bundestag konnten wir
für die Vertriebenen, Aussiedler und deutsche Minderheiten gute
Ergebnisse erzielen. Auf Basis von § 96 des
Bundesvertriebenengesetzes finanziert die Bundesbeauftragte für
Kultur und Medien jetzt Projekte für die Kulturarbeit in Höhe von
mehr als 21 Milliarden Euro. Es ist uns darüber hinaus gelungenen,
für weitere Einzelmaßnahmen finanzielle Unterstützung zu erhalten. Zu
nennen ist der Umbau von Schloss Horneck bei Gundelsheim: Diese
ehemalige Deutschordensfeste soll als Kultur- und Begegnungszentrum
mit dem Ziel weitergeführt werden, die Geschichte der Siebenbürger
Sachsen weiter zu erforschen. Hier unterstützt der Bund den Umbau mit
880.000 Euro. Ebenfalls gefördert wird Schloss Steinort, eines der
bedeutsamsten noch erhaltenen Schlösser Ostpreußens. Besonders freut
mich, dass es gelungen ist, Umbauarbeiten der Kirche St. Johannis in
Lüneburg ebenfalls finanziell zu unterstützen.

Die Ergebnisse der Haushaltsverhandlungen zeigen deutlich, dass es
nur die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag ist, die die
Interessen der Vertriebenen, Aussiedler und deutschen Minderheiten
wirklich vertritt - vor allem für die Betroffenen spürbar und
erfolgreich."

 * 

Quelle:
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KULTUR/631: Kulturetat auf Rekordniveau


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Kulturetat auf Rekordniveau

Denkmalschutzförderung wird auf 40 Millionen erhöh



Die Haushaltspolitiker der Koalition haben in der Bereinigungssitzung
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages am heutigen
Donnerstag erneut deutliche Erhöhungen im Haushalt des
Bundeskanzleramtes für den Bereich Kultur und Medien beschlossen.
Hierzu erklären der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg, und die zuständige
Berichterstatterin im Haushaltsausschuss, Patricia Lips:

Eckhard Rehberg: "20 Jahre Kulturförderung des Bundes durch
das Staatsministerium für Kultur und Medien sind eine
Erfolgsgeschichte. So konnte der Haushaltsausschuss auch im
Jubiläumsjahr den Etat in diesem Bereich um 113 Millionen auf nun
rund 1,9 Milliarden Euro steigern. Durch die zusätzlichen Mittel
können erneut zahlreiche kulturelle Projekte und Einrichtungen
seitens des Bundes gefördert werden und so einen echten Mehrwert für
unser Land erzielen. Dies gilt nicht nur für Museen, Musik und
Theater, Filmförderung sondern auch für die kulturelle Bildung oder
die wichtige Erinnerungsarbeit. Ebenso von Bedeutung ist der Erhalt
von einzigartiger Bausubstanz, die bis in die Regionen hinein unser
kulturelles Erbe darstellt."

Patricia Lips: "Die erfolgreichen
Denkmalschutz-Sonderprogramme setzen wir auf hohem Niveau fort. 40
Millionen stehen nun auf Initiative der Union für 2019 dafür zur
Verfügung. Diese Programme haben in weiten Teilen einen sehr
dezentralen Charakter und erreichen damit die Menschen im ganzen
Land. So hat der Haushaltsausschuss in seiner heutigen Sitzung
bereits 30 Millionen noch aus 2018 für ganz konkrete 180
Denkmalprojekte freigegeben. Wir freuen uns über die hervorragende
Resonanz für diese Kulturförderung des Bundes und unterstützen sie
durch einen deutlich höheren Ansatz im Etat."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/790: Nein zu höheren Steuern auf Kraftstoffe und Heizöl


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Nein zu höheren Steuern auf Kraftstoffe und Heizöl



Medienberichten zufolge arbeiten Bundesumweltministerin Schulze und
Bundesfinanzminister Scholz an Plänen für Steuererhöhungen auf
Kraftstoff und Heizöl, um so die deutschen Klimaziele zu erreichen.
Hierzu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion,
Georg Nüßlein:

"Wir sagen Nein zu höheren Steuern auf Kraftstoffe und Heizöl. In
diesem Punkt spricht auch der Koalitionsvertrag eine ganz klare
Sprache. Keine Mehrbelastung - das muss auch für den Geldbeutel der
einzelnen Bürgerinnen und Bürger gelten. Wir müssen unsere Klimaziele
mit Innovation und technologischem Wettbewerb erreichen und nicht mit
einer Verteuerung der Mobilität und des Wohnens. Höhere Steuern auf
Kraftstoffe würden vor allem die Menschen im ländlichen Raum
belasten, die ganz besonders auf das Auto angewiesen sind. Das ist
mit uns nicht zu machen."

 * 

Quelle:
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UMWELT/789: Neues Programm zum Export von Technologien gegen die Vermüllung der Meere ins Leben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Koalition ruft neues Programm zum Export von Technologien gegen
die Vermüllung der Meere ins Leben

Beitrag zum Internationalen Klima- und Umweltschutz



Die Haushaltspolitiker der Koalition werden am heutigen Donnerstag
bei der abschließenden Beratung des Haushalts des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Energie und des Sondervermögens des Energie- und
Klimafonds im Haushalt Änderungen beschließen. Hierzu erklären der
haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt
Rehberg, und der zuständige Berichterstatter im Haushaltsausschuss,
Andreas Mattfeldt:

Eckhardt Rehberg: "Mit einem neuen Programm zum Export von
Technologien gegen die Vermüllung der Meere leistet die Koalition
einen Beitrag zum internationalen Klima- und Umweltschutz."

Andreas Mattfeldt: "Die Bekämpfung einer voranschreitenden
Vermüllung der Meere durch Plastikmüll ist eine der drängendsten
politischen Aufgaben im globalen Einsatz für den Umweltschutz und
gegen den Klimawandel. Nur zehn Flüsse weltweit befördern rund 90
Prozent des Plastikmülls in die Weltmeere und schaffen damit ein
immenses, aber lösbares Problem für den internationalen Klima- und
Umweltschutz. Deutschland kann hier als einer der zentralen
Wirtschafts- und Technologiestandorte einen wichtigen Beitrag
leisten. Die betroffenen Länder müssen mit dem Export moderner
Technologien dabei unterstützt werden, die Zufuhr des Plastikmülls
durch diese Flüsse zu unterbinden. Mit dem neu aufgelegten Programm
unterstützen wir unsere deutschen Unternehmen bei diesem
Technologietransfer und leisten zugleich einen wichtigen Beitrag zum
internationalen Umweltschutz. Dafür wurden im Bundeshaushalt über das
dafür vorgesehene Sondervermögen des Energie- und Klimafonds für die
nächsten fünf Jahre insgesamt 50 Millionen Euro zur Verfügung
gestellt. Die konkrete Ausgestaltung des Programms liegt nun beim
Bundesumweltministerium, welches hier künftig die Federführung
übernehmen wird."

 * 

Quelle:
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UMWELT/788: Neues Programm Modernisierung in Landschaftsgärten sowie Park- und Grünanlagen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Koalition finanziert mit neuem Programm Modernisierung in
Landschaftsgärten sowie Park- und Grünanlagen

Modellvorhaben zur Anpassung an den Klimawandel in Stadt und Land



Zur abschließenden Beratung des Haushalts des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie und des Sondervermögens Energie- und
Klimafonds im Haushaltsausschuss am heutigen Donnerstag erklären der
haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt
Rehberg, und der zuständige Berichterstatter im Haushaltsausschuss,
Andreas Mattfeldt:

Eckhardt Rehberg/Andreas Mattfeldt: "Mit insgesamt 100
Millionen Euro werden in den kommenden vier Jahren Maßnahmen zur
Klimaanpassung und Modernisierung in Landschaftsgärten sowie
Park- und Grünanlagen finanziert. Denn öffentliche Grünflächen sind
wesentlich mehr als nur Naherholungsräume. Sie tragen effektiv zur
CO2-Einsparung und damit zum Klimaschutz bei, zu dem sich die
Bundesregierung verpflichtet hat. Hier liefern wir nun konkrete
praktische Ansätze. Ein wichtiges Thema ist in diesem Zusammenhang
auch das fortschreitende Bienen- bzw. Insektensterben Diesem können
wir mit der Schaffung von sogenannten Blühflächen durch die Aussaat
von Wildpflanzen auf Grundstücken des Bundes bzw. der öffentlichen
Hand effektiv entgegenwirken. Die konkrete Ausgestaltung des
Programms liegt nun beim Bundesministerium des Inneren, für Bau und
Heimat, welches hier die Federführung übernehmen wird."

 * 

Quelle:
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VERKEHR/730: Haushaltsausschuss zeigt Haltung für mehr Nachhaltigkeit beim Thema



Mobilität
�����������������������������������������������������������������������
Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Haushaltsausschuss zeigt Haltung für mehr Nachhaltigkeit beim
Thema Mobilität

Zusätzlich knapp 700 Millionen Euro ab 2019 beschlossen



Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in seiner am
gestrigen Donnerstag stattfindenden Bereinigungssitzung die
entscheidenden Weichenstellungen für den Bundeshaushalt 2019
vorgenommen. Im Etat des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur haben die Parlamentarier ein ganzes Maßnahmenbündel für
mehr Nachhaltigkeit im Mobilitätssektor eingebracht. Dazu erklären
der haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Eckhardt Rehberg und der zuständige Berichterstatter im
Haushaltsausschuss, Rüdiger Kruse:

Eckhardt Rehberg/Rüdiger Kruse: "Die Mobilität von Menschen
und Waren ist Grundvoraussetzung für unseren Wohlstand. Diesen wollen
wir sichern - ohne Kompromisse bei unserer Gesundheit zu machen. Wir
fördern daher im Haushalt 2019 zahlreiche Projekte, um Mobilität
smarter zu gestalten und die Emissionen der verschiedenen
Verkehrsträger zu verringern."

 * 

Im Folgenden finden Sie eine Auswahl von Projekten, die auf
Initiative des Haushaltsausschusses Einzug in den Etat gehalten
haben:

Neugründung des Deutschen Zentrums für Schienenverkehrsforschung

5 Millionen Euro

Das neuzugründende Deutsche Zentrum für Schienenverkehrsforschung
(DZSF) wird einen Kompetenz-Hub bilden, um die Schiene in
Forschungsfragen fit für die Zukunft zu machen. Es wird eine neutrale
Rolle mit originärem Expertenwissen und thematischer Tiefenschärfe
einnehmen. Durch die Eingliederung in das Eisenbahnbundesamt in
Dresden binden wir die vorhandene Forschungsinfrastruktur an der TU
Dresden ein.

Weniger Schadstoffe auf der "letzten Meile"

10,6 Millionen Euro

Die Ineffizienz der sogenannten "letzten Meile" im innerstädtischen
Lieferverkehr ist ein fast schon altbekanntes Problem. Die Folgen
sind nicht nur unzuverlässige Angaben zur Lieferzeit von Paketen,
sondern vor allem auch unnötige Treibstoffverschwendung. Wir fördern
nun im Bund die Erstellung städtischer Logistikkonzepte, um dieses
Problem anzugehen.

Barrierefreiheit an Bahnhöfen

330 Millionen Euro bis 2026

Unserer Überzeugung nach ist eine der wichtigsten Aufgaben von
Politik, jedem Menschen ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen.
Wer durch eine körperliche Behinderung in dieser Freiheit
eingeschränkt ist, hat Anspruch auf die Solidarität unserer
Gesellschaft. Vor diesem Hintergrund war es uns ein großes Anliegen,
hier einen Beitrag zu leisten und die vollständige Kostenübernahme
für 118 (zukünftig) barrierefreie Bahnhöfe zu beschließen.

Breitbandausbau entlang der Straße

26 Millionen Euro

Der schnellstmögliche Ausbau des deutschen Breitbands ist erklärtes
Ziel der Koalition. Voraussetzung hierfür ist eine genaue Kenntnis
der sog. "Leerrohrinfrastruktur" als Träger für z.B. Glasfaserkabel.
Daher haben wir 26 Millionen Euro im Bundeshaushalt zur Erfassung,
Dokumentation und Bereitstellung von Leerrohrinfrastruktur entlang
des Straßennetzes platziert.

Streichung der Befahrensabgaben für Binnenschiffe

45,5 Millionen Euro

Unter allen Verkehrsträgern sind Wasserwege die mit Abstand
umweltfreundlichste Variante, Waren von A nach B zu transportieren.
So verursacht jeder Tonnenkilometer per Schiff nur einen Bruchteil
der CO2-Emissionen, die beispielsweise der Transport per LKW auf
gleicher Strecke ausstoßen würde. Vor diesem Hintergrund machen wir
die Verlagerung des Warenverkehrs auf Binnenschiffe finanziell
attraktiver, in dem wir die Befahrensabgaben auf deutschen
Wasserstraßen (bis auf den Nord-Ostsee-Kanal) ersatzlos streichen.

Urban Air Mobility

15 Millionen Euro bis 2022

Immer mehr Menschen leben in Großstädten. Dies schlägt sich nicht
zuletzt in erhöhtem Verkehrsaufkommen und Rekordstaus nieder.
Stadtplaner suchen nach Wegen, um den Verkehrskollaps zu verhindern.
Entsprechend des EU-Konzepts "Urban Air Mobility" stellen wir 15
Millionen Euro bis 2022 zur Verfügung, um die Forschung, Entwicklung
und Erprobung innovativer Techniken im Bereich Drohnen und
"Flugtaxis" zu fördern.

Modernisierung des Bahnfunks

15,9 Millionen Euro zusätzlich bis 2021

Telefonie und mobile Internetnutzung sind für Bahnreisende leider
eine mühselige Angelegenheit. Grund hierfür ist oftmals, dass die
Netze der öffentlichen Telekommunikationsanbieter nicht das
sicherheitssensitive Mobilfunknetz der Bahnunternehmen "GSM-R"
(Global System for Mobile Communications - Railway) stören dürfen.
Letzteres fußt derzeit noch auf einem veralteten Technikstandard, der
nun mithilfe einer Bundesförderung überholt werden kann. Ziel ist es,
die Funkmodule der Triebfahrzeuge störungsfest zu machen, sodass die
öffentlichen Mobilfunknetze nicht länger auf Sicherheitsabstand zum
Schienennetz - und zu ihren Kunden - gehen müssen.

Stärkung der 5x5G-Strategie

82,5 Millionen Euro zusätzlich bis 2022

Im Haushalt 2018 haben wir erstmals die 5x5G-Strategie der
Bundesregierung im Haushalt verankern können. Hierbei werden fünf
Regionen prioritär mit diesem Mobilfunkstandard ausgestattet, um
Forschung zu intensivieren, den Infrastrukturaufbau zu beschleunigen
und Deutschland so langfristig zu einem Leitmarkt für 5G zu
entwickeln. Zur Fortsetzung des Projekts haben wir nun 82,5 Millionen
Euro zusätzlich bis 2022 eingebracht.

Automatisiertes und vernetztes Fahren

66,5 Millionen Euro

Automatisiertes und vernetztes Fahren hat erhebliches Potenzial, zur
Erhöhung von Sicherheit, Fahrkomfort und Kraftstoffeffizienz in
Deutschland beizutragen. Mit den zusätzlichen Mitteln soll eine neue
Förderrichtlinie mit dem Fokus auf Weiterentwicklung des gesamten
Verkehrs-/Mobilitätssystems, insbesondere auch unter Anwendung von
KI, umgesetzt werden.

Weitere Förderung digitaler Testfelder in Häfen

7,9 Millionen Euro zusätzlich bis 2020

Mit den digitalen Testfeldern verfolgen wir unsere Strategie zur
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Häfen konsequent
weiter. Auf den Testfeldern können die Innovationen der Logistik 4.0,
des Güterumschlags und -transports unter Realbedingungen erprobt,
bewertet und weiterentwickelt werden. Hierfür stellen wir aktuell
nochmal 7,9 Millionen Euro in den Bundeshaushalt ein.

Neuauflage des Förderprogramms "Innovative Hafentechnologien"

27 Millionen Euro zusätzlich

Mit zusätzlichen Mitteln in Höhe von 27 Millionen Euro sichert der
Haushaltsausschuss erstens das bestehende Programm "IHATEC I"
finanziell ab und beschließt zweitens seine Fortsetzung in Form des
Programms "IHATEC II" ab 2021. Damit helfen wir den Häfen, das stark
anwachsende Umschlagaufkommen zu bewältigen und Logistikketten zu
verbessern. Dabei sollen bestehende Arbeitsplätze erhalten und neue
geschaffen werden. Die Projekte können eine große Bandbreite haben -
vom Einsatz automatisierter Systeme für den Güterumschlag über die
IT-optimierte Prozesssteuerung in der Lagerhaltung bis hin zu
Maßnahmen zur Bekämpfung von Cyber-Angriffen.

Perspektive des Deutschen Maritimen Zentrums gesichert

3 Millionen Euro in 2020

Schon als der Haushaltsausschuss das Deutsche Maritime Zentrum (DMZ)
im Jahr 2016 initiierte, wurde das Projekt von Hamburgs maritimer
Wirtschaft als großer Erfolg gefeiert. In der Zwischenzeit hat sich
der Mut zu dieser Investition als richtige Entscheidung bewährt: Das
DMZ übernimmt bereits eine Reihe von branchenübergreifenden Aufgaben
rund um Forschung, Entwicklung und Innovationsförderung. Um die
Planungs- und damit Arbeitsfähigkeit dieser wichtigen Institution
sicherzustellen, haben wir die Finanzierung der kommenden Jahre schon
heute fest im Bundeshaushalt verankert.

Neue Modellprojekte für den Radverkehr

22 Millionen Euro zusätzlich bis 2020

Insbesondere im urbanen Raum fehlt es an Modellprojekten, um dringend
benötigte Erweiterungsmöglichkeiten im Radverkehrsnetz zu erproben.
Hierfür stellen wir 22 Millionen Euro zusätzlich bereit.

Nachhaltige Antriebe im Schienenverkehr

52,7 Millionen Euro zusätzlich bis 2023

Mit zusätzlichen 52,7 Millionen Euro schaffen wir die Möglichkeit,
das Potenzial alternativer Antriebstechnologien - z.B. Wasserstoff,
Batterie oder Hybrid - im Schienenverkehr durch Neuinvestition in
Züge auszuschöpfen. Damit setzen wir eine Vereinbarung des
Koalitionsvertrages um und steigern die Nachhaltigkeit im
Bahnverkehr.

Umweltfreundlicher Bordstrom

1 Millionen Euro zusätzlich

Auch fördern wir im Haushalt 2019 die Investitionen in
umweltfreundlichen Bordstrom bzw. in mobile Landstromanlagen. Zu
viele der in deutschen Häfen liegenden Schiffe decken ihren
Strombedarf derzeit noch mithilfe kostengünstiger - und
emissionsstarker - Dieselgeneratoren. Mithilfe dieses Programms
können unsere Häfen umweltfreundlicheren Strom zu
wettbewerbsfähigeren Preisen anbieten - zum Beispiel in Form
moderner, mobiler LNG-Generatoren mit etwa 70 Prozent weniger
Feinstaubemission.

Studie "Anreize für Neubauten kleinerer Schiffe"

100.000 Euro

Wir haben uns in den vergangenen Jahren bereits vielfach für
Innovationsförderung im Schiffbau engagiert. Daraus ergibt sich ein
großes Potenzial für Effizienzsteigerungen und Emissionsreduktionen -
wenn diese Innovationen denn auch tatsächlich Anwendung finden.
Insbesondere im Bereich der Binnenschifffahrt haben wir es allerdings
mit einer veralteten Flotte zu tun. Im Haushalt 2019 haben wir daher
die Finanzierung einer Studie zum Thema "Anreize für Neubauten
kleinerer Binnenschiffe (bis max. 100m Länge)"aufgenommen, um eine
Erneuerung der deutschen Binnenschifffahrtsflotte auf den Weg zu
bringen.

 * 
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VERKEHR/729: Autohersteller müssen Beitrag zur Verbesserung der Luftqualität in deutschen Städten leisten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Autohersteller müssen Beitrag zur Verbesserung der Luftqualität in
deutschen Städten leisten



Zum dem am gestrigen Donnerstag stattgefundenen Gesprächs des
Bundesverkehrsministers Andreas Scheuer mit Vertretern der deutschen
Autohersteller, können Sie den für Verkehr zuständigen,
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer ist gestern ein konstruktiver
Kompromiss mit den deutschen Automobilherstellern gelungen. VW,
Daimler und BMW haben zugesichert, dass sie die Mobilität ihrer
Kunden erhalten werden. Wir unterstützen den Bundesverkehrsminister
in seiner klaren Haltung gegenüber den Autoherstellern. Diese müssen
jetzt ihren Beitrag zur Verbesserung der Luftqualität in deutschen
Städten leisten. Nur so können sie verloren gegangenes Vertrauen
wieder zurückgewinnen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/728: Deutliche Verkürzung der Dauer von Baumaßnahmen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Deutliche Verkürzung der Dauer von Baumaßnahmen



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Donnerstag das Gesetz zur
Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im
Verkehrsbereich beschlossen. Hierzu können Sie die verkehrspolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela Ludwig, wie folgt
zitieren:

"Mit dem Planungsbeschleunigungsgesetz werden wir die Dauer von
Baumaßnahmen deutlich verkürzen. Damit reduzieren wir die Belastung
von Anwohnerinnen und Anwohnern an den Baustellen und vermeiden das
Risiko von Kostensteigerungen durch lange Bauzeiten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2775: Mittel für Games-Förderung kommen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. November 2018

Mittel für Games-Förderung kommen

50 Millionen Euro im Bundeshaushalt 2019



Die Haushaltspolitiker der Koalition haben in der Bereinigungssitzung
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages am gestrigen
Donnerstag beschlossen, im Haushalt des Bundesministeriums für
Verkehr und digitale Infrastruktur Mittel für die Games-Förderung
aufzunehmen. Hierzu erklären der digitalpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Tankred Schipanski, und der zuständige
Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Rüdiger Kruse:

Tankred Schipanski: "Digitale Spiele sind Kultur- und
Wirtschaftsgut und nicht zuletzt Treiber für Innovationen,
beispielsweise auch im Bereich künstlicher Intelligenz. Vom
Innovationsschub der Games-Industrie werden auch andere Branchen in
Deutschland profitieren. Deshalb ist es das richtige Signal, dass das
Parlament die Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag, eine
Games-Förderung einzuführen, jetzt mit konkreten Mitteln unterlegt
und dafür 50 Millionen Euro in den Haushalt für 2019 einstellt.

Klar ist aber auch: Wenn wir den Entwicklerstandort Deutschland
langfristig stärken wollen, dann muss sich dieses Bekenntnis auch in
konkreten Zahlen in den kommenden Haushalten niederschlagen."

Rüdiger Kruse: "Gaming und Politik haben in der Vergangenheit
leider ein wenig gefremdelt. Inzwischen ist aber doch wohl jedem
klar, dass diese Branche einen Motor für die Kreativindustrie -
wirtschaftlich wie künstlerisch - darstellt. Wir haben gern dafür
gesorgt, dass der "Deutsche Games Fond" seinen Weg in den
Bundeshaushalt 2019 findet und den Entwicklerstandort Deutschland
stärkt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2774: Bundeswirtschaftsministerium erhält 30 Mio. Euro für Afrika-Initiative


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. November 2018

Bundeswirtschaftsministerium erhält 30 Millionen Euro für
Afrika-Initiative

Wirtschaftliche Zusammenarbeit soll intensiviert werden



Im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages wird am heutigen
Donnerstag der Haushalt des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie abschließend beraten. Hierzu erklären der haushaltspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg, und der
zuständige Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Andreas Mattfeldt:

Eckhardt Rehberg: "Für eine neue Afrika-Initiative im Rahmen
der Außenwirtschaftsförderung des Bundeswirtschaftsministeriums hat
die Koalition insgesamt zusätzliche 30 Millionen Euro zur Verfügung
gestellt."

Andreas Mattfeldt: "Entscheidend für Wachstum und
Beschäftigung in Afrika sind in erster Linie Handel und
Investitionen. In Abgrenzung zu den klassisch entwicklungspolitisch
ausgelegten Initiativen des Bundesentwicklungsministeriums sollen
deshalb Verbundprojekte mit der deutschen Wirtschaft und Industrie
angestoßen werden, um in ausgewählten Ländern vor Ort langfristig die
Etablierung und Festigung marktwirtschaftlicher Strukturen zu
fördern. Konkret werden hier unter anderem Programme wie
Managerfortbildungen, Messebeteiligungen und
Markterschließungsmaßnahmen für insbesondere kleine und mittlere
Unternehmen gefördert. Auch die Auslandshandelskammern und die
Germany Trade & Invest (GTAI) werden mit zusätzlichen Mitteln in Höhe
von insgesamt 14,4 Millionen Euro bedacht. Ich bin überzeugt, dass
deutsche Unternehmen damit einen wichtigen Beitrag zu einer
nachhaltigen, marktwirtschaftlichen Entwicklung in Afrika leisten
werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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BILDUNG/895: Mindestausbildungsvergütung muss sich lohnen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 9. November 2018

Mindestausbildungsvergütung muss sich lohnen



"Azubis sind keine Billigarbeitskräfte. Daher ist der Vorschlag der Bundesbildungsministerin Karliczek, 504 Euro als Ausbildungsmindestlohn festzulegen, inakzeptabel und kommt einer Niedriglohnausbildung gleich. Das ist das Gegenteil von Stärkung der beruflichen Bildung", erklärt Birke Bull-Bischoff zum Vorstoß der Ministerin zur Mindestausbildungsvergütung. Die bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE weiter:

"Die Frage ist, welche Azubis Ministerin Karliczek mit dieser miserablen Regelung gewinnen will, zumal für Berufe mit schlechten Arbeitsbedingungen. Sie wäre gut beraten, die Expertise der Gewerkschaften mitaufzunehmen. Unsere Fraktion hat ebenfalls einen Vorschlag unterbreitet: Wir fordern eine gesetzlich festgelegte Mindestausbildungsvergütung, die einheitlich bei 80 Prozent der durchschnittlichen tariflichen Ausbildungsvergütungen aller Branchen des jeweiligen Ausbildungsjahres liegen soll."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. November 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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FINANZEN/1527: Schwarze Null ist Volksverdummung


DIE LINKE - Presseerklärung vom 9. November 2018

Schwarze Null ist Volksverdummung



"Finanzminister Scholz hat auch im Haushalt 2019 keinen Kurswechsel zu einer sozialen und friedlichen Politik vollzogen. Das Zahlenwerk trägt die alte Handschrift seines Vorgängers Wolfgang Schäuble", kommentiert Gesine Lötzsch, haushaltspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, den Abschluss der Haushaltsberatungen im Haushaltsausschuss für den Bundeshaushalt 2019. Lötzsch weiter:

"Die verfügbaren Einkommen in Deutschland waren seit den 1970er Jahren nie so ungleich verteilt wie heute. Auch das Vermögen ist ungleicher verteilt als in fast allen anderen europäischen Ländern. Trotzdem leisten CDU/CSU und SPD keinen nennenswerten Beitrag zu mehr steuerlicher Gerechtigkeit in unserem Land. Unsere Vorschläge für eine stärkere Vermögensbesteuerung und für eine Finanztransaktionssteuer wurden von der Koalition wieder abgelehnt. Das Festhalten an der 'schwarzen Null' ist ein Beitrag zur Volksverdummung, denn sie lenkt davon ab, dass wir ein ungerechtes Steuersystem haben.

Völlig unverständlich ist die Absenkung der Investitionen im nächsten Jahr. In den folgenden Jahren sollen dann die Investitionen auf einem niedrigen Niveau eingefroren werden. Das ist in Anbetracht von kaputten Schulen und Krankenhäusern, fehlenden Kindergärten und Wohnungen eine Entscheidung gegen die Mehrheit der Menschen in unserem Land.

Die Bundesregierung folgt weiter blind US-Präsident Donald Trump. Die Ausgaben für die Bundeswehr werden in den nächsten Jahren sprunghaft ansteigen. Allein für die Beschaffung sollen 25 Prozent mehr ausgegeben werden. Mehr Ausgaben für das Militär führen aber nicht zu mehr Sicherheit in unserem Land, das haben wir in den vergangenen Jahren schmerzhaft erfahren müssen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. November 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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GESUNDHEIT/1058: Pflegepersonalstärkungsgesetz ist zaghafter Schritt in die richtige Richtung


DIE LINKE - Presseerklärung vom 9. November 2018

Pflegepersonalstärkungsgesetz ist zaghafter Schritt in die richtige Richtung



Das Pflegepersonalstärkungsgesetz ist zaghafter Schritt in die richtige Richtung. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, erklärt dazu:

Mit dem heute beschlossenen Pflegepersonalstärkungsgesetz haben die Proteste Gesundheitsminister Jens Spahn einen zaghaften Schritt in die richtige Richtung abgetrotzt. Dieser geht jedoch nicht weit genug. Die vorgesehenen Maßnahmen sind typisch für die Politik der Union: Sie bleiben ohne echten Gestaltungswillen und packen den Pflegenotstand nicht an der Wurzel. Noch immer versäumt die Regierung es, flächendeckende, bedarfsorientierte Pflegepersonalschlüssel einzuführen, die eine echte Umkehr bedeuten würden von blindem Profitstreben hin zu einer Pflege, die das Wohl der Menschen ins Zentrum stellt. DIE LINKE wird im Kampf für eine humane Pflegepolitik weiter an der Seite der Gewerkschaften und Beschäftigten stehen.

DIE LINKE fordert mit ihrer Kampagne "Menschen vor Profite: Pflegentstand stoppen" 100 000 Pflegekräfte mehr in den Krankenhäusern und 40 000 zusätzliche Stellen in der Altenpflege. Außerdem setzt sich DIE LINKE für eine schnelle Einführung einer gesetzlichen Personalbemessung im Krankenhaus ein. Der Pflegemindestlohn in der Altenpflege muss auf 14,50 angehoben werden. Und es muss sichergestellt werden, dass die Pflegekräfte tariflich bezahlt werden.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. November 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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BUNDESTAG/7712: Heute im Bundestag Nr. 864 - 09.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 864

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. November 2018, Redaktionsschluss: 12.05 Uhr

1. Bundeshaushalt 2019 beschlossen

2. Bewertung von Konjunkturgutachten

3. Investive Impulse aus Wohngipfel

4. Förderung von Gründern

5. Bestand des Thunfisches im Atlantik



1. Bundeshaushalt 2019 beschlossen

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Bund kann im kommenden Jahr 356,4 Milliarden
Euro ausgeben. Gegenüber dem Soll für 2018 steigt der Etat des Bundes
damit um 12,8 Milliarden Euro (+3,7 Prozent). Das beschloss der
Haushaltsausschuss am frühen Freitagmorgen nach rund 16-stündiger
Bereinigungssitzung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD. Die Oppositionsfraktionen AfD, FDP, Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen stimmten gegen den geänderten Haushaltsentwurf.

Gegenüber dem Entwurf der Bundesregierung für den Bundeshaushalt 2019
(19/3400) sinkt der Etatansatz damit um 0,4 Milliarden Euro. Den
Ausgaben stehen Einnahmen in gleicher Höhe gegenüber. Davon entfallen
laut Ausschussfassung des Haushaltsentwurfes 2019 325,491 Milliarden
Euro auf Steuereinnahmen. Das sind 7,515 Milliarden Euro weniger als
im Regierungsentwurf. Im Haushalt 2018 wird das Soll der
Steuereinnahmen mit 321,307 Milliarden Euro ausgewiesen. Die sonstigen
Einnahmen sollen 30,909 Milliarden Euro betragen und damit 7,115
Milliarden Euro mehr als im Regierungsentwurf. Aus der Rücklage für
Flüchtlingskosten sollen mit rund 5,5 Milliarden Euro 0,45 Milliarden
Euro mehr entnommen werden, als im Regierungsentwurf vorgesehen. Es
ist wie in den vergangenen Jahren keine Nettokreditaufnahme
vorgesehen.

Für Investitionen sind im geänderten Haushaltsentwurf im kommenden
Jahr 38,946 Milliarden Euro veranschlagt. Das sind 1,046 Milliarden
Euro mehr als im Regierungsentwurf. Im Haushalt 2018 sind im Soll 39,8
Milliarden Euro als Investitionen ausgewiesen. Die
Verpflichtungsermächtigungen für die kommenden Haushaltsjahre fallen
mit 114,7 Milliarden Euro um 13,4 Milliarden Euro höher aus als im
Regierungsentwurf.

Gegenüber dem Regierungsentwurf beschlossen die Ausschussmitglieder
unter anderem einen weiteren Aufwuchs im Etat des Bundesministeriums
für Verteidigung (Einzelplan 14). Dem Ressort sollen im kommenden Jahr
43,2 Milliarden Euro zur Verfügung stehen, im Regierungsentwurf waren
42,9 Milliarden Euro vorgesehen. Gegenüber dem Soll von 2018 steigt
der Etat damit um 4,7 Milliarden Euro (+ 12,2 Prozent). In der
Bereinigungssitzung stimmten die Abgeordneten mehrheitlich unter
anderem für neue Titel für die Entwicklung eines
Luftverteidigungssystems und der Beschaffung eines U-Boots sowie einen
deutlich erhöhten Ansatz für die Beschaffung eines
Mehrzweckkampfschiffs. Zudem liegen die Verpflichtungsermächtigungen
für die kommenden Haushaltsjahre mit 35,5 Milliarden Euro rund 5,7
Milliarden Euro über den Ansätzen im Regierungsentwurf.

Der Etat des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (Einzelplan 23) soll laut Beschluss des
Haushaltsausschusses im kommenden Jahr 10,2 Milliarden Euro betragen,
im Regierungsentwurf waren es 9,7 Milliarden Euro. Gegenüber dem Soll
2018 steigt der Ansatz damit um 0,8 Milliarden Euro (+ 8,5 Prozent).
So sollen laut Beschluss des Ausschusses zusätzliche 100 Millionen
Euro für Krisenbewältigung und Wiederaufbau zur Verfügung gestellt
werden.

Der Etat des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (Einzelplan
11) fällt in der Ausschussfassung mit 145,3 um 1,05 Milliarden Euro
höher aus im Regierungsentwurf. Der Ansatz liegt um rund 6,1
Milliarden Euro über dem Soll für 2018 (+ 4,4 Prozent). Der neuerliche
Aufwuchs in diesem Etat ist vor allem auf höhere Ansätze beim
Arbeitslosengeld II sowie bei der Beteiligung des Bundes an den
Leistungen für Unterkunft und Heizung zurückzuführen.

Für den Etat des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur (Einzelplan 12) sind laut Ausschlussbeschluss im
kommenden Jahr Ausgaben in Höhe von 29,3 Milliarden Euro vorgesehen,
rund 282 Millionen Euro mehr als im Regierungsentwurf. Gegenüber dem
Soll von 2018 wächst der Etat um 1,4 Milliarden Euro (+ 5 Prozent).
Der Ausschuss beschloss für 2019 unter anderem zusätzliche 231
Millionen Euro für "Maßnahmen zur Digitalisierung kommunaler
Verkehrssysteme" als neuen Titel. Die Verpflichtungsermächtigungen für
die kommenden Haushaltsjahre des investitionslastigen Etats sollen nun
30,4 Milliarden Euro betragen, 1,3 Milliarden Euro mehr als im
Regierungsentwurf.

Der Etat des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat
(Einzelplan 06) soll nach den Beschlüssen des Haushaltsausschusses
2019 mit 15,8 Milliarden Euro um rund 786 Millionen Euro höher als im
Regierungsentwurf ausfallen. Gegenüber dem Soll 2018 beträgt der
Aufwuchs 1,7 Milliarden Euro (+ 12,1 Prozent). Mehrausgaben gegenüber
dem Regierungsentwurf fallen beispielsweise im IT-Bereich an.

Weniger Ausgaben im Vergleich zum Regierungsentwurf verzeichnet der
Haushaltsentwurf in der Ausschussfassung nur in den Einzelplänen 32
(Bundesschuld) und 60 (Allgemeine Finanzverwaltung).

Der Ansatz des Einzelplans 32 fällt um 1,2 Milliarden Euro auf 18,4
Milliarden Euro. Grund hierfür ist hauptsächlich ein um 1,477
Milliarden Euro geringer angesetzter Ansatz für Disagio-Ausgaben.

Der Ausgabeansatz des Einzelplans 60 verringert sich gegenüber dem
Regierungsentwurf um 3,1 Milliarden Euro auf 14,9 Milliarden Euro. So
soll laut Ausschussfassung die Zuweisung an den Energie- und
Klimafonds um 1,27 Milliarden Euro geringer ausfallen als im
Regierungsentwurf. Auf der Einnahmeseite bildet der Einzelplan 60 in
der Ausschussfassung neben den Ergebnissen der jüngsten
Steuerschätzung unter anderem die einnahmemindernde Wirkung geplanter
Gesetzesvorhaben ab. Der aktuelle im Verfahren befindliche
Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/5465) unter anderem zur
Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten von Ländern und
Kommunen wird beispielsweise mit 6,14 Milliarden Euro als negative
Einnahme veranschlagt. Der Gesetzentwurf sieht vor allem Änderungen in
der Umsatzsteuerverteilung zuungunsten des Bundes vor.

Die zweite und dritte Lesung des Haushaltsentwurfs im Bundestag findet
in der Woche vom 19. bis 23. November statt.

 * 

2. Bewertung von Konjunkturgutachten

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung stimmt hinsichtlich der
gesenkten Konjunkturprognosen weitgehend mit einer Einschätzung der
Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose überein. Dies geht aus der Antwort
(19/5425) auf eine Kleine Anfrage (19/5005) der FDP-Fraktion hervor.
Zugleich gründeten ihre Wirtschafts- und Finanzpolitik und die damit
verbundenen gesamtwirtschaftlichen Annahmen und Entwicklungen auf der
Herbstprojektion der Bundesregierung vom Oktober dieses Jahres. Um der
deutschen Exportwirtschaft in Zeiten von Handelskonflikten und dem
unklaren Brexit-Fahrplan Sicherheit zu gewährleisten, setzt die
Bundesregierung vor allem auf eine modernisierte und schlagkräftige
Welthandelsorganisation (WTO). Auch bilaterale Freihandelsabkommen
schafften Rechts- und Planungssicherheit für Firmen, heißt es
ergänzend. In der Antwort äußert sich die Regierung außerdem zu
mehreren von der Gemeinschaftsdiagnose bewerteten Punkten der
Bundespolitik wie beispielsweise Mietpreisbremse und Baukindergeld.
Die Projektgruppe hatte im Herbst ein Abkühlen der Konjunktur
prognostiziert und dies vor allem mit weltwirtschaftlichen Risiken
begründet.

 * 

3. Investive Impulse aus Wohngipfel

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um investive Impulse aus dem Spitzentreffen von
Bundesregierung und Wohnungswirtschaft im September geht es in der
Antwort (19/5430) auf eine Kleine Anfrage (19/4924) der FDP-Fraktion.
Darin erklärt die Bundesregierung, erst nach einer entsprechenden
Grundgesetzänderung mit den Ländern darüber sprechen zu wollen, wie
genau die soziale Wohnraumförderung organisiert und gestaltet werden
soll.

Außerdem äußert sie sich zur Wohnungsfrage für ihre eigenen
Bediensteten. Es sei davon auszugehen, dass im kommenden Jahr etwa
8.000 Wohnungen gebraucht würden. Teilweise könne dieser Bedarf mit
frei werdenden Wohnungen gedeckt werden. Wie viele Wohnungen für
Bundesbedienstete neu gebaut werden sollen, sei unklar - ebenso wie
die Zahl der Belegungsrechte, die für die Bediensteten erworben werden
sollen. Vorgesehen im Finanzplan bis 2022 seien 20 Millionen Euro
jährlich für diese Beschaffungen, heißt es lediglich.

 * 

4. Förderung von Gründern

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Bundesregierung sieht für landwirtschaftliche
Quereinsteiger die größten Herausforderungen im Vergleich zu
Junglandwirten, die einen Hof aus der eigenen Familie übernehmen
können, im Zugang zu Land und Betriebsgebäuden, zu Kapital und in der
sozialen Einbindung im Dorf. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/5426) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/4999) hervor. Als wichtige Faktoren für eine
erfolgreiche Hofübernahme oder -gründung werden die fachliche
Qualifikation, die unternehmerische Persönlichkeit sowie ein
geeignetes Geschäftsmodell gesehen. Darüber hinaus stünden Neugründern
und Quereinsteigern dieselben Fördermöglichkeiten offen, die für
Junglandwirte im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) gelten.
Daneben gebe es unter anderem Existenzgründungsbeihilfen,
Investitionsförderungen, zinsgünstige langfristige Darlehen der
Rentenbank und Angebote der Bürgschaftsbanken der Länder im Rahmen
sogenannter "Agrar-Bürgschaften". Dabei werden Kredite verbürgt, die
über die jeweilige Hausbank bei der Landwirtschaftlichen Rentenbank
refinanziert werden. Diese stehen unter anderem für den Erwerb eines
Agrarbetriebes oder zur Existenzgründung zur Verfügung. Quereinsteiger
und Neugründer können nach Ansicht des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) eine bedeutende Rolle für
Innovation und Unternehmerschaft im ländlichen Raum spielen. Neb
en der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit sieht das BMEL in
Junglandwirten, Quereinsteigern sowie Neugründern, die
landwirtschaftliche Betriebe führen oder übernehmen, einen zentralen
Ansatzpunkt, um die nachhaltige, flächendeckende und multifunktional
ausgerichtete, bäuerlich-unternehmerische, familiengeführte und
regional verwurzelte Landwirtschaft zu erhalten. Deshalb sollen
Neugründungen in der Land- und Ernährungswirtschaft erleichtert und
speziell gefördert werden.

 * 

5. Bestand des Thunfisches im Atlantik

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Der Bestand des atlantischen Großaugenthunfisches
gilt seit einigen Jahren als überfischt. Ein Managementplan sei in
Kraft, der eine Beschränkung der erlaubten Fangmenge auf 65.000 Tonnen
und eine Flottenreduktion sowie Verbotszeiten für Fischsammelgeräte
vorsieht. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/5453) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5064)
hervor. Dazu heißt es weiter, dass jedoch der Managementplan vor allem
aufgrund der deutlichen Überschreitung der Gesamtfangmenge in den
letzten Jahren nicht den erwünschten Erfolg erziele. Insbesondere die
hohe Sterblichkeit junger Großaugenthune verhindere eine
Bestandserholung. Diese würden überwiegend durch die handwerkliche
Fischerei der westafrikanischen Staaten erbeutet. Eine Ausweisung der
Schutzzone im Aufwuchsgebiet im Golf von Guinea sei praktisch ohne
Wirkung geblieben, weil der fischereiliche Aufwand außerhalb, aber in
die Nähe der Schutzzone verlegt und die Anzahl der Fangfahrzeuge
erhöht worden sei. Zudem sei die Verfolgung der Anlandungen junger
Großaugenthune problematisch, da große Mengen dieser Fänge mit anderen
kleinen Thunfischen auf Märkten in Westafrika verkauft würden.

 * 
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BUNDESTAG/7711: Heute im Bundestag Nr. 863 - 09.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 863

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. November 2018, Redaktionsschluss: 10.33 Uhr

1. FDP will Sicherheitsvertrag mit Briten

2. FDP fordert Flughafenausbau in München

3. Zukunft von Carsharing und Rideseeling

4. Zulassung von Elektrokleinstfahrzeugen

5. FDP fragt nach Hardware-Nachrüstungen

6. Nutzenbewertung von Medizinprodukten



1. FDP will Sicherheitsvertrag mit Briten

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung soll sich nach dem Willen der
FDP-Fraktion auf europäischer Ebene für den Abschluss eines
umfassenden Sicherheitsabkommens zwischen der Europäischen Union und
Großbritannien einsetzen. Das Vereinigte Königreich solle nach dem
Ausstieg aus der EU im Rahmen einer Sicherheitskooperation
"gleichberechtigtes Mitglied bestehender Strukturen sein" und
entsprechend Rechte, aber auch Pflichten von Vollmitgliedern
wahrnehmen, schreiben die Liberalen in einem Antrag (19/5528), über
den der Bundestag heute im Zusammenhang mit dem von der
Bundesregierung vorgelegten Brexit-Übergangsgesetz (19/5313) berät.

In der Begründung heißt es, beide Seiten zögen einen erheblichen
Nutzen aus der bestehenden sicherheitspolitischen Zusammenarbeit und
insbesondere den Instrumenten des Datenaustauschs und -abgleichs.
"Angesichts der Tatsache, dass die EU und das Vereinigte Königreich
geografisch nahe beieinander liegen und ähnlichen Bedrohungen für ihre
Sicherheit ausgesetzt sind, wird die Strafverfolgung und die
justizielle Zusammenarbeit auch weiterhin ein wichtiger Bestandteil
ihrer Beziehungen sein", betont die FDP. Eckpunkte einer
Sicherheitskooperation sollten in der Strafverfolgung sowie in der
justiziellen Zusammenarbeit bestehen.

 * 

2. FDP fordert Flughafenausbau in München

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Für den Bau der dritten Start- und Landebahn am
Flughafen München setzt sich die FDP-Fraktion ein. In einem Antrag
(19/5529) fordern die Abgeordneten von der Bundesregierung, mit ihrer
26-Prozent-Beteiligung an der Flughafen München GmbH auf die anderen
Gesellschafter einzuwirken, "endlich mit dem Bau der dritten Start-
und Landebahn am Flughafen München zu beginnen". Außerdem soll die
Regierung nach den Vorstellungen der Liberalen mittelfristig ein
Szenario entwickeln, die Anteile des Bundes an der Flughafen München
GmbH zu privatisieren.

Der Flughafen München sei ein wesentlicher Standortfaktor für die
vielen großen und kleinen global agierenden Unternehmen in Bayern,
heißt es in dem Antrag. Bayerns Industrieunternehmen verkauften mehr
als die Hälfte ihrer Produkte ins Ausland und beschäftigten allein im
Großraum München rund 250.000 Mitarbeiter. Für diese Unternehmen
stelle der Flughafen München einen wesentlichen Standortfaktor dar,
der dazu beitrage, den Wirtschaftsstandort Bayern im internationalen
Wettbewerb weiter konkurrenzfähig zu halten. Der Flughafen München ist
aber aus Sicht der FDP-Fraktion nicht nur ein wesentlicher Faktor für
Bayern, "sondern spielt auch darüber hinaus eine wichtige Rolle für
den Wirtschaftsstandort Deutschland insgesamt". Die Stärkung der
internationalen Wettbewerbsfähigkeit des Flughafens liege somit auch
im nationalen Interesse.

Bereits heute würden sich jedoch schon die ersten Kapazitätsengpässe
am Flughafen München zeigen, schreiben die Abgeordneten. So seien in
den nachfragestarken Zeiten die Kapazitäten der beiden bestehende
Start- und Landebahnen weitestgehend ausgeschöpft und zusätzliche
Nachfragen von Fluggesellschaften könnten oft nicht mehr bedient
werden. Der Bund, der Freistaat Bayern und die Stadt München, als
Eigentümer des Flughafens, hätten im Geschäftsjahr 2016 einen
Rekordgewinn von 152 Millionen Euro nach Steuern erzielt, heißt es
weiter. Der Bau einer dritten Start- und Landebahn des Flughafens
München würde also nicht vom Steuerzahler, sondern allein vom
Flughafen bezahlt werden können.

Nach Aussage der Liberalen liegt ein gültiger
Planfeststellungsbeschluss bereits vor, in dem "die Anliegen der
Anwohner als auch sämtliche Umweltaspekte verantwortungsbewusst
mitberücksichtigt wurden". Seit 2012 bestehe Baurecht. Da auch der
Bürgerentscheid aus dem Jahr 2012 keine rechtliche Bindung mehr habe,
seien "alle Voraussetzungen für eine erfolgreiche Umsetzung dieses
wichtigen Zukunftsprojekts gegeben". Es fehle nur noch der
Gesellschaftsbeschluss zum Baustart. Der jetzt im Koalitionsvertrag
der neuen bayerischen Landesregierung beschlossene Stopp für die
Planungen für den Bau der dritten Start- und Landebahn schade den
bayerischen Unternehmen und koste Vertrauen in den Wirtschaftsstandort
Deutschland, kritisiert die FDP-Fraktion.

 * 

3. Zukunft von Carsharing und Rideseeling

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Beitrag von Carsharing und Rideselling
(Angebot von Mitfahrten im privaten Pkw) "im Mobilitätsmix der
Zukunft" interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In
einer Kleinen Anfrage (19/5328) wird die Bundesregierung gefragt,
welches Potenzial sich ihrer Ansicht nach durch neue Angebote des
Rideselling in Deutschland erschließt und welche Folgen
Rideselling-Angebote auf das Mobilitätsverhalten, auf die
Verkehrsnachfrage (Modal Split) sowie generell in Bezug auf die mit
dem Verkehr verknüpften öffentlichen Interessen haben werden. Wissen
wollen die Grünen auch, wie sich die Zahl der Zulassungen von
stationsgebundenen und stationsunabhängigen Carsharing-Fahrzeugen im
Zeitraum zwischen 2011 und 2018 in Deutschland entwickelt hat.

 * 

4. Zulassung von Elektrokleinstfahrzeugen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Zu dem von der Bundesregierung erarbeiteten Entwurf
einer "Verordnung über die Teilnahme von Elektrokleinstfahrzeugen am
Straßenverkehr" hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eine Kleine
Anfrage (19/5325) vorgelegt. Die Abgeordneten wollen unter anderem
wissen, weshalb die Bundesregierung nicht beabsichtigt, auch
Elektrokleinstfahrzeuge mit einer bauartbedingten
Höchstgeschwindigkeit von bis zu 11 km/h zu regeln und damit
zuzulassen. Gefragt wird auch, weshalb es die Bundesregierung für
angebracht hält, den Besitz eines Mofa-Führerscheins zur Voraussetzung
für die Nutzung von Elektrokleinstfahrzeugen zu machen.

 * 

5. FDP fragt nach Hardware-Nachrüstungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Förderung von Hardware-Nachrüstungen für
Kommunal-, Handwerker- und Lieferfahrzeuge thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5235). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wieso
Hardware-Nachrüstungen bei Handwerker- und Lieferfahrzeugen in allen
Städten mit Stickoxid-Jahresmittelwerten über 40 Mikrogramm laut dem
Regierungskonzept gefördert werden sollen, während Diesel-Pkw privater
Halter nur in 14 besonders belasteten Städten mit
Stickoxid-Grenzwerten über 50 Mikrogramm Umtausch- und
Nachrüstmaßnahmen in Anspruch nehmen könnten. Gefragt wird auch, aus
welchen Gründen nur gewerbliche Fahrzeuge von 2,8 bis 7,5 Tonnen und
keine größeren oder kleineren Fahrzeuge nachgerüstet werden sollen.

 * 

6. Nutzenbewertung von Medizinprodukten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/5488) nach der Nutzenbewertung von
Medizinprodukten hoher Risikoklassen. Für neue Medizinprodukte, die
sich über die normale Krankenhausfinanzierung nicht abbilden ließen,
könne eine Bewertung der Behandlungsmethode durch den Gemeinsamen
Bundesausschuss (G-BA) initiiert werden.

Der G-BA entscheide dann in drei Monaten, ob der Nutzen der Methode
unter Anwendung des Medizinprodukts hinreichend belegt sei, der Nutzen
noch nicht belegt, die Methode unter Anwendung des Medizinprodukts
aber das Potenzial einer erforderlichen Behandlungsalternative biete
oder kein solches Potenzial biete. Im letzteren Fall habe der G-BA die
Methode von der GKV-Versorgung auszuschließen.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun Details erfahren
über die Ergebnisse solcher Untersuchungen.

 * 
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BUNDESTAG/7708: Heute im Bundestag Nr. 860 - 08.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 860

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. November 2018, Redaktionsschluss: 15.48 Uhr

1. Einnahmen der 5G-Frequenzauktion

2. Einrichtung von 5G-Modellregionen

3. Finanzierungsbedarf des Flughafens BER

4. Plattform Zukunft der Mobilität

5. Keine Änderung der StVO für Spielstraßen

6. Fachkräfte für die Luftfrachtbranche



1. Einnahmen der 5G-Frequenzauktion

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Einnahmen der im ersten Halbjahr 2019 geplanten
5G-Frequenzauktion werden einem Sondervermögen des Bundes zugeführt.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5283) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4379). Dazu sei
ein Gesetzentwurf zur Errichtung eines Sondervermögens "Digitale
Infrastruktur" am 1. August 2018 vom Bundeskabinett beschlossen
worden, welcher sich gegenwärtig im parlamentarischen Verfahren
befinde, heißt es in der Antwort. Aus dem Sondervermögen sollen nach
Regierungsangaben zum einen Leistungen zur Förderung von Investitionen
zur unmittelbaren Unterstützung des Ausbaus von Gigabitnetzen
insbesondere in ländlichen Regionen finanziert werden. Des Weiteren
sollen daraus Finanzhilfen an die Länder für gesamtstaatlich
bedeutsame Investitionen der Länder und Gemeinden in die
bildungsbezogene digitale Infrastruktur für Schulen geleistet werden.

Was die geplante Netzabdeckung angeht, schreibt die Regierung, das
Telekommunikationsgesetz (TKG) sowie der europäische Rechtsrahmen
würden vorsehen, dass Zuteilungen für Frequenznutzungsrechte
"technologie- und diensteneutral" erfolgen. Daher sei es den
Netzbetreibern überlassen, welche Funktechnik sie in welchem
Frequenzband für die Umsetzung ihrer Geschäftsmodelle beziehungsweise
der bedarfsgerechten Versorgung ihrer Kunden einsetzen. "Dies bedeutet
jedoch nicht, dass der Netzausbau nicht mit 5G vorgenommen wird",
betont die Regierung. 5G bezeichne nicht nur eine neue Funktechnik -
teilweise als "5G-New Radio" bezeichnet - sondern auch eine
Netzstruktur. Auch ein LTE-Netz könne Teil dieser Netzstruktur sein,
um den Kunden bedarfsgerecht mobile Breitbandverbindungen zur
Verfügung zu stellen, heißt es in der Antwort.

Die Versorgungsauflagen sind aus Sicht der Bundesregierung "ein
maßgeblicher Bestandteil der Frequenzauktion". Bei Nichterfüllung von
Versorgungspflichten stünden der Bundesnetzagentur rechtliche
Instrumente der Verwaltungsvollstreckung (Androhung und Festsetzung
von Zwangsgeldern) und des Ordnungswidrigkeitenrechts (Bußgelder) zur
Verfügung. Außerdem komme als Ultima Ratio ein Widerruf von
Frequenznutzungsrechten in Betracht, macht die Regierung deutlich.

 * 

2. Einrichtung von 5G-Modellregionen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Konzept zur Umsetzung der im Koalitionsvertrag
beschlossenen 5x5G-Strategie wird derzeit vom Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) erarbeitet. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5292) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/4939). Auf die Frage, welche Vertreter der
Landesregierung Mecklenburg-Vorpommerns sich bisher zu welchem
Zeitpunkt an die Bundesregierung gewandt haben, um über die
Einrichtung einer 5G-Modellregion in Mecklenburg-Vorpommern zu
sprechen oder dafür zu werben, antwortet die Regierung: Es seien
bisher keine Gespräche über konkrete Projekte geführt worden.
Inwiefern etwa im Rahmen informeller Gespräche mit Mitgliedern der
Bundesregierung allgemein für die Einrichtung von 5G-Modellregionen in
Mecklenburg-Vorpommern geworben wurde, könne nicht im Einzelnen
nachvollzogen werden.

 * 

3. Finanzierungsbedarf des Flughafens BER

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der zusätzliche - externe - Finanzierungsbedarf nach
der Inbetriebnahme des Hauptstadtflughafens BER wird im Business Plan
2018 der Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB) nach Abzug von
Eigenmitteln mit etwa 500 Millionen ausgewiesen. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/5263) auf eine Kleine Anfrage der AfD-
Fraktion (19/4599) hervor. Dieser Finanzierungsbedarf solle vorrangig
aus Fremdmitteln gedeckt werden, heißt es in der Antwort weiter.
Hinsichtlich etwaiger zusätzlicher Gesellschaftermittel habe der Bund
haushaltsmäßige Vorsorge im Einzelplan 12 getroffen.

 * 

4. Plattform Zukunft der Mobilität

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über die Nationale Plattform "Zukunft der Mobilität"
(NPM) informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5286) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4774). Wie
die Regierung schreibt soll der Lenkungskreis mindestens zweimal pro
Jahr sowie bei Bedarf tagen. Die Beratende Kommission solle im
gleichen Turnus wie der Lenkungskreis tagen. Die Arbeitsgruppen sollen
ihren Sitzungs-Turnus selbst festlegen.

Die Beteiligten an der Plattform, also die Mitglieder des
Lenkungskreises und der sechs Arbeitsgruppen, bildeten die gesamte
Breite des Mobilitätsbereiches ab, schreibt die Regierung. Im
Lenkungskreis seien die Bundesressorts auf Ebene der Staatssekretäre
vertreten. Die Länder würden durch das Vorsitzland der
Verkehrsministerkonferenz auf Ministereben beteiligt, die Kommunen
durch den Präsidenten des Deutschen Städtetages. Wirtschaft und
Zivilgesellschaft würden durch ihre jeweiligen Verbände vertreten. Das
insgesamt federführende Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) und die für einzelne Arbeitsgruppen
mitfederführenden Bundesministerien für Wirtschaft und Energie (BMWi)
und für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) führten
derzeit auf verschiedenen Ebenen Gespräche mit potentiellen
Teilnehmern der Plattform, teilt die Regierung mit.

Die Beratende Kommission sei mit dem Kabinettsbeschluss vom 18.
September 2018 eingesetzt worden. Die Kommission stelle die
Schnittstellen der NPM ins Parlament dar und übergebe ihre
Einschätzungen an den Lenkungskreis der NPM, heißt es in der Antwort.
Neben Abgeordneten der Regierungsfraktionen seien die im Lenkungskreis
vertretenen Bundesressorts, der Leiter des Lenkungskreises sowie die
Leiter der vorgenannten Arbeitsgruppen vertreten.

Zur Beantwortung der Frage, ob auch Mitglieder der
Oppositionsfraktionen in der Kommission vertreten sein werden,
verweist die Regierung auf die Beantwortung der schriftlichen Frage 96
des Grünen-Abgeordneten Stefan Gelbhaar (19/4946). In dieser Antwort
heißt es: "Die Beratende Kommission setzt sich aus Abgeordneten der
Regierungsfraktionen zusammen, da die Handlungsempfehlungen der NPM an
die Bundesregierung übergeben werden sollen."

 * 

5. Keine Änderung der StVO für Spielstraßen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Hinsichtlich der Einrichtung von temporären
Spielstraßen plant die Bundesregierung keine entsprechende Änderung
der Straßenverkehrsordnung (StVO). Das geht aus der Antwort (19/5210)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4776)
hervor. Die Anordnung von "Spielstraßen" sei nach der bestehenden
Rechtslage durch Verwendung des Zusatzzeichens 1010-10 zum Verbot für
Fahrzeuge aller Art (Zeichen 250 der StVO) möglich, heißt es in der
Antwort. Eine ergänzende Klarstellung ist aus Sicht der
Bundesregierung nicht erforderlich.

 * 

6. Fachkräfte für die Luftfrachtbranche

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In der Bundesregierung gibt es derzeit keine
Überlegungen, ein spezielles Förderprogramm zur Anwerbung von
Fachkräften aufzulegen, um den Fachkräftemangel in der
Luftfrachtbranche abzufedern. Das geht aus der Antwort (19/5284) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4650) hervor. Was die
Möglichkeiten der Personalgewinnung angeht, so stünde für Unternehmen
und Beschäftigte der Luftfrachtbranche grundsätzlich das gesamte
verfügbare Förderinstrumentarium der Bundesregierung zur Verfügung,
heißt es in der Antwort. Darunter fielen, wenn die jeweiligen
Voraussetzungen vorliegen, insbesondere auch die Förderungen nach dem
Zweiten und Dritten Sozialgesetzbuch durch die Agenturen für Arbeit
beziehungsweise die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende. Zur
Erleichterung der Personalgewinnung seien gegebenenfalls die
bürokratischen Erfordernisse bei einer Überprüfung des Personals im
Sinne des Paragraf 7 des Luftsicherheitsgesetzes auf ihre praktische
Handhabung hin zu überprüfen, schreibt die Bundesregierung.

 * 
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BUNDESTAG/7706: Heute im Bundestag Nr. 858 - 08.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 858

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. November 2018, Redaktionsschluss: 13.51 Uhr

1. Keine Angaben zu Thüringen-Projekten

2. G 20-Initiative ist langfristig angelegt

3. 72 Berufe wurden seit 2014 modernisiert

4. Regierung will Marokko weiter fördern

5. AfD fragt nach Kooperation mit China

6. Ukraine: Kooperation trotz Korruption?

7. AfD fragt nach Projekten in Tunesien



1. Keine Angaben zu Thüringen-Projekten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Der Bundeshaushalt wird nach fachlichen und nicht
nach regionalen Gesichtspunkten aufgestellt. Daher sieht die
Bundesregierung keine Möglichkeit, auf Fragen nach der Finanzierung
von Projekten in Thüringen aus Bundesmitteln zu antworten. Dies teilt
die Regierung in ihrer Antwort (19/5269) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/4931) mit.

 * 

2. G 20-Initiative ist langfristig angelegt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Initiative der G 20 "Compact with Africa" ist
nach Angaben der Bundesregierung langfristig angelegt. Ziel sei es,
die Attraktivität für private Investitionen durch Verbesserung der
makroökonomischen, wirtschaftspolitischen sowie finanzmarktbezogenen
Rahmenbedingungen in den Compact-Ländern zu verbessern, schreibt die
Regierung in ihrer Antwort (19/5353) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4741).

 * 

3. 72 Berufe wurden seit 2014 modernisiert

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Seit 2014 sind die Ausbildungsordnungen für 72
Berufe modernisiert worden. Ein Beruf im Bereich Einkaufs-, Vertriebs-
und Handelsberufe sei neu geschaffen worden, erläutert die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5287) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/4770). Die Modernisierung von Ausbildungsberufen
orientiere sich an der Praxis und erfolge auf Initiative der
Sozialpartner, wird erläutert.

 * 

4. Regierung will Marokko weiter fördern

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung bewertet die
Entwicklungszusammenarbeit mit Marokko als erfolgreich und will sie
daher für unbestimmte Zeit fortsetzen. Mit deutscher Unterstützung sei
die Trinkwasserversorgung stark ausgebaut und das Geschäftsklima
verbessert worden, schreibt sie in einer Antwort (19/5401) auf eine
Kleine Anfrage (19/4708) der AfD-Fraktion. Letztere ist eine Nachfrage
zu einer früheren Antwort (19/4045) der Bundesregierung. Außerdem
trage sie durch Investitionen, beispielsweise die Ko-Finanzierung des
Solarkomplexes NOOR Ouarzazate, dazu bei, das Ziel der marokkanischen
Regierung zu erfüllen, bis 2030 52 Prozent des Stroms aus erneuerbaren
Energien zu gewinnen.

Die Strategie des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) für Marokko sei seit 2015 in
Kraft und gelte für sechs Jahre, heißt es in der Antwort weiter. Bei
den Regierungsverhandlungen am 16./17. Oktober 2018 seien neue
Projekte der technischen und finanziellen Zusammenarbeit in den
genannten Schwerpunkten vereinbart worden, die in den nächsten Jahren
umgesetzt würden.

 * 

5. AfD fragt nach Kooperation mit China

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach der Entwicklungszusammenarbeit mit China
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5446).
Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welchen Zweck das 2016
gegründete Deutsch-Chinesische Zentrum für Nachhaltige Entwicklung
(ZNE) erfüllen soll und wie hoch der deutsche Anteil an der
Finanzierung ist. Außerdem fragen sie, welche entwicklungspolitischen
Maßnahmen nach Kenntnis der Bundesregierung innerhalb der letzten 15
Jahren im Zuge der Entwicklungszusammenarbeit mit China durchgeführt
wurden und inwelcher Höhe weitere, bereits zugesagte Leistungen im
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit in den Haushaltsjahren 2018,
2019 und 2020 anfallen.

 * 

6. Ukraine: Kooperation trotz Korruption?

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit der Ukraine vor
dem Hintergrund der starken Korruption im Land ist Thema einer Kleinen
Anfrage (19/5458) der AfD-Fraktion. Unter anderem will sie erfahren,
inwieweit die Bundesregierung die Zusammenarbeit durch die Korruption
im Land beeinträchtigt sieht und welche ihrer entwicklungspolitischen
Projekte sich dort speziell der Korruptionsbekämpfung widmen.

 * 

7. AfD fragt nach Projekten in Tunesien

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Ergebnisse der Entwicklungszusammenarbeit mit
Tunesien sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/5410) der AfD-Fraktion.
Die Abgeordneten wollen wissen, welche Projekte dort von der
Bundesregierung unterstützt werden und welche messbaren Erfolge die
Entwicklungszusammenarbeit mit Tunesien hinsichtlich der Eindämmung
der illegalen Migration nach Deutschland vorzuweisen hat.

Anlass der Anfrage ist der Tunesien-Besuch von
Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU) Anfang Oktober. Dazu
fragen die Abgeordneten, ob Müller "entgegen der
Medienberichterstattung" mit Vertretern der tunesischen Regierung "die
Problematik der mangelnden Kooperationsbereitschaft bei Abschiebungen
aus Deutschland sowie die die illegale Migration aus Tunesien nach
Europa und speziell Deutschland" angesprochen habe.

 * 
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BUNDESTAG/7705: Heute im Bundestag Nr. 857 - 08.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 857

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. November 2018, Redaktionsschluss: 13.08 Uhr

1. Grüne: Schlüsseltechnologie schützen

2. Linke fordert mehr Geld für Pflege

3. Menschenrechte von Frauen

4. Digitalisierung der Rechtsbranche

5. Umsetzung der EU-Aktionärsrichtlinie

6. Anpassungen im Mietrecht

7. Löschpraxis in sozialen Netzwerken



1. Grüne: Schlüsseltechnologie schützen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen strebt neue
Rahmenbedingungen für ausländische Investitionen in Deutschland an. Es
gehe zum einen um den Schutz strategischer Infrastruktur und zentraler
Schlüsseltechnologien, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/5565). Zum anderen sei es Aufgabe einer europäischen
Industriestrategie, die Investitionen in Zukunftsbranchen zu lenken
und die Innovationskraft und Vitalität von europäischen Unternehmen zu
unterstützen. Sie fordern die Bundesregierung daher auf, weiter auf
eine europäische Lösung zu dringen, was die Überprüfung ausländischer
Direktinvestitionen betrifft. Außerdem solle die Regierung einer
Entschließung des Bundesrats folgen und die Eingriffsschwelle
absenken, ab der die Anteilskäufe ausländischer Investoren überprüft
und gegebenenfalls untersagt werden können. Damit widersprechen die
Abgeordneten der Grünen ihren Kollegen von der FDP, die in einem
Antrag (19/4216) genau das Gegenteil fordern. Beide Anträge sollen in
dieser Woche im Bundestag diskutiert und federführend an den
Wirtschaftsausschuss zur weiteren Beratung überwiesen werden.

 * 

2. Linke fordert mehr Geld für Pflege

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die gesetzliche Pflegeversicherung ist nach Ansicht
der Fraktion Die Linke dauerhaft unterfinanziert. In einem Antrag
(19/5525) fordern die Abgeordneten, die Pflegeversicherung auf eine
nachhaltige und gerechte Finanzierungsgrundlage zu stellen und auf
diese Weise weitere Beitragserhöhungen zu verhindern. Dazu sollte die
Beitragsbemessungsgrenze in der Pflegeversicherung zum 1. Januar 2019
aufgehoben werden. Zudem sollten Kapitaleinkünfte zum 1. Januar 2020
in die Beitragsbemessung einbezogen werden. Auch sei bundeseinheitlich
die tarifliche Bezahlung in der Altenpflege zu sichern. Die
einrichtungseinheitlichen Eigenanteile könnten bei einem erweiterten
Versichertenkreis sinken. Noch in dieser Wahlperiode sollten daher
alle privat Pflegeversicherten in die soziale Pflegeversicherung
wechseln.

 * 

3. Menschenrechte von Frauen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Deutschland erfüllt seine Verpflichtungen aus dem
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte
(UN-Zivilpakt), und die Bundesregierung nimmt ihre Verpflichtungen aus
dem Zivilpakt ernst. Das schreibt sie in der Antwort (19/5388) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke. Weiter heißt es unter
anderem, der Zugang zum Recht sei in der deutschen Rechtsordnung
jedermann gewährleistet. Die Instrumente der Beratungs- und
Prozesskostenhilfe ermöglichten den Zugang zum Recht unabhängig von
der finanziellen Leistungsfähigkeit. Die vollziehende Gewalt und die
Rechtsprechung seien an Recht und Gesetz - einschließlich
Antidiskriminierungsgesetzen - gebunden. Die Abgeordneten wollten
unter anderem wissen, wie die Bundesregierung jedem Opfer von
insbesondere geschlechtsspezifischer Diskriminierung den Zugang zum
Recht sowie die wirksame Umsetzung von Antidiskriminierungsgesetzen
gewährleistet. Auf eine weitere Frage heißt es, die Bundesregierung
habe derzeit keine konkreten Pläne zur Erweiterung des Auftrags der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes.

 * 

4. Digitalisierung der Rechtsbranche

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat es sich zur Aufgabe gemacht,
die Digitalisierung im Rechtswesen nachdrücklich zu fördern. Das
betont sie in der Antwort (19/5438) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion zu den Rechtsgrundlagen sogenannter Legal Techs
(19/5004). Die Abgeordneten wollten unter anderem wissen, welche
konkreten Maßnahmen die Bundesregierung vorsieht, um die
Digitalisierung im Rechtswesen zu und speziell den Bereich der Legal
Techs zu fördern. Dies sind Unternehmen, die mit Software oder
Online-Diensten juristische Arbeitsabläufe unterstützen. In der
Antwort weist die Bundesregierung darauf hin, dass die Digitalisierung
der Arbeitsabläufe bei selbständig tätigen Rechtsdienstleistern und
die Entwicklung neuer technisch basierter Prozesse, die von
selbständig tätigen Rechtsdienstleistern eingesetzt werden können,
grundsätzlich nicht zu den Kernaufgaben der Bundesregierung gehört.
Die Förderung des Einsatzes von Legal Tech zur Verbesserung der
Verbraucherrechtsdurchsetzung sei dagegen integraler Bestandteil der
Verbraucherpolitik. So sei zum Beispiel im Bereich des
wirtschaftlichen Verbraucherschutzes als Instrument der interaktiven
Informationsvermittlung ein Legal-Tech-Tool zum Thema
Inkassoforderungen entwickelt worden.

 * 

5. Umsetzung der EU-Aktionärsrichtlinie

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Nach dem Stand der Umsetzung der Richtlinie (EU)
2017/828 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017
fragt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Bundesregierung. In der
Kleinen Anfrage (19/5441) verweisen die Abgeordneten auf einen vom
Bundesjustizministerium erarbeiteten Gesetzentwurf zur Umsetzung der
EU-Aktionärsrechterichtlinie, in dem Regelungen für mehr
Aktionärsdemokratie und Aktionärstransparenz vorgesehen seien und der
einen Schwerpunkt auf die Vergütungspolitik lege. Außerdem fragen sie,
wie die Bundesregierung die Richtlinie insgesamt bewerte. Die
Abgeordneten schreiben, ergänzende Regelungen für eine höhere
Aktionärstransparenz seien grundsätzlich ebenso sinnvoll wie solche
Regelungen, die auf eine Orientierung am langfristigen
Unternehmenserfolg sowohl der Managergehälter als auch der
Anlagestrategien der Anteilseigner abzielen. In diesem Zusammenhang
verweisen sie auf Kritik am Deutschen Corporate Governance Codex.

 * 

6. Anpassungen im Mietrecht

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will in der ersten Jahreshälfte
2019 gesetzgeberische Vorschläge zur Stärkung von Mietspiegeln
vorlegen. Wie aus der Antwort (19/5360) auf eine Kleine Anfrage
(19/4923) der FDP-Fraktion weiter hervorgeht, sollten Vorschläge zur
Änderung des Betrachtungszeitraums für die ortsübliche Vergleichsmiete
"demnächst" vorliegen. Im Raum steht derzeit, den Betrachtungszeitraum
von vier auf sechs Jahre zu verlängern; dabei geht es um die
Preisentwicklung als eine Komponente des zu erstellenden Mietspiegels.
Diese Ausweitung werde dazu führen, dass mehr Mietverhältnisse in die
Berechnung einbezogen werden können, schreibt die Bundesregierung
dazu. Welchen Einfluss dies konkret auf Markt und Angebot haben werde,
hänge von der jeweiligen Situation vor Ort ab. "In Gemeinden mit stark
steigenden Mieten wird eine Dämpfung des Anstiegs der ortsüblichen
Vergleichsmiete erwartet", heißt es zugleich.

 * 

7. Löschpraxis in sozialen Netzwerken

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Entsprechend den Vereinbarungen aus dem
Koalitionsvertrag, dass die vertraglichen Rechte der Nutzerinnen und
Nutzer sozialer Netzwerke gegen unberechtigte Löschungen und
Accounts-Sperren gestärkt werden sollen, prüft die Bundesregierung
gegenwärtig, ob und gegebenenfalls welche Schritte hierzu erforderlich
sind. Dabei werde berücksichtigt, schreibt die Regierung in der
Antwort (19/5389) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4822),
dass es in den letzten Monaten eine Reihe von Gerichtsentscheidungen
gab, welche im Grundsatz klargestellt haben, dass bei unberechtigter
Löschung von Inhalten oder unberechtigter Account-Sperrung
vertragliche Rechte der Nutzer gegenüber dem sozialen Netzwerk
bestehen. Ob darüber hinaus die Notwendigkeit gesetzgeberischen
Handelns besteht, wird derzeit geprüft. Die Abgeordneten bezogen sich
in ihrer Anfrage auf die Begründung des Gesetzentwurfs der
Bundesregierung zum Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) (18/12356),
wonach niemand hinnehmen müsse, dass seine legitimen Äußerungen aus
sozialen Netzwerken entfernt werden, und wollten unter anderm wissen,
ob die Bundesregierung unter legitimen Inhalten solche verstehe, die
den Schutz des Artikel 5 des Grundgesetzes (Meinungsfreiheit)
genießen. Dazu schreibt die Regierung, welche Inhalte ein Nutzer in
einem sozialen Netzwerk verbreiten darf, bestimme sich - im Verhältnis
zum Netzwerkbetreiber - nach den zwischen dem Nutzer und dem privaten
Netzwerksbetreiber wirksam getroffenen vertraglichen Vereinbarungen
über die Nutzung des sozialen Netzwerks und den einschlägigen
gesetzlichen Vorschriften. Wenn der private Netzwerksbetreiber mit dem
Nutzer vertraglich vereinbart habe, das nur bestimmte Inhalte über das
soziale Netzwerk verbreitet werden dürfen, könnten solche
Vereinbarungen gegebenenfalls einer Inhaltskontrolle unterliegen, bei
der auch die Ausstrahlungswirkung von Grundrechten, zum Beispiel auch
die des Artikel 5 des Grundgesetzes zu beachten ist. Weiter heißt es,
die Bundesregierung habe nicht vor, im Rahmen ihrer gesetzgeberischen
Kompetenz für Meinungsäußerungen in den sozialen Medien einen engeren
Rahmen zu setzen als dies Artikel 5 des Grundgesetzes tut.

 * 
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BUNDESTAG/7704: Heute im Bundestag Nr. 856 - 08.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 856

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. November 2018, Redaktionsschluss: 11.58 Uhr

1. Engere deutsch-französische Kooperation

2. Grüne: UN-Migrationspakt zügig umsetzen

3. Grüne: Binnengrenzkontrollen beenden

4. AfD will Baustopp für Einheitsdenkmal

5. LNG-Gas kann Emissionen senken

6. Gesundheitsgefährdung ausgeschlossen



1. Engere deutsch-französische Kooperation

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion fordert von der Bundesregierung
neue Impulse für die deutsch-französische Zusammenarbeit. Einhundert
Jahre nach Ende des Ersten Weltkriegs gelte es, dieser europäischen,
aber auch deutsch-französischen Katastrophe zu gedenken und den
Jahrestag als Anstoß für eine noch stärkere Partnerschaft zwischen
Deutschland und Frankreich zu begreifen, schreiben die Abgeordneten in
einem Antrag (19/5527). So sollten sich beide Länder in ihrer Außen-,
Verteidigungs- und Entwicklungspolitik stärker abstimmen, für die
Einführung von Mehrheitsentscheidungen in der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik der EU einsetzen und sie sollten die Koordinierung
innerhalb der neu geschaffenen Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit
(PESCO) intensivieren. Deutschland und Frankreich müssten sich
außerdem dafür einsetzen, dass die EU-Mitgliedstaaten in Handelsfragen
mit einer Stimme sprechen. "Im Mittelpunkt müssen dabei der Abbau von
Handelshemmnissen sowie der Abschluss und die Ratifizierung von
Freihandelsabkommen stehen - etwa die Ratifizierung von CETA durch den
Deutschen Bundestag und die Assemblée Nationale." Beide Länder sollen
sich zudem für ein europäisches Asylrecht stark machen. "Dieses sollte
einen europaweiten Verteilungsschlüssel beinhalten, der auf der
Solidarität aller Mitgliedstaaten basiert und bei Nichteinhaltung
Sanktionen ermöglicht." Unter bestimmten Voraussetzungen sollte es
einzelnen Mitgliedstaaten allerdings möglich sein, das Kontingent der
ihnen zugeteilten Flüchtlinge zu reduzieren, etwa bei einem
verstärkten Engagement bei der Kontrolle der EU-Außengrenzen,
schreiben die Abgeordneten. Zudem müsse der europäische Rechtsrahmen
für ein modernes Einwanderungsrecht weiterentwickelt werden, "das klar
zwischen Flucht und Asyl einerseits und arbeitsmarktbezogener
Einwanderung andererseits unterscheidet". Weitere Forderungen zielen
auf die Vertiefung des deutsch-französischen Jugend- und
Bildungsaustauschs und auf das Zusammenwachsen der Infrastrukturen in
der deutsch-französischen Grenzregion.

 * 

2. Grüne: UN-Migrationspakt zügig umsetzen

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung in einem Antrag (19/5547) auf, dem Globalen
Migrationspakt der Vereinten Nationen Anfang Dezember in Marrakesch
zuzustimmen und bei der Umsetzung "eine führende und verlässliche
Rolle" einzunehmen. Dabei solle sie besonders auf Familien- und
Kindesschutzbelange achten. Der Bundestag berät den Antrag heute
zusammen mit weiteren Anträgen von FDP und AfD (19/5534, 19/5530) in
Erster Lesung. Aus Sicht der Grünen ist der Globale Migrationspakt
"eine wichtige Absichtserklärung für globale Standards für die Rechte
und den Schutz von Migrantinnen und Migranten". Auch wenn er
völkerrechtlich nicht bindend sei, formuliere er einen "Kanon von
Normen und Leitlinien, der sowohl von den Vereinten Nationen, als auch
von den Signatarstaaten zu achten ist". Die Unterzeichnung sieht die
Fraktion jedoch nur als ersten wichtigen Schritt. Die Staaten müssten
umgehend mit der Umsetzung beginnen. "Nur dann können die Rechte von
Migrantinnen und Migranten, sowie Geflüchteten, ihre Wirkung
entfalten", betonen sie.

 * 

3. Grüne: Binnengrenzkontrollen beenden

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt darauf,
die seit drei Jahren währenden Grenzkontrollen an der
deutsch-österreichischen Grenze zu beenden. Das Versprechen von
Bundeskanzler Helmut Kohl und des französischen Präsidenten François
Mitterrand im Jahre 1984, die Grenzen zwischen ihren Ländern
abzuschaffen, sei heute durch den Schengener Grenzkodex zumindest für
den Schengen-Raum eingelöst, schreiben die Abgeordneten in einem
Antrag (19/5550), der am Freitag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. "Dieses eingelöste Versprechen gewährleistet
die grundrechtsgleiche Freiheit der europäischen Bürgerinnen und
Bürger, sich in der Europäischen Union frei zu bewegen." Es sei
Aufgabe der deutsch-französischen Europapolitik, dieses Vermächtnis
von Kohl und Mitterrand zu verteidigen und "trennenden
Grenzkontrollen" wie jenen an der deutsch-österreichischen Grenze als
"dauerhafter europäischer Normalität" einen Riegel vorzuschieben.

 * 

4. AfD will Baustopp für Einheitsdenkmal

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion will den Bau des geplanten
Freiheits- und Einheitsdenkmals "Bürger in Bewegung" nach dem Entwurf
von Milla und Partner und Sasha Waltz auf der Berliner Schlossfreiheit
verhindern. In einem Antrag (19/5531) fordert sie den Bundestag auf,
den Bundestagsbeschluss vom 1. Juli 2017 (18/12550) zur Realisierung
des Denkmals aufzuheben. Zudem soll die Bundesregierung den Vollzug
des Beschlusses von 2017 mit sofortiger Wirkung außer Kraft zu setzen.
Nach dem Willen der AfD-Fraktion soll ein neuer Wettbewerb zur
künstlerischen Gestaltung des Freiheits- und Einheitsdenkmals
ausgeschrieben werden, über dessen Ergebnis es eine "öffentliche
Debatte" geben soll. Für das Denkmal soll ein neuer Standort gefunden
werden, der in einem symbolischen Zusammenhang mit der
Demokratiebewegung in der ehemaligen DDR steht. Im Gegenzug sollen die
historischen Kolonnaden des ehemaligen Kaiser-Wilhelm-Denkmals auf der
Schlossfreiheit rekonstruiert werden und die erhaltenen Mosaiken des
Denkmalsockels an ihren historischen zurückgeführt werden. Die AfD
beruft sich in ihrem Antrag unter anderem auf eine Stellungnahme des
Berliner Landesdenkmalamtes vom 3. August 2018, das Bedenken gegen das
Einheitsdenkmal geltend gemacht hat.

 * 

5. LNG-Gas kann Emissionen senken

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung geht davon aus, dass sich durch
den Einsatz von LNG (Liquefied Natural Gas) im maritimen Bereich
sowohl lokale Luftschadstoff- als auch als auch antriebsbedingte
Lärmemissionen von Verbrennungsmotoren senken lassen. "Um das
Treibhausgas-Reduktionspotenzial von LNG perspektivisch zu erhöhen,
ist es perspektivisch notwendig, synthetisches Methan oder andere
synthetische Kraftstoffe aus erneuerbarem Strom oder Biogas dort
einzusetzen, wo effizientere und kostengünstige Lösungen durch
direkten Einsatz von EE-Strom technisch nach derzeitigem Kenntnisstand
nicht möglich sind, beispielsweise der Seeschifffahrt", heißt es in
der Antwort der Bundesregierung (19/5258) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/4312). Auf Fragen nach dem Bau von
LNG-Terminals heißt es, diese Investitionsentscheidungen würden durch
private Unternehmen getroffen. Es sei bekannt, dass die Auslastung
europäischer LNG-Terminals im Durchschnitt unter 30 Prozent betrage.
"Dennoch tragen diese Terminals zur Diversifizierung des
Erdgasangebots bei und können somit die Versorgungssicherheit weiter
erhöhen", schreibt die Regierung.

 * 

6. Gesundheitsgefährdung ausgeschlossen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bei einem durch das Bundesland Hessen verlaufenden
Höchstspannungsleitungsprojekt (Vorhaben Nummer 2 der Anlage zum
Bundesbedarfsplangesetz) werden basierend auf dem aktuellen
wissenschaftlichen Kenntnisstand Gesundheitswirkungen ausgeschlossen.
Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5259) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4587) mit. Danach achtet die
Bundesnetzagentur gezielt darauf, "dass eine Gefährdung der
menschlichen Gesundheit durch das in Rede stehende Vorhaben
ausgeschlossen ist", wird erläutert.

 * 
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BUNDESTAG/7703: Heute im Bundestag Nr. 855 - 08.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 855

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. November 2018, Redaktionsschluss: 10.26 Uhr

1. Anhörung zu Wohnungsmieten

2. Nachhaltige Finanzen kein Nischenthema

3. Hilfe für bedrängte Uiguren in China

4. FDP fordert Einwanderungsgesetz

5. Special Olympic World Games 2023



1. Anhörung zu Wohnungsmieten

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/mwo) Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Thema
Wohnungsmieten sowie drei Anträge der Fraktionen Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen mit dem Ziel eines Stopps des Mietenanstiegs standen auf
der Tagesordnung einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Recht
und Verbraucherschutz. Auf der 26. Sitzung des Gremiums unter der
Leitung seines stellvertretenden Vorsitzenden Heribert Hirte (CDU)
äußerten Sachverständige von Verbänden der Immobilienwirtschaft und
Mietervertretungen sowie Wissenschaftler und Juristen sowohl
Zustimmung als auch Kritik an den Vorlagen. Während die Vertreter der
Wirtschaft in ihren Stellungnahmen vor zu hohen Belastungen warnten,
bewerteten Mietrechtsexperten den Regierungsentwurf als nicht
weitgehend genug und begrüßten die Vorschläge der beiden
Oppositionsfraktionen.

Hintergrund des Regierungsentwurfs eines Gesetzes zur Ergänzung der
Regelungen über die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn und zur
Anpassung der Regelungen über die Modernisierung der Mietsache
(19/4672) ist, dass die Mietpreisbremse bislang insgesamt nicht zu den
erhofften Wirkungen geführt hat. Er enthält unter anderem eine
vorvertragliche Auskunftsverpflichtung des Vermieters, einfachere
Rügemöglichkeiten für den Mieter, eine Absenkung der
Modernisierungsumlage, eine Kappungsgrenze für Mieterhöhungen nach
einer Modernisierung sowie einen verbesserten Schutz der Mieter vor
dem sogenannten Herausmodernisieren. Die Linke strebt mit ihren
Anträgen (19/4829, 19/4885) eine umfassendere Reform des Mietrechts an
und will unter anderem erreichen, dass Mieterhöhungen ohne
Wohnwertverbesserung bei Bestandsmieten nur in Höhe des
Inflationsausgleichs zulässig sind. Damit solle der Mietwohnungsmarkt
für Spekulationen unattraktiv gemacht werden. Der Antrag der Grünen
(19/2976) zielt ebenfalls darauf ab, das Mietrecht wirksam zu
reformieren und bezahlbares Wohnen zu sichern. Steigende Mieten seien
eine Gefahr für den sozialen Frieden, heißt es darin.

In der zweieinhalbstündigen Anhörung wollten die Abgeordneten von den
zehn Sachverständigen beispielsweise wissen, welche konkreten Gründe
für oder gegen die Mietpreisbremse sprechen und welche Auswirkungen
die anvisierten Maßnahmen für die Vermieter und Mieter bedeuten.
Mehrere Sachverständige gingen in ihren Stellungnahmen ausführlich
darauf ein, warum der Gesetzentwurf ihrer Meinung nach nicht für eine
Dämpfung der Mietpreisentwicklung ausreicht. Sylvia Sonnemann,
Geschäftsführerin des Hamburger Mietervereins "Mieter helfen Mietern",
erklärte, der Gesetzentwurf sei nicht geeignet, der Mietpreisbremse
Wirkung verschaffen. Er berücksichtige nicht die bereits erhobenen
verfassungsrechtlichen Bedenken und trüge auch nicht dem Umstand
Rechnung, dass die Ausnahmen und Einschränkungen der Mietpreisbremse
der Hauptgrund für die Unwirksamkeit des Instruments sind. In den
unklaren Formulierungen des Mietrechtsanpassungsgesetzes seien
Streitigkeiten bereits angelegt. Die Einbeziehung aller Bestandsmieten
oder zumindest derjenigen, die sich in den letzten zehn Jahren erhöht
haben, könne den bislang gesetzlich verordneten Anstieg der
Mietenspiegelmieten dämpfen.

Auch Markus Artz von der Fakultät für Rechtswissenschaft der
Universität Bielefeld favorisierte eine Verschärfung der Regelungen
zur Mietpreisbremse. Er schlug unter anderem vor, die Verpflichtung
zur Rüge der überhöhten Miete zu streichen und Mietern dadurch die
Möglichkeit einzuräumen, dauerhaft überzahlte und nicht geschuldete
Miete zurückzufordern. Die Informationsverpflichtung hinsichtlich
früher erfolgter Modernisierungen sollte erweitert werden. Weiter
empfahl er, die Änderung zur Rügeobliegenheit des Mieters auch auf
laufende Mietverhältnisse anzuwenden und die Verstetigung der
Mietpreisbremse in Angriff zu nehmen. Zu begrüßen sei dagegen die
Einführung einer flächendeckenden Kappungsgrenze für Modernisierungen,
erklärte Artz.

Lukas Siebenkotten, Bundesdirektor des Deutschen Mieterbundes,
vermisste ein schlüssiges Konzept zum Schutz gegen die Folgen der
aktuellen Wohnungsknappheit und um Spekulationen mit Wohnraum und
Boden entgegenzuwirken. Dazu fänden sich Überlegungen in den Anträge
der Linken und der Grünen, nicht jedoch im Gesetzentwurf der
Bundesregierung. Dieser beschränke sich auf Regelungen zur
Mietpreisbremse sowie zu Modernisierungen, wobei die jeweils
beabsichtigten Regelungen deutlich hinter den für eine effektive
Begrenzung des Mietenanstiegs gebotenen Schritten zurückblieben. In
der jetzigen Form leistet das Gesetz keinen wirkungsvollen Beitrag,
den drastischen Mietpreisanstieg einzudämmen und bezahlbaren
Mietwohnraum zu sichern. Die Mietpreisbremse müsse bundesweit
flächendeckend und zeitlich unbefristet eingeführt werden, zudem seien
Ausnahmetatbestände zu streichen, forderte Siebenkotten.

Daniel Halmer, Dipl.-Kfm., Rechtsanwalt und Geschäftsführer der
Mietright GmbH, die eine Online-Mieterplattform zur Durchsetzung der
Rechte der Mieter betreibt, erklärte, es sei nicht zu erwarten, dass
die vorgesehenen Anpassungen des Gesetzes zu einer merklichen
Verbesserung der Wirksamkeit der Mietpreisbremse führen werden. Sie
seien nur als erster Schritt einer umfassenderen Novellierung und
Geltungsverlängerung der Regelungen sinnvoll. Benjamin Raabe vom
Republikanischen Anwältinnen- und Anwälteverein schloss sich der
Kritik an. Nicht nur wegen der komplizierten Rügeverpflichtung werde
die Mietpreisbremse ihren Ansprüchen nicht gerecht. Eine Verschärfung
bedürfe zwingend einer Reform und Stärkung der ortsüblichen
Vergleichsmiete, erklärte Raabe, der die weitergehenden Vorschläge der
Grünen und der Linke begrüßte.

Kritik an der Mietrecht- und Wohnungspolitik der Bundesregierung kam
von den Vertretern der Immobilienwirtschaft. Axel Gedaschko, Präsident
des GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen,
erklärte, das Gesetz, aber auch die auf dem Wohngipfel vom 21.
September 2018 verkündete Verlängerung des Betrachtungszeitraums der
ortsüblichen Vergleichsmiete von vier auf sechs Jahre werde das
Problem des Bedarfs an bezahlbarem Wohnraum in wachsenden Städten und
Ballungsräumen nicht lösen. Wesentliche auf dem Wohngipfel vorgesehene
und notwendige Maßnahmen zur Ankurbelung des Wohnungsbaus und zur
Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnissen würden konterkariert.
Diese Kritik gelte erst recht für die Anträge der Fraktion Die Linke
und der Grünen. Der GdW hätte es begrüßt, wenn nicht eine erneute
Änderung des Mietrechts vorgelegt worden wäre, sondern ein Planungs-
und Baubeschleunigungsgesetz. Die Diskussion um bezahlbaren Wohnraum
dürfe jedoch nicht zu einer Spaltung der Gesellschaft führen, warnte
Gedaschko.

Christian Bruch, Bundesgeschäftsführer des Bundesverbands Freier
Immobilien- und Wohnungsunternehmen (BFW) , bezeichnete den Entwurf
des Mietanpassungsgesetzes als soziale Symbolpolitik zu Lasten
unternehmerischer Leistung und Risikobereitschaft. Die
Mietpreisbegrenzung werde das tatsächlich verfügbare Wohnraumangebot
für untere Einkommensgruppen nicht vergrößern, sondern nur für die
oberen Einkommen günstig halten. Aus Sicht des BFW entstünden die
Probleme bei der Anwendung der Mietpreisbremse entstünden nicht
aufgrund des Fehlverhaltens der Vertragsparteien, sondern, weil die
ortsübliche Vergleichsmiete überwiegend nicht rechtssicher
festzustellen sei. Jürgen Michael Schick, Vorsitzender der
Bundesarbeitsgemeinschaft Immobilienwirtschaft Deutschland (BID), hält
eine Änderung des Mietrechts nicht für erforderlich. Die mit dem
Mietrechtsanpassungsgesetz vorgeschlagenen Änderungen stünden im
Widerspruch zu den übrigen politischen Zielsetzungen im Bereich des
Klimaschutzes und der Wohnraumversorgung, erklärte er. Die Vorschläge
der Linken und Grünen seien Gift für die Schaffung von bezahlbarem
Wohnraum.

Auch Michael Voigtländer vom Institut der deutschen Wirtschaft Köln
lehnte die geplanten Verschärfungen der Mietpreisbremse ab. Durch die
Streichung von Ausnahmen und insbesondere die Verlängerung von
Betrachtungszeiträumen bei Mietspiegeln drohe sie zu einem Mietstopp
zu werden, erklärte er. Die aktuellen starken Mietpreisteigerungen in
den Großstädten seien die Folge einer starken Zuwanderung in die
Städte und einem unzureichenden Angebot. Diese Problematik werde sich
nur dadurch lösen, dass umfassend neu gebaut wird. Der Präsident des
Eigentümerverbands Haus & Grund Deutschland, Kai Warnecke, bemängelte
in seiner Stellungnahme, dass der angestrebte Ausgleich zwischen
Vermietern und Mietern, also die Bezahlbarkeit des Wohnens in Einklang
mit der Notwendigkeit des Modernisierens zu bringen, nicht gelungen
sei. So würden trotz der Aufnahme des vereinfachten Verfahrens bei der
Modernisierungsmieterhöhung private Vermieter durch den Gesetzentwurf
übermäßig belastet. Die Mietpreisbremse sei nicht geeignet, die
Sicherung bezahlbarer Mieten für alle Einkommensgruppen in
Ballungsräumen zu erreichen. Sie greife massiv und unverhältnismäßig
in das Grundrecht auf Eigentum und in die Vertragsfreiheit und sei
verfassungswidrig.

 * 

2. Nachhaltige Finanzen kein Nischenthema

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Über nachhaltige Finanzen und die Pläne der
EU-Kommission für eine Nachhaltigkeits-Taxonomie hat der
Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung am Mittwochabend
mit drei Experten in einem öffentlichen Fachgespräch diskutiert. Ein
nachhaltiges Finanzwesen bedeute einerseits die Finanzierung
zukunftsfähiger Kerngeschäfte und auf der anderen Seite die
Finanzierung der Transformation unserer Wirtschaft, sagte Kristina
Jeromin, Leiterin der Abteilung Nachhaltigkeit bei der Deutschen Börse
AG. "Das ist kein Nischenthema, sondern sollte uns als
Wirtschaftsstandort permanent ganz zentral interessieren", betonte
sie.

Das derzeitige Finanzsystem sei den heutigen Herausforderungen nicht
mehr gewachsen, urteilte Jeromin. Es sei nicht in der Lage, mit dem
Klimawandel, den demografischen Veränderungen und den internationalen
Migrationsbewegungen derart umzugehen, dass es die Realwirtschaft nach
wie vor zur Wertschöpfung befähigt.

Die Daten aufgrund derer Kreditentscheidungen getroffen würden, seien
nicht ausreichend, sagte Jeromin. Man müsse davon abkommen,
Bonitäts-Ratings und ESG-Ratings, mit denen ökologische und soziale
Aspekte sowie gute Unternehmensführung in die Anlageentscheidung
einbezogen werden, gegeneinanderzustellen. Wolle man etwa ein stark
CO2-emittierendes Unternehmen bewerten, sei es wichtig zu wissen,
welche Planungen es für den Fall eines Kohleausstieges hat. Habe es
solche Pläne nicht, "ist es für mich als Investor nicht mehr
interessant", sagte Jeromin. Zugleich räumte sie ein, dass es derzeit
noch an Standards für die Bewertung ökologischer und sozialer Aspekte
sowie guter Unternehmensführung fehle. Das bringe eine gewisse
Unsicherheit in den Investitionsprozess. "Ich hoffe, dass es der
EU-Kommission gelingt, im Rahmen ihres Aktionsplans die begonnene
Standardisierung in eine allgemeine Sprache zu überführen", sagte die
Expertin.

Bert Flossbach von der Vermögensverwaltung Flossbach von Storch sagte,
die anvisierte Einheitstaxonomie könne Schummeleien bei den
ESG-Ratings, die durchaus möglich seien, nicht erfassen. "Sie
impliziert eine Anmaßung von Wissen und ähnelt einer zentralen
Investitionsbehörde, die mir vorschreibt, wie ich anzulegen habe",
bemängelte er. Ratingagenturen würden "als selbsternannter ESG-TÜV"
Unternehmen beurteilen. Die Qualität dieser Ratings sei zumindest
teilweise "äußerst fragwürdig", sagte er. ESG-Ratings seien deutlich
komplizierter als klassische Bonitäts-Ratings. Daher bestehe die
Gefahr von Fehlallokationen. Es drohe ein Greenwashing und der
Missbrauch grüner Label, "was das letzte ist, das wir wollen".

Begrüßenswert, so Flossbach, sei die Betonung der Längerfristigkeit im
Aktionsplan der EU-Kommission. Der größte Feind der Nachhaltigkeit sei
schließlich kurzfristiges Denken, sagte der Vermögensverwalter. Ein
Beispiel dafür sei die Finanzkrise gewesen, als die kurzfristig
ausgerichtete Gewinnmaximierung der Banken zu einem Kahlschlag geführt
habe.

Banken könnten eine wichtige Rolle spielen, die Nachhaltigkeitsziele
der Bundesregierung zu erreichen, befand Andreas Gruber von der
Deutschen Kreditbank (DKB). Sie lenkten Finanzströme in nachhaltige
Projekte und seien damit integraler Bestandteil eines
Transformationsprozesses, an dessen Ende ein nachhaltigeres Finanz-
und Wirtschaftssystem stehen könne. Der politische Rahmen dafür reiche
aber noch nicht aus, sagte er weiter. "Politische Entscheidungen
müssen dazu beitragen, dass es mehr nachhaltige Projekte gibt und die
vorliegenden Vorschläge auf EU-Ebene konsequent umgesetzt werden",
forderte der DKB-Vertreter.

Finanzmarktakteure müssten zudem Nachhaltigkeit als Kernthema
begreifen, "nicht nur als grüne Visitenkarte". Neben der
Digitalisierung müsse Nachhaltigkeit das zweite Mega-Thema für
Kreditinstitute sein, die damit nicht nur wachsen könnten, "sondern im
gleichen Atemzug für eine nachhaltigere Welt sorgen", sagte Gruber.

 * 

3. Hilfe für bedrängte Uiguren in China

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beklagt schwere
Menschenrechtsverletzungen in der chinesischen Provinz Xinjiang und
fordert die Bundesregierung auf, sich gegenüber der Regierung in
Peking zu positionieren. "Die Errichtung und insbesondere die
gesetzliche Legitimierung von 'politischen Umerziehungslagern' in
Xinjiang sind äußerst besorgniserregend", schreiben die Abgeordneten
in einem Antrag (19/5544), der heute auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Mittlerweile sei Schätzungen zufolge ein
Zehntel der uigurischen Bevölkerung der Provinz in Lagern inhaftiert.
Human Rights Watch zufolge komme es dort zu einer politischen und
kulturellen Umerziehung der Inhaftierten. Unter dem Vorwand gegen
"religiöse Extremisten" vorzugehen, würden muslimische Minderheiten in
Xinjiang mit der Han-chinesischen Mehrheitskultur indoktriniert.

Die Bundesregierung soll nach den Vorstellungen der Abgeordneten die
chinesische Regierung auffordern, "die willkürlichen Massenfestnahmen
von Angehörigen der Minderheiten der Uiguren, Uigurinnen sowie der
Kasachen und Kasachinnen unverzüglich einzustellen, alle Lager und
Hafteinrichtungen zu schließen und die inhaftierten Personen sofort
und bedingungslos freizulassen". Außerdem fordern die Abgeordneten die
Bundesregierung auf, sich auf europäischer Ebene und ab 2019 im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen für Sanktionen gegen hochrangige
Funktionäre der chinesischen KP einzusetzen sowie im Rahmen des
allgemeinen regelmäßigen Überprüfungsverfahrens Chinas vor den UN
Menschenrechtsrat im November deutliche Kritik an den
Menschenrechtsverletzungen in Xinjiang zu äußern.

 * 

4. FDP fordert Einwanderungsgesetz

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
mehr für eine geordnete Zuwanderungspolitik zu tun. Deutschland
erfülle bereits heute die rechtsstaatlichen Standards, die der
UN-Migrationspakt als Ziele formuliere, die weltweite Durchsetzung
solcher Standards reichten jedoch nicht aus, um "Migrationsströme nach
Deutschland und Europa zu begrenzen und klaren Regeln zu unterwerfen",
heißt es in einem Antrag der Liberalen (19/5534), der heute auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenum steht. Die Abgeordneten fordern die
Bundesregierung darin unter anderem auf, im Zusammenhang mit einer
Zustimmung zum UN-Migrationspakt Anfang Dezember dem Deutschen
Bundestag "den Entwurf eines Einwanderungsgesetzbuches vorzulegen, um
sichere, geordnete und regelgebundene Migration im Interesse der
Bundesrepublik Deutschland zu gestalten". Außerdem solle sie umgehend
einen Migrationsgipfel von Bund, Ländern und Kommunen einberufen, "um
insbesondere die praktischen Probleme bei der Abschiebung von
ausreisepflichtigen Ausländern zu erörtern". Gegenüber den
Herkunftsstaaten solle auf deren politische Zusagen im Rahmen des
UN-Migrationspaktes zur Kooperation bei der Rückführung von eigenen
Staatsangehörigen und der Ausstellung von Passersatzpapieren
hingewirkt werden. Schließlich soll die Bundesregierung
Falschinformationen über den UN-Migrationspakt aktiv entgegentreten.

 * 

5. Special Olympic World Games 2023

Sport/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Der Bundestag soll die Bewerbung von Special
Olympics Deutschland um die Special Olympics World Games 2023
unterstützen. Das fordert die FDP-Fraktion in einem Antrag (19/5219),
der am Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestages steht. Die
Special Olympics leisteten einen einzigartigen Beitrag zur Inklusion
von Menschen mit geistiger Behinderung, heißt es in der Vorlage. Die
Special-Olympics-Bewegung umfasse heute weltweit etwa fünf Millionen
Athletinnen und Athleten und sei in 170 Ländern vertreten. "Die
Mission von Special Olympics ist es, Menschen mit geistiger
Behinderung durch Sport zu mehr Teilhabe an der Gesellschaft zu
verhelfen", schreiben die Abgeordneten. Außerdem böten die Special
Olympics ein umfangreiches ergänzendes Kultur-, Schul-, Wissenschafts-
und Gesundheitsprogramm, das Menschen mit Behinderung und ihren
Angehörigen wichtige Aspekte zur gesellschaftlichen Teilhabe
vermittelt.

Die Special Olympics und die World Games seien zudem eine große
Chance, "weltweit zu zeigen, dass Deutschland die Inklusion von
Menschen mit Behinderung ernst nimmt". Die Special Olympics würden das
Miteinander von Menschen mit und ohne geistige Behinderung fördern.
Mit der Teilnahme an den Special Olympics World Games 2023 könnten die
Athleten Selbstvertrauen, Lebensfreude, soziale und gesellschaftliche
Anerkennung gewinnen, heißt es in dem Antrag.

 * 
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6. Mehr Beschäftigung durch Tourismus

7. Tourismus als Entwicklungsmotor



1. AfD wendet sich gegen UN-Migrationspakt

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion wendet sich gegen einen deutschen
Beitritt zum "Globalen Pakt für Migration" der Vereinten Nationen. In
seiner derzeitigen Fassung stelle dieser Pakt einen Angriff auf die
nationale Souveränität der Bundesrepublik, die demokratische
Legitimation staatlichen Handelns sowie auf das Rechtsstaatsprinzip
dar, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/5530), der heute
auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.

Der Pakt sei darauf gerichtet, "die demokratisch legitimierte,
verfassungsgemäß beschlossene Asyl-, Einwanderungs- und
Ausländerpolitik künftiger deutscher Bundestage und Bundesregierungen
unter einen internationalen politischen Vorbehalt zu stellen, der
politisch geeignet und bestimmt ist, die Legitimität nationaler, an
den Interessen gerade des deutschen Volkes orientierter Maßnahmen
öffentlich in Frage zu stellen beziehungsweise deren politische
Legitimität oder gar menschenrechtliche Zulässigkeit unter Berufung
auf den 'Global Compact' zu leugnen".

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, dem
UN-Migrationspakt weder beizutreten, noch ihm namens der
Bundesrepublik Deutschland zuzustimmen und "sich insbesondere gegen
jedwede Beteiligung der EU-Institutionen an oder gegen jedwede
Zustimmung auf EU-Ebene zu diesem Dokument oder dem damit verbundenen
politischen Prozess auszusprechen". Sie solle auch keine sonstigen
Handlungen vornehmen, durch die die Bundesrepublik Deutschland den
Pakt begrüße oder billige oder unterstütze oder einen künftigen
Beitritt in Aussicht stelle.

 * 

2. Linke will Recht auf Qualifizierung

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke möchte die Ansprüche
Erwerbsloser auf Qualifizierung stärken und die
Arbeitslosenversicherung ausbauen. In einem entsprechenden Antrag
(19/5524) verlangt die Fraktion von der Bundesregierung, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, der den Zugang zu aktiven Leistungen der
Arbeitsmarktpolitik auch für jene Erwerbslose verbessert, die bereits
Arbeitslosengeld II beziehen. Außerdem soll ein Rechtsanspruch auf
Weiterbildung verankert werden. Erwerbsfähige Leistungsberechtigte im
Bezug von ALG II, die sich in Weiterbildung befinden, sollen einen
Zuschuss erhalten, der nicht auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts anrechenbar sein soll. Darüber hinaus sollen
Beschäftigte im Fall einer drohenden Arbeitslosigkeit einen
Freistellungsanspruch für Berufs- und Weiterbildungsberatung erhalten.

Die Linke spricht sich darüber hinaus dafür aus, auf die Senkung des
Arbeitslosenversicherungsbeitrages zu verzichten, um damit Armut
vermeidende Leistungsverbesserungen durchzusetzen. Unter anderem soll
die Rahmenfrist, innerhalb derer man Ansprüche auf Arbeitslosengeld
erwerben muss, von zwei auf drei Jahre verlängert werden. Ferner soll
ein Anspruch auf zwei Monate Arbeitslosengeld bereits ab vier Monaten
Beschäftigung eingeführt werden. Zeiten der Qualifizierung und
Weiterbildung bis zu einer Dauer von 24 Monaten sollen die
Anspruchsdauer des Arbeitslosengeldbezuges nicht mindern, fordern die
Abgeordneten.

 * 

3. Kalikokrebse in Deutschland

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Zur Invasivitätsbewertung des Kalikokrebses besteht
kein Forschungsbedarf. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(19/4910) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4449) hervor.
Die Bundesregierung verweist dazu auf eine im Auftrag des Bundesamtes
für Naturschutz durchgeführte Studie zu dem Thema. Zu der Frage, ob
der Kalikokrebs als gebietsfremde Art die Kriterien erfüllt, um in die
Liste der gebietsfremden invasiven Arten der EU aufgenommen zu werden,
liegen der Bundesregierung laut Antwort keine hinreichenden
Erkenntnisse vor.

Der Kalikokrebs kommt den Angaben zufolge entlang des Oberrheintals
von Kehl bis Mannheim vor, einzelne Vorkommen gibt es im Schwarzwald.
Linksrheinisch ist die Krebsart von Beinheim in Frankreich bis Speyer
zu finden. "In der Pfalz dringt die Art auch in Seitengewässer vor.
Erste Vorkommen wurden auch aus Hessen berichtet", heißt es in der
Antwort.

 * 

4. Schwebeplattformbau am Königsstuhl

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat kein Mitspracherecht bei
Bauvorhaben im Nationalpark Jasmund. Dies geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/5366) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/4937) hervor. Die AfD-Fraktion hatte darin den geplanten Bau einer
Schwebeplattform am Königsstuhl in dem Nationalpark thematisiert. Laut
Antwort liegen der Bundesregierung keine Bauanträge oder entsprechende
Anfragen zum Bau eine solcher Plattform vor. Ihr seien zudem keine
Gespräche über eine mögliche finanzielle Beteiligung des Bundes
bekannt, schreibt die Bundesregierung.

 * 

5. Nutzung der Baukostendatenbank

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Datenbank zur Ermittlung des Anstiegs der
Baukosten von Gebäuden gibt es bisher nicht. Abgerechnete Baukosten
öffentlicher Hochbaumaßnahmen würden von der Informationsstelle
Wirtschaftliches Bauen (IWB) in Freiburg bundesweit gesammelt und in
der Baukostendatenbank der Länder gespeichert, heißt es in der Antwort
der Bundesregierung (19/5142) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/3742). "Eine direkte Auswertung der
Veränderung der Entwicklung der Baukosten ist nicht vorgesehen",
schreibt die Bundesregierung. Es sei zu prüfen, inwieweit die
Möglichkeit zur Auswertung passender Baukostensätze aus der Datenbank
verbessert werden könnten.

 * 

6. Mehr Beschäftigung durch Tourismus

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die deutsche Reisewirtschaft leistet nach Angaben
der Bundesregierung einen wesentlichen Beitrag zur Beschäftigung in
Marokko, Algerien, Tunesien und Ägypten. "Gemäß einer Studie des
Bundesverbandes der Deutschen Tourismuswirtschaft e. V. schaffen 15
deutsche Touristen einen Arbeitsplatz in Schwellen- und
Entwicklungsländern, schreibt sie in einer Antwort (19/5399) auf eine
Kleine Anfrage (19/4503) der FDP-Fraktion.

Tourismus sei eine Teilkomponente vieler bilateraler Projekte, heißt
es darin weiter. Dabei gehe es vor allem um nachhaltige
Wirtschaftsentwicklung und Beschäftigungsförderung, Gemeinde- und
Kommunalentwicklung, den Schutz und nachhaltige Nutzung von
Biodiversität sowie Ressourcen-, Energieeffizienz und Klimaschutz.

 * 

7. Tourismus als Entwicklungsmotor

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Der von Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU)
ins Leben gerufene Branchendialog "Tourismus für nachhaltige
Entwicklung" will nach Angaben der Bundesregierung konkrete Maßnahmen
in touristischen Zielregionen gemeinschaftlich planen und umsetzen.
"Im Tourismussektor bestehen Überschneidungen entwicklungspolitischer
Ziele und Unternehmensinteressen, die es effektiv zu nutzen gilt",
schreibt sie in einer Antwort (19/5364) auf eine Kleine Anfrage
(19/4932) der AfD-Fraktion. Zunächst liege der Fokus des
Branchendialogs auf den touristischen Regionen des nördlichen Afrikas.

Als einer der größten und bedeutendsten Wirtschafts- und
Beschäftigungsmotoren und einer der am schnellsten wachsenden Sektoren
weltweit, könne der Tourismus ein vielversprechendes Instrument für
die Entwicklung strukturell benachteiligter Regionen sein, heißt es in
der Antwort weiter. Für ein Drittel aller Entwicklungsländer sei
Tourismus bereits der bedeutendste Devisenbringer und in der Hälfte
der ärmsten Länder erwirtschafte die Reisebranche mehr als 40 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts (BIP).

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 854 - 8. November 2018 - 09.51 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7701: Heute im Bundestag Nr. 853 - 07.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 853

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 7. November 2018, Redaktionsschluss: 18.09 Uhr

1. Plädoyer für kostenlose Verhütungsmittel

2. Haushaltsberatungen fortgesetzt

3. Barley bilanziert Netz-DG

4. Freier Eintritt ist kein Allheilmittel

5. Kompetenzzentrum zieht Zwischenbilanz



1. Plädoyer für kostenlose Verhütungsmittel

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Mediziner und Sexualwissenschaftler befürworten die
kostenlose Abgabe von Verhütungsmitteln. Insbesondere für Frauen mit
geringem Einkommen seien die Verhütungskosten zu hoch und führten zu
ungewollten medizinischen oder sozialen Komplikationen, erklärten
Sachverständige am Mittwoch in einer Anhörung des
Gesundheitsausschusses über Anträge der Fraktionen von Bündnis 90/Die
Grünen (19/2514) und Die Linke (19/2699) im Bundestag. Die Experten
äußerten sich in der öffentlichen Anhörung und auch in schriftlichen
Stellungnahmen.

Derzeit übernehmen die Krankenkassen die Kosten für ärztlich
verordnete Verhütungsmittel nur für Versicherte unter 21 Jahren. Für
Versicherte über 18 Jahren fallen bei der Abgabe solcher Mittel
Zuzahlungen an. Die Linksfraktion fordert in ihrem Antrag,
verschreibungspflichtige Verhütungsmittel und operative Eingriffe wie
die Sterilisation ohne Alters- und Indikationseinschränkung in die
Leistungspflicht der GKV aufzunehmen. Auch wirksame nicht
verschreibungspflichtige Verhütungsmittel wie Kondome sollten
erstattungsfähig sein. Dazu sollte den Versicherten ein monatliches
Budget bereitgestellt werden, das für eine erstattungsfähige
Verhütungsmethode ihrer Wahl inklusive Kontrazeptiva abgerufen werden
könne. Die Grünen-Fraktion spricht sich dafür aus, die Empfänger von
Transferleistungen auch ab dem vollendeten 20. Lebensjahr von den
Kosten für ärztlich verordnete Mittel zur Empfängnisverhütung
vollständig zu entlasten.

Die Kostenübernahme sollte möglichst unbürokratisch gestaltet und die
Zielgruppe über die Möglichkeit der Kostenübernahme niedrigschwellig
informiert werden. Der Bundesverband pro familia erklärte, viele
Frauen und Männer könnten sich Verhütungsmittel nicht leisten. Die
Kostenübernahme sollte daher für alle wohnortnah, unbürokratisch und
niedrigschwellig ermöglicht werden. Vor allem für bedürftige Frauen
stellten die Kosten eine große Hürde dar. So koste eine Hormonspirale,
die drei bis fünf Jahre wirksam sei, bis zu 400 Euro. In der Folge
würden Verhütungsmethoden falsch oder gar nicht genutzt. In einigen
Kommunen gebe es freiwillige Angebote der Kostenübernahme, ein
Rechtsanspruch bestehe jedoch nicht. Sinnvoll wären ein bundesweit
einheitlicher Rechtsanspruch sowie eine umfassende Verhütungsberatung.

Die Berliner Frauenärztin Katrin Wolf bestätigte, die sichere
Verhütung, unabhängig von finanziellen Barrieren, sei unabdingbar für
eine selbstbestimmte Sexualität und den Erhalt der sexuellen und
reproduktiven Gesundheit. Eine bundesweit einheitliche Regelung würde
die Anwendung von Verhütungsmitteln für strukturell benachteiligte
Menschen ermöglichen und ungewollte Schwangerschaften verhindern. Wolf
erklärte, es sollten im Sinne der selbstbestimmten Sexualität auch
Kondome kostenlos an Männer ausgegeben werden. Auch die
Sexualwissenschaftlerin Ulrike Busch begrüßte die parlamentarischen
Initiativen und erklärte, das Interesse von Frauen und Männern an
effektiver Verhütung sei so groß wie nie. Daher sollte auch auf nicht
ärztlich verordnete Verhütungsmittel ein unentgeltlicher Anspruch
bestehen. Da die meisten Verhütungsmethoden von Frauen angewendet
würden, bestehe hier eine einseitige Benachteiligung. In Belgien,
Frankreich und Großbritannien gebe es bereits weitreichende Regelungen
für eine kostenlose Verhütung ohne zielgruppenspezifische
Einschränkungen. Vorrang haben sollte eine Regelung für Frauen und
Männer mit geringem Einkommen.

Die Sozialwissenschaftlerin Cornelia Helfferich verwies auf eine
Studie, wonach Frauen im Sozialleistungsbezug beim Zugang zur
Verhütung unterversorgt sind. Es gebe einen signifikanten Zusammenhang
zwischen der finanziellen Situation und einer weniger adäquaten
Nutzung von Verhütungsmitteln. Der GKV-Spitzenverband machte deutlich,
dass es sich bei der Abgabe von Verhütungsmitteln um
versicherungsfremde Leistungen handele, die pauschal über den
Bundeszuschuss abgegolten würden. Bei einem erweiterten
Leistungsanspruch wäre ein steuerfinanzierter Ersatz der den
Krankenkassen entstehenden Kosten sicherzustellen. Zudem müssten die
Verwaltungsausgaben berücksichtigt werden. Bei einer Abgabe von
Verhütungsmitteln an Bedürftige sollte außerdem bedacht werden, dass
mit der entsprechenden Kennzeichnung von Rezepten eine mögliche
Diskriminierung einhergehe. Auch ergäben sich hier
datenschutzrechtliche Fragen. Rechtsexperten wandten in der Anhörung
ein, die Umsetzung der Anträge über die GKV im Sozialgesetzbuch V (SGB
V) wäre problematisch, weil es sich um eine versicherungsuntypische
Leistung handele. Da in der Frage jedoch ein politischer
Gestaltungsspielraum bestehe, wäre eine Umsetzung auf einer anderen
rechtlichen Basis denkbar, etwa über das SGB II (Grundsicherung) oder
SGB XII (Sozialhilfe).

 * 

2. Haushaltsberatungen fortgesetzt

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwochnachmittag die
Beratungen zum Bundeshaushalt 2019 fortgesetzt. Unter anderem
befassten sich die Ausschussmitglieder mit dem Etat des
Bundesministeriums für Finanzen (19/3400, Einzelplan 08). Der
Einzelplan passierte den Ausschuss mit der Mehrheit der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD bei Gegenstimmen der
Oppositionsfraktionen AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen.

Laut Regierungsentwurf sind im kommenden Jahr in diesem Einzelplan
Ausgaben in Höhe von 7,2 Milliarden Euro (Soll-2018: 6,6) bei
Einnahmen von 291,5 Millionen Euro (Soll-2018: 281,1) vorgesehen.
Sämtliche Änderungsanträge der Opposition fielen durch. Gegenüber dem
Regierungsentwurf sieht der Einzelplan in der Ausschussfassung einige
Abweichungen vor. So sollen die Zuwendung an die Lausitzer und
Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft im kommenden Jahr mit
202,73 Millionen Euro um 7,1 Millionen Euro höher ausfallen, als
bisher geplant. Der Aufwuchs wird mit einem Mehrbedarf wegen der
"Realisierung zusätzlicher Projekte in 2019" begründet. Zudem
beschloss der Ausschuss für die kommenden Haushaltsjahre 2020 bis 2022
um 51 Millionen Euro höher ausfallende Verpflichtungsermächtigungen im
Bereich der Zollverwaltung für den Erwerb von Fahrzeugen. Damit soll
das Vergabeverfahren für ein bestimmtes Zollboot haushälterisch
abgesichert werden. Der Ausschuss beschloss zudem zwei
Maßgabebeschlüsse der Koalitionsfraktionen. Demnach soll die
Bundesregierung eine Hebung des Eingangsamts der Laufbahn des
mittleren nichttechnischen Dienstes der Zollverwaltung auf die
Besoldungsgruppe A 7 angehen. Bisher ist dafür die Besoldungsgruppe A
6 vorgesehen.

Der zweite Maßgabebeschluss bezieht sich auf die Beseitigung ehemals
alliierter Kampfmittel auf nicht bundeseigenen Liegenschaften. Unter
anderem soll nach Willen der Koalition der Abrechnungszeitraum der für
2016 bis 2019 dafür zur Verfügung gestellten Bundesmittel in Höhe von
60 Millionen Euro um zwei Jahre bis 2020 verlängert werden. Zudem
fordert der Ausschuss das Bundesfinanzministerium auf, dafür Sorge zu
tragen, dass "die bislang nicht ausgeschöpften Haushaltsmittel den
Länder für Erstattungszahlungen auch noch bis zum Jahr 2021 zur
Verfügung stehen". Die finale Bereinigung der Sachtitel des
Haushaltsentwurfs sowie die Beratung der Personaltitel sind für
Donnerstag, 8. November, geplant. Die zweite und dritte Lesung des
Haushaltsgesetzes 2019 soll vom 19. bis 23. November stattfinden. Der
Haushaltsentwurf für 2019 sieht insgesamt Ausgaben in Höhe von 356,8
Milliarden Euro vor (Soll-2018: 343,6 Milliarden Euro).

 * 

3. Barley bilanziert Netz-DG

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Die Vorhaben des Bundesministeriums für Justiz und
Verbraucherschutz seien in den verschiedensten Bereichen eng mit
Themen der Digitalisierung verknüpft, sagte Bundesjustizministerin
Katharina Barley (SPD) am Mittwochnachmittag im Ausschuss Digitale
Agenda unter Vorsitz von Hansjörg Durz (CSU). Dies umfasse die
Datenethikkommission, die sich mit Fragen beschäftige, wie etwa
Diskriminierung durch algorithmenbasierte Entscheidungen verhindert
werden könne und wie Künstliche Intelligenz und die
freiheitlich-demokratische Grundordnung in Einklang zu bringen seien.
"Die Kommission soll, anders als der Digitalrat, keine Daueraufgabe
übernehmen, sondern hat das Ziel, innerhalb eines Jahres
abzuschließen", erklärte die Ministerin im Ausschuss. Aber auch über
die Kommission hinaus beschäftige sie als Verbraucherschutzministerin
der Themenkomplex rund um Algorithmentransparenz und deren Kontrolle.
Die Digitalisierung werde in ihrem Ministerium vor allem als Chance
begriffen, trotzdem müssten die Prozesse in Zeiten selbstlernender
Systeme kontrollierbar bleiben. "Transparenz muss aus meiner Sicht auf
zweierlei Weise hergestellt werden: Durch die Betroffenen selbst und
durch eine unabhängige Einrichtung", sagte Barley. Wenn es um
Verantwortlichkeit gehe, seien außerdem nicht nur Nutzer und die
Politik gefragt, sondern auch die Wirtschaft trage Verantwortung mit.
Deshalb habe man einen Dialog mit sechs Unternehmen aus der 
IT-Branche, der Telekommunikation, den Medien und dem produzierenden
Gewerbe gestartet. Bezüglich des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 
(Netz-DG) habe man die ersten Halbjahresberichte von den Sozialen Netzwerken
erhalten, die eine sehr unterschiedliche Anzahl der Beschwerden
gezeigt hätten.

Insgesamt seien erheblich weniger Beschwerden eingegangen, als das
BMJV im Vorhinein kalkuliert hatte. Festzuhalten sei auch, dass etwa
80 Prozent der Beschwerden nicht zu einer Löschung geführt haben - die
Befürchtungen eines Overblockings hätten sich somit nicht
bewahrheitet, sagte Barley. Im Jahr 2020 werde es eine große
Evaluation des kompletten Netz-DG geben, kündigte sie an. Im neuen
Format "Zukunftsdialog der Sozialen Netzwerke", an dem sich auch viele
NGOs im Kampf gegen hate speech beteiligen, habe sich das Netz-DG als
zentraler Pfeiler im Kampf gegen Hassrede im Netz herausgestellt, so
die Ministerin. Die Abgeordneten konzentrierten sich in ihren Fragen
an die Ministerin auf die EU-Urheberrechtsreform, Details zum
Leistungsschutzrecht, eine Weiterentwicklung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes, den digitalen Verbraucherschutz sowie
auf Fragen zu der im Mai 2018 in Kraft getretenen
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und ihren Folgen.

 * 

4. Freier Eintritt ist kein Allheilmittel

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Ein prinzipieller Eintritt in Museen führt nicht
automatisch zu dauerhaft höheren Besucherzahlen. Dies war die
einhellige Aussage von Sachverständigen in einem Fachgespräch des
Kultur-und Medienausschusses am Mittwoch über den freien Eintritt zu
Kultureinrichtungen. Vor allem warnten die Experten vor der Erwartung,
mit einem kostenfreien Zugang könnten in einem größeren Umfang
Menschen erreicht werden, die kostenpflichtige Kultureinrichtungen
nicht nutzen. Der Kulturjournalist Peter Grabowski verwies darauf,
dass etwa 50 Prozent der Deutschen so gut wie nie ein Museum besuchen.
Die Bereitschaft für den Besuch von Kultureinrichtungen steige zwar
mit dem Haushaltseinkommen und dem Bildungsgrad, bei der Entscheidung
spiele der Eintrittspreis allerdings eher eine sekundäre Rolle. Primär
würden die Menschen eher nach dem persönlichen Mehrwert eines solchen
Besuchs fragen. Unterrepräsentiert unter Museumsbesuchern seien vor
allem Behinderte, Familien und Migranten.

Der freie Unternehmensberater Martin Dumbs und der ehemalige
Geschäftsführende Direktor der Kulturbetriebe Dortmund, Kurt Eichler,
führten unter Berufung auf Erfahrungen in England und Dortmund aus,
dass sich durch freie Eintrittspreise zwar oftmals die Besucherzahlen
kurz- und mittelfristig steigern ließen, sie aber langfristig wieder
auf das Ursprungsniveau zurückgingen. Zu beobachten sei aber, dass
Museumsbesucher den freien Eintritt für Mehrfachbesuche nutzen. Von
ähnlichen Erfahrungen aus Frankreich berichtete Mona Guichard,
Kulturattachée an der französischen Botschaft. Auch sie verwies
darauf, dass sich bildungsferne Bevölkerungsschichten auch über einen
freien Eintritt nicht automatisch erreichen lassen. Claus Rokahr,
Verwaltungsdirektor der Kulturstiftung Sachsen-Anhalt, sprach sich
dezidiert gegen einen prinzipiell freien Eintritt aus. Er sprach sich
aber für sozial gestaffelte Eintrittspreise und den freien Eintritt
für Kinder und Jugendliche aus.

Der Kaufmännische Geschäftsführer der Kunsthalle Karlsruhe, Philipp
Stanehl, plädierte dafür, die Kultureinrichtungen bei der Frage nach
einem freien Eintritt sehr differenziert zu betrachten. Es ließen sich
kaum verbindliche Aussagen über die Auswirkungen treffen. Auch Markus
Walz, Professor für theoretische und historische Museologie an der
Universität Leipzig, warnte vor überzogenen Erwartungen an einen
freien Eintritt. Er verwies darauf, dass bereits viele Museen den
kostenfreien Zugang bieten, umgekehrt aber auch viele Museen nicht auf
die Einnahmen aus den Eintrittsgeldern verzichten können.

Kirsten Witt, stellvertretende Geschäftsführerin der Bundesvereinigung
Kulturelle Kinder- und Jugendbildung, führte an, dass kulturelle
Teilhabe ein verbrieftes Recht sei. Allerdings würden viele Menschen
eben nicht nur wegen ökonomischen Gründen von Kultureinrichtungen
ferngehalten. Bildung und Sozialisation spielten eine oftmals größere
Rolle. Ein freier Eintritt müsste deshalb auch durch flankierende
Maßnahmen ergänzt werden. Von abweichenden Erfahrungen berichtete
Janina Benduski, Vorstandsvorsitzende des Bundesverbandes Freie
Darstellende Künste. In der freien Theaterszene habe man durch
verschiedene Modellversuche zum Beispiel mit frei wählbaren oder
gestaffelten Eintrittspreisen sehr wohl neue Publikumsschichten
erreichen können, für die ein Theaterbesuch vorher nicht erschwinglich
gewesen sei.

 * 

5. Kompetenzzentrum zieht Zwischenbilanz

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Das "Kompetenzzentrum Tourismus" des Bundes erfreut
sich nach Darstellung seines stellvertretenden Leiters Dirk Rogl
wachsenden Zuspruchs in der Branche. "Wir sehen steigende
Nutzungszahlen auf unserer Webseite", sagte Rogl am Mittwoch im
Tourismusausschuss. Mittlerweile bestehe Kontakt zu 46
bundespolitischen Tourismusverbänden und ein "guter Dialog" mit vielen
hunderten Unternehmen. Das Kompetenzzentrum mit Sitz in Salzgitter hat
nach einer halbjährigen Vorbereitungsphase im Mai seine Tätigkeit
aufgenommen. Es soll nach dem Willen der Bundesregierung dazu
beitragen, die Leistungs- und Anpassungsfähigkeit vor allem
mittelständischer Tourismusunternehmen in Deutschland zu stärken. Rogl
räumte ein, dass es zunächst nicht ganz einfach gewesen sei, das
erforderliche Vertrauen aufzubauen. "Was wollt ihr denn eigentlich,
wir sind doch schon da", sei die Haltung mancher Verbände gewesen.
Mittlerweile habe sich die Einsicht durchgesetzt, dass das vom
Bundesministerium für Wirtschaft initiierte und finanzierte Zentrum
die bestehenden Strukturen nicht ersetzen, sondern gewissermaßen ein
"Dach" über ihnen bilden solle. Es verstehe sich als "verlässlicher
und neutraler" Partner der Branche, der es mit einem "kleinen, aber
feinen Team" zur Seite stehe, sagte Rogl.

Das Kompetenzzentrum verfügt über zweieinhalb Planstellen.
Wissenstransfer, Vernetzung innerhalb der Branche und die Vermittlung
von Zugängen zu Fördergeldern seien die drei "Säulen" der Tätigkeit
des Kompetenzzentrums. Es sei im Tourismussektor reichlich Wissen
verfügbar, sagte Rogl. Dieses stehe aber nur in eingeschränktem Maße
bereit. Hier könne das Kompetenzzentrum Abhilfe schaffen. Durch
regelmäßige Umfragen in der Branche, die Teilnahme an oder
Veranstaltung von jährlich mindestens sechs Arbeitstagungen komme das
Zentrum seinem Auftrag der Informationsvermittlung sowie der
"Vernetzung von Wissenschaft, Wirtschaft und Politik" nach: "Wir
beobachten und analysieren Trends und Perspektiven."

Das Thema, das den Unternehmen im Tourismussektor derzeit am heißesten
auf den Nägeln brennt, ist nach Rogls Worten die Digitalisierung, Der
dringlichste Wunsch der Branche sei Bürokratieabbau. Eine Rolle
spielen soll das Kompetenzzentrum auch in der geplanten Umgestaltung
der Tourismusförderung des Wirtschaftsministeriums. Künftig soll vor
der Entscheidung über die Mittelvergabe ein Ideenwettbewerb
ausgeschrieben werden. Die bestplatzierten Unternehmen sollen dann den
Zuschlag erhalten. Eine diesem neuen Konzept entsprechende
"Förderbekanntmachung" will das Ministerium in diesem Monat
veröffentlichen. Das Kompetenzzentrum wird vom Wirtschaftsministerium
aus dem jährlich 1,6 Millionen Euro umfassenden Haushaltstitel
"Leistungssteigerungen im Tourismusgewerbe" finanziert, zunächst mit
926.000 Euro für zwei Jahre bis Ende November 2019. Die Laufzeit ist
um maximal zwei weitere Jahre verlängerbar.

 * 
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hib - heute im bundestag Nr. 851
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Mittwoch, 7. November 2018, Redaktionsschluss: 16.12 Uhr

1. Kritik an Pensionskassen-Aufsichtsgesetz

2. Strafbarkeit des Schwarzfahrens

3. Denkmal für die ermordeten Juden

4. Vermarktung von Gasgeräten

5. Kosten der Unterkunft im ALG-II-Bezug

6. Regierung: Mütterrente regelkonform



1. Kritik an Pensionskassen-Aufsichtsgesetz

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Mehrere Sachverständige haben in einer öffentlichen
Anhörung des Finanzausschusses am Mittwoch vor zu großen Befugnissen
der europäischen Versicherungsaufsichtsbehörde EIOPA gewarnt. In der
von der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) geleiteten Anhörung
ging es um den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2341 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2016 über die Tätigkeiten
und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen
Altersversorgung (19/4673). Mit dem Gesetz soll unter anderem ein
besserer Schutz von Versorgungsanwärtern und Versorgungsempfängern
durchgesetzt werden. Versorgungsanwärter und Versorgungsempfänger
sollen besser informiert werden. Außerdem wird der Ausbau des
Risikomanagements der Pensionskassen und Pensionsfonds geregelt. Für
die Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersvorsorge (aba) nutzt
der Gesetzentwurf die Möglichkeit nicht, die Regulierung von
Pensionskassen und Pensionsfonds auf das nationale Arbeits- und
Sozialrecht abzustimmen.

Die Folgen einer weitgehend ungeprüften EU-Vollharmonisierung für die
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung wären jedoch für
diese fatal: "Alle bisherigen Erfahrungen mit EIOPA sprechen dagegen,
dass EIOPA in der Lage und willens sein wird, den bestehenden Rahmen
der betrieblichen Altersversorgung und deren Einbettung in nationales
Arbeits- und Sozialrecht angemessen zu berücksichtigen." Auch der
Verband der Firmenpensionskassen forderte eine Beschränkung der
Einflussnahme von EIOPA. Eine uneingeschränkte
Einflussnahmemöglichkeit der EIOPA könnte zur Umsetzung ungeeigneter
Vorgaben "durch die Hintertür" führen. Der Deutsche Gewerkschaftsbund
zeigte sich in seiner Stellungnahme kritisch zu den Bestrebungen der
EIOPA, eine Vollharmonisierung der Aufsicht über die Einrichtungen der
betrieblichen Altersversorgung zu erreichen. Der Gesetzentwurf
enthalte keine Definition der Einrichtungen der betrieblichen
Altersversorgung, und die herausragende Rolle, die tarifvertragliche
Regelungen in der betrieblichen Altersversorgung in Deutschland
spielen würden, würden nicht ausreichend berücksichtigt. Von der
Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) hieß es, es
müsse ein zusätzlicher Halt eingeführt werden, ehe die
EIOPA-Vorschriften in Kraft treten könnten.

Dagegen erklärte der Vertreter der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) in der Anhörung: "Die Sorgen der
Branche wegen EIOPA teilen wir ausdrücklich nicht." Der Bund der
Versicherten wies auf die Probleme bei der Ausgestaltung eines
EU-weiten Arbeitsmarktes hin. Bei grenzüberschreitenden Wechseln gebe
es zahlreiche Hemmnisse für die Mitnahme von Anwartschaften der
betrieblichen Altersversorgung in ein anderes Land. Unterstützung fand
das Anliegen des Entwurfs, dass die Einrichtungen angeben sollen, wie
ihre Anlagepolitik ökologischen, sozialen und die Unternehmensführung
betreffenden Belangen Rechnung trägt. Darauf hob in ihrer
Stellungnahme besonders die Menschenrechtsorganisation FIAN ab. Sie
trat dafür ein, ökologische und soziale Belange bei der Anlage von
Pensionsfonds-Geldern zu berücksichtigen. Der Gesamtverband der
deutschen Versicherungswirtschaft verlangte längere Übergangsfristen
für die neuen Informationspflichten der Unternehmen. Die Unternehmen
sollten mindestens 18 Monate Zeit für die technische Umsetzung
erhalten. Außerdem sei es für Direktversicherungen wichtig, dass keine
doppelten oder widersprüchlichen Informationspflichten eintreten. Auch
von der aba gab es den Appell, Überlappungen zu vermeiden und die
Einrichtungen der betrieblichen Altersvorsorge vor Mehrbelastungen zu
bewahren.

 * 

2. Strafbarkeit des Schwarzfahrens

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Das in der Öffentlichkeit kontrovers diskutierte
Thema "Fahren ohne Fahrschein" war Thema einer öffentlichen Anhörung
am Mittwoch im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz.
Wissenschaftler, Justiz- und Verbändevertreter legten als
Sachverständige ihre Sicht auf Gesetzentwürfe der Fraktionen Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen dar, mit denen der Tatbestand des
Schwarzfahrens aus dem Strafgesetzbuch entfernt werden soll. Während
der Linke-Entwurf (19/1115) vorsieht, in Paragraf 265a des
Strafgesetzbuches die Beförderungserschleichung zu streichen und das
Fahren ohne Fahrschein nicht mehr mit dem Strafrecht, sondern nur noch
mit einem erhöhten Beförderungsentgelt zu sanktionieren, plädieren die
Grünen in ihrem Entwurf (19/1690) für die Schaffung eines neuen
Ordnungswidrigkeitstatbestandes.

Die Vorlagen, die im April erstmals im Plenum des Bundestages beraten
worden waren, wurden von den Sachverständigen kontrovers diskutiert.
Während die teilnehmenden Staatsanwälte dafür plädierten, den
Gesetzestext beizubehalten, zeigten sich die Richter offen für
Änderungen. Die Abgeordneten interessierten sich in der Fragerunde
unter Leitung des Ausschussvorsitzenden Stephan Brandner (AfD) vor
allem für die Unterschiede zwischen Straf- und
Ordnungswidrigkeitenrecht und deren Bedeutung für die Bestrafung von
Schwarzfahrdelikten. Auch die Frage, wie eine bessere Kontrolle der
Fahrgäste im öffentlichen Nahverkehr erfolgen kann, ohne den Zugang zu
den Verkehrsmitteln zu erschweren, spielte eine Rolle.

Aus Sicht von Andreas Mosbacher, Richter am Bundesgerichtshof, ist die
derzeitige Praxis umstritten. Für die Entkriminalisierung des
Schwarzfahrens sprächen die besseren Argumente. Eine Einstufung
solcher Handlungen als Ordnungswidrigkeit erscheine gegenüber der
völligen Sanktionslosigkeit vorzugswürdig. Vorschläge, Schwarzfahren
insgesamt ahndungslos zu stellen, seien kriminalpolitisch nicht
unproblematisch. In der Bevölkerung würde dieser Schritt wohl eher als
Signal dafür wahrgenommen werden, dass Schwarzfahren rechtlich nun
überhaupt nicht mehr missbilligt wird. Barbara Stockinger, Richterin
am Oberlandesgericht München, Mitglied des Präsidiums des Deutschen
Richterbunds, schloss sich Mosbacher an. Sowohl die Rechtslage als
auch die Praxis seien unbefriedigend, daher sehe auch der Richterbund
Reformbedarf und spreche sich für eine Anpassung des Paragrafen 256a
aus.

Stockinger verwies in ihrer Stellungnahme auf die umstrittene
Auslegung des Tatbestandsmerkmals "Erschleichen". Die
Beförderungserschleichung solle nur noch strafbar sein, wenn
Zugangsbarrieren- oder -kontrollen umgangen oder überwunden werden. In
erster Linie blieben die Verkehrsbetriebe gefordert, vorbeugend mehr
gegen Schwarzfahren zu tun. Stockinger ging auch auf den hohen Aufwand
der Strafverfolgung ein und bezeichnete die Ersatzfreiheitsstrafe als
fragwürdig. Diese Meinung teilte die Leiterin der Berliner
Justizvollzugseinrichtung Moabit, Anke Stein. Mit der abschreckenden
Wirkung des Strafgesetzbuches zu argumentieren, scheitere an der
Lebenswirklichkeit. Nach den Erfahrungen der Berliner Justiz spielten
bei Ersatzfreiheitsstrafen vor allem Obdachlosigkeit, Drogen- und
Alkoholabhängigkeiten, psychische Störungen, psychiatrische
Erkrankungen oder desolate körperliche Gesundheitszustände eine Rolle.
Hier stelle sich die Frage nach der gesellschaftlichen Aufgabe des
Justizvollzugs.

Wie Mosbacher und Stockinger äußerten sich auch Heiner Alwart von der
Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Friedrich-Schiller-Universität
Jena und Stefan Conen vom Deutschen Anwaltverein (DAV) kritisch zu der
gängigen Praxis. In seiner Stellungnahme ging Alwart ausführlich auf
den Begriff des Erschleichens von Leistungen ein, der seiner Meinung
nach auf das Schwarzfahren nicht zutrifft. Die einschlägige Vorschrift
im Strafgesetzbuch müsse ersatzlos gestrichen werden. Für ein neues
Ordnungswidrigkeitengesetz bestehe allerdings keinerlei Bedarf. Für
Alwart ist es dringend geboten, dass der Bundesgerichtshof seine
Rechtsprechung, wonach das Schwarzfahren einer
Beförderungserschleichung gleichzusetzen ist, zeitgemäß ändert.

Kollateralschäden in Gestalt von "Strafbarkeitslücken" stünden nicht
zu befürchten. Conen betonte, auch der DAV sei für die Streichung des
Paragrafen 265a aus dem Strafgesetzbuch. Dagegen sprachen sich Udo
Gramm, Leitender Oberstaatsanwalt Staatsanwaltschaft München, und
Frank Rebmann, Leitender Oberstaatsanwalt Staatsanwaltschaft
Heilbronn, explizit gegen die Gesetzentwürfe aus. Gramm erklärte,
seiner Auffassung nach sei weder die Abschaffung der Strafbarkeit der
Beförderungserschleichung noch deren Herabstufung zur
Ordnungswidrigkeit der geltenden Rechtslage vorzuziehen. Die
Beibehaltung der Strafbarkeit sei kriminalpolitisch sinnvoll und
ermögliche die Verhängung angemessener Sanktionen. Härtefällen könne
schon bei Auswahl und Bemessung der Sanktion Rechnung getragen werden,
wie zum Beispiel durch Projekte zur Begrenzung von
Ersatzfreiheitsstrafen, namentlich "Schwitzen statt Sitzen".

Rebmann stelle in seiner Stellungnahme die Frage, ob angesichts der
Zunahme des Schwarzfahrens, die auf eine schwindende Rechtstreue eines
Teils der Bevölkerung schließen lasse, darauf wirklich mit einer
Entkriminalisierung oder Marginalisierung zur bloßen
Ordnungswidrigkeit reagiert werden solle. Beide Gesetzentwürfe
argumentierten mit dem geringen Unrechtsgehalt des Erschleichens von
Beförderungsleistungen und verglichen diesen mit dem Unrechtsgehalt
des Falschparkens. Dies sei aber nicht vergleichbar. Zudem sei
Kriminalpolitik kein Ersatz für Maßnahmen in der Sozialpolitik.

Thomas Hilpert-Janßen, Rechtsexperte des Verbands Deutscher
Verkehrsunternehmen (VDV), erklärte, dass den Firmen durch das
Schwarzfahren hohe Schäden entstünden, die entweder die ehrlichen
Fahrgäste oder die öffentliche Hand tragen müssten. Schätzungen gingen
von einem Betrag von 250 bis 300 Millionen Euro aus. Der Verband halte
die Strafbarkeit des Schwarzfahrens weiterhin für notwendig. Eine
Herabstufung zur Ordnungswidrigkeit oder sogar eine gänzliche
Abschaffung des Straftatbestandes hätten eine negative Signalwirkung,
die die Schwarzfahrerquote deutlich erhöhen könnte. Und auch, wenn man
die Leistungen der Sozialhilfe und des ALG II für unzureichend halte,
wäre es nur folgerichtig, eine Erhöhung des Mobilitätsbetrags zu
fordern, nicht jedoch, das Schwarzfahren straflos zu stellen. Eine
Folge eines Herabstufens zur Ordnungswidrigkeit wären unter anderem
schlechtere Kontrollmöglichkeiten durch Fahrausweisprüfer. Den Zugang
zu ihren Verkehrsmitteln zu erschweren, käme für die Unternehmen nicht
infrage, dafür müssten die Fahrgäste aber die Regeln einhalten.

 * 

3. Denkmal für die ermordeten Juden

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Vorschläge für die Wahl von Mitgliedern des
Kuratoriums der "Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden Europas"
haben die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD (19/5501) sowie die
Fraktion von AfD (19/5502), FDP (19/5503), Die Linke (19/5504) und
Bündnis 90/Die Grünen (19/5505) vorgelegt. Von der CDU/CSU-Fraktion
werden danach die Abgeordneten Andrea Lindholz, Mathias Middelberg und
Elisabeth Motschmann vorgeschlagen, von der SPD-Fraktion Eva Högl und
Marianne Schieder, von der AfD-Fraktion Uwe Witt, von der FDP-Fraktion
Hartmut Ebbing, von der Fraktion Die Linke Petra Pau und von der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Claudia Roth. Die Wahl steht am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums.

 * 

4. Vermarktung von Gasgeräten

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf
(19/5456) vorgelegt, um für Verordnungen der Europäischen Union für
die Vermarktung und CE-Kennzeichnung von Gasgeräten und persönlichen
Schutzausrüstungen die nötigen Durchführungsbestimmungen zu erlassen.
Außerdem regelt der Gesetzentwurf, dass im Bereich der Sozialhilfe den
Trägern der Sozialhilfe ab dem 1. Januar 2020 bei nach dem Recht des
SGB XI zugelassenen Pflegeeinrichtungen ein eigenes gesetzliches
Prüfrecht eingeräumt wird.

 * 

5. Kosten der Unterkunft im ALG-II-Bezug

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) In den Jahren 2011 bis 2017 stiegen die durch das
Jobcenter für ALG-II-Haushalte gezahlten Unterkunftskosten (ohne
Betriebskosten und Heizung) von 4,95 Euro auf 6,21 Euro pro
Quadratmeter. Die durchschnittliche Wohnfläche der
Haushaltsgemeinschaft pro Bedarfsgemeinschaft sank von 61,43 auf 60,58
Quadratmeter. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/5346) auf eine Kleine Anfrage (19/4860) der Fraktion Die Linke.

 * 

6. Regierung: Mütterrente regelkonform

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung widerspricht der Ansicht, dass
die sogenannte Mütterrente systemwidrig finanziert wird. Das betont
sie in ihrer Antwort (19/5359) auf eine Kleine Anfrage (19/4903) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Sie begründet dies mit der Erhöhung
der Bundesbeteiligung zur Finanzierung der Mütterrente aber auch der
doppelten Haltelinie bei Beitragssatz und Rentenniveau. Dies werde
auch durch Rückgriff auf Steuermittel finanziert, um die Belastung der
Beitragszahler zu begrenzen, heißt es in der Antwort.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 7. November 2018, Redaktionsschluss: 15.05 Uhr

1. Kuratoriums-Wahl der Hirschfeld-Stiftung

2. Sonderausschreibungen für Wind kommen

3. AfD für Verbot von Tierexporten

4. Lokalanästhesie bei Ferkelkastration

5. Sammlung von Elektrogeräten

6. Sammelquote für Gerätealtbatterien



1. Kuratoriums-Wahl der Hirschfeld-Stiftung

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Im Kuratorium der "Bundesstiftung Magnus Hirschfeld"
sollen zukünftig die Abgeordneten Stefan Kaufmann (CDU), Jan-Marco
Luczak (CDU), Emmi Zeulner (CSU), Johannes Kahrs (SPD), Susann
Rüthrich (SPD), Nicole Höchst (AfD), Jens Brandenburg (FDP), Doris
Achelwilm (Die Linke) und Sven Lehmann (Bündnis 90/Die Grünen)
vertreten sein. Dies geht aus den Wahlvorschlägen der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD (19/5506), der AfD (19/5507), der FDP (19/5508), der
Linken (19/5509) und der Grünen (19/5510) hervor. Die 2011 gegründete
Stiftung, benannt nach dem Sexualwissenschaftler Magnus Hirschfeld,
fördert und initiiert Bildungs- und Forschungsprojekte, die der
gesellschaftlichen Diskriminierung von Lesben, Schwulen, Bisexuellen,
Transsexuellen, trans- und intergeschlechtlichen sowie queeren
Menschen (LSBTTIQ) in Deutschland entgegenwirken.

 * 

2. Sonderausschreibungen für Wind kommen

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will ihren Ökostromzielen mit
Sonderausschreibungen für Wind- und Solaranlagen näher kommen. Ein von
den Regierungskoalitionen CDU, CSU und SPD vorgelegter Gesetzentwurf
(19/5523) sieht vor, bis 2021 je vier Gigawatt Solaranlagen und
Windenergieanlagen an Land zusätzlich auszuschreiben. Um den
Wettbewerb zu erhöhen, sollten die Ausschreibungsmengen von 1 Gigawatt
2019 über 1,4 Gigawatt 2020 auf 1,6 Gigawatt 2021 anwachsen. Je nach
konkreter Umsetzung der Projekte würden diese für das Klimaschutzziel
2020 oder in den Folgejahren wirksam, heißt es in dem Dokument. Der
"Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes, des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes, des
Energiewirtschaftsgesetzes und weiterer energierechtlicher
Vorschriften" sollte noch in dieser Woche im Bundestag diskutiert und
federführend an den Ausschuss für Wirtschaft und Energie zur weiteren
Beratung überwiesen werden. Ebenfalls darin vorgesehen ist, die
Vorschriften für eine nächtliche Beleuchtung von Windrädern zu ändern.

Dem Gesetzentwurf zufolge werden künftig Maßnahmen zur
bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung verpflichtend. Windräder sollen
somit nicht mehr die ganze Nacht blinken, sondern nur, wenn ein
Flugzeug naht. Als kostengünstige technische Lösung dafür schlägt der
Gesetzgeber ein Transpondersystem vor. Die Kosten für einen
entsprechenden Empfänger lägen bei einmalig etwa 30.000 Euro für einen
gesamten Windpark mit einem Radius von zehn Kilometern. Kleine
Windparks, für deren Betreiber eine Ausrüstung mit der Technik
wirtschaftlich unzumutbar sei, könnten einen Ausnahmeantrag bei der
Bundesnetzagentur stellen.

 * 

3. AfD für Verbot von Tierexporten

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion fordert ein Verbot von Tierexporten
aus Deutschland in das Nicht-EU-Ausland, sofern nicht lückenlos und
glaubhaft durch den Exporteur nachgewiesen wird, dass auf dem gesamten
Transport den Tieren keine unnötigen Leiden zugefügt werden. In einem
dazu vorgelegten Antrag (19/5532) verlangen die Abgeordneten von der
Bundesregierung unter anderem nach Maßgabe der
EU-Tiertransportverordnung 1 / 2005 sicherzustellen, deutschlandweit
ausreichende Versorgungsstellen geschaffen werden, um die Ruhezeiten,
Tierversorgung und Fahrzeugreinigung auf dem Gebiet der Bundesrepublik
sowohl bei Inlands- als auch bei Import- und Transittiertransporten zu
gewährleisten. Nach Möglichkeit sollen dabei auch bestehende
landwirtschaftliche Betriebe hinzugezogen werden.

 * 

4. Lokalanästhesie bei Ferkelkastration

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion der AfD will die Lokalanästhesie bei
Ferkelkastrationen ermöglichen. Die Abgeordneten dringen in einem
Antrag (19/5533) darauf, dass die Bundesregierung unverzüglich auf
eine arzneimittelrechtliche Genehmigung das Lokalanästhetikums
Lidocain für die Indikation der Kastration beim Schwein hinwirken
soll. Die deutschen Schweinehalter bräuchten Planungssicherheit, warnt
die AfD. Andernfalls drohe ein Strukturbruch in der Branche, wenn die
geplante Fristverlängerung für die Erlaubnis der Kastration ohne
Betäubung um zwei Jahre durch die Regierungskoalition nicht für einen
Aufschub sorgt. Darüber hinaus soll die Regierung die Genehmigung
erteilen, dass Landwirte bei Nachweis entsprechender Sachkunde die
Kastration mittels Lokalanästhesie selber durchführen dürfen.
Schließlich soll noch die Forschung zur Ferkelkastration per
Lokalanästhesie gefördert und ausgebaut werden.

 * 

5. Sammlung von Elektrogeräten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Recyclingquote für Elektro- und Elektronikgeräte
in Deutschland lag 2016 bei 86,7 Prozent. Für 2017 liegt noch keine
Angabe vor. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/4801)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4374)
hervor. Die Sammelquote lag 2016 bei 8,63 kg/Einwohner beziehungsweise
bei 44,95 Prozent. Auch in diesem Bereich liegt laut Bundesregierung
noch kein Wert für 2017 vor. 2017 wurden laut Antwort 2.081.223 Tonnen
Elektro- und Elektronikgeräte in Verkehr gebracht. 2016 waren es
1.957.989 Tonnen.

 * 

6. Sammelquote für Gerätealtbatterien

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Sammelquote für Gerätealtbatterien ist 2017 mit
45,06 Prozent im Vergleich zum Vorjahr leicht gesunken. 2016 betrug
die Quote 46,16 Prozent. Dies geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/5392) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/4996) hervor. Den Angaben zufolge wurden 2017 50.643
Tonnen Gerätebatterien in den Verkehr gebracht, 2016 waren es 45.511
Tonnen.

 * 
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1. Familienentlastungspaket beschlossen

2. Gesetzentwürfe passieren Rechtsausschuss

3. Maßnahmenpaket gegen Flugverspätungen

4. Grünes Licht für Änderung des Asylgesetzes



1. Familienentlastungspaket beschlossen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch dem
Familienentlastungspaket der Bundesregierung zugestimmt. Damit wird
der Weg frei für steuerliche Entlastungen und eine Anhebung des
Kindergeldes im nächsten Jahr im Umfang von fast zehn Milliarden Euro
(volle Jahreswirkung). In der von der Vorsitzenden Bettina
Stark-Watzinger (FDP) geleiteten Sitzung stimmten neben den
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD auch die Fraktionen von AfD und
FDP für den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines
Gesetzes zur steuerlichen Entlastung der Familien sowie zur Anpassung
weiterer steuerlicher Regelungen (19/4723). Die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen lehnte das Gesetz ab, die Fraktion Die Linke enthielt
sich. Mehrere Änderungsanträge der Oppositionsfraktionen wurden
abgelehnt.

Zu den beschlossenen Maßnahmen gehört eine Erhöhung des Kindergeldes
um zehn Euro monatlich ab 1. Juli 2019. Außerdem werden die
steuerlichen Kinderfreibeträge ab 1. Januar 2019 von derzeit 7.428 um
192 auf 7.620 Euro angehoben. Zum 1. Januar 2020 steigt der
Kinderfreibetrag weiter um 192 Euro auf dann 7.812 Euro. Zur
Sicherstellung der Freistellung des steuerlichen Existenzminimums wird
der Grundfreibetrag (derzeit 9.000 Euro) erhöht. 2019 erfolgt eine
Erhöhung um 168 Euro, 2020 um 240 Euro. Diese beiden Erhöhungen führen
zu Steuermindereinnahmen von über drei Milliarden Euro (volle
Jahreswirkung). Um den Effekt der "kalten Progression" auszugleichen,
werden außerdem die Eckwerte des Einkommenstarifs verschoben, wodurch
es zu einer Entlastung der Steuerzahler kommt, was 2019 zu
Mindereinnahmen in Höhe von 2,2 Milliarden Euro und 2020 in Höhe von
2,1 Milliarden Euro führen soll (jeweils volle Jahreswirkung).

Ein Sprecher der CDU/CSU-Fraktion begrüßte die vorgesehenen Maßnahmen,
mit denen auch eine Ankündigung im Koalitionsvertrag umgesetzt werde.
Die Entlastungen kämen Familien und auch allen anderen Steuerzahlern
zugute. Den von den Fraktionen der AfD und der FDP geforderte
"Steuertarif auf Rädern" zur automatischen Vermeidung der Effekte der
kalten Progression lehnte die CDU/CSU-Fraktion genauso ab wie die
SPD-Fraktion. Der Sprecher der SPD-Fraktion erklärte, mit der
Entlastung gehe die Koalition weit über das hinaus, was
verfassungsrechtlich geboten sei.

Ein Sprecher der AfD-Fraktion mochte nicht in das Lob der
Koalitionsfraktionen einstimmen. Den Leuten werde nicht mehr gegeben,
sondern es werde nur der Status quo aufrecht zu erhalten. Das sei
keine echte Entlastung. Die Erhöhung des Kindergeldes um zehn Euro
bezeichnete der Sprecher der AfD-Fraktion als "Tropfen auf den heißen
Stein". Auch für die FDP-Fraktion wird das Gesetz den Erwartungen der
Familien nicht gerecht. Ein Sprecher verteidigte die Forderung der FDP
nach einem automatischen "Tarif auf Rädern" zum automatischen
Ausgleich der Effekte der Kalten Progression mit dem Hinweis,
Steuerzahler seien keine Bittsteller. Der Ausgleich müsse automatisch
erfolgen.

Die Linksfraktion bezeichnete die Anhebung des Grundfreibetrages und
des Kindergeldes als Schritt in die richtige Richtung. Kritisiert
wurde aber, dass das höhere Kindergeld auf Sozialleistungen wie Hartz
4 anrechnet werde. Dass Besserverdienende durch die Anhebung des
Kinderfreibetrages stärker entlastet würden als
Durchschnittsverdiener, sei falsch. Auch die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen zeigte sich sehr kritisch. Den Familien, die es am nötigsten
hätten, helfe das Gesetz überhaupt nicht. Die Koalition schaffe es
nicht, den Alleinerziehenden die Hand zu reichen und den Freibetrag
für Alleinerziehende zu erhöhen, kritisierte eine Sprecherin der
Fraktion, die eine Anhebung dieses zuletzt 2015 erhöhten Freibetrages
von derzeit 1.908 Euro auf 1.980 Euro verlangte. Die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen beantragte zudem vergeblich, die Korrekturen am
Steuertarif wegen der kalten Progression zu unterlassen und statt
dessen den Grundfreibetrag stärker zu erhöhen. Das hätte den Vorteil,
dass die Steuersenkung nicht mit dem Einkommen steige, sondern für
alle Einkommensgruppen gleich hoch sei, hatte die Fraktion
argumentiert.

 * 

2. Gesetzentwürfe passieren Rechtsausschuss

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Zwei Gesetzentwürfe der Bundesregierung empfahl der
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz auf seiner 24. Sitzung unter
Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) am Mittwoch zur
Annahme. Die Gesetzentwürfe zur Förderung der Freizügigkeit von
EU-Bürgern sowie zur Neuregelung verschiedener Aspekte des
Internationalen Adoptionsrechts (19/4851) und zum Internationalen
Güterrecht und zur Änderung von Vorschriften des Internationalen
Privatrechts (19/4852) sind aufgrund von EU-Verordnungen notwendig und
wurden mit Änderungen mit der Koalitionsmehrheit angenommen. Bei dem
zweiten Entwurf geht es um Fragen des ehelichen Güterstands und
güterrechtlicher Wirkungen eingetragener Partnerschaften.

Die ebenfalls auf der Tagesordnung stehenden Gesetzentwürfe von FDP,
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen zur Einschränkung beziehungsweise
Aufhebung des Werbeverbots für Schwangerschaftsabbrüche (19/820,
19/93, 19/630) wurden mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen
abgesetzt. Gestrichen von der Tagesordnung wurde auch der von der FDP
beantragte Bericht der Bundesregierung über die Besetzung der
Referatsleiterstelle im Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz für das Projekt "Pakt für den Rechtsstaat".

Der Ausschuss beschloss die Durchführung einer von der Fraktion Die
Linke beantragten öffentlichen Anhörung zu dem Regierungsentwurf eines
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/943 zum Schutz von
Geschäftsgeheimnissen vor rechtswidrigem Erwerb sowie rechtswidriger
Nutzung und Offenlegung (19/4724). Der Schutz von
Geschäftsgeheimnissen ist dem Entwurf zufolge im deutschen Recht
bislang über das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb sowie das
Bürgerliche Gesetzbuchs gewährleistet. Dies sei für eine Umsetzung der
Vorgaben der Richtlinie nicht ausreichend. Eine weitere öffentliche
Anhörung soll zu dem Gesetzentwurf der Grünen zur Entlastung von
Verbrauchern beim Kauf und Verkauf von Wohnimmobilien (19/4557)
durchgeführt werden. Hintergrund sind dem Entwurf zufolge die immer
weiter steigenden Kosten des Immobilienerwerbs. Termine für diese
Anhörungen stehen noch nicht fest.

Der Ausschuss beschloss ferner die Abgabe einer Stellungnahme und die
Bestellung eines Prozessbevollmächtigten im Verfahren auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung 2 BvQ 91/18 vor dem Bundesverfassungsgericht.
Dabei geht es um einen Antrag der AfD auf eine einstweilige Verfügung
gegen das Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes, mit dem die
Parteienfinanzierung erhöht wird.

Auf Antrag der Fraktion Die Linke erstattete der Parlamentarische
Staatssekretär im Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz, Christian Lange (SPD), einen Bericht der
Bundesregierung über die Wirkungen des Gesetzes zur Verkürzung des
Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Stärkung der Gläubigerrechte.
Danach hat der Evaluierungsprozess ergeben, dass das mit dem Gesetz
verbundene Ziel deutlich verfehlt wurde. Laut Lange gibt es
Handlungsbedarf, es solle aber erst das europäische
Gesetzgebungsverfahren abgewartet werden. Unabhängig davon sei die
Stärkung der Schuldnerberatung eine wichtige Aufgabe. Lange
informierte die Ausschussmitglieder ebenfalls über die Ergebnisse des
Rates "Justiz und Inneres" am 11./12. Oktober 2018. Der Ausschuss
befasste sich weiterhin mit einer Reihe von Gesetzentwürfen und
Vorlagen, bei denen er nicht federführend ist.

Weiteres Thema der Sitzung war die Reise einer Delegation des
Rechtsausschusses nach Albanien und Kosovo vom 28. Oktober bis 2.
November 2018, die von den Teilnehmern als erfolgreich bewertet wurde.
In Albanien erhielten die Abgeordneten Einblicke in die
Reformbestrebungen im Bereich Justiz und Bekämpfung von Korruption und
organisierter Kriminalität. In Kosovo machten sie sich ein Bild vom
Stand der Stabilisierung der innenpolitischen Lage. Ein Thema der
Gespräche in beiden Ländern war auch ein EU- Beitritt.

 * 

3. Maßnahmenpaket gegen Flugverspätungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der vom Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) initiierte "Flug-Gipfel" am 5. Oktober 2018 war
nach Einschätzung des Ministeriums "ein Erfolg". Während der Sitzung
des Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur am Mittwoch,
sagte ein BMVI-Vertreter, der Gipfel habe gezeigt, dass der Flugsektor
zur Zusammenarbeit bereit sei, um die insbesondere in diesem Sommer
stark gestiegene Zahl an Flugausfällen und Flugverspätungen
einzudämmen. Bei dem Gipfel sei deutlich geworden, dass es nicht die
eine Maßnahme gebe, die dazu führen könne, dass die Pünktlichkeit
steigt. Es gebe stattdessen eine Vielzahl an Stellschrauben, an denen
gedreht werden müsse. Erarbeitet worden sei daher ein Maßnahmenkatalog
von 24 Punkten. Darunter befänden sich auch Hausaufgaben die das BMVI
selber zu erledigen habe, sagte der Ministeriumsvertreter. Des
Weiteren verwies er auf das vereinbarte gemeinsame Monitoring. Die
erste Sitzung des Monitoring-Kreises sei für den März 2019 geplant.

In dem erwähnten Maßnahmenkatalog findet sich unter anderem die
Verpflichtung der Fluggesellschaften, die Flugpläne zu entzerren und
zusätzliche Flugzeuge bereitzustellen. Außerdem sollen die Rechte der
Fluggäste im Falle von Verspätungen und Flugausfällen gestärkt werden.
Flughäfen sollen zudem für Sicherheitskontrollen zusätzliche Flächen
schaffen und für "moderne Passagierkontrollen" sorgen. Vorgesehen ist
laut dem Maßnahmenkatalog auch, die Flugsicherungs-Organisationen
personell besser auszustatten und Fluglotsen flexibler einzusetzen.
Auch solle mehr Kurzstrecken-Flugverkehr auf die Bahn verlagert
werden.

Aus Sicht der Unionsfraktion hat die Verspätungsproblematik mit dem
alle Prognosen übertreffenden Verkehrswachstum in der Luft ebenso zu
tun, wie mit Streiks und extremem Wetterlagen. Es sei gut, dass das
Problem auf dem Gipfel als ein gemeinsames Problem erkannt worden sei,
sagte der Fraktionsvertreter und begrüßte den eingeleiteten
Monitoring-Prozess.

Es sei nicht erkennbar, wie die Bahn, die selber von Verschuldung und
Ausfällen geplagt sei, den Luftverkehr entlasten soll, sagte der
Vertreter der AfD-Fraktion. Nicht erklärbar sei es auch, warum auf dem
Flughafen Köln/Bonn nur halb so viele Fluggäste pro Stunde abgefertigt
werden könnten wie in Madrid oder Amsterdam.

Das "Sommerdesaster" im Flugverkehr sei auch der zu engen Taktung und
dem Unterbietungswettbewerb der Fluggesellschaften geschuldet, hieß es
von Seiten der SPD-Fraktion. Insofern sei es zu begrüßen, dass
offenbar bei den Fluggesellschaften selber ein Umdenkprozess
stattfinde. Um die Abläufe an den Flughäfen zu optimieren, könnten
auch Standortdialoge hilfreich sein, "von allen, die am jeweiligen
Flughafen etwas zu sagen haben", sagte der SPD-Vertreter.

Dass es zwischen den Akteuren im Luftverkehr keine gegenseitigen
Schuldzuweisungen mehr gebe, sei zu begrüßen, verhindere aber nicht
ein erneutes Flugchaos im kommenden Jahr, von dem die Branche ausgehe,
weil die getroffenen Maßnahmen nicht ausreichten, sagte der Vertreter
der FDP-Fraktion. Er wies zudem daraufhin, dass die Gewerkschaft der
Fluglotsen erhebliche Bedenken hinsichtlich einer weiteren
Flexibilisierung des Fluglotseneinsatzes geäußert habe.

Aus Sicht der Linksfraktion ist es völlig unverständlich, "warum
Gewerkschaften und Verbraucherverbände beim Flug-Gipfel nicht am Tisch
waren". Der Fraktionsvertreter kritisierte zudem, dass zentrale Punkte
in dem Maßnahmenkatalog unzureichend angesprochen würden. So seien
etwa die Flughäfen am Dumpingwettbewerb in der Branche aktiv
mitbeteiligt, indem sie Billigflieger anwerben würden.

Pünktlichkeit im Flugverkehr sei auch deshalb wichtig, um
Flughafenanwohner vor einer Verschiebung verspäteter Flüge in die
Nachtstunden zu schützen, hieß es von Seiten der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. Gleichzeitig kritisierte die Fraktionsvertreterin, dass
zu wenig gegen zu eng getaktete Flugpläne unternommen werde. Ebenfalls
zu kritisieren sei, das das vorgelegte Maßnahmenpaket nicht mit dem
Bundesumweltministerium abgestimmt sei.

 * 

4. Grünes Licht für Änderung des Asylgesetzes

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Ausschuss für Inneres und Heimat hat den Weg für
eine von der Bundesregierung angestrebte Änderung des Asylgesetzes
freigemacht. Gegen die Stimmen der Fraktionen Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen billigte das Gremium am Mittwochvormittag den
Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/4456) in modifizierter Fassung.
Die Vorlage steht am Donnerstag zur abschließenden Beratung auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums.

Danach sollen schutzberechtigte Ausländer künftig zur Mitwirkung bei
Widerrufs- und Rücknahmeverfahren des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) verpflichtet sein. Eine Anerkennung als
Asylberechtigter oder Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft ist laut
Vorlage unverzüglich zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für sie
nicht mehr vorliegen. Dabei ist den Angaben zufolge spätestens drei
Jahre nach Unanfechtbarkeit der Entscheidung zu prüfen, ob die
Voraussetzungen für einen Widerruf beziehungsweise eine Rücknahme
vorliegen. Eine Mitwirkungspflicht des Betroffenen könne hierbei für
das Bundesamt "neben den eigenen sowie den Erkenntnissen der
Sicherheitsbehörden, der Sozialbehörden sowie der Ausländerbehörden
zusätzliche Erkenntnisse begründen".

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, hat das Bamf während des
Migrationsgeschehens in den Jahren 2015 und 2016 zur Beschleunigung
der Verfahren in vielen Fällen die Asylanträge ohne die sonst
obligatorische Anhörung im rein schriftlichen Verfahren entschieden.
"Angaben zu Identität, Staatsangehörigkeit sowie zum Fluchtgeschehen
konnten demnach nicht immer hinreichend überprüft und gewürdigt
werden", heißt es in der Vorlage weiter. Den Widerrufs-
beziehungsweise Rücknahmeverfahren komme gerade in diesen Fällen eine
besondere Bedeutung zu.

Mit den Stimmen von CDU/CSU und SPD sowie der AfD-Fraktion billigte
das Gremium zugleich einen Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen,
Danach wird der Gesetzentwurf unter anderem um vom Bundesrat
vorgeschlagene Regelungen ergänzt, "die die Zulässigkeit der
Datennutzung und der erkennungsdienstlichen Behandlung im Widerrufs-
und Rücknahmeverfahren erweitern".

Die CDU/CSU-Fraktion betonte im Ausschuss, dass die Neuregelungen
benötigt würden, da es bei den Verfahren 2015/16 aufgrund des
damaligen Migrationszuzugs nicht die gewünschte Sorgfalt gegeben habe.

Die SPD-Fraktion sprach von einem "wirklich guten" Gesetzentwurf, der
in der Sachverständigen-Anhörung auch von der Mehrzahl der geladenen
Experten begrüßt worden sei.

Die AfD-Fraktion beurteilte die angestrebte Gesetzesänderung zur
Mitwirkungspflicht in Widerrufprüfverfahren gleichfalls positiv und
plädierte dafür, Änderungsvorschläge des Bundesrates zu
berücksichtigen.

Die FDP-Fraktion sprach sich gegen den Änderungsantrag der Koalition
aus, unterstützte aber insgesamt den Gesetzentwurf der
Bundesregierung, bei dem es darum gehe, eine Lücke zu schließen.

Die Fraktion Die Linke kritisierte dagegen die Widerspruchverfahren
und bemängelte, die Vorlage, die in eine "völlig falsche Richtung"
gehe, bringe Betroffenen eine "enorme Verunsicherung".

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sah keinen Anlass für die
angestrebte Gesetzesänderung, bei der nicht auf den Einzelfall
abgestellt werde und die beispielhaft für "Chaos" in der
Flüchtlingspolitik stehe.

 * 
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1. Regierung will Eisenbahngesetz ändern

2. Grüne fordern Breitband für alle

3. Folgen des Brexits für die Wirtschaft

4. Keine Exportbürgschaften

5. Genehmigte Atomtransporte

6. Legionellen in betrieblichen Abwässern



1. Regierung will Eisenbahngesetz ändern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung plant eine Änderung des
Allgemeinen Eisenbahngesetzes. Der dazu vorgelegte Gesetzentwurf
(19/5421) soll am Donnerstag ohne Debatte zur weiteren Beratung in den
Verkehrsausschuss überwiesen werden. Mit der Novellierung will die
Bundesregierung Regelungen im Allgemeinen Eisenbahngesetz, die über
die Anwendung des umgesetzten europäischen Rechts entscheiden, an
geänderte EU-Richtlinien anpassen. Mit einer Ergänzung des Paragraf 7a
werde zudem klargestellt, "dass ein Eisenbahnverkehrsunternehmen
unabhängig von der Art seiner Sicherheitsbescheinigung zu umfassender
Hilfeleistung verpflichtet ist", heißt es in dem Entwurf. Die
Verpflichtung für Eisenbahnverkehrsunternehmen, eine
Sicherheitsbescheinigung zu haben, soll künftig der Vorlage zufolge
daran anknüpfen, "ob das Unternehmen am Eisenbahnbetrieb auf dem
übergeordneten Netz teilnimmt". Der Begriff "übergeordnetes Netz"
werde neu in das Allgemeine Eisenbahngesetz eingeführt, heißt es in
der Gesetzesbegründung. Er diene der Umschreibung derjenigen
Eisenbahninfrastrukturen, für die die europäischen Vorschriften
Anwendung finden. Der neue Begriff umfasse nach Paragraf 2b Absatz 1
grundsätzlich das gesamte regelspurige Eisenbahnnetz.

Ausgenommen vom Anwendungsbereich der Sicherheitsrichtlinie sind dem
Gesetzentwurf zufolge "Untergrundbahnen, Straßenbahnen und
Stadtbahnfahrzeuge". Ausgenommen seien ferner
Eisenbahnverkehrsunternehmen, die auf funktional getrennten Netzen
fahren und die nur zur Personenbeförderung im örtlichen Verkehr,
Stadt- oder Vorortverkehr am Eisenbahnbetrieb teilnehmen. Des Weiteren
sollen jene Eisenbahnverkehrsunternehmen ausgenommen werden, deren
Fahrzeuge auf Eisenbahninfrastrukturen im Privateigentum verkehren
oder die von ihrem Eigentümer oder Betreiber für den eigenen
Güterverkehr oder für die Personenbeförderung zu nichtgewerblichen
Zwecken genutzt werden. Mit der Gesetzesänderung reagiert die
Bundesregierung auf zwei Vertragsverletzungsverfahren durch die
EU-Kommission. Deutschland hatte von den in der ursprünglichen
Richtlinie enthaltenen Ausnahmeregelungen für "Regionalbahnen" und
"Regionalbahnsysteme" in einer Form Gebrauch gemacht, die auf Kritik
der EU-Kommission gestoßen war. Die Begriffe "Regionalbahnen" und
"Regionalbahnsysteme" sind in den aktuellen Richtlinientexten nun
nicht mehr enthalten.

 * 

2. Grüne fordern Breitband für alle

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung auf, einen Rechtsanspruch auf einen schnellen
Breitband-Internetanschluss "für alle bundesdeutschen Haushalte,
Schulen und Universitäten, öffentliche Einrichtungen,
Gesundheitseinrichtungen, kleine und mittlere Unternehmen, sowie
gemeinnützige Organisationen" zu schaffen. Gleichzeitig soll sich die
Regierung bei der Bundesnetzagentur für den Ausbau eines umwelt- und
gesundheitsverträglichen schnellen Mobilfunk-Internets einsetzen,
verlangt die Fraktion in einem Antrag (19/5306), den der Bundestag am
Donnerstag ohne Debatte zur weiteren Beratung in den Ausschuss für
Verkehr und digitale Infrastruktur überweisen will. Aus Sicht der
Grünen ist die digitale Daseinsvorsorge in Deutschland "völlig
unzureichend". Im Dezember 2017 habe der Anteil der
Glasfaseranschlüsse bei der stationären Breitbandanbindung in
Deutschland laut OECD 2,3 Prozent betragen, heißt es in dem Antrag.

Die Europäische Kommission habe Deutschland schon 2016 in der Gruppe
der am schlechtesten versorgten Länder in Europa einsortiert.
Deutschland belege dort Platz 28 von 32. Besonders schlecht sei die
Versorgung im Ländlichen Raum. "Von gleichwertigen Lebensverhältnissen
im Hinblick auf den Zugang zu digitaler Infrastruktur, egal ob
stationär oder mobil kann in Deutschland keine Rede sein", urteilen
die Grünen. Der Rückstand im Ausbau der digitalen Infrastruktur
gefährde auch den Industriestandort Deutschland, warnen die
Abgeordneten. Laut Statistischem Bundesamt verfügten im Jahr 2017
lediglich 42 Prozent aller hiesigen Unternehmen mit Zugang zum
Internet und mindestens zehn Beschäftigten über einen festen
Breitbandanschluss mit einer vertraglich vereinbarten
Datenübertragungsrate von mindestens 30 Megabit pro Sekunde (Mbit/s).

27 Prozent der Firmen mit mehr als zehn Mitarbeitern, die online sind,
hätten allerdings mit einer Datenübertragungsrate von weniger als 10
Mbit/s auskommen müssen. Überwiegend betroffen seien davon Betriebe im
ländlichen Raum. Es sei zu konstatieren, dass keines der von den
Unternehmen und der Bundesregierung ausgegebenen Ausbauziele der
letzten zehn Jahre eingehalten wurde, bemängelt die Fraktion. "Vom
Ziel einer flächendeckenden Versorgung mit 50 Mbit/s, das eigentlich
bereits bis 2018 erreicht werden sollte, ist die Bundesregierung weit
entfernt", heißt es in dem Antrag.

Nicht viel besser sehe es im Mobilfunkbereich aus: Das Unternehmen
Telefónica habe im Mai 2018 erst einen Versorgungsgrad von 66 Prozent
der Fläche Deutschlands erreicht, der Anbieter Vodafone sei auf 87
Prozent und die Telekom auf 93 Prozent Flächenabdeckung gekommen.
Zugleich seien die Preise im europäischen Vergleich für Datenvolumen
deutlich teurer als in benachbarten Mitgliedsstaaten in denen sich
mehr Anbieter im Wettbewerb gegenüberstehen. Auch die vereinbarten
Ausbauziele, bis zum 1. Januar 2020 98 Prozent Flächenabdeckung,
"werden absehbar nicht erreicht", schreiben die Grünen. Insbesondere
der ländliche Raum werde immer weiter abgehängt. "Der Ausbau findet
vornehmlich dort statt, wo die Versorgung ohnehin schon akzeptabel
ist." Die weißen Flecken würden hingegen über Jahre hinweg bestehen
bleiben. "Die Bundesregierung muss ihre seit Jahren gemachten
Versprechen endlich einlösen und mit konkreten Maßnahmen die digitale
Infrastruktur fit machen für das 21. Jahrhundert", verlangen die
Abgeordneten.

 * 

3. Folgen des Brexits für die Wirtschaft

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Zwischen 2012 und 2017 gab es einen Anstieg der
Exporte deutscher Unternehmen in das Vereinigte Königreich um 19,2
Prozent. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/5033) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion zu den Folgen des Brexits für die
deutsche Wirtschaft hervor. In der Antwort heißt es weiter, dass sich
seit dem Referendum über den Austritt aus der Europäischen Union der
Wechselkurs des britischen Pfunds gegenüber dem Euro um etwa 13
Prozent abgeschwächt habe. Der Wechselkurseffekt werde "maßgeblichen
Anteil daran haben, dass im Juli 2018 die nominalen deutschen Exporte
in das Vereinigte Königreich etwa drei Prozent unter dem Niveau von
Juli 2016 liegen", schreibt die Bundesregierung. Zwischen 8.000 und
10.000 Gesellschaften in der Rechtsform einer private company limited
by shares (Ltd.) mit Verwaltungssitz in Deutschland existieren
schätzungsweise. Es sei davon auszugehen, dass diese, auf Grundlage
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, "nach einer der in
Deutschland zur Verfügung stehenden Auffangrechtsformen behandelt
werden", heißt es in der Antwort weiter. Bezüglich der erhöhten
Fallzahlen für bundesdeutsche Zollbehörden verweist die
Bundesregierung in ihrer Antwort darauf, dass aktuell
Vorbereitungsmaßnahmen getroffen würden, um auf die absehbar höheren
Fallzahlen vorbereitet zu sein.

 * 

4. Keine Exportbürgschaften

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/LBR) "Der Bundesregierung liegen keine Anträge zur
Zinsabsicherung oder auf zinsgünstige Kredite vor", heißt es in der
Antwort der Bundesregierung (19/5071) auf eine Kleine Anfrage
(19/4679) der AfD-Fraktion. Diese hatte sich unter Berufung auf
Medienberichte nach geplanten Exportbürgschaften und Zinsabsicherungen
durch ein Industriekonsortium unter Führung der Siemens AG für
Lieferungen von Bahngütern an die Türkei erkundigt. Weiter heißt es in
der Antwort, es sei nicht bekannt, ob und in welcher Höhe deutsche
Exporteure für das Vorhaben Exportkreditgarantien des Bundes
beantragen werden.

 * 

5. Genehmigte Atomtransporte

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat umfangreiche Listen über
genehmigungs- und anzeigepflichtige innerdeutsche sowie
grenzüberschreitende Verbringungen von Kernbrenn- und Ausgangsstoffen,
radioaktiven Abfällen sowie Reststoffen vorgelegt. In einer Antwort
(19/5231) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/4513) werden auf über 1.300 Seiten die entsprechenden
Dokumentationen des Bundesamtes für kerntechnische
Entsorgungssicherheit beziehungsweise des Bundesamtes für
Strahlenschutz sowie des Bundesamtes für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle und des Eisenbahn-Bundesamtes aufgeführt.

 * 

6. Legionellen in betrieblichen Abwässern

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Vor dem Hintergrund von Legionellenbelastungen durch
Abwässer aus einer Brauerei sowie einer Papierfabrik in den
vergangenen Jahren thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/5182) den Umgang mit betrieblichen Abwässern. Die
Fraktion fragt die Bundesregierung unter anderem, ob Abwässer mit
hoher Temperatur und hoher organischer Belastung inzwischen
systematisch auf hohe Legionellenkonzentrationen untersucht werden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7691: Heute im Bundestag Nr. 843 - 06.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 843

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 6. November 2018, Redaktionsschluss: 16.13 Uhr

1. Zulassung von Pflanzenschutzmitteln

2. Struktur der Bauland-Kommission

3. Zahl der Bamf-Mitarbeiter erfragt

4. Besetzung des Hambacher Forstes

5. Auslieferungsgesuche der Türkei

6. Haftung für Lebensunterhalt

7. Zahl ausländischer Obdachloser erfragt



1. Zulassung von Pflanzenschutzmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln in
Deutschland wird nach Ansicht der FDP-Fraktion unnötig verzögert. Die
Abgeordneten kritisieren in einer Kleinen Anfrage (19/5405), dass alle
in Deutschland eingereichten Zulassungsanträge erneut geprüft würden,
auch wenn andere prüfende EU-Mitgliedsstaaten im zonalen
Zulassungsverfahren bereits eine Bewertung anhand einheitlicher
gemeinsam vereinbarter EU-Grundsätze vorgenommen hätten. Die Liberalen
fordern die Bundesregierung auf, die auch von der EU-Kommission
kritisierten Verzögerungen bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln
zu bewerten. Die FDP stütz sich dabei auf ein Audit der
Generaldirektion Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (GD SANTE) der
EU-Kommission aus dem Jahr 2016 zur Anwendung der EU-Verordnung über
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (Nr. 1107 / 2009). Dem
Bericht der GD SANTE zufolge würden die Verzögerungen zu besonders
hohen Belastungen deutscher Zulassungsbehörden durch nicht genutzte
Synergien mit anderen Mitgliedsstaaten führen. Die in der
EU-Verordnung vereinbarte Aufgabenteilung zwischen den
Mitgliedsstaaten werde demnach in Deutschland nicht ordnungsgemäß
umgesetzt.

 * 

2. Struktur der Bauland-Kommission

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach Rahmenbedingungen der Bauland-Kommission der Bundesregierung. Auf
dem Weg einer Kleinen Anfrage (19/5327) möchten die Abgeordneten
wissen, warum keine Bundestagsvertreter in der Kommission sitzen. Sie
fragen auch nach geplanten Maßnahmen für Transparenz und
Mitwirkungsmöglichkeiten. Desweiteren geht es um Inhalte und
Organisatorisches rund um die Kommission, die sich mit nachhaltiger
Baulandmobilisierung und Bodenpolitik beschäftigen soll.

 * 

3. Zahl der Bamf-Mitarbeiter erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der jeweils zu Beginn der Jahre 2015
bis 2018 im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf) tätigen
Beamten und Tarifbeschäftigten erkundigt sich die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/5384). Auch fragt sie darin unter anderem,
wie viele Beamte und Tarifbeschäftigte des Bundesamtes "2015, 2016,
2017 und in der ersten Jahreshälfte 2018 durch Versetzung, Kündigung,
Entlassung, Ruhestand etc. aus dem Bamf" ausschieden.

 * 

4. Besetzung des Hambacher Forstes

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach strafrechtlich oder waffenrechtlich relevanten
Zwischenfällen "seit der Besetzung des Hambacher Forstes 2012"
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5383).
Auch fragen die Abgeordneten darin unter anderem, wie viele Straftaten
nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2012 gegen Polizeibeamte verübt
wurden, die im Hambacher Forst eingesetzt wurden.

 * 

5. Auslieferungsgesuche der Türkei

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Auslieferungsgesuche der türkischen Regierung"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/5381). Danach "übergab die türkische Regierung der
Bundesregierung eine Liste mit 136 Namen von in Deutschland lebenden
türkischen Exilanten, wie Staatspräsident Erdogan gegenüber der
türkischen Zeitung ,Hürriyet' äußerte". Weiter schreibt die Fraktion,
dass die türkische Regierung der Zeitung "Yeni Asir" zufolge die
Auslieferung der auf der Liste befindlichen Personen fordere.

Wissen wollen die Abgeordneten, "wann, durch wen und an wen" die in
den genannten Medienberichten erwähnte Liste an die Bundesregierung
übergeben wurde. Auch erkundigen sie sich unter anderem danach, welche
Maßnahmen die Bundesregierung ergreift, "um die in Deutschland
lebenden und von der Türkei gesuchten türkischen Exilantinnen und
Exilanten zu schützen".

 * 

6. Haftung für Lebensunterhalt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Verpflichtungserklärungen nach Paragraf 68 des
Aufenthaltsgesetzes zur Haftung für den Lebensunterhalt eines
Ausländers sind ein Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/5335). Darin erkundigt sich die Fraktion unter anderem danach,
welche Schutzmechanismen bestehen, "um Fälle zu vermeiden, bei denen
einzelne Privatpersonen unverhältnismäßig häufig für mehrere Personen
gleichzeitig bürgen".

 * 

7. Zahl ausländischer Obdachloer erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl ausländischer Obdachloser in
Deutschland erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/5331). Darin fragt sie auch danach, wie viele davon
Staatsangehörige eines Mitgliedsstaates der EU sind. Ferner möchte die
Fraktion unter anderem wissen, wie viele Straftaten von diesem
Personenkreis - "aufgeschlüsselt nach Staatsangehörigen eines
EU-Mitgliedsstaates und anderen Ausländern" - in den Jahren 2015 bis
2017 begangen wurden.

 * 
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FINANZEN/2192: Haushalt der verpassten Chancen und des Weiter-so


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. November 2018

FRICKE: Haushalt der verpassten Chancen und des Weiter-so



Zur Bereinigungssitzung zum Bundeshaushalt 2019 erklärt der
haushaltspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Otto Fricke:

"Nie hatte eine Bundesregierung mehr Geld zur Verfügung als diese.
Doch während die Wirtschaft brummt und die Steuereinnahmen sprudeln,
verspielen Union und SPD leichtfertig die Chance, die Bürger gezielt
zu entlasten, smarte Zukunftsinvestitionen anzustoßen und Deutschland
ins digitale Zeitalter zu führen. Anstatt diese guten
Rahmenbedingungen zu nutzen, verpasst die Große Koalition mit ihrem
Weiter-so eine so nicht wiederkehrende Chance. Sie bereitet mit der
Billigung von Olaf Scholz, der eher Sozial- als Finanzminister ist,
mit vielen zusätzlichen Ausgaben schon jetzt den nächsten Wahlkampf
vor.

Mit 424 konkreten Vorschlägen hat die Fraktion der Freien Demokraten
in den Haushaltsberatungen aufgezeigt, wie ein zusätzliches
Entlastungsvolumen in Höhe von über 14 Milliarden Euro freigemacht,
Altschulden in Höhe von rund 19 Milliarden Euro getilgt und gezielte
Investitionen in Bildung, Digitalisierung und Infrastruktur getätigt
werden können. Im Einzelnen will die FDP-Fraktion beispielsweise bis
2020 den Solidaritätszuschlag vollständig abschaffen, schon heute die
Altschulden des Investitions- und Tilgungsfonds komplett
zurückzahlen, für benachteiligte Kinder und Jugendliche die
Leistungen des Bildungs- und Teilhabepaketes massiv ausweiten und die
Mittel für die Förderung von Forschung und Wissenschaft deutlich
erhöhen."

 * 
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INNEN/4701: Kampf gegen Antisemitismus ist gesamtgesellschaftliche Aufgabe


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. November 2018

RUPPERT: Kampf gegen Antisemitismus ist gesamtgesellschaftliche
Aufgabe



Zum 80. Jahrestag der Reichspogromnacht erklärt der
religionspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Was vor 80 Jahren mit der Reichspogromnacht begann und während der
zwölf Jahre der NS-Diktatur den jüdischen Mitbürgern angetan wurde,
muss uns alle ermahnen, was Intoleranz und geschürter Hass anrichten
können. Auch heute werden die schrecklichen Taten von damals immer
wieder relativiert, sogar aus den Reihen des Deutschen Bundestages.
Noch dazu leben wir in einer Zeit, in der sich der Hass wieder in die
Mitte der Gesellschaft geschlichen hat. Das Problem der
Judenfeindlichkeit ist leider nach wie vor hochaktuell: Es vergeht
kaum ein Tag ohne antisemitische Übergriffe. Der Kampf gegen den
Antisemitismus ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wir alle
stehen in der Verantwortung."

 * 
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VERKEHR/575: Große Koalition lässt Diesel-Fahrer im Stich


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. November 2018

LUKSIC-Statement: Große Koalition lässt Diesel-Fahrer im Stich



Der verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic gab
zum Diesel-Gipfel im Bundesverkehrsministerium folgendes Statement
ab:

"Die Fahrverbote in Köln und Bonn sind ein Schlag ins Gesicht von
Millionen Autofahrern. Ich halte die Urteile für unverhältnismäßig.
Ein solch großflächiges Verbot in Köln wird nicht nur Köln lahmlegen.
Es wird ganz NRW folgen: 14 Städte sind davon bedroht und morgen wird
auch die ganze Republik lahmgelegt. [...]

Diese Woche sollte im Kabinett auf der Tagesordnung stehen: die
Änderung des Bundesimmissionsschutzgesetzes und der
Hardware-Nachrüstungsrechtsrahmen. Beides wurde abgesagt. Die Große
Koalition ist sich weiter uneinig. CSU und SPD belauern sich und es
kann nicht sein, dass hier immer weiter auf Zeit gespielt wird
zulasten der Autofahrer. Die FDP-Bundestagsfraktion fordert, dass wir
Grenzwerte und die Messungen auf den Prüfstand stellen. [...] Die
vier grün regierten Länder blockieren dies und auch die SPD im
Umweltministerium. [...] Wir brauchen ein Moratorium auf der
europäischen Ebene und wir können national dafür sorgen, dass richtig
vergleichbar gemessen wird. Wir messen in Deutschland derzeit zu nah
am Auspuff und eben nicht ein repräsentatives, großes Gebiet, wo sich
auch alles mit der Umgebungsluft vermischen kann, sondern dort, wo
die höchste Belastung ist. Das machen wir anders als der Rest von
Europa. Deswegen gibt es nur in Deutschland ein Fahrverbot nach dem
anderen. [...]

Was den Automobil-Gipfel angeht, möchte ich festhalten:
Bundesminister Scheuer ist ohne Plan in solche Gespräche gegangen. Er
hat sich vorführen lassen. Es kann auch nicht sein, dass jetzt
einseitig nur mit deutschen Herstellern gesprochen wird. Wir wollen,
dass alle Hersteller an einen Tisch kommen. Wir wollen einen Fonds
zur Nachrüstung für alle Dieselfahrer. Und zur Wahrheit gehört dazu,
dass auf der einen Seite dort, wo betrogen wurde, die Industrie
zahlen muss, aber für alle anderen Hersteller und für alle anderen
Fahrzeuge es nicht ohne einen solchen Fonds gehen wird. Wir wollen,
dass die Strafzahlungen von VW und Audi da hineinfließen. [...] Auch
der Brief von Herrn Scheuer, wo er wirbt für Umtauschprämien ist ein
Unding, ein Skandal. Es kann nicht sein, dass er nur für
Umtauschprämien deutscher Hersteller wirbt. Das ist auch
wettbewerbsrechtlich hochproblematisch und zeigt die Verzweiflung,
die im Verkehrsministerium vorherrscht. [...] Genauso wurden bisher
erst 0,1 Prozent des Programms 'Saubere Luft' abgerufen. Die
Maßnahmen der Regierung greifen also nicht. [...] Zusammenfassend:
Die Große Koalition lässt die Bürgerinnen und Bürger im Stich. Es
kommt zur kalten Enteignung. [...]"

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1045: Zum Jahrestag der Reichspogromnacht (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 117/2018

Zum Jahrestag der Reichspogromnacht

Aras: "9. November ist durch die Sozialdemokraten Blos und Geiß auch
Tag der Demokratie"



Stuttgart - Landtagspräsidentin Muhterem Aras erinnert aus Anlass des
Jahrestages der "Reichspogromnacht" am 9. November 1938 an die Opfer
des Nationalsozialismus. "Das Datum markiert einen besonders traurigen
Tag: In Deutschland wurden Synagogen und Geschäfte angezündet,
jüdische Bürgerinnen und Bürger waren der Verfolgung ausgeliefert."
Der 9. November stehe gleichzeitig für demokratischen Aufbruch - wegen
des Mauerfalls, insbesondere im Südwesten aber durch wenig bekannte,
frühe Weichenstellungen für eine soziale und liberale Demokratie in
Württemberg und Baden. Die Wahl zweier Sozialdemokraten an die Spitze
provisorischer Mehrparteien-Regierungen vor genau 100 Jahren seien
Schlüsselereignisse auf dem Weg zur Demokratie gewesen.
"Baden-Württemberg hat durch seine Geschichte allen Grund, am 9.
November Freude und Dankbarkeit zu empfinden", so Präsidentin Aras.

"Vor 100 Jahren wurde der Historiker, Schriftsteller und SPD-Politiker
Wilhelm Blos zum ersten Vorsitzenden der provisorischen Regierung des
freien Volksstaates Württemberg gewählt. Nur einen Tag später, am 10.
November, wählten im Karlsruher Rathaus Soldaten- und Arbeiterräte
sowie ein Wohlfahrtsausschuss den Sozialdemokraten Anton Geiß an die
Spitze der provisorischen Regierung der Republik Baden. Beides waren
Schlüsselereignisse auf dem Weg zur Demokratie." Blos und Geiß hätten
sich als integrative Führungsfiguren an der Spitze von
Mehrparteienregierungen in schwierigen, äußerst polarisierten Zeiten
Haltung gezeigt, so Präsidentin Aras. "Damit sind sie uns Vorbilder!"

 * 
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BAYERN/4969: Als Bayern rot war! (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 9. November 2018

Als Bayern rot war!



SPD-Landtagsfraktion feiert 100. Geburtstag des Freistaats mit einer szenischen und musikalischen Lesung

"In den 100 Tagen Revolution gab es mehr Ideen als in 50 Jahren vorher", schrieb der Schriftsteller Heinrich Mann über die Geburtsstunde der bayerischen Demokratie im November 1918 und die Monate danach. Der unabhängige Sozialdemokrat Kurt Eisner rief in der Nacht vom 7. auf den 8. November 1918 den Freistaat Bayern aus und führte das allgemeine und das Frauenwahlrecht ein, den Achtstundentag, Arbeitnehmerrechte sowie Arbeitsschutz, die Arbeitslosenversicherung und etliches mehr.

In der Rede von Markus Söder zum offiziellen Festakt der Staatsregierung zum 100. Geburtstag des Freistaats kam der Name des ersten bayerischen Ministerpräsidenten gar nicht vor. Die SPD-Landtagsfraktion aber widmete dem oft verkannten Revolutionär einen Abend mit einer musikalischen Lesung von Hans Well und den Wellbappn, gesprochen von Maria Peschek, Gisela Schneeberger, Bernhard Butz und Gert Heidenreich.

Der neue SPD-Fraktionschef Horst Arnold erinnerte in seiner Einführung an die Herausforderungen, die die Demokratie heute bestehen muss: Die Wahlerfolge populistischer Parteien seien ein Alarmsignal und zeigten, dass die Demokratie bedroht ist. "Viele Menschen glauben nicht mehr an das Versprechen, das ihnen das demokratische Wahlrecht gibt - nämlich über ihr Schicksal mitentscheiden zu dürfen", sagte Arnold. Es müsse darum gehen, das Vertrauen der Menschen wiederzugewinnen.

Hatten die Menschen vor 100 Jahren Vertrauen oder waren sie nur getrieben von Hunger und Verzweiflung in einem desaströsen Weltkrieg? Hans Well und die Wellbappn zeichneten die Revolutionstage mit zeitgenössischen Liedern und Texten und einer fiktiven Führung durch das Haus der Bayerischen Geschichte, in dem die Revolution nur im hintersten Winkel Platz gefunden hat.

Beobachtungen von Zeitzeugen wie Lion Feuchtwanger, Oskar Maria Graf und Victor Klemperer schaffen ein warmherziges Bild Eisners. Klemperer schreibt über ihn: "Der Witz ersetzt ihm fast immer das Pathos. Und ihm wird immer mit dankbarem Jubel quittiert."

Hans Well und die Wellbappn ließen die Revolution aufleben: Sie erzählten, wie am 7. November 1918 Mehrheitssozialdemokraten und Unabhängige Sozialdemokraten, Erhard Auer und Kurt Eisner, zur Massenkundgebung auf der Theresienwiese aufriefen. Revolutionäre stürmten die Kasernen, die Soldaten schlossen sich ihnen an. Die Republik wurde ausgerufen, ohne dass ein Tropfen Blut vergossen wurde. "Bayern ist fortan ein Freistaat", heißt es in der Proklamation der Revolutionsnacht. Kurt Eisner wurde Ministerpräsident.

Doch Eisner konnte sich bei den Landtagswahlen am 12. Januar 1919 nicht behaupten. Das Ergebnis war vernichtend. Nur drei Abgeordnete der USPD zogen in den Landtag ein. Es entstand Unruhe in der Bevölkerung, Gerüchte machten die Runde und Morddrohungen gegen Eisner häuften sich. Schließlich wurde Eisner auf dem Weg in den Bayerischen Landtag, wo er seinen Rücktritt verkünden wollte, ermordet. 100.000 Menschen reihten sich in den Trauerzug fünf Tage später ein.

Rechtsgerichtete Kräfte richteten in den nächsten Monaten bei der Niederschlagung der Revolution ein Blutbad an. Auch das schilderte das großartige Revolutionshörspiel anrührend und erschreckend zugleich. Die über 300 Gäste erhoben sich zum Applaus. Darunter waren auch die SPD-Abgeordneten Florian von Brunn, Harald Güller, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen und Markus Rinderspacher.

 * 
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HAMBURG/4544: Personaluntergrenzen zementieren den Pflegenotstand (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. November 2018

Personaluntergrenzen zementieren den Pflegenotstand



SPD und Grüne begrüßen die heute im Bundestag beschlossenen Personaluntergrenzen in der Krankenpflege. "Das ist ein Armutszeugnis für diesen Senat, der auf Landesebene mit allen Mitteln eine bedarfsgerechte Pflege in den Krankenhäusern bekämpft und mit den Personaluntergrenzen eine Regelung unterstützt, die den Pflegenotstand in den Krankenhäusern weiter zementieren wird", erklärt dagegen der gesundheitspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Deniz Celik. "Die jetzt beschlossenen Untergrenzen gehen an der Realität weit vorbei: Nur das schlechteste Viertel aller Krankenhäuser muss Personal aufstocken, und nur so viel, bis es den Stand des zweitschlechtesten Viertels erreicht. Durch dieses Gesetz wird lediglich sehr schlechte Pflege zu schlechter Pflege gemacht."

Es sei mehr als fraglich, ob diese Regelung überhaupt merkliche Auswirkungen auf die Hamburger Krankenhäuser haben wird, so Celik. "Deshalb braucht Hamburg endlich eine gesetzliche Personalbemessung, die sich am tatsächlichen Bedarf und an der Sicherheit der Patient_innen orientiert. Dem steht der Senat mit seiner Verfassungsklage gegen das von der Volksinitiative vorgelegte Pflegegesetz aktiv im Weg. Er trägt daher die volle Verantwortung dafür, dass es keine spürbaren Verbesserungen für die Patient_innen und Pflegekräfte gibt."

Das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz des Bundes sieht die vollständige Refinanzierung von Tarifsteigerungen vor. "Immerhin hat der Senat jetzt keine Ausreden mehr gegen eine deutlich bessere Bezahlung von Pflegekräften", erklärt Celik. "Überall, wo die Stadt Hamburg als Tarifpartner auftritt, erwarten wir, dass sie sich für kräftige Steigerungen in den Tarifverhandlungen einsetzt. Der Pflegeberuf muss aufgewertet werden, durch eine deutlich bessere Bezahlung. Das wäre ein weiterer wichtiger Schritt, um den Personalmangel in den Krankenhäusern zu bekämpfen."

 * 

Quelle:
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E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4543: Von wegen Energiewende - Hamburg baut fossilen Strom aus (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. November 2018

Von wegen Energiewende: Hamburg baut fossilen Strom aus



Die fossile Energieerzeugung ist in Hamburg weiter auf dem Vormarsch, ihr Anteil stieg 2017 überdurchschnittlich stark. Das belegen heute veröffentlichte Zahlen des Statistikamts Nord. "Den Klimazielen kommt Hamburg so nicht näher, die Zuwächse bei der regenerativen Stromerzeugung fallen nicht ausreichend ins Gewicht", erklärt dazu der umweltpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Stephan Jersch. "Hamburg muss sich endlich ernsthaft für eine regenerative Stromgewinnung engagieren, und zwar auch kurzfristig."

Laut Statistikamt ist der Anteil von Gas an der Stromerzeugung 2017 um 21,8 Prozent gestiegen - kein Allheilmittel, so Jersch: "Gas ist immer noch ein fossiler Brennstoff. Die Energiewende ist so nicht zu schaffen. Wo immer es Alternativen gibt, muss Hamburg ganz weg von fossilen Brennstoffen! Der staatlich protegierte Hype um das Flüssigerdgas LNG ist ein fatales Beispiel für Schaufensterpolitik: Es gibt für fast alle Anwendungen bessere Energielösungen. Abgesehen vom Schiffsverkehr ist LNG, besonders wenn es aus den USA importiert wird, eine klimatische Katastrophe: Es stammt fast ausschließlich aus der Förderung durch Fracking und führt so sogar zu einer Verschlechterung der sowieso schon schlechten klimapolitischen Bilanz."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. November 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3219: Peene-Werft braucht Hilfe - Bund ist in der Pflicht (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 8. November 2018

Peene-Werft braucht Hilfe - Bund ist in der Pflicht



Die Peene-Werft in Wolgast hat den Bau von Patrouillenbooten für Saudi Arabien eingestellt.

Für die Mitarbeiter des Betriebes bedeutet das nun Kurzarbeit. Dazu erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher er SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Für die Mitarbeiter der Peene-Werft ist die aktuelle Situation ein schwerer Schlag. Leider war mit genau dieser fatalen Entwicklung zu rechnen. Jetzt geht es darum, so schnell wie möglich neue Beschäftigung für die Schiffbauer zu finden. Das ist zum einen die Aufgabe des Eigentümers, zum anderen ist aber auch die Bundesregierung in der Pflicht. Öffentliche Aufträge müssen nach Wolgast geleitet werden. Die Werft und ihre Beschäftigten haben sich in der Vergangenheit einen hervorragenden Ruf für ihre Spezialisierung auf den Marine- und Behördenschiffbau erarbeitet. Das muss nun auch Früchte tragen. Als erstes müssen als Übergangslösung Reparaturaufträge der deutschen Marine an die Werft ausgelöst werden. Weiter muss die Bundesregierung endlich den deutschen Überwasser-Marineschiffbau zur Schlüsseltechnologie erklären, damit Aufträge an unsere Werften ausgelöst werden können - ohne europäische Ausschreibung. Dies ist die entscheidende Lehrer aus Geschichte: Wer verhindern will, dass unsere Werften Schiffe für Diktaturen und menschenverachtende Regime bauen, der muss dafür sorgen, dass die deutsche Marine ihre Schiffe bei deutschen Werften bestellen kann."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3218: Kritik an Pipeline verunsichert die Menschen und schadet Europa (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 8. November 2018

Kritik an Pipeline verunsichert die Menschen und schadet Europa



Mit einem Brief an die Bundeskanzlerin haben sich EU-Abgeordnete kritisch über die im Bau befindliche Gaspipeline Nordstream 2 geäußert.

Unter ihnen auch der Grünen-Politiker Reinhard Bütikofer. Dazu erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Seit langem kämpft der Europaabgeordnete Bütikofer gegen das Projekt Nordstream 2. Damit versucht er sich zum Retter der europäischen Solidarität aufzuschwingen und erfindet quasi im Wochentakt neue angebliche Argumente, warum die Pipeline entweder schädlich, unnötig oder gar gefährlich sei. Gehaltvoll sind die Argumente nicht. Deutschland deckt seinen Verbrauch gerade mal zu einem Drittel mit russischem Gas. Von zu großer Abhängigkeit kann daher keine Rede sein. Auch umweltpolitisch müssen wir zunächst weiter auf Gas setzen. Die Alternative wäre, wenn weitere Atomkraftwerke abgeschaltet werden, vermehrt Kohle zu verstromen. Genau das wollen wir nicht. Das wollen angeblich auch die Grünen nicht. Wenn Herr Bütikofer gegen das russische Gas wettert, will er offenbar lieber amerikanisches Flüssiggas importieren und damit den unsäglichen Herrn Trump unterstützen, der alles daran setzt, die Preise für Erdöl und Gas in die Höhe zu treiben. Dazu gehören der Ausstieg aus dem Atomdeal und die Sanktionen gegen den Iran. Damit will Trump neue Absatzmärkte für US-amerikanische Fracking-Projekte erschließen. Das macht die Welt unsicherer und unberechenbarer. Damit entlarvt sich auch die Doppelzüngigkeit des Herrn Bütikofer. Die amerikanische Preistreiberei schadet der deutschen Wirtschaft und damit Europa. Das Gegenteil bedeutet die Pipeline Nordstream 2. Russland braucht Deutschland und die EU als verlässliche Partner. Auf lange Sicht wird sich das für beide Seiten auszahlen. Wir setzen daher auf Handel und Gespräche mit Russland. Nordstream 2 wird ein Garant für Energiesicherheit, partnerschaftliche Zusammenarbeit und damit Friedenssicherung in Europa."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3217: Landespflegegesetz verbessert die Pflegeversorgung im Land (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 8. November 2018

Landespflegegesetz verbessert die Pflegeversorgung im Land



Zur heutigen öffentlichen Anhörung im Sozialausschuss zum Landespflegegesetz erklärt der seniorenpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jörg Heydorn:

"Mit dem Landespflegegesetz wird die Pflegelandschaft im Land gestärkt. Unser Ziel ist es, eine bedarfsgerechte und bezahlbare Pflege auch in Zukunft sicherzustellen. Das neue Gesetz soll Anreize für neue Angebote schaffen und gleichzeitig dafür sorgen, dass die Angebote bezahlbar bleiben. Zudem wird die Rolle der Kommunen bezüglich der Pflegestützpunkte im Land gestärkt. Gerade die Pflegestützpunkte haben sich als wichtige Anlaufstelle für Pflegebedürftige und ihre Angehörigen erwiesen. Dort funktioniert die Zusammenarbeit zwischen dem Land, den Kommunen sowie den Kassen bereits gut. Auch das wird mit dem neuen Gesetz ausgebaut. Zudem wollen wir dafür sorgen, dass es in den Pflegestützpunkten zukünftig auch Wohnberatung sowie Investorenberatung gibt.

Die Anzuhörenden haben heute viele gute Hinweise gegeben, wie der Gesetzentwurf weiter verbessert werden kann. Die SPD-Fraktion wird die Hinweise jetzt intensiv beraten. Die Anzuhörenden haben außerdem die Fachkräftesituation im Land thematisiert. Damit wurde noch einmal deutlich, dass die Entscheidung der Koalitionsfraktionen, das Schulgeld in der Pflegeausbildung ab dem Schuljahr 2019/2020 in Mecklenburg-Vorpommern abzuschaffen, richtig war.

Die Kritik der AfD-Fraktion an der geplanten neuen Pflegeausbildung sowie die Forderung nach mehr Rentenpunkten für pflegende Angehörige gehen allerdings völlig am Landesgesetz vorbei. Diese Themen werden nicht im Land, sondern im Bund geregelt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/4977: Kerosin-Notablass - Bürgerinnen und Bürger nicht weiter im Unklaren lassen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.11.2018

Kerosin-Notablass: Bürgerinnen und Bürger nicht weiter im Unklaren
lassen 

Aktuelle Messungen in Kerosin-Gutachten integrieren



Das vom Umweltbundesamt in Auftrag gegebene Gutachten zum Kerosin-
Notablass soll anders als zuvor angekündigt voraussichtlich erst im
Jahr 2019 fertiggestellt werden. Es sollte ursprünglich der derzeit
tagenden Umweltministerkonferenz vorgelegt werden. Dazu erklärt der
SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer:

"Es ist enttäuschend, dass das vom Umweltbundesamt in Auftrag gegebene
Gutachten nun frühestens im kommenden Jahr vorgelegt werden soll. Bei
der Fertigstellung des Kerosin-Gutachtens darf es zu keinen weiteren
Verzögerungen kommen. Die Menschen in den vom Kerosin-Ablass
betroffenen Gebieten Pfälzerwald, Eifel und Hunsrück bauen darauf,
dass rasch Klarheit darüber geschaffen wird, was über ihren Köpfen
passiert. Die Bürgerinnen und Bürger dürfen nicht weiter im Unklaren
gelassen werden."

Schweitzer weiter: "Die SPD-Fraktion macht sich bereits seit langem
für aktuelle Messungen und eine solide Datengrundlage zu den
Auswirkungen des Kerosin-Notablassens auf Mensch und Umwelt stark. Die
Verzögerung bei der Erstellung des Kerosin-Gutachtens sollte nun zum
Anlass genommen werden, aktuelle Messungen in das Studiendesign zu
integrieren. Mit Blick auf die Konzeption der Kerosin-Studie hat die
SPD-Fraktion immer wieder angemahnt, dass diese auch aktuelle
Messungen enthalten müsse. Offenbar hat sich nun abgezeichnet, dass
das in erster Linie als Literaturstudie konzipierte Gutachten in
dieser Form keine verlässlichen und belastbaren Aussagen über die
Auswirkungen des Kerosinregens auf Mensch und Umwelt liefern kann. Wie
bekannt wurde, sei dafür weitere wissenschaftliche Grundlagenarbeit
notwendig. All das zeigt: Beim Thema Kerosin-Notablass gibt es noch
manche offene Frage, die es im Detail zu untersuchen gilt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. November 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2217: "Haus der Landesgeschichte" soll 2019 Gestalt annehmen (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 03 / September 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

"Haus der Landesgeschichte" soll 2019 Gestalt annehmen



Ein 15-köpfiger Beirat soll bis Anfang 2019 ein Konzept für ein
schleswig-holsteinisches "Haus der Landesgeschichte" vorlegen. Das
geht aus einem Papier des Bildungsministeriums vor, das der
Bildungsausschuss angefordert hatte. Damit tritt die seit Jahren
laufende Diskussion in eine neue Phase ein.


Der Beirat aus Historikern, Archivaren sowie den
kulturpolitischen Sprechern der Landtagsfraktionen hat sich im Juni
erstmals getroffen. Vorsitzender ist der Kieler Landeshistoriker Prof.
Oliver Auge. Die Vorschläge des Gremiums sollen zu Beginn des
kommenden Jahres Grundlage für einen "öffentlichen Dialog" sein. Ab
dem Frühjahr 2019 soll das "Haus der Landesgeschichte" dann konkrete
Formen annehmen.

Nachdem ein erster Anlauf im Jahr 2003 aus Geldmangel zu den Akten
gelegt wurde, hatte sich der Landtag im Juli 2017 einstimmig für eine
solche landesgeschichtliche Erinnerungsstätte ausgesprochen.
Umstritten blieben jedoch der Standort und die inhaltliche
Ausrichtung. Bildungsministerin Karin Prien (CDU) bezeichnet in ihrem
Bericht nun einen kostspieligen Neubau als "unrealistisch und nicht
zeitgemäß" und macht sich für die "Anbindung an einen bestehenden Ort"
stark. Im Gespräch ist dem Vernehmen nach das Landesmuseum Schloss
Gottorf in Schleswig, das bis 2025 grundüberholt wird. Aber auch die
Kieler Landesbibliothek macht sich Hoffnung. Die Inhalte sollen jedoch
nicht nur vor Ort, sondern auch im digitalen Raum erlebbar sein. Es
gebe "eine Vielzahl technischer Möglichkeiten, die nicht nur schneller
und kostengünstiger umzusetzen sind, sondern auch eine größere
Reichweite mit sich bringen", heißt es in dem Ministeriumspapier.
Inhaltlich soll sich die Einrichtung auf die jüngere Geschichte
konzentrieren und die kulturelle Vielfalt des Landes abbilden. "Ein
großer Teil der Bevölkerung im ländlichen Raum blickt auf eine
jahrhundertelange zumeist bäuerlich geprägte Familiengeschichte
zurück", betont die Bildungsministerin. Daneben gebe es die
Minderheiten der Dänen, Friesen sowie der Sinti und Roma, die
deutschen Ostflüchtlinge nach dem Zweiten Weltkrieg, die
"Gastarbeiter" der 1950er und 60er Jahre und die Migranten der
jüngsten Zeit. Das "Haus der Geschichte" müsse den Anspruch haben,
"all diesen Strängen genug Raum zu geben".

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 03 / September 2018, S. 14

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages

Schleswig-Holsteinischer Landtag

Referat für Öffentlichkeitsarbeit und Veranstaltungsmanagement

Düsternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

Tobias Rischer (V.i.S.d.P.)

Telefon: (0431) 988-0

E-Mail: registratur@landtag.ltsh.de

Internet: www.sh-landtag.de
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AGRAR/266: Dürrehilfen für den Wald - Anbau klimaresistenter Baumarten erleichtern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. November 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Dürrehilfen für den Wald - Anbau klimaresistenter Baumarten erleichtern



Dirk Wiese, stellvertretender landwirtschaftspolitischer Sprecher:

Nicht nur die Landwirtschaft auch die Wälder in Deutschland haben dieses Jahr unter der extremen Trockenheit und zudem unter den Sturmschäden gelitten. In diesem Umfeld konnten sich Schädlinge wie der Borkenkäfer außerordentlich stark vermehren und setzen den einheimischen Bäumen immer stärker zu. Auf Initiative der SPD-Bundestagsfraktion wurden im Haushaltsausschuss des Bundestages Dürrehilfen für die Forstwirtschaft in der Höhe von 25 Millionen Euro beschlossen. Sie werden über die nächsten fünf Jahre verteilt und durch Mittel der Bundesländer ergänzt.

"Dies ist ein wichtiger Anfang, um die diesjährigen Schäden durch die Dürre etwas abzufedern. Allerdings müssen wir in diesen Bereich uns noch stärker engagieren. So fallen aufgrund des Qualitätsverlusts verursacht durch den Borkenkäfer spürbar die Preise für den Festmeter Holz. Hier gerät zunehmend ein gesamter Wirtschaftsbereich in eine gefährliche Schieflage. Das bedroht mittel-ständische Unternehmen und ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Die SPD-Fraktion setzt sich dafür ein, dass wir in Deutschland flexibler in der Handhabung der Wiederaufforstungsflächen werden. Hintergrund ist, dass es derzeit kaum möglich ist, aus dem Förderinstrument der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz die Wiederaufforstung geschädigter Flächen zu finanzieren. Grund ist die restriktive Handhabung bezüglich der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. Doch gerade auf diesen Flächen bietet es sich an, klimaresistentere Baumarten anzupflanzen und gleichzeitig einen wichtigen Beitrag zur Erhöhung der Artenvielfalt und zur Reduktion des klimaschädlichen CO2 zu nutzen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 9. November 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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AUSSEN/1594: SPD verdoppelt die Mittel für UN-Entwicklungsorganisationen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. November 2018

Arbeitsgruppen: Haushalt, Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

SPD verdoppelt die Mittel für UN-Entwicklungsorganisationen



Sonja Steffen, zuständige Berichterstatterin im Haushaltsauschuss;

Gabi Weber, entwicklungspolitische Sprecherin:

Nach Jahren der Stagnation ist es gelungen, die UN-Entwicklungsprogramme entscheidend zu stärken. Oft sind es die UN-Organisationen, die in Entwicklungsländern schnell und effektiv Unterstützung leisten können. Daher sind auf Initiative der SPD-Bundestagsfraktion das UN-Entwicklungs- und das Bildungsprogramm, die UN-Fonds für Familienplanung und Bevölkerung und das UN-Kinderhilfswerk massiv gestärkt worden.

"Die UN-Organisationen und UN-Fonds sind ein unverzichtbarer Bestandteil der Entwicklungspolitik und leisten große Dienste in den Entwicklungsländern. Daher hat die SPD-Bundestagsfraktion in den finalen Ausschussberatungen zum Bundeshaushalt 2019 massive Erhöhungen im Umfang von 70 Millionen Euro für die UN-Institutionen durchgesetzt. So wird der Deutsche Beitrag zum UN-Entwicklungsprogramm (UNDP) von 40 auf 60 Millionen Euro erhöht. Auch die Mittel für das UN-Kinderhilfswerk (UNICEF) wird von 50 auf 60 Millionen Euro angehoben.

Das globale Bevölkerungswachstum wird in Zukunft am stärksten in Subsahara-Afrika stattfinden. Dort wird sich die Bevölkerung bis 2050 auf 2,2 Milliarden verdoppeln. Dies wird gravierende Auswirkung auf die Lebensumstände der Menschen in dieser Region haben. Bildung und eine aufgeklärte, freiwillige Familienplanung sind wirkungsvolle Maßnahmen, um diesen Trend einzudämmen.

Daher sind auf SPD-Initiative die Finanzmittel für das Bildungsprogramm der UN, Global Partnerchip for Education (GPE), im Haushalt 2019 auf 37 Millionen Euro erhöht und damit mehr als verdoppelt worden. Die Programme für Familienplanung und Bevölkerung erfuhren ebenfalls eine deutliche Aufstockung - der Beitrag für die Gleichstellung der Geschlechter (UN Women) stiegt auf acht Millionen Euro, der Bevölkerungsfonds (UNFPA) auf 33 Millionen Euro und der Beitrag zur Familienplanungsföderation (IPPF) auf 12 Millionen Euro.

Bei der abschließenden Beratung des Bundeshaushalts konnte der Haushaltsausschuss auch ein deutliches Signal im Kampf gegen Polio setzen. Insgesamt sechs Millionen Euro sollen in 2019 zusätzlich in die Global Polio Eradication Initiative (GPEI) fließen. Im Kampf gegen Infektionskrankheiten wird der Globale Fond zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose und Malaria (GFATM) mit weiteren 40 Millionen Euro unterstützt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1830: Entscheidende Weichenstellungen für den Bundeshaushalt 2019


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. November 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Entscheidende Weichenstellungen für den Bundeshaushalt 2019



Svenja Stadler, zuständiger Berichterstatter

Esther Dilcher, zuständiger Berichterstatter;

Michael Groß, zuständiger Berichterstatter;

Swen Schulz, zuständiger Berichterstatter;

Ulrich Freese, zuständiger Berichterstatter;

Thomas Jurk, zuständiger Berichterstatter;

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in seiner Bereinigungssitzung die entscheidenden Weichenstellungen für den Bundeshaushalt 2019 vorgenommen.

Svenja Stadler, zum Haushalt des Bundesministeriums für Familie, Senioren Frauen und Jugend:

"Jeder, der sich freiwillig engagieren will, soll das können. Deswegen gibt es 65 Millionen Euro mehr für die Freiwilligendienste und den Bundesfreiwilligendienst. Wir stärken Kinder und Jugendliche: 5,2 Millionen Euro mehr planen wir ein für die Projekte des Kinder- und Jugendplans, zum Beispiel für die Jugendverbandsarbeit und die Jugendmigrationsdienste. Und wir stärken Frauen: Über drei Millionen Euro zusätzlich gibt der Bund für die Gleichstellung, für Hilfen für von Gewalt betroffenen Frauen und für Frauen in schwierigen Lebenslagen."

Esther Dilcher, zum Haushalt des Bundesministeriums für Justiz und Verbraucherschutz:

"Die Verbraucherzentralen erhalten neue Stellen und die nötigen Mittel, um als klagebefugte Einrichtung im Zuge der Musterfeststellungsklage tätig werden zu können.

Den Marktwächter Energie haben wir in den Vollbetrieb überführt. Zusammen mit dem Marktwächter Finanzen und dem Marktwächter Digitale Welt stehen damit drei kritische Informationsportale im Internet zur Verfügung. Damit stehen wir für einen starken und aktiv agierenden Verbraucherschutz.

Wir werden eine Informationsoffensive für den Rechtsstaat durchführen, um gerade in Zeiten des zunehmenden Populismus und der offen gezeigten Verachtung staatlicher Institutionen den Wert des Rechtsstaats und seiner verschiedenen Einrichtungen sichtbar zu machen."

Michael Groß, zum Haushalt des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales:

"Mit dem heute im Haushaltsausschuss verabschiedeten Etat des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales stellen wir wichtige sozialpolitische Weichen für die Menschen in unserem Land. Wir sichern das Rentenniveau bei mindestens 48 Prozent und halten die Beiträge für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stabil. Wir erhöhen die Rente von Millionen von Frauen, die Kinder vor 1992 zur Welt gebracht haben und stärken die Erwerbsminderungsrente. Einen Riesenerfolg kann die SPD bei der Integration von Langzeitarbeitslosen vermelden. Wir schaffen mit vier Milliarden Euro für einen Sozialen Arbeitsmarkt, den wir als Regelinstrument ausgestalten. Wir machen Schluss mit Projektförderungen in diesem Bereich und sorgen für eine langfristige gesellschaftliche Teilhabe der betroffenen Menschen."

Swen Schulz, zum Haushalt des Bundesministeriums für Bildung und Forschung und den Beschlüssen der heutigen Bereinigungssitzung:

"Insgesamt werden mit den Haushaltsbeschlüssen über 1,4 Milliarden Euro in den nächsten Jahren zusätzlich für die Wissenschaft bereitgestellt. Die neue Agentur für Sprunginnovationen, ein zweiter Wissenschaftscampus am Naturkundemuseum in Berlin, Innovationen in strukturschwachen Regionen, die Arbeitsforschung, die Künstliche Intelligenz und anderes mehr werden gefördert. Das ergibt eine maßgebliche Steigerung der Investitionen für die Wissenschaft."

Ulrich Freese, zum Haushalt des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft:

"Mit der Einrichtung einer Agrar-Masterplattform greifen wir konsequent auf, was derzeit in der Landwirtschaft durch die Digitalisierung auf vielen, ganz unterschiedlichen Ebenen geschieht und vergleichbar ist mit dem Wandel bei Beginn des Ackerbaus.

Ein weiteres Ziel ist die Umsetzung der praxisreifen Forschungsergebnisse zur schmerzfreien Ferkelkastration, wofür wir in 2019 und 2020 insgesamt 30 Millionen Euro zur Verfügung stellen.

Wir werden außerdem den Forst- und Waldbesitzern Zuwendungen in Höhe von 5 Millionen Euro zukommen lassen, um den Problemen durch Stürme und Käferbefall entgegenwirken zu können und die Wanderschäfer mit 40 Euro pro Tier unterstützen, um die Herde vor Wölfen schützen zu können.

Nachdem nun auch die Verfassungswidrigkeit der Hofabgabeklausel vom Bundesverfassungsgericht festgestellt worden ist, werden wir dafür sorgen, dass diese vollumfänglich aufgehoben wird."

Thomas Jurk, zum Haushalt des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur:

"Der Bund wird mit dem Bundeshaushalt 2019 für den Breitbandausbau zusätzlich knapp 4,1 Milliarden Euro bereitstellen. Damit soll der flächendeckende Gigabitausbau in Deutschland noch stärker vorangetrieben werden. Geplant ist insbesondere, in den nächsten Jahren 32.000 Schulen, 7.000 Gewerbegebiete und über 1.700 Krankenhäuser an das Glasfasernetz anzuschließen. Nun kommt es darauf an, die Antragsverfahren zügig durchzuziehen, damit schnell mit den Maßnahmen begonnen werden kann."

"Neben der bestehenden Förderung für schwere LKWs wird der Bund künftig auch die Nachrüstung von leichten LKWs mit modernen Abbiegeassistenzsystemen finanziell fördern. Dafür stehen ab 2019 jährlich 5 Millionen Euro bereit. Gerade Abbiegeunfälle mit Lkw enden leider häufig tödlich. Ziel muss es deshalb sein, Unfälle zwischen abbiegenden Fahrzeugen und Radfahrern oder Fußgängern zu verhindern. Da es eine verpflichtende EU-Rechtsgrundlage voraussichtlich erst ab 2022 geben wird, muss jetzt gehandelt werden."

Thomas Jurk, zum Haushalt des Ministeriums für Wirtschaft und Energie:

"Der Haushaltsausschuss hat heute den Weg für die Errichtung von fünf neuen DLR-Instituten an verschiedenen Standorten (Hannover, Ulm, Oberpfaffenhofen, Rhein-Sieg-Kreis, Lausitz) sowie dem Nationalen Erprobungszentrum für unbemannte Luftfahrzeuge in Cochstedt freigemacht. Für diese neuen DLR-Standorte stehen künftig zusätzlich 57,4 Millionen Euro jährlich im Etat des Bundeswirtschaftsministeriums bereit. Mit den neuen DLR-Instituten soll die anwendungsorientierte Forschung und Entwicklung insbesondere im Bereich der Quantentechnologie oder bei CO2-armen Industrieprozessen vorangetrieben werden. Wir stärken damit den Innovationsstandort Deutschland und sichern Wachstum und Beschäftigung."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. November 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





FINANZEN/1829: 10 Euro mehr Kindergeld, höherer Kinder- und Grundfreibetrag, Ausgleich der kalten Progression


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. November 2018

Arbeitsgruppe: Finanzen

10 Euro mehr Kindergeld, höherer Kinder- und Grundfreibetrag, Ausgleich der kalten Progression



Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher,

Michael Schrodi, zuständiger Berichterstatter;

Wiebke Esdar, zuständige Berichterstatterin:

Mit dem Familienentlastungsgesetz werden Familien um 9,8 Milliarden Euro jährlich entlastet. Davon sind nur 3,9 Milliarden Euro verfassungsrechtlich geboten, um das Existenzminimum steuerfrei zu stellen.

"Mit dem heute im Bundestag verabschiedeten Familienentlastungsgesetz setzt die Große Koalition den Koalitionsvertrag 1:1 um und trägt zugleich den Ende Oktober vorgelegten Existenzminimum- und Progressionsberichten Rechnung: Das Kindergeld wird zum 1. Juli 2019 um zehn Euro pro Kind und Monat erhöht. Angehoben werden auch der Kinderfreibetrag 2019 und 2020 um jeweils 192 Euro und der Grundfreibetrag 2019 um 168 Euro und 2020 um weitere 240 Euro.

Damit werden Familien entlastet und Steuererleichterungen für alle Einkommensteuerzahler auf den Weg gebracht. Die verfügbaren Einkommen von Familien werden um insgesamt fast zehn Milliarden Euro jährlich gestärkt.

Der Grundfreibetrag für Erwachsene wird erhöht. So stellen wir sicher, dass das Existenzminimum, also das, was jeder und jede zum Leben braucht, auch weiterhin steuerfrei bleibt.

Zusätzlich werden die heimlichen Steuermehreinnahmen aufgrund der sogenannten kalten Progression an die Steuerzahler zurückgegeben. Wir sorgen dafür, dass Lohnsteigerungen tatsächlich im Geldbeutel der Beschäftigten ankommen. Daher gleichen wir für 2019 und 2020 den Effekt der kalten Progression aus, indem wir die Eckwerte des Steuertarifs um den Wert der Inflationsrate von 2017 nach rechts verschieben.

Familien mit Kindern und geringem Einkommen können nicht nur steuerlich gefördert werden. Deshalb ist das Gute-Kita-Gesetz auf dem Weg. Zusätzlich planen Familienministerin Franziska Giffey und Arbeitsminister Hubertus Heil ein Familienstärkungsgesetz, das ebenfalls zum 1. Juli 2019 in Kraft treten soll: Dem Koalitionsvertrag entsprechend sollen die Leistungen für Bildung und Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben verbessert, das Schulstarterpaket aufgestockt, die vollen Kosten der Schülerbeförderung, das Mittagessen in Schule und Kita übernommen, die Lernförderung ausgeweitet werden. Der Kinderzuschlag soll erhöht und verbessert werden. So wird die Situation von Familien und Kindern nachhaltig verbessert."
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MEDIEN/468: Parlament gibt mehr Mittel für Kultur und Medien frei


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. November 2018

Arbeitsgruppen: Kultur und Medien, Haushalt

Parlament gibt mehr Mittel für Kultur und Medien frei



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher;
Johannes Kahrs, haushaltspolitischer Sprecher:

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat heute in zusätzliche Mittel in Höhe von 114 Millionen Euro für die Kultur- und Medienlandschaft in Deutschland bereitgestellt.

"Wir sind stolz wie bolle, dass wir mit diesem Haushalt über 114 Millionen Euro des Bundes in die Förderung großartiger Kulturprojekte in ganz Deutschland investieren.

Ganz besonders freuen wir uns, mit der Gründung einer neuen Stiftung für Mitteldeutsche Schlösser und Gärten die bedeutende Kulturlandschaft Mitteldeutschlands nachhaltig stärken zu können, dafür stehen bereits 2019 fünf Millionen Euro bereit.

Das Denkmalschutz-Sonderprogramm zur Sicherung und Erhaltung von Kulturdenkmälern setzt zudem einschließlich des Orgelsanierungsprogramms in der gesamten Republik denkmalpflegerische Akzente und wird mit 40 Millionen Euro aufgestockt.

Mit acht Millionen Euro in den nächsten Jahren stärken wir das Bündnis internationaler Produktionshäuser und somit die zeitgenössischen darstellenden Künste und deren Vernetzung mit anderen Bereichen der Gesellschaft.

Mit der Bereitstellung von zwei Millionen Euro kann nun endlich das Zukunftsprogramm Kino an den Start gehen und wichtige Akzente für den Kultur- und Filmstandort Deutschland setzen.

Den Musikstandort Deutschland stärken wir durch die Förderung des Jazzfestivals Jericho und für des Moers-Festivals. Dazu kommt die Förderung des neuen Zentrums für Geschichte, Gegenwart und Zukunft der Musiktechnik (BackwardPlayForward) mit insgesamt 4,6 Millionen Euro in den nächsten Jahren.

Auch andere Festivals bringen wir voran, zum Beispiel das Festspiel Deutsche Sprache und das Festival Tanzrauschen Wuppertal.

Zum Ausbau der kulturpolitischen Forschung stärken wir das Institut für Kulturpolitik mit insgesamt 2,5 Millionen Euro. Die Bundesvereinigung soziokultureller Zentren kann außerdem mit 475.000 Euro zusätzlich ihre Arbeit für Integration ausbauen.

Ohne Erinnerung ist keine Zukunft möglich, deshalb fördern wir den Friedhof der Märzgefallenen als ein positives Moment unserer Demokratiegeschichte mit insgesamt drei Millionen Euro in den nächsten Jahren. Zudem ist es ein wichtiges Zeichen im Vorfeld von 30 Jahren friedlicher Revolution, dass die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur insgesamt eine Million Euro für ihre aufklärende Arbeit erhält.

Damit ermöglicht der Bundestag eine Stärkung der vielfältigen Kulturregionen in Deutschland."
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SICHERHEIT/471: Haushaltspolitik für ein starkes Land - Schwerpunkte bei innerer und äußerer Sicherheit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. November 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Haushaltspolitik für ein starkes Land: Schwerpunkte bei innerer und äußerer Sicherheit, Zukunftsinvestitionen und gesellschaftlichem Zusammenhalt



Johannes Kahrs, haushaltspolitischer Sprecher;

Eckhardt Rehberg, haushaltspolitischer Sprecher CDU/CSU:

Mit dem Bundeshaushalt 2019 stärkt die Koalition den Standort Deutschland. Wir investieren vor allem in die innere und äußere Sicherheit, die Zukunftsthemen und den gesellschaftlichen Zusammenhalt in unserem Land.

"Die vereinbarten prioritären Maßnahmen des Koalitionsvertrags setzen wir weiter Schritt für Schritt um. Seit 2014 kommt der Bund ohne neue Schulden aus.

Innere Sicherheit:

Für die Sicherheitsbehörden stellen wir 2019 zusätzlich 3.120 Stellen bereit, darunter für die Bundespolizei 2.100 Stellen, das Bundeskriminalamt gut 475 Stellen und das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 325 Stellen. Zusammen mit den 2018 beschlossenen zusätzlichen Stellen stehen damit bereits gut 4.000 der im Koalitionsvertrag vereinbarten 7.500 Stellen zur Verfügung.

Die Zollverwaltung wird 2019 mit 775 zusätzlichen Stellen gestärkt, darunter 351 Stellen für die Mindestlohnkontrolle, 328 Stellen zur Unterstützung an den internationalen See- und Flughäfen sowie den sicherheitsrelevanten Bereichen der Zollverwaltung und 76 Stellen für die Financial Intelligence Unit (FIU) zur Bekämpfung von Geldwäsche.

Der Bund geht voran beim "Pakt für den Rechtsstaat". Die Gerichte und Justizbehörden werden gestärkt: 24 Stellen für den Bundesgerichtshof (darunter 12 Stellen für den Zivilsenat Karlsruhe und 12 Stellen für den Strafsenat Leipzig) sowie 37 Stellen für den Generalbundesanwalt.

Zusätzlich werden 64 Millionen Euro für geschützte Fahrzeuge der Bereitschaftspolizeien der Länder und 100 Millionen Euro zusätzlich für Fahrzeuge der freiwilligen Feuerwehren für den zivilen Katastrophenschutz bereitgestellt.

Das KfW-Programm "Kriminalprävention durch Einbruchsicherung" wird mit einem Programmvolumen von 80 Millionen Euro fortgesetzt.

Äußere Sicherheit und Entwicklungszusammenarbeit:

Um wichtige Beschaffungsvorhaben auf den Weg zu bringen, erhält das Bundesverteidigungsministerium für das Jahr 2019 zusätzlich 350 Millionen Euro sowie Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von rund 5,6 Milliarden Euro für die kommenden Jahre. Angestoßen werden unter anderem die Beschaffung des Mehrzweckkampfschiffs 180, des schweren Transporthubschraubers, des Raketenabwehrsystems TLVS sowie von U-Booten der Klasse 212 Common Design.

Zum Abbau des Beförderungsstaus bei der Bundeswehr haben wir 1.010 höherwertige Stellen ausgebracht.

Wir haben in den parlamentarischen Beratungen weitere 700 Millionen Euro für das Auswärtige Amt (AA) und das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) beschlossen. Damit verstärken wir die Mittel für Krisenprävention, humanitäre Hilfe, auswärtige Kultur- und Bildungspolitik und Entwicklungszusammenarbeit. Für die humanitäre Hilfe im Ausland stehen damit dem AA insgesamt 1,58 Milliarden Euro zur Verfügung. Die ODA-Quote kann im Jahr 2019 voraussichtlich bei 0,5 Prozent des BIP (ohne Kosten für Geflüchtete im Inland) und damit auf dem gleichen Niveau wie 2017 und 2018 gehalten werden.

Zukunftsinvestitionen, Natur- und Klimaschutz:

Zur Förderung künstlicher Intelligenz stellen wir für die nächsten Jahre insgesamt 500 Millionen Euro bereit.

500 Millionen Euro für Maßnahmen regionaler Strukturpolitik/Strukturwandel Kohlepolitik.

Wir führen das "Sofortprogramm Saubere Luft" und das Maßnahmenprogramm zur Digitalisierung kommunaler Verkehrssysteme über das Jahr 2020 hinaus fort. Dafür stellen wir insgesamt weitere 500 Millionen Euro ab 2020 zur Verfügung.

Mit einem Investitionsprogramm von 45 Millionen Euro fördern wir die CO2-arme Industrieproduktion.

Wir stärken den Forschungsstandort Deutschland. Im Bundeshaushalt sind die Gründung von fünf neuen DLR-Instituten (Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt) und deren finanzielle Unterstützung mit 57 Millionen Euro jährlich vorgesehen.

In den nächsten Jahren soll ein Fraunhofer-Institut für Energieinfrastruktur und Geothermie sowie eine Außenstelle für "Translationale Neuroinflammation" entstehen. Des Weiteren bauen wir das Fraunhofer "Ocean Technology Center" aus.

Wir bekämpfen den Plastikmüll in den Weltmeeren, indem wir in den kommenden Jahren den Export moderner deutscher Technologien mit 50 Millionen Euro aus dem Energie- und Klimafonds fördern.

Gesellschaftlicher Zusammenhalt:

Für den Bundesfreiwilligendienst (BFD) stellen wir 45 Millionen Euro zusätzlich bereit und schaffen damit unter anderen 2.000 Freiwilligen-Stellen beim Technischen Hilfswerk (THW). Für die weiteren Freiwilligendienste (FSJ, FÖJ) stellen wir 25 Millionen Euro zusätzlich bereit. Damit nähern wir uns dem Ziel, dass alle, die einen Freiwilligendienst ableisten wollen, einen Platz erhalten.

Um mehr Erzieherinnen und Erzieher für Kitas und Horte zu gewinnen, erhält die Fachkräfteoffensive in den nächsten beiden Jahren 30 Millionen Euro zusätzlich. Das Programm KitaPlus wird für 16 Millionen Euro um ein Jahr verlängert.

Das Bauprogramm "Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur" wird aufgrund des erheblichen Sanierungsbedarfs um 100 Millionen Euro aufgestockt.

Das Programm mit Modellvorhaben zur Weiterentwicklung der Städtebauförderung erhöhen wir um 100 Millionen Euro.

Die Sportfördermittel hat die Koalition im parlamentarischen Verfahren um rund 40 Millionen auf gut 235 Millionen Euro verstärkt. Zwischen 2017 und 2019 steigen die Mittel um gut 68 Millionen Euro von 167 Millionen auf 235 Millionen Euro.

Für die Barrierefreiheit von 118 Bahnhöfen stellt der Bund 330 Millionen Euro bis 2026 zur Verfügung.

Gut 110 Millionen Euro werden zusätzlich für den Kulturbereich bereitgestellt, unter anderen für ein neues Denkmalschutzprogramm in Höhe von 40 Millionen Euro."
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SOZIALES/2734: SPD stärkt Nichtregierungsorganisationen der Entwicklungspolitik


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. November 2018

Arbeitsgruppen: Haushalt, Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

SPD stärkt Nichtregierungsorganisationen der Entwicklungspolitik



Sonja Steffen, zuständige Berichterstatterin im Haushaltsauschuss;

Gabi Weber, entwicklungspolitische Sprecherin:

Nichtregierungsorganisationen sind das Rückgrat der Entwicklungspolitik. Privates Engagement ist mit voller Überzeugung tätig und bewirkt oft, wenn auch nicht immer im Vordergrund stehend, große Fortschritte. Daher sind auf SPD-Initiative die Mittel für private Träger, für die entwicklungspolitische Bildung im Inland wie auch für den Zivilen Friedensdienst spürbar aufgestockt worden.

"Die Mittel für die privaten Entwicklungsinitiativen haben in den letzten Jahren kaum ausgereicht. Daher haben wir initiiert, dass die finanzielle Ausstattung um 30 Millionen Euro auf 150 Millionen Euro im Bundeshauhalt 2019 anwachsen. Die drohende Kürzung bei dem für private Vorhaben wichtigen Fördertopf der Sozialstruktur konnten wir abwenden. Gerade in Zeiten der wachsenden Migrationsströme ist es wichtig, die entwicklungspolitische Bildung im Inland zu stärken. Hier haben wir die Mittel deutlich erhöhen können, um knapp 15 Millionen Euro auf rund 50 Millionen Euro. Auch haben wir die Mittel für den von vielen jungen Menschen genutzten entwicklungspolitischen Austausch sowie der Freiwilligendienste um vier Millionen Euro auf 47 Millionen Euro erhöht.

Ohne Frieden gibt es keine nachhaltige Entwicklung. Daher ist die Arbeit des Zivilen Friedensdienstes, gerade vor dem Hintergrund der zunehmenden Anzahl gewaltsamer Auseinandersetzungen weltweit, sehr wichtig. Hier haben wir uns erfolgreich für eine Mittelanhebung um zehn Millionen Euro auf 55 Millionen Euro eingesetzt."
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SOZIALES/2733: Vertrauen in den Sozialstaat - Wir stärken Renten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. November 2018

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Vertrauen in den Sozialstaat: Wir stärken Renten



Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter;

Michael Gerdes, zuständiger Berichterstatter:

Mit dem heute verabschiedeten Rentenpakt leiten wir einen Kurswechsel ein. Wir stabilisieren das Rentenniveau bei 48 Prozent. Das bedeutet, dass sich Renten und Löhne endlich wieder im Gleichklang entwickeln.

"Diese Stabilisierung ist deshalb notwendig, um das Vertrauen in die gesetzliche Rente wieder zu stärken. Würde alles so bleiben wie es ist, müssten künftige Rentnerinnen und Rentner immer länger arbeiten, um einen Rentenanspruch oberhalb der Grundsicherung zu bekommen. Gleichzeitig schaffen wir mit der Beitragssatzgarantie mehr Solidarität zwischen den Generationen. Das gibt Sicherheit: für Rentnerinnen und Rentner und für die Beitragszahler - also für Jung und Alt.

Wir machen das in einem ersten Schritt bis 2025. Wir wollen die Rente aber auch darüber hinaus stabilisieren.

Uns ist das Armutsrisiko, das von Erwerbsminderung ausgeht, sehr bewusst. Deshalb hat die Große Koalition nun dreimal hintereinander Verbesserungen für künftige Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentner beschlossen. Unser Ziel war und ist, dass Menschen, die aufgrund von Krankheit nicht mehr arbeiten können, eine ordentliche Rente erhalten.

Die wiederkehrende Kritik der aktuellen Bezieherinnen und Bezieher von Erwerbsminderungsrenten ist für uns nachvollziehbar. Deshalb sagen wir: Mit dem heute verabschiedeten Rentenpakt ist die Rentenpolitik der SPD-Bundestagsfraktion in dieser Legislaturperiode noch längst nicht beendet. Wir wollen möglichst bald konkrete Vorschläge vorlegen, wie auch Menschen, die bereits eine Erwerbsminderungsrente beziehen und eben nicht von den Reformen ab 2014 profitieren, besser gestellt werden können.

Außerdem haben wir mit dem Rentenpakt die Anerkennung von Kindererziehungszeiten - die sogenannte Mütterrente - weiter verbessert und wir entlasten Geringverdienende bei den Sozialabgaben."
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UMWELT/1170: 50 Millionen Euro für den Kampf gegen Plastikmüll


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. November 2018

Arbeitsgruppen: Haushalt, Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

50 Millionen Euro für den Kampf gegen Plastikmüll



Andreas Schwarz, zuständiger Berichterstatter der AG Haushalt;

Carsten Träger, umweltpolitischer Sprecher;

Michael Thews, zuständiger Berichterstatter der AG Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Auf Initiative der AG Umwelt der SPD-Bundestagsfraktion haben die Haushaltspolitiker der großen Koalition deutliche Aufstockungen im Umweltschutz beschlossen. In den nächsten Jahren werden 50 Millionen Euro für Maßnahmen gegen die Vermüllung der Weltmeere bereitgestellt. Gleichzeitig investieren wir in den Zustand unserer Gewässer und in den Erhalt der Biologischen Vielfalt.

"Wir begrüßen die Bereitstellung von 50 Millionen Euro für die Unterstützung des Exportes deutscher Abfallsammel- und Recyclingtechnologie bis 2022. Angesichts des Handlungsdrucks, der sich aus dem globalen Problem der Vermüllung unserer Weltmeere ergibt und angesichts der Tatsache dass zehn Flusssysteme - acht in Asien und zwei in Afrika - rund 90 Prozent des globalen Plastikeintrags in die Weltmeere verursachen, besteht großer Bedarf, deutsche Recyclingtechnologien in den Verursacherländern zu etablieren. Abfalltechnik 'Made in Germany' wird so eine wichtige Rolle bei der Vermeidung der Einbringung von Plastikabfällen in die Weltmeere spielen.

Außerdem werden wir das Bundesprogramm 'Blaues Band' über das Jahr 2019 hinaus mit 16 Millionen Euro zusätzlich ausstatten. Ziel des Bundesprogramms ist der Aufbau eines Biotopverbundes von nationaler Bedeutung. Fluss, Ufer und Aue sollen wieder als Ganzes und nicht mehr getrennt voneinander betrachtet werden. Gleichzeitig sollen Synergien in den Bereichen Gewässerschutz, Hochwasservorsorge, Erholung und regionale Entwicklung genutzt werden.

Zusätzlich werden für das Bundesprogramm Biologische Vielfalt die Mittel für das Jahr 2019 um 2,1 Millionen Euro und für die folgenden Jahre um 21 Millionen Euro erhöht. Mit dem Bundesprogramm Biologische Vielfalt werden Projekte für den Erhalt der Artenvielfalt - etwa den Insektenschutz - und Maßnahmen der Umweltbildung gefördert.

Und schließlich finanzieren wir eine Aufklärungskampagne zur sachgemäßen Entsorgung von Medikamenten. Immer noch zu viele Menschen werfen Altmedikamente einfach in die Toilette. Das führt zu Problemen bei den Klärwerken und kann im Fall von Antibiotika in der Konsequenz auch zu der Entstehung von multiresistenten Keimen in unseren Gewässern führen. Mit dieser Kampagne setzen wir an einer Wurzel dieses Problems an."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2821: Rund eine Milliarde Euro mehr für staatliche Entwicklungspolitik


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. November 2018

Arbeitsgruppen: Haushalt, Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Rund eine Milliarde Euro mehr für staatliche Entwicklungspolitik



Sonja Steffen, zuständige Berichterstatterin im Haushaltsauschuss;

Gabi Weber, entwicklungspolitische Sprecherin:

In der abschließenden Beratung des Haushaltsausschusses zum Bundeshaushalt 2019 hat die Koalition die ODA-Mittel um rund eine Milliarde angehoben. Damit halten wir die Zusagen des Koalitionsvertrages ein und stärken vor dem Hintergrund von zunehmenden Krisen und Katastrophen auf der Welt die Entwicklungspolitik in ihrer ganzen Bandbreite.

"Dank dem Einsatz der SPD bei den abschließenden Beratungen zum Bundeshaushalt 2019 wird die ODA-Quote (Anteil der staatlichen Entwicklungsausgaben am BNE) weiter bei 0,51 liegen. Der Haushaltsausschuss hat zusätzlich 700 Millionen Euro an ODA-Ausgaben für die Haushalte des Ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und des Auswärtigen Amts (AA) bereitgestellt. Das BMZ wird davon 520 Millionen Euro erhalten, das AA 180 Millionen Euro. Bundesfinanzminister Scholz hatte bereits im Entwurf des Bundeshaushaltes 2019 die Mittel für das BMZ um rund 280 Millionen Euro auf insgesamt über 9,7 Milliarden Euro angehoben. Gemäß des Koalitionsvertrags soll die ODA-Quote nicht sinken. Dafür hat sich die SPD-Bundestagsfraktion stark gemacht und dieses Ziel haben wir nun erreicht. Zudem ist es uns gelungen, die Ausgabenplanung für die nächsten Jahre auf ein sicheres Fundament zu stellen, indem alle Sperren für die sogenannten Verpflichtungsermächtigungen gestrichen wurden.

Entwicklungspolitik ist globale Strukturpolitik. Dazu gehört es auch, Perspektiven für die Menschen in den Partnerländern zu eröffnen. Um Arbeitsplätze zu schaffen, sind die Mittel für die Entwicklungspartnerschaft mit der Wirtschaft um über 30 Millionen Euro auf rund 178 Millionen Euro gestiegen. Auch für den Entwicklungsinvestitionsfonds der G20-Partnerländer stehen für 2019 100 Millionen Euro im Haushalt des BMZ bereit. Für Ausbildung und Beschäftigung wurden die geplanten Mittel um 30 Millionen Euro auf 120 Millionen Euro erhöht.

Um bei Krisenbewältigung und Wiederaufbau tatkräftiger sein zu können, wurde die Mittel dafür um 100 Millionen Euro auf 800 Millionen Euro erhöht."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. November 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





GEWERKSCHAFT/277: ver.di-Jugend kritisiert geringe Höhe der geplanten gesetzlichen Mindestausbildungsvergütung (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
9. November 2018

ver.di-Jugend kritisiert geringe Höhe der geplanten gesetzlichen
Mindestausbildungsvergütung



Berlin - "Die Ministerin verkennt die Lebensrealität von zehntausenden
Auszubildenden", kritisiert der Bundesjugendsekretär der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) Simon Habermaaß den gestern von
Bildungsministerin Anja Karliczek vorgestellten Plan für die im
Koalitionsvertrag vereinbarte gesetzliche
Mindestausbildungsvergütung.

Grundlage des Vorschlags aus dem Ministerium ist der aktuelle Satz
des Schüler-BAföGs von monatlich 504 Euro, der die
Mindestausbildungsvergütung im ersten Ausbildungsjahr bilden soll.
Für das zweite, dritte und vierte Ausbildungsjahr soll die
Mindestausbildungsvergütung fünf, zehn bzw. 15 Prozent höher liegen.

"Das Schüler-BAföG ist nicht mehr als ein Taschengeld. Mit 504 Euro
kann kein Auszubildender ein eigenständiges Leben bestreiten", so
Habermaaß.

ver.di fordert eine gesetzliche Mindestausbildungsvergütung von 80
Prozent der durchschnittlichen tariflichen Ausbildungsvergütungen.
Das ergibt für das erste Ausbildungsjahr eine Mindestvergütung von
derzeit 635 Euro, die sich im zweiten Ausbildungsjahr auf 696 Euro,
im dritten Ausbildungsjahr auf 768 Euro und im vierten
Ausbildungsjahr auf 796 Euro steigert. Die jährliche, automatische
Anpassung soll auf Grundlage der vom Bundesinstitut für Berufsbildung
ermittelten durchschnittlichen Steigung der tariflichen
Ausbildungsvergütung erfolgen.

 * 

Quelle:
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MARKT/2265: Preisabschlüsse gegen Milcherzeuger (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Hamm, 09.11.2018

Preisabschlüsse gegen Milcherzeuger

AbL-Milchsprecher kritisiert Molkereien und Handel und fordert Aktivität
auch von Bundesministerin Klöckner



"Die Verhandlungsführer von Molkereien und Einzelhandel leben offenbar in
einer anderen Welt. Entgegen der Situation auf den Höfen nach der
Rekord-Trockenheit und mit entsprechend dürftigen Futterbeständen haben sie
nicht etwa die Milchpreise angehoben, sondern behalten die im Frühjahr
gesenkten Preise weiter bei oder senken sie wie bei der Butter noch. Sie
verhindern damit den dringend notwendigen Anstieg der Erzeugerpreise auf
ein Niveau, das insbesondere unsere stark steigenden Futterkosten abdecken
kann", kommentiert Ottmar Ilchmann, Milchbauer aus Ostfriesland und
Milchsprecher der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL).
Molkereien und Einzelhandelsketten haben sich jüngst auf
Halbjahreskontrakte für Trinkmilch, Milchgetränke, Joghurt, Sahne und
andere Produkte der Weißen Linie geeinigt.

Damit bleibe die wirtschaftliche Situation der deutschen Milcherzeuger
weiterhin angespannt. Nach der schweren Milchkrise 2015/2016 hatte sich der
Milcherzeugerpreis Ende 2017 für kurze Zeit im Bereich der Kostendeckung
bewegt. Erneute Produktionssteigerungen haben den Erzeugerpreis wieder um
fast 10 Cent auf einen Bereich von etwa 30 Cent je Liter fallen lassen.
Erst Mitte 2018 setzte ein leichter Preisanstieg ein, der nun abgebremst zu
werden droht.

"Es mehren sich die Anzeichen, dass bei einem Niveau um 35 Cent der Zenit
schon wieder erreicht sein soll, wie es eine norddeutsche
Genossenschaftsmolkerei ihren Mitgliedern gerade mitgeteilt hat.
Niederländische Molkereien kündigen für November bereits leichte
Preisrücknahmen an. Der aktuelle Rückgang des Kieler Rohstoffwertes lässt
für den Beginn des nächsten Jahres wieder einen stärkeren Preiseinbruch
befürchten. Die von der Molkereibranche und namentlich vom Milchpräsidenten
des DBV ausgegebenen Durchhalteparolen erweisen sich einmal mehr als
trügerisch. Und das vor dem Hintergrund der erschwerten und verteuerten
Winterfütterung und der Schwierigkeiten gerade für Milchviehbetriebe, an
den Dürrehilfen überhaupt teilhaben zu können", mahnt Ilchmann.

"Es ist enttäuschend, dass auch mehr als vier Jahre nach dem Auslaufen der
Quotenregelung weder von der Branche noch von der Politik wirksame
Instrumente entwickelt wurden, um den Milchmarkt zu stabilisieren", beklagt
Ilchmann. Die Politik habe zwar auf dem Höhepunkt der letzten Krise 2016
eine dann auch sehr wirksame Mengenbegrenzung gegen Entschädigung
angeboten, sträube sich aber auch unter Ministerin Klöckner weiterhin,
dieses Kriseninstrumentarium grundsätzlich für drohende Krisensituationen
zu installieren. Ebenso wenig seien die Molkereien gewillt, durch
Veränderung der Lieferordnungen die Position der Milcherzeuger zu
verbessern. "Nach wie vor betreiben alle Beteiligten ein
Schwarzer-Peter-Spiel, verweigern sich ihrer Verantwortung und wälzen das
gesamte Marktrisiko auf die Milchbäuerinnen und Milchbauern ab", so
Ilchmann. "Der aktuelle Rückgang der Erzeugungsmengen muss genutzt werden,
um den Milchmarkt zu drehen, preislich wie strukturell", fordert der
Milchbauer.

 * 
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VERBAND/2330: "Bundesministerin Klöckner blockiert Bio" (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 8. November 2018

"Bundesministerin Klöckner blockiert Bio"

Erklärung der BÖLW-Verbände zur Mitgliederversammlung 2018



Wir müssen zwingend besser mit unseren natürlichen Ressourcen umgehen. 2018
wurde das auch dem letzten Zweifler klar: Witterungsextreme von Starkregen
bis Dürre, das verschärfte Artensterben und verschmutzte Gewässer sind nur
drei von vielen deutlichen Hinweisen für unsere kritische Lage.

Union und SPD haben im Koalitionsvertrag verankert: Bis 2030 sollen 20
Prozent der Landwirtschaftsflächen in Deutschland ökologisch bewirtschaftet
werden. Dieses Ziel bedeutet den folgerichtigen Schritt der Politik. Denn
nur, wenn sich Landwirtschaft grundlegend verändert, wird der Sektor
enkeltauglich.

Wir stellen fest, dass sich die Bundesregierung auf dem ausruht, was
bereits in der letzten Legislaturperiode angelegt wurde. Damit blockiert
Julia Klöckner Bio.

Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft redet immer wieder
"Gräben" herbei. Aber damit hängt sie der Entwicklung vom Acker bis zur
Ladenkasse hinterher - denn der Dialog zwischen den Akteuren der Land- und
Ernährungswirtschaft hat längst begonnen. Bauern bauen gemeinsam
Landwirtschaft um, immer mehr Verarbeiter und Händler setzen auf Öko. Und
immer mehr Bürger unterstützen mit ihrer Einkaufentscheidung bereits den
Umbau. Hier entsteht Veränderungspotenzial, das genutzt werden muss!

Umso fataler ist, dass Klöckner nicht über das bereits vor ihrer Amtszeit
Festgelegte hinaus aktiv wird, um das 20 %-Ziel des Koalitionsvertrages zu
erreichen. Der höchsten politisch Verantwortlichen für Landwirtschaft und
Ernährung ist das offensichtlich kein Anliegen!

Die Gemeinsame EU-Agrarpolitik (GAP) bestimmt mit Milliarden Euro
Steuergeld, welche Landwirtschaft sich künftig lohnt. Aber Klöckner hinkt
auch hier dem Geist der Veränderung hinterher - und hat keinen Plan, wie
Bäuerinnen und Bauern, die für Umwelt-, Klima- und Tierschutz Besonderes
leisten, mit der neuen GAP eine Zukunftsperspektive erhalten sollen.

Die Zukunftsstrategie ökologischer Landbau (ZöL), die ihr Amtsvorgänger in
enger Zusammenarbeit mit der Ökologischen Lebensmittelwirtschaft erarbeitet
hat, erwähnt Klöckner zwar. Spricht sie jedoch über so wichtige Themen wie
Schulessen, spielen Bio-Lebensmittel für die Bundesministerin keine Rolle.

Klöckner vernachlässigt auch die Bio-Tierhalter. Denn beim Tierwohllabel
erklärt sich die Ministerin zwar mit der Fleischindustrie einig. Welche
Rolle Bio spielt, bleibt aber unklar. Damit blendet die Bundesministerin
das einzige Programm für mehr Tierwohl aus, das schon heute Millionen
Bürger mit ihrer Nachfrage protegieren.

Wir unterstützen jeden, der sich für mehr artgerechte Tierhaltung
engagiert. Denn das Wohl von Rind, Schwein und Co. ist auch unseren
Bio-Betrieben ein Kernanliegen. Aber: Wir erwarten auch hier Kohärenz mit
den Zielen der ZöL. Wir bieten der Ministerin hierfür die Expertise des
Bio-Sektors an.

Wir fordern Bundesministerin Klöckner auf, die Innovationkraft von Bio zu
nutzen! Bio-Bauern, -Verarbeiter und -Händler haben schon heute viele
Lösungen für den Schutz unseres Grundwassers, für weniger Pestizide auf dem
Acker, für eine gesündere Ernährung oder artgerechte Tierhaltung. Damit
kann Julia Klöckner ihre politischen Ziele erreichen. Entscheidend ist
dafür, dass die Bundesministerin die ZöL zu einer Initiative der ganzen
Bundesregierung macht, in Übereinstimmung mit europäischer und nationaler
Agrar- sowie Ernährungspolitik bringt und sie mit allen entscheidenden
Politikfeldern verknüpft: von Bildung und Forschung über die Gesundheits-
bis hin zur Umweltpolitik.



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit 
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 40.000 Bio-Betrieben
mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt.

Die in der Erklärung gewählte männliche Form schließt immer gleichermaßen
alle Geschlechter ein.

 * 
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JUSTIZ/704: USA - Gefängnis- und Folterregime international ... (SB)


USA - Gefängnis- und Folterregime international ...



Mehr als siebzehn Jahren nach den Flugzeuganschlägen von 9/11 setzt
der vom damaligen republikanischen US-Präsidenten George W. Bush auf 
den Trümmern der Zwillingstürme des New Yorker World Trade Center
ausgerufene "Antiterrorkrieg" sein Zersetzungswerk am Völkerrecht und
internationaler Gerichtsbarkeit unvermindert fort. Wer dachte, mit dem
2009 von Bushs demokratischem Nachfolger Barack Obama verkündeten
Verbot der Folter sowie der "außergewöhnlichen Überführung" von
"Terrorverdächtigen" durch die CIA wären die Verhältnisse von vor dem
11. September 2001 wiederhergestellt worden, der hat sich gewaltig
geirrt. Dies zeigen sowohl das spektakuläre Scheitern Obamas mit
seinem Versprechen, das umstrittene Internierungslager auf dem Gelände
des US-Marinestützpunkts Guantánamo Bay auf Kuba zu schließen - dafür
war der Widerstand der republikanischen Mehrheit im Washingtoner
Kongreß viel zu stark -, als auch jüngste beunruhigende Nachrichten
über den unmenschlichen Umgang des amerikanischen Militärs mit
"Terrorverdächtigen" in Syrien und im Irak.

Seit 2014 führen die US-Streitkräfte in beiden Ländern Krieg gegen die
"Terrormiliz" Islamischer Staat (IS). Im Irak tun sie dies auf Wunsch
der Zentralregierung in Bagdad, kämpfen auf der Seite der staatlichen
Armee sowie von Freiwilligen der mehrheitlich schiitischen
Volksmobilisierungskräfte. Der Einsatz der Amerikaner in Syrien
dagegen ist aus Sicht der Regierung in Damaskus ungebeten und damit
illegal. Deshalb arbeitet dort das US-Militär im Norden und Osten mit
den mehrheitlich kurdischen Syrischen Demokratischen Kräften (SDF)
zusammen. In beiden Fällen berufen sich Pentagon und Weißes Haus auf
das Ermächtigungsgesetz vom Oktober 2001, mit dem der Kongreß den
"Einsatz militärischer Gewalt" gegen die 9/11-Hintermänner und deren
Unterstützer "autorisierte". Da es jedoch keine personelle, sondern
lediglich eine lose ideologische Verbindung zwischen dem
Al-Kaida-"Netzwerk" von damals und dem IS von heute gibt, halten nicht
wenige Völkerrechtler die rechtliche Begründung der amerikanischen
Kriegsintervention im Zweistromland sowie in der Levante für äußerst
fragwürdig, um es milde auszudrücken.

Vor diesem Hintergrund gibt die Meldung der Menschenrechtsorganisation
Human Rights Watch vom 29. Oktober zu denken. Demnach übergibt
regelmäßig das US-Militär in Syrien gefangengenommene, mutmaßliche
IS-Mitglieder an die Behörden im Irak, wo diese Personen Folter,
Scheingerichte, Verschwinden auf Nimmerwiedersehen hinter Gittern oder
Ermordung durch Soldaten, Polizisten oder Gefängniswärter erwartet.
HRW-Beobachter haben mehrere Fälle dokumentiert, in denen Verschleppte
aus Syrien, darunter ein Franzose, ein Australier, ein Libanese und
ein Palästinenser aus Gaza wegen IS-Mitgliedschaft im Irak angeklagt
wurden und dort vor Gericht gelandet sind. Mehrere der Männer hätten
zu Protokoll gegeben, von irakischen Behördenvertretern schwer
mißhandelt worden zu sein.

Die fünf dokumentierten Fälle stellen offenbar lediglich die Spitze
des Eisbergs dar. In HRW-Bericht wird ein anonymer Informant zitiert,
der vor Ort an der syrisch-irakischen Grenze das Geschehen verfolgt 
hat und dem zufolge "viele" ausländische "Terrorverdächtige" von den
US-Streitkräften an den staatlichen irakischen Antiterrordienst
ausgeliefert werden. HRW hat bereits im September wegen derartiger
Vorgänge an das Pentagon geschrieben und die Frage nach der Zahl der
Betroffenen gestellt, jedoch bis zur Veröffentlichung der Studie keine
Antwort erhalten. Dazu Studienautor Nadim Houry von HRW: "Angesichts
der Weigerung vieler Länder, ihre Staatsangehörige zurückzunehmen,
scheinen sich die USA die Sache leicht gemacht zu haben, indem sie die
Leute dem Irak übergeben und damit basta. Die USA sollten ein System
schaffen, das sie nicht zu Folterkomplizen macht und statt dessen
dafür sorgt, daß Verdächtige wegen ihrer Vergehen, wie abscheulich
auch immer, einen fairen Prozeß erhalten." Der Aufruf Hourys ist von
nicht geringer Dringlichkeit, bedenkt man die Tatsache, daß die
Behörden im kurdischen Autonomiegebiet im syrischen Nordosten nach
eigenen Angaben aktuell rund 500 ausländische IS-Kämpfer und 
ebenso viele Familienangehörige - Frauen und Kinder - aus 40 Ländern 
in Gewahrsam halten, die sie loswerden wollen.

Wie die Amerikaner mit in Syrien festgenommenen, mutmaßlichen
IS-Mitgliedern aus dem eigenen Land verfahren, zeigt der Fall von
Abdulrahman Ahmad Alsheikh. Der junge Mann, der sowohl die
amerikanische als auch die saudische Staatsbürgerschaft besitzt, wurde
nach der Gefangennahme in Syrien 13 Monate lang auf einem
US-Militärstützpunkt im Irak gefangengehalten. Mit Hilfe der American
Civil Liberties Union (ACLU), der ältesten und renommiertesten
Bürgerrechtsvereinigung der USA, wollte Alsheikh die Überweisung in
die USA erzwingen, damit sein Fall vor den Gerichten dort behandelt
werde. Doch dagegen haben sich Pentagon und Justizministerium, ganz im
Sinne ihres rassistisch-reaktionären Dienstherrns Donald Trump, mit 
allen Mitteln gesträubt. Offenbar waren die Hinweise, die
für eine "Terrorkomplizenschaft" Alsheikhs sprachen, dürftig. Die
Trump-Regierung wollte sich die Blamage eines Freispruchs samt 
Entlassung ersparen. Darüber hinaus wollte man aus naheliegenden
Gründen eine gerichtliche Behandlung der Frage der Legalität der
US-Militärintervention in Syrien vermeiden.

Weil Alsheikh es wiederum ablehnte, in das Land seiner Eltern,
Saudi-Arabien, wo bekanntlich Todesurteile per Schwerthieb regelmäßig
durchgeführt wurden, ausgeliefert zu werden, drohte das
Justizministerium noch im Juni damit, den Gefangenen zurück in den
syrischen Norden transportieren und dort einfach aussetzen zu lassen.
Dort war er 2017 lediglich mit einem Mobiltelefon und 4210 Dollar 
Bargeld festgenommen worden. Inzwischen haben Alsheikh
mit Hilfe der Anwälte der ACLU und die Verantwortlichen in Washington
eine für beide Seiten akzeptable Kompromißlösung gefunden. Er hat sich
nach Angaben der Nachrichtenagentur AFP vom 29. Oktober gegenüber dem
US-Justizministerium schriftlich zu völliger Verschwiegenheit 
bezüglich seiner Erlebnisse als gefangengehaltener "feindlicher 
Kombattant" verpflichtet und darf sich dafür im Gegenzug in Bahrain 
niederlassen, arbeiten und sein Leben wieder in geordnete Bahnen 
bringen. Im Vergleich zu unzähligen anderen Opfern des 
"Antiterrorkriegs" der USA ist Alsheikh bei aller Härte, die er 
sicherlich durchmachen mußte, extrem glimpflich davongekommen.

9. November 2018
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GEWERKSCHAFT/296: Bundestagsabgeordnete unterstützen Kampagne gegen Kinderarbeit (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
9. November 2018

Bundestagsabgeordnete unterstützen Kampagne gegen Kinderarbeit

Brot für die Welt und GEW starten Kampagne von Friedensnobelpreisträger
Kailash Satyarthi



Berlin - Gestern startete in Berlin die Kampagne "100 Million" des
Friedensnobelpreisträgers Kailash Satyarthi in Deutschland. Sie setzt sich
dafür ein, dass jedes Kind an jedem Ort der Welt frei, sicher und gebildet
aufwachsen kann. Unterstützer sind neben Brot für die Welt und der
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) Bundestagsabgeordnete
verschiedener Fraktionen.

Weit mehr als 100 Millionen Kinder und Jugendliche müssen noch immer unter
gefährlichen und ausbeuterischen Bedingungen arbeiten. Die Kampagne soll
weltweit 100 Millionen junge Menschen motivieren, sich für ausgebeutete
Kinder stark zu machen und das Recht auf Bildung einzufordern. Dadurch
lernen Jugendliche Probleme, Herausforderungen und Lösungsansätze kennen
und treten mit Entscheidungsträgern in Kontakt, um politische Schritte
gegen Kinderarbeit einzufordern.

Zum Kampagnenstart kamen neben Vertretern von Brot für die Welt und GEW
engagierte Jugendliche zusammen und informierten die anwesenden Politiker
über die Kampagne und ihre Ziele. "100 Million" wird von zahlreichen
Bundestagsabgeordneten unterstützt: Entwicklungsminister Dr. Gerd Müller
(CSU), die Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister für
Gesundheit Sabine Weiss (CDU), die Menschenrechtsbeauftragte der
Bundesregierung Dr. Bärbel Kofler (SPD), die Vorsitzende des
Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen (FDP), Annalena Baerbock,
Bundesvorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen, Stefan Liebich,
außenpolitischer Sprecher der Fraktion Die Linke und
Bundestagsvizepräsidentin Claudia Roth (Bündnis 90/Die Grünen).

Der Auftakt in Berlin markiert den Beginn globaler Aktionswochen ab dem 14.
November. Jugendgruppen und Schulklassen aus ganz Deutschland werden in den
kommenden Wochen Veranstaltungen mit Bundestagsabgeordneten ihrer
Wahlkreise zum Thema Kinderarbeit und Kinderrechte organisieren. Unter
anderem kann an Schulen der prämierte Dokumentarfilm "The Price of Free"
über Kailash Satyarthi gezeigt werden. Kailash Satyarthi wurde im Jahr 2014
für seinen Kampf gegen die Unterdrückung von Kindern und Jugendlichen mit
dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 09.11.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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LEISTUNGEN/620: Haushalt 2019 der Bundesagentur für Arbeit - Grundstein für Entlastung der Beitragszahler (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 09. November 2018

Der Haushalt der BA 2019 - Grundstein für Entlastung der Beitragszahler
gelegt 



Der Verwaltungsrat der Bundesagentur für Arbeit (BA) hat heute den Haushalt
für das Jahr 2019 beschlossen. Der Haushalt legte den Grundstein dafür,
dass ab dem 1. Januar 2019 die Beitragszahler in einer Höhe von rund sechs
Milliarden Euro entlastet werden können. Die finanziellen Mittel für aktive
Weiterbildungsförderung werden aufgestockt.

Der Haushalt 2019 im Überblick 

Den Einnahmen von 35,1 Milliarden Euro stehen Gesamtausgaben von 34,5
Milliarden Euro gegenüber. 

Die Beitragseinnahmen als Hauptfinanzierungsquelle liegen bei 29,6
Milliarden Euro. 

Der Haushaltsplan, der auf Grundlage der vorgesehenen Beitragssatzsenkung
errechnet wurde, sieht einen Überschuss von 0,5 Milliarden Euro vor. Die
prognostizierte Rücklage liegt bei 24,3 Milliarden Euro.

Entlastung für Beitragszahler ab dem 1. Januar 2019

Der Gesetzgeber plant, zu Jahresbeginn 2019 den Beitrag zur
Arbeitslosenversicherung um 0,4 Prozentpunkte abzusenken. Zusätzlich soll
der Beitragssatz befristet bis Ende 2022 um weitere 0,1 Prozentpunkte
gesenkt werden. Betriebe und Beschäftigte müssen somit ab 2019 pro Jahr
fast sechs Milliarden Euro weniger in die Arbeitslosenversicherung
einzahlen.

Peter Clever, Vorsitzender des Verwaltungsrates, betonte: "Ich freue mich,
dass der Haushalt der BA die Voraussetzungen für eine finanzielle
Entlastung der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer durch einen deutlich sinkenden Beitragssatz geschaffen
hat. Aufgrund der guten konjunkturellen Lage und historisch niedriger
Arbeitslosenzahlen kommt niemand an einer Beitragssatzsenkung vorbei. Der
Haushalt der BA für 2019 sendet aber noch weitere positive Signale: Es ist
uns nicht nur gelungen, eine solide Vorsorge für schlechtere Zeiten zu
treffen, sondern zugleich wichtige Impulse für den Ausbau der
Weiterbildungsförderung zu setzen. Keine sinnvolle Qualifizierung scheitert
an fehlenden finanziellen Mitteln. Es steht auch weiterhin ausreichend Geld
für Fördermaßnahmen zur Verfügung".

Mehr Geld für Qualifizierungsmaßnahmen 

Die Beitragssatzsenkung ist Bestandteil des geplanten
Qualifizierungschancengesetzes der Bundesregierung. 

Der Bundesagentur für Arbeit fällt vor dem Hintergrund des digitalen und
demographischen Strukturwandels eine wichtige Rolle zu: Mit dem geplanten
Gesetz kann sie Beschäftigte und deren Arbeitgeber noch umfangreicher bei
Qualifizierungsmaßnahmen finanziell unterstützen und mit ihrer Arbeitsmarkt-
und Qualifizierungsberatung bzw. Weiterbildungsberatung begleiten.
Die Finanzmittel für die Weiterbildungsförderung werden im BA-Haushalt von
1,66 Milliarden auf 2,10 Milliarden Euro aufgestockt. 

Für alle arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen sind im Haushalt im kommenden
Jahr rund 10,0 Milliarden Euro vorgesehen.

Annelie Buntenbach, alternierende Vorsitzende des Verwaltungsrates, betont:
"Wir müssen die guten Zeiten nutzen, um uns für schwierige Zeiten
vorzubereiten. Weiterqualifizierung im Job ist nicht nur Voraussetzung für
den beruflichen Aufstieg, sondern für den Erhalt des Arbeitsplatzes. Ich
begrüße es daher ausdrücklich, dass im Haushalt der Bundesagentur für
nächstes Jahr ein Schwerpunkt auf die Investitionen in Weiterbildung und
Qualifizierung gelegt wird. Die Bundesagentur wird intensiv bei den dafür
in Frage kommenden Personen und Betrieben werben. Präventive
Arbeitsmarktpolitik spielt vor dem Hintergrund der Digitalisierung eine
entscheidende Rolle."



Informationen zum Hörfunkservice der Bundesagentur für Arbeit finden Sie im
Internet unter:

www.ba-audio.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 30 vom 09.11.2018

Bundesagentur für Arbeit, Presseteam

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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MELDUNG/302: Der globale Migrationspakt kann helfen, irreguläre Migration und das Leid von Kindern zu verringern (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Köln, 8.
November 2018

Der globale Migrationspakt kann helfen, irreguläre Migration und das
Leid von Kindern zu verringern



Millionen von Kindern und Jugendlichen haben weltweit ihre Heimat
verlassen. Viele von ihnen aufgrund von Konflikten und Gewalt, zahlreiche
weil sie keine Lebensperspektiven in ihrer Heimat haben. Weil es kaum
sichere und reguläre Wege gibt, sind viele von ihnen gezwungen, auf
gefährlichen Routen große Gefahren auf sich zu nehmen. Sie sind dabei einem
erschreckenden Maß an Schutzlosigkeit und Gewalt ausgeliefert.

Der Globale Pakt für sichere, geordnete und reguläre Migration kann helfen,
irreguläre Migration und das Leid der betroffenen Kinder zu verringern. Mit
Bezug auf internationale Menschenrechtsabkommen wie die
UN-Kinderrechtskonvention setzt er einen umfassenden Rahmen, damit diese
Kinder und Jugendlichen in einer schwierigen Lebenssituation unterstützt
sowie besser vor Willkür, Gewalt, Missbrauch und Diskriminierung geschützt
werden.

"Kinder sind in erster Linie Kinder und müssen jederzeit so behandelt
werden", sagt Christian Schneider, Geschäftsführer von UNICEF Deutschland.
"Als Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen ist UNICEF beauftragt, die
Rechte eines jeden Kindes weltweit zu schützen und zu fördern. Wir sehen in
dem Globalen Migrationspakt ein wichtiges Instrument, um das Wohl und die
Rechte von Kindern zu wahren und einen Beitrag dazu zu leisten,
Migrationspolitik dementsprechend zu gestalten und umzusetzen."

Der internationale Migrationspakt stellt ein nicht-verbindliches
völkerrechtliches Regelwerk dar, das Grundsätze und Handlungsempfehlungen
für sichere, geordnete und reguläre Migration setzt. Zwei Prinzipien sind
dabei leitend. Erstens: Die nationale Souveränität der Länder wird nicht
angetastet. Zweitens: Eine Lösung der Herausforderungen durch globale
Migration ist nur durch internationale Zusammenarbeit möglich. Viele
Regierungen - so auch Deutschland - haben bereits praktikable, humane und
koordinierte Lösungsansätze zum Schutz und Wohlergehen migrierter Kinder
erarbeitet und setzen diese auch um. Nun geht es darum, auf den bisherigen
Fortschritten aufzubauen und Kinder in der Migration überall besser zu
schützen.

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 8. November 2018

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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GEWERKSCHAFT/1730: Karstadt-Kaufhof - Jetzt geht es um die Beschäftigten und ihre Familien (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
9. November 2018

Karstadt-Kaufhof: Jetzt geht es um die Beschäftigten und ihre
Familien - ver.di und Gesamtbetriebsräte fordern Beteiligung an
Zukunftskonzepten



Berlin - Nach der Zustimmung des Bundekartellamtes zum Zusammenschluss von
Karstadt und Kaufhof hat die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) gefordert, die Beschäftigten, Betriebsräte und ihre
Gewerkschaft an der Zukunftsplanung zu beteiligen. "Bei uns geht es
nicht nur um Umsatz und Immobilien, sondern zuerst um die
Beschäftigten und ihre Familien", sagte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger. Die
Gewerkschaft werde die Tarifkommissionen von Kaufhof und Karstadt
zusammenholen, um über weitere Schritte zu beraten. Dabei hätten
Standort- und Beschäftigungssicherung sowie die Anwendung der
Flächentarifverträge hohe Priorität. Für die Tarifbindung an den
Flächentarifvertrag wollen sich auch die Gesamtbetriebsräte von
Karstadt und Kaufhof einsetzen. "Wir werden uns nicht gegeneinander
ausspielen lassen", hieß es.

Jürgen Ettl, Gesamtbetriebsrats-Vorsitzender bei Karstadt, fordert
den Eigentümer und das Management auf, alles für den Erhalt der
Arbeitsplätze und der Existenzgrundlage aller Beschäftigten und ihrer
Familien zu tun: "Wir erwarten volle Transparenz und frühzeitige
Einbindung in alle Planungen und Entscheidungen auch auf
Holdingebene. Das Ergebnis muss eine zukunftsweisende Strategie für
beide Warenhausunternehmen sein, die gewachsene Kulturen
berücksichtigt und kluge Lösungen, z.B. bei Doppelstandorten
beinhaltet."

Der stellvertretende Vorsitzende des Gesamtbetriebsrats von Galeria
Kaufhof, Siegfried Fichna, sagte: "Wir erwarten, dass die
Beschäftigten beteiligt und die Arbeitnehmervertreter in Gespräche
auf der Entscheidungsebene eingebunden werden. Eine erfolgreiche
Zukunft der Kaufhäuser ist natürlich möglich - erfordert aber die
Bereitschaft der Eigner zu Investitionen und die Einbeziehung der
Kompetenz und Erfahrung der Beschäftigten bei der Neuausrichtung."

ver.di-Bundesvorstandsmitglied Nutzenberger erinnerte an die soziale
Verantwortung der Eigentümer und forderte sie zu den erforderlichen
Investitionen in Personal und das operative Geschäft. Vor einem
deutlichen Turnaround dürfe es keine Belastungen des
Betriebsergebnisses durch Mieterhöhungen oder ähnliche Eingriffe der
Eigner geben. "Es muss jetzt darum gehen, die Unternehmen erfolgreich
aufzustellen und nicht allein auf 'Optimierung durch
Restrukturierung' zu setzen. Wir brauchen Investitionen in
Arbeitsplätze statt permanentem Personalabbau. Ein wichtiger Schritt
dazu ist das Weiterbestehen der beiden Warenhäuser in einer Holding",
erklärte die Gewerkschafterin.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 09.11.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle
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GEWERKSCHAFT/1729: ver.di-Mitglieder diskutieren Vorvereinbarung zwischen ver.di und Ryanair (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
8. November 2018

ver.di-Mitglieder diskutieren Vorvereinbarung zwischen
ver.di und Ryanair - weiterhin Absage durch Ryanair zu Betriebsräten



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat jetzt mit
Ryanair eine Vorvereinbarung zu einem Tarifvertrag unter Anwendung
von deutschem Arbeitsrecht abgeschlossen. Darüber hinaus beinhaltet
die Vereinbarung einen Rahmensozialplantarifvertrag, der auch die
ehemaligen Beschäftigten in Bremen einbezieht. Die Vereinbarung
betrifft sowohl die festangestellten Kabinenbeschäftigten bei Ryanair
in Deutschland als auch die Leiharbeitnehmerinnen und
Leiharbeitnehmer.

Die Vereinbarung und der Sozialplan werden gegenwärtig mit den
ver.di-Mitgliedern bei Ryanair diskutiert. Daher wird eine
Entscheidung erst nach Befragung der Mitglieder am 13. November 2018
erfolgen.

Nach fast einjährigen Verhandlungen sieht ver.di in der
Vorvereinbarung einen Schritt für die Verbesserungen der
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten und ihrer Gehälter. Mit der
Vereinbarung könnten erstmals Absicherungen bei Versetzungen,
Abfindungen und Wiedereinstellungen sozialplanmäßig geregelt werden.

Problematisch sieht ver.di nach wie vor, dass Ryanair keine
Betriebsräte zulässt. Hier ist jetzt die Politik in der
Verantwortung, neue Regelungen für die gesamte Branche zu treffen.

Zu den Inhalten der Vereinbarungen wird sich ver.di nach Abschluss
der Diskussion mit den Mitgliedern nach dem 13. November äußern.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 08.11.2018
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SCHACH-SPHINX/06741: Zwei Hydraköpfe durchtrennt (SB)


Ein Blick auf die Stellung verrät es schnell: Hier hat man die
berühmte Partie aus dem AVRO-Turnier von 1938 vor sich zwischen
Michael Botwinnik und José Capablanca, eine Partie, die Geschichte
schrieb und ein Heer von Analytikern für viele Jahrzehnte
beschäftigte, und zwar mit der Frage, ob sich Capablanca, der die
schwarzen Steine führte, nicht vielleicht besser, remisträchtiger
hätte verteidigen können. Botwinnik war 1938 zwar kein Unbekannter in
den Turnierhallen, doch daß er in Amsterdam gleich zwei Hydraköpfe der
Schachkunst besiegte, neben Capablanca noch den damaligen Weltmeister
Alexander Aljechin, das war schon eine Sensation für sich, auch wenn
er zuletzt nicht über den dritten Platz im Turnierklassement
hinauskam. Botwinnik blieb zeit seines Lebens Amateur. Neben seinem
Beruf als Elektroingenieur fiel nicht sonderlich viel Zeit ab für das
Studium der Schachstrategie. Vielleicht war es dieser Umstand, der ihn
dazu anspornte, sich eine sehr konkrete, tiefgehende Systematik zu
erarbeiten, die es ihm möglich machte, verschiedene Stellungsbilder
auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen und dabei zu erkennen, wie
labile Gleichgewichte erschüttert und Vorteile verfestigt werden
konnten. Zurück zur Amsterdamer Partie, in der Botwinnik zuletzt 1.Te1-
e6! gespielt hatte. Capablanca tauschte darauf die Türme ab, verlieh
dadurch jedoch dem weißen f-Bauern auf der e-Linie eine unaufhaltsame
Zerstörungskraft. Und dennoch besaß der Kubaner im heutigen Rätsel der
Sphinx keine wirkliche Alternative, denn auf 1...Kg8-g7 wäre der weiße
Angriff noch schneller als in der Partie entflammt, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06741: Zwei Hydraköpfe durchtrennt (SB)]



Botwinnik - Capablanca

Amsterdam 1938


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Titan 1.Te1-e6! wäre wohl auf menschliche Maße
zusammengeschrumpft, wenn Schwarz einfach das Opfer mit 1...Kg8-h7!
abgelehnt hätte mit der möglichen Folge: 2.Ld4xf6 f7xe6 3.Lf6xd8
Dg6xf5 4.Dc2xf5 e6xf5 5.Kf1-e2 Kh7-g6 6.h3-h4 Kg6-h5! - aber nicht
6...Kg6-f7 7.h4-h5! - mit sehr wahrscheinlichem Remis.



Erstveröffentlichung am 10. November 2005
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TREFF/338: Vechta - "Gutes Essen für alle?! Ernährung der Zukunft", 28.11.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Vechta

"Gutes Essen für alle?! Ernährung der Zukunft"



Am Mittwoch, 28. November 2018 ist die Universität Vechta Gastgeber
der Reihe "Forschung made in Niedersachsen" des Niedersächsischen
Ministeriums für Wissenschaft und Kultur. Zum Thema "Gutes Essen für
alle?! Ernährung der Zukunft" diskutieren niedersächsische
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Soziologie,
Lebensmitteltechnik, Wirtschaft und Ethik sowie Physik und Sensorik.
Alle Interessierten sind herzlich eingeladen. Der Eintritt ist frei,
um Anmeldung wird gebeten.

Was ist "gutes" Essen? Was bedeutet nachhaltige Ernährung? Und soll es
nicht auch schmecken? Diese und weitere Fragen rund um unsere
Ernährung heute und in Zukunft werden auf dem Podium und mit dem
Plenum thematisiert. Unter Moderation von Jan-Martin Wiarda,
Journalist für Bildung und Wissenschaft, diskutieren:

Prof.in Dr. Eva Barlösius, Professorin für Makrosoziologie und
Sozialstrukturanalyse am Institut für Soziologie der Gottfried Wilhelm
Leibniz Universität Hannover

Prof. Dr. Peter Holl, Deputy Head of Brussels Office, Senior Manager
EU Programmes, EIT Food, Europäische Wissens- und
Innovationsgemeinschaft für einen zukunftssicheren Lebensmittelsektor,
Deutsches Institut für Lebensmitteltechnik (DIL)

Prof. Dr. Nick Lin-Hi, Professor für Wirtschaft und Ethik an der
Fakultät I - Bildungs- und Gesellschaftswissenschaften der Universität
Vechta

Prof. Dr. Arno Ruckelshausen, Professor für Physik und Sensorik an der
Fakultät Ingenieurwissenschaften und Informatik an der Hochschule
Osnabrück

Im Anschluss sind alle Gäste zu einem Imbiss und weiteren Gesprächen
eingeladen. Unternehmen aus der Region präsentieren in einem
Food-Court kulinarische Innovationen. Außerdem mit dabei: Die
wissenschaftliche Mini-Kochshow "Vom veganen All-in-Meal-Replacement
bis zur Sterneküche der Zukunft" mit Thomas Bühner, mit drei
Michelin-Sternen dekorierter Spitzenkoch aus Osnabrück, und PD Dr.
med. Thomas Ellrott, Leiter des Instituts für Ernährungspsychologie an
der Georg-August-Universität Göttingen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.forschung-made-in-niedersachsen.de/ernaehrung/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 07.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/337: Berlin - Wirkung von Riechen und Schmecken auf unser Zusammenleben, 14.11.2018


idw - Pressemitteilung: Union der deutschen Akademien der Wissenschaften

Geschmackswelten: Wie prägen Riechen und Schmeckenn unsere Gesellschaft?



Über die Wirkung von Riechen und Schmecken auf unser Zusammenleben
diskutieren am 14. November 2018, um 19 Uhr, der Geruchsforscher Hanns
Hatt, der Sinologe Thomas O. Höllmann, die Literatur- und
Kulturwissenschaftlerin Anne-Rose Meyer und der Parfümeur Geza Schön
im Museum für Kommunikation Berlin. Der Themenabend findet in der
Veranstaltungsreihe "Mit allen Sinnen: Wie wir zusammen leben" statt,
die gemeinsam von Akademienunion und Schering Stiftung organisiert
wird.

Brennendes Plastik, Omas Apfelkuchen oder der Körpergeruch eines
geliebten Menschen: Keine andere Wahrnehmung empfinden wir so
unmittelbar wie das Riechen. Unsere Geruchs- und Geschmackswahrnehmung
ist eng mit Emotionen verknüpft und spielt damit für unser
Zusammenleben eine besondere Rolle. Welchen Einfluss haben Riechen und
Schmecken auf soziale Identität und Abgrenzung, auf gesellschaftliche
Integration und Zusammenhalt? Diese Fragen diskutieren bei der
interdisziplinären Veranstaltung "Geschmackswelten: Wie prägen Riechen
und Schmecken unsere Gesellschaft?" am 14. November 2018 im Museum für
Kommunikation Berlin Hanns Hatt, Thomas O. Höllmann, Anne-Rose Meyer
und Geza Schön. Neben der Diskussion präsentiert die Künstlerin
Camilla Nicklaus-Maurer Geruchskunst mit zehn Duftinstallationen. Die
Moderation übernimmt Tanja Runow von Deutschlandradio.

Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei. Eine Anmeldung ist
erforderlich unter: www.akademienunion.de/mit-allen-sinnen

Die Podiumsgäste

Prof. Dr. Dr. Hanns Hatt ist Biologe, Mediziner und Zellphysiologe an
der Ruhr-Universität Bochum. Der Schwerpunkt seiner wissenschaftlichen
Arbeiten liegt in der molekularen und zellulären Riechforschung, vor
allem in der Wirkung von Duftstoffen auf den Menschen. Seine Bücher zu
diesem Thema wurden zu Bestsellern. Seit September 2015 ist Hanns Hatt
Präsident der Akademienunion.

Prof. Dr. Thomas O. Höllmann ist Sinologe, Ethnologe und Professor an
der Ludwig-Maximilians-Universität München. Sein Forschungsschwerpunkt
liegt im Bereich der Kulturgeschichte. In seinem Buch "Schlafender
Lotos, trunkenes Huhn", setzt er sich mit chinesischer Kochkunst
auseinander. Seit Januar 2017 ist Höllmann Präsident der Bayerischen
Akademie der Wissenschaften und seit November 2017 Vizepräsident der
Akademienunion.

Prof. Dr. Anne-Rose Meyer ist apl. Professorin für Neuere deutsche
Literatur an der Bergischen Universität Wuppertal und vertritt derzeit
eine Professur an der Leibniz Universität Hannover. Als Literatur- und
Kulturwissenschaftlerin befasst sie sich systematisch mit dem Thema
Essen und Geschmackskulturen in Literatur und Kultur.

Geza Schön ist ausgebildeter Parfümeur und gilt als Querdenker in der
Duftwelt. Nach mehrjähriger Tätigkeit in der Duftindustrie machte er
sich 2002 als Parfümeur selbstständig und gründetet 2005 sein eigenes
Label. Seine Kreationen haben nicht nur die Wahrnehmung von Düften
verändert, sondern auch die Art und Weise, wie sie entstehen. Geza
Schön lebt und arbeitet in Berlin.

Die Veranstaltungsreihe "Mit allen Sinnen: Wie wir zusammen leben" ist
eine Kooperation der Akademienunion und der Schering Stiftung. An vier
Themenabenden wird die Wirkung verschiedener Sinneswahrnehmungen auf
unser gesellschaftliches Zusammenleben aus wissenschaftlicher und
künstlerischer Perspektive beleuchtet. Zwei der Themenabende finden in
Kooperation mit dem Museum für Kommunikation Berlin statt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution611

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Union der deutschen Akademien der Wissenschaften, 07.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/459: Trier - Die nachhaltige Gesellschaft. Eine Utopie?, 15.11.-24.1.2019


idw - Pressemitteilung: Hochschule Trier

Die nachhaltige Gesellschaft. Eine Utopie?



Im Wintersemester 2018/19 veranstaltet die Hochschule Trier eine
Ringvorlesung zum Thema "Die nachhaltige Gesellschaft. Eine Utopie?",
initiiert von Corinna Rüffer, Mitglied des Deutschen Bundestages für
Bündnis 90/Die Grünen, und Prof. Dr. Norbert Kuhn, Präsident der
Hochschule Trier.

Verschiedene Experten werden sich an fünf Veranstaltungsterminen der
Frage widmen, wie der Wandel zu einer nachhaltigen Gesellschaft
gelingen kann. Sie werden Alternativen für Wege in diese Richtung
beleuchten und die damit verbundenen Chancen und Risiken diskutieren.
Dabei wird die soziale und ökologische Perspektive Berücksichtigung
finden, wie auch Fragen des Ressourcenverbrauchs, der Artenvielfalt
oder der Klimagerechtigkeit.

Die Veranstaltungen finden am Campus Gestaltung der Hochschule jeweils
um 18:00 Uhr an folgenden Terminen statt:

Donnerstag, 15. November

Wirtschaftswissenschaften und sozial-ökologische Transformation?

Florian Rommel | Cusanus Hochschule | Bernkastel-Kues

Donnerstag, 6. Dezember

Agenda 2030 - Sustainable Development Goals - Deutsche
Nachhaltigkeitsstrategie: Wie können Konsumenten, Unternehmen und
Hochschulen zu einer nachhaltigen Entwicklung beitragen?

Prof. Dr. Klaus Helling | Umwelt-Campus Birkenfeld | Hochschule Trier

Dienstag, 18. Dezember

Mit Klimagerechtigkeit gegen die imperiale Lebensweise?

Prof. Dr. Ulrich Brand | Universität Wien

Donnerstag, 10. Januar 2019

Nachhaltige Entwicklung in Hochschulen - Bottom-up oder Top-down, oder
die "richtige" Mischung?

Dr. Silke Kleihauer | Hochschule Darmstadt

Donnerstag, 24. Januar 2019 

Mehr Nachhaltigkeit wagen - Impulse für eine stärkere unternehmerische
Verantwortung als Wertbeitrag der Wirtschaft für eine nachhaltige
Entwicklung.

Prof. Dr. Klaus Rick | Umwelt-Campus Birkenfeld | Hochschule Trier

Veranstaltungsort:

Campus Gestaltung

Gebäude S, 2. OG, Aula

Paulusplatz 4, 54290 Trier

Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hochschule-trier.de/go/ringvorlesung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution293

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Trier, 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / FAKTEN





MELDUNG/355: Homophobie im Sport? Ja! (idw)


Deutsche Sporthochschule Köln - 08.11.2018

Homophobie im Sport? Ja!

Erste Ergebnisse der EU-weiten Studie zu Erfahrungen von Lesben, Schwulen,
Bisexullen, Transgender und intersexuellen Menschen (LGBTI+) im Sport



Outsport ist das erste europäische Projekt zur Bekämpfung von
Diskriminierung im Sport aufgrund der sexuellen Orientierung und/oder
Geschlechtsidentität. Im Rahmen der Outsport-Konferenz in Glasgow hat das
Forschungsteam des Instituts für Soziologie und Genderforschung der
Deutschen Sporthochschule Köln - unter der Leitung von Professorin Ilse
Hartmann-Tews - erste Ergebnisse der EU-weiten online Befragung zu den
Erfahrungen von LGBTI+ im Sport präsentiert.

Neun von zehn Befragten sind der Ansicht, dass es im Sport ein Problem mit
Homophobie und Transphobie gibt. 12 % derjenigen, die in den letzten
zwölf Monaten sportlich aktiv waren, berichten in Bezug auf ihre
Hauptsportart von negativen Erfahrungen aufgrund ihrer sexuellen
Orientierung oder ihrer Geschlechtsidentität. Dieser Anteil ist unter den
Transfrauen (männlich zu weiblich) mit 31 % am höchsten. Die
häufigsten negativen Erfahrungen beziehen sich auf homophobe und
transphobe Verunglimpfungen (82 %) sowie Diskriminierungen
(75 %), wie zum Beipsiel ungleiche Chancen. Alarmierend ist auch die
Häufigkeit, mit der physische Formen von Gewalt (20 %) und physische
Grenzüberschreitungen (36 %) auftreten.

Mehr als 100 Vertreterinnen und Vertreter von Sportorganisationen, der
Presse und LGBTI+-Community informierten sich über die Studie, an der mehr
als 5.500 LGBTI+-Personen aus allen 28 EU-Staaten teilgenommen haben. Das
Alter der BefragungsteilnehmerInnen liegt zwischen 16 und 78 Jahren und
beträgt im Durchschnitt 27 Jahre - mit einer sehr hohen Beteiligung von
unter 25-Jährigen.

Der umfangreiche Datensatz, der auch Auskunft über die Sporterfahrungen
von aktuell nicht mehr sportaktiven LGBTI+-Personen gibt, wird derzeit
weiter ausgewertet. Ein ausführlicher Ergebnisbericht wird Anfang des
nächsten Jahres unter www.out-sport.eu veröffentlicht.

Outsport wird über das Förderprogramm Erasmus+ durch die Europäische
Kommission finanziert. Das Verbundprojekt wird in Zusammenarbeit von fünf
europäischen Partnern durchgeführt: Italian Association for Culture and
Sport (AICS), LEAP Sports Scotland, Wiener Institut für Internationalen
Dialog und Zusammenarbeit (VIDC), FRIGO Hungary, Deutsche Sporthochschule
Köln (DSHS Köln).


Weitere Informationen unter:

http://www.out-sport.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution532

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Sporthochschule Köln, 08.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/891: Cuxhaven - Wenn Deutsche über Grenzen gehen. Kabarett-Utopie auf dem Jacobsweg, 15.11.


Wenn Deutsche über Grenzen gehen

Eine Kabarett-Utopie auf dem Jakobsweg



Am Donnerstag, den 15. November 2018, um 20 Uhr gastiert das
Kabarett-Theater Distel mit dem Stück "Wenn Deutsche über Grenzen
gehen" im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472 Cuxhaven.

Im neuesten Programm der DISTEL beschließen drei den Ausstieg:
Schulleiterin Marion, Pfarrer Lars und Spulenwickler Dirk. Auf der
Suche nach Sinn, Zeit für sich und irgendwas mit Inhalt. Als ein
gewaltiges Gewitter die drei in eine verlassene Schäferhütte irgendwo
im Nirgendwo spült, sitzen sie fest. Ohne Handynetz, ohne WLAN, kurz:
Ohne Hoffnung auf Überleben. Jetzt haben sie Zeit - viel mehr als
ihnen lieb ist. Und plötzlich sind die Gedanken da: Klimawandel!
Flüchtlingskrise! Demokratieverlust! Wo man hinguckt: Die Welt in
Aufruhr! Aber Deutschland geht es doch gut und seine Bürger lassen
sich bereitwillig von ihrer Kanzlerin einschläfern. Yoga statt
Revolution. Ist auch gesünder. Und Rebellion macht so blöden
Achselschweiß.

Das Schauspiel lässt die Seele baumeln und das Hirn rotieren - was
sehr schnell sehr absurd und sehr politisch werden kann.

Politisches Kabarett, das sich der Gegenwart stellt und bissig-komisch
zugleich ist.

Eintrittskarten erhalten Sie in der Kulturinformation im Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr,
Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online unter www.cuxhaven.de/tickets
oder am Veranstaltungsabend ab 19 Uhr an der Abendkasse im
Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 1. November 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/846: Bundestag lehnt Anträge zu Tiertransporten ab (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 8. November 2018

Kommentar - Bundestag lehnt Anträge zu Tiertransporten ab



Das Plenum des Bundestags hat heute [8.11.18] Anträge der Grünen und der
FDP zu Langstreckentransporten in Drittländer final abgelehnt - nachdem
diese auch im Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft des Deutschen
Bundestages keine Mehrheit gefunden hatten. Die Grünen forderten in ihrem
Antrag ein Aussetzen der Transporte - solange bis die Vorgaben der 
EU-Verordnung zu Lebendtiertransporten in Drittstaaten wirklich eingehalten
werden - sowie begrenzte Transportzeiten. Die FDP forderte die Unterbindung
der Transporte, wenn diese nicht den europarechtlichen Mindeststandards
entsprechen, sowie die Einhaltung der EU-Verordnung mit entsprechenden
Kontrollen. Zur Entscheidung des Bundestags kommentiert Dr. Brigitte
Rusche, Vizepräsidentin des Deutschen Tierschutzbundes:

"Es ist ein Skandal, dass die Anträge einfach so weggefegt wurden und Tiere
weiterhin unter fürchterlichen Bedingungen bis in Drittstaaten
transportiert werden. Der Aufschrei nach der 37 Grad-Reportage "Geheimsache
Tiertransporte" war mal wieder groß - doch jetzt macht man genauso weiter
wie bisher. Die EU-Bestimmungen zum Transport müssen laut eines Urteils des
Europäischen Gerichtshofs bis zum Zielort eingehalten werden - auch wenn
dieser außerhalb der EU liegt. Das ist im Moment nicht der Fall; bei
Langstreckentransporten werden die Vorschriften systematisch missachtet.
Die Bundesregierung müsste solche Transporte aussetzen, solange die
Einhaltung der Vorschriften nicht gewährleistet ist. Dass die CDU/CSU die
tierschutzwidrigen Zustände einfach klein redet und die SPD sich darauf
beruft, ein Moratorium sei auf EU-Ebene nicht durchsetzbar, macht erneut
deutlich, dass die Tiere und der Tierschutz von der Großen Koalition nichts
zu erwarten haben. Und das, obwohl im Koalitionsvertrag festgehalten ist,
dass die Transportzeiten verkürzt und Transporte besser kontrolliert werden
sollen. Auch die Aussage von Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner, "der
Tierschutz dürfe nicht an Grenzen enden", ist ebenfalls offenbar nur ein
Lippenbekenntnis."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 8. November 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





MELDUNG/069: Ersten Bericht über Müll in der österreichischen Natur veröffentlicht (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 7. November 2018

GLOBAL 2000 veröffentlicht ersten Bericht über Müll in der
österreichischen Natur

Der meiste Müll in der heimischen Natur besteht aus Plastik -
Gegenmaßnahmen sind dringend erforderlich



Müll hat in der Natur nichts verloren und kann gefährliche Folgen für
Natur, Mensch und Umwelt haben. Um das Ausmaß der Vermüllung
festzustellen, sammelte GLOBAL 2000 mit Unterstützung hunderter
Freiwilliger über die Sommermonate 2018 mit Hilfe der Citizen Science
App 'Dreckspotz' Daten zum Littering-Müll in der heimischen Natur.
Unter Littering versteht man das achtlose Wegwerfen und Liegenlassen
von Abfällen in der Natur und im öffentlichen Raum. Insgesamt wurden
im Zeitraum zwischen Mai und September 2018 über 26.500 Stück
Littering-Abfall dokumentiert. Dies entspricht knapp einer Tonne sowie
rund 12.500 Liter an Abfällen, die im öffentlichen Raum gefunden
wurden. Den größten Anteil nach Stück, Masse und Volumen hatte Plastik
aller Art. "Die Verantwortung für die Vermüllung der Natur darf nicht
auf die KonsumentInnen abgewälzt werden. Die Politik muss das Problem
an der Wurzel packen und dafür sorgen, dass endlich weniger
Wegwerfplastik in Umlauf ist." meint Lisa Kernegger, Ökologin bei
GLOBAL 2000.

Eine starke EU-Einwegplastik-Richtlinie ist dringend nötig

Die Erhebungen von GLOBAL 2000 haben gezeigt, dass Plastik in der
Natur nicht ausschließlich ein Problem der Meere ist, sondern auch
eines bei uns in Österreich. Typischer Müll in der Natur sind
Verpackungen sehr kurzlebiger Konsumgüter wie Getränkeflaschen und
-Becher, Essens-Boxen und auch Zigarettenstummel. "Eine starke
Einwegplastik-Richtlinie, wie sie derzeit EU-weit verhandelt wird,
könnte den Plastikeintrag in Österreichs Natur eindämmen. Diese
Richtlinie darf bei den derzeit stattfinden Trilog-Verhandlungen
keinesfalls verwässert werden, denn dann ist zu erwarten, dass sich
nichts ändert und weiterhin massenhaft Plastikmüll in der Natur
landet." sagt Lisa Kernegger.

Zigarettenstummel sind gefährlicher Sondermüll

Als zweithäufigster Müll (in Stück) in der Natur wurden
Zigarettenstummel gefunden, die zum Großteil aus Plastik bestehen und
von denen eine besondere Umweltgefahr ausgeht. Die im Filter
aufgefangenen Schadstoffe wie Nikotin, Arsen, polyzyklische
aromatische Kohlenwasserstoffe oder Schwermetalle können in Böden und
Gewässer gelangen und diese schädigen.

Getränkeverpackungen liegen häufig dort, wo sie nicht hingehören


Der Report identifiziert weiters Getränkeverpackungen mit einem Anteil
von etwa 12% nach Stück und 20% nach Volumen am Gesamtaufkommen des
weggeworfenen Abfalls. Den größten Anteil daran haben Getränkedosen
(nach Stück) und PET-Flaschen (nach Volumen). "Die Einführung eines
verpflichtenden Pfand auf Einweg-Getränkeverpackungen in einer
angemessenen Höhe könnte verhindern, dass so viele
Getränkeverpackungen in der Natur landen. Wichtig ist, dass das nur
zusammen mit einer verpflichtenden Mehrwegquote beschlossen wird. Denn
die umweltfreundlichste Getränkeverpackung ist nach wie vor das
Mehrweggebinde." so Kernegger weiter.

Den gesamten detaillierten Bericht finden Sie im Downloadbereich am
Ende dieser Seite.

Die DreckSpotz-App ist eine Initiative von GLOBAL 2000 gemeinsam mit
den Sektionen Edelweiss und Gebirgsverein des Österreichischen
Alpenvereins. Die Anwendung dieser Gratis-App ist sehr einfach: Wird
Müll vorgefunden, wird dieser mittels der App fotografiert, in eine
Kategorie eingeteilt (Plastik, Metall, Papier, Zigaretten,
Glas/Keramik und Sonstiges) und automatisch via GPS verortet. Diese
Daten befüllen eine Datenbank, die als Grundlage für den vorliegenden
Bericht dienten. Der Müll wird von den App- BenützerInnen fachgerecht
entsorgt.



Die DreckSpotz-App für Android: 

https://play.google.com/store/apps/details?id=com.spotteron.dreckspotz

Die DreckSpotz-App für Apple: 

https://itunes.apple.com/us/app/dreckspotz-global-2000/id1380882029?mt=8

Ende Spaltenformat



Downloads: 

Report: Müll in Österreichs Natur

https://www.global2000.at/sites/global/files/Report-Muell-In-Natur-2018.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 07.11.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





MELDUNG/475: Insektenschutz auf Sparflamme rettet keine Biene (WWF)


WWF Pressemitteilung - 7. November 2018

Insektenschutz auf Sparflamme rettet keine Biene

WWF-Statement zur Lage von Fluginsekten in Deutschland /
'Aktionsprogramm Insektenschutz' vor Lackmustest



Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) und der Entomologische Verein
Krefeld (EVK) haben heute artenspezifische Auswertungen zur Lage von
Fluginsekten in Deutschland vorgestellt. Gleichzeitig beschäftigt sich
die Umweltministerkonferenz mit dem Eckpunktepapier zum
"Aktionsprogramm Insektenschutz" der Bundesregierung. Dazu
Jörg-Andreas Krüger, Geschäftsleiter Naturschutz beim WWF Deutschland:

"Die Bestände von Bienen, Schmetterlingen und Käfern befinden sich im
Sturzflug. Ein entscheidender Grund für das dramatische
Insektensterben in Deutschland ist die ständige Intensivierung der
Landwirtschaft. Falls Insekten nicht direkt durch Insektizide sterben,
fehlen ihnen Lebensraum und Nahrungsgrundlagen. Pestizide vernichten
die Wildkräuter, Gräser und Grünstreifen. Enge Fruchtfolgen auf den
Äckern führen zu Fehlernährung der Insekten. Da Insekten wichtige
Nahrungsgrundlage für viele Vögel und Amphibien sind, verschwinden
auch diese zunehmend aus unseren Landschaften.

Das "Aktionsprogramm Insektenschutz" wird nur dann zum Lebensretter
für Biene und Co., wenn Umweltministerium und
Bundeslandwirtschaftsministerium Hand in Hand arbeiten. Sonst droht
Insektenschutz auf Sparflamme und der rettet keine Biene. Das Thema
Pestizidreduktion ist der Lackmustest dafür, wie ernst beide Ressorts -
 und damit die Bundesregierung insgesamt - das Insektensterben vor
unserer Haustür nehmen. Ohne wirksame Maßnahmen zur Pestizidreduktion
kein wirksamer Insektenschutz."

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 07.11.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





EUROPA/543: Saubere Luft muss politisch Vorrang haben (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 08.11.2018 / Verkehr

Saubere Luft muss politisch Vorrang haben



Anlässlich des ersten europäischen Dieselgipfels haben Umweltverbände
die EU und ihre Mitgliedstaaten aufgefordert, unverzüglich gegen die
schmutzige Luft in Europa vorzugehen.

Die Europäische Allianz für Öffentliche Gesundheit (European Public
Health Alliance, EPHA), Transport & Environment (T&E) und das Netzwerk
Großer Europäischer Städte (Network of Major European Cities,
Eurocities) appellieren gemeinsam an die EU und die EU-Staaten, "die
43 Millionen existierenden dreckigen Dieselfahrzeuge" sauber zu
machen.

Die EU müsse Rückrufe und Nachrüstungen in allen 28 Mitgliedstaaten
koordinieren. Dabei solle sie darauf achten, dass keine Fahrzeuge, bei
denen der Schaden nicht behoben wurde, aus west- in mittel- und
osteuropäische Länder verbracht werden. Alle nachgerüsteten
Dieselautos müssten zudem einem unabhängigen Emissionstest unter
realen Straßenbedingungen unterzogen werden, um den tatsächlichen
Emissionsausstoß zu ermitteln.

Die Verbände fordern die EU auch auf, einen Europäischen Fonds für
saubere Luft einzurichten, der maßgeblich von der Industrie
mitfinanziert werden müsse. Dieser Fonds soll Städte und Bürger*innen
unterstützen, die am stärksten von Dieselabgasen betroffen sind. Nicht
zuletzt müsse die entsprechende Gesetzgebung auf EU-Ebene ausgebaut
werden, beispielsweise durch ehrgeizige CO2-Grenzwerte für Fahrzeuge,
verschärfte Prüfbedingungen, Anreizsysteme für saubere Fahrzeuge und
für Infrastrukturen für alternative Kraftstoffe.

Die drei zivilgesellschaftlichen Gruppen organisierten den ersten
Dieselgipfel auf EU-Ebene. Er fand am Dienstag in Brüssel statt.

Autohersteller hatten am Montag neue Zahlen zum Stickstoffausstoß von
Euro-6-Dieselfahrzeugen vorgestellt, laut denen die Emissionen unter
den EU-Grenzwerten liegen. Greg Archer, Direktor für saubere Fahrzeuge
bei T&E, kritisierte jedoch die unrealistischen Testbedingungen. Unter
tatsächlichen Bedingungen seien die Emissionen höher, erklärte er dem
Umweltnachrichtendienst Ends Europe. [aw/km]



Pressemitteilung T&E 

https://www.transportenvironment.org/press/dirty-diesel-disgrace-tackle-air-pollution-now

Nachricht zu neuen NO2-Emissionstests bei Ends Europe
(kostenpflichtig)

https://www.endseurope.com/article/54147/data-shows-new-diesels-meeting-eu-pollution-limits

 * 

Quelle:

EU-News, 08.11.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





EUROPA/542: Berichtspflichten - so wenig Verwaltungsaufwand wie möglich (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 07.11.2018 / Politik & Recht

Umweltberichterstattung: so wenig Verwaltungsaufwand wie möglich



Die EU-Kommission will die Berichtspflichten von zehn
Umweltrechtsakten in einer Verordnung zusammenfassen. Dazu haben die
EU-Mitgliedstaaten am Mittwoch ihren Standpunkt festgelegt.

In der vorgeschlagenen Verordnung sind Änderungen zu den folgenden
zehn Rechtsakten zusammengefasst:


	Klärschlammrichtlinie (86/278/EWG),

	Umgebungslärmrichtlinie (2002/49/EG),

	Richtlinie über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden (2004/35/EG),

	Richtlinie über eine Geodateninfrastruktur in der Europäischen Gemeinschaft (INSPIRE) (2007/2/EG),

	Vogelschutzrichtlinie (2009/147/EG),

	Verordnung über ein Europäisches Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister (E-PRTR) (166/2006),

	Tierversuchsrichtlinie (2010/63/EG),

	Holzhandelsverordnung (EUTR) (995/2010),

	Verordnung über Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und Handel im Forstsektor (FLEGT) (2173/2005),

	Verordnung zur Umsetzung des Übereinkommens über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen (CITES) (338/97).



Mit der neuen Verordnung sollen geltende Berichtspflichten vereinfacht
werden. Ziel sei es, die Verwaltungskosten zu senken, die Datenlage zu
verbessern und mehr Transparenz zu schaffen.

Allerdings lehnte der Umweltrat die vorgeschlagenen Änderungen der
Richtlinie über Umwelthaftung ab. Aus Sicht der EU-Staaten betreffen
"diese Änderungen nicht nur die Berichterstattung und würden zudem
zusätzlichen Verwaltungsaufwand verursachen." Es gäbe auch keine
umfassende Folgenabschätzung. Der betreffende Text wurde deshalb
gestrichen.

Das EU-Parlament hatte im Oktober seine Position beschlossen. Am 15.
November sollen die interinstitutionellen Verhandlungen zwischen Rat,
Parlament und Kommission beginnen. [aw]



Pressemitteilung des Rates

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2018/11/07/environmental-reporting-alignment-council-agrees-its-position/

Standpunkt des EU-Parlaments

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2018-0399+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE
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FINANZEN/223: Europäischer Rechnungshof übt scharfe Kritik an GAP-Reformvorschlägen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 08.11.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

Europäischer
Rechnungshof übt scharfe Kritik an GAP-Reformvorschlägen 



"Die vorgeschlagene Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik für die Zeit
nach 2020 wird den ehrgeizigen Bemühungen der EU um einen
umweltfreundlicheren und stärker leistungsgestützten Ansatz nicht
gerecht."

Dieser Satz bringt es auf den Punkt. Der Europäische Rechnungshof hat
am Mittwoch eine ausführliche Bewertung der aktuellen Reformvorschläge
der EU-Kommission für eine Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) nach 2020
vorgestellt. Die Kommission betone zwar die hohe Priorität von Umwelt-
und Klimazielen in der GAP, jedoch seien die vorgeschlagenen
Instrumente weder klar definiert noch in quantifizierbare Vorgaben
umgesetzt. Als eines der größten Probleme im GAP-Vorschlag
identifiziert der Rechnungshof das Fortbestehen der Direktzahlungen:
Zum einen können zahlreiche Umweltbelange mit diesem Instrument nicht
berücksichtigt werden. Zum anderen seien Direktzahlungen auf die
Fläche nicht das passendste Instrument zur Einkommensstützung. Zudem
fehle eine System der externen Kontrolle der GAP. Der Rechnungshof
befürchtet insbesondere eine Schwächung der Rechenschaftspflicht.

Umweltverbände begrüßten den Bericht des Rechnungshofs:

NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller: "Wie viele Gutachten und
Studien braucht es noch, damit die EU endlich von ihrem
umweltschädlichen Kurs in der Agrarpolitik abrückt" Die
milliardenschweren Direktzahlungen schaden nachweislich Natur und
Umwelt. Und die EU verschwendet Milliarden an Steuergeld. Wir brauchen
endlich eine EU-Agrarpolitik, die Umwelt und Klima schützt - und nicht
hochsubventioniert und sehenden Auges zerstört."

Der BUND-Vorsitzende Hubert Weiger kommentiert: "Der Rechnungshof
zeigt in seiner Stellungnahme deutlich, wie wenig ambitioniert der
Vorschlag der EU-Kommission ist. Die GAP wird so weder grüner noch
gerechter werden. Leere Versprechen, fehlende Kriterien und sinnlose
Budget-Kürzungen prägen das Gesetzespaket. Und selbst die wenigen
guten Vorstöße drohen bereits von der Agrarlobby weiter verwässert zu
werden."

Die EU-Kommission hat im Juni 2018 ihren Vorschlag für eine GAP nach
2020 vorgelegt. Momentan ist es unwahrscheinlich, dass die
Verhandlungen zwischen Rat und Parlament noch vor den Europawahlen im
Mai 2019 abgeschlossen werden können. [lr]



Pressemitteilung Rechnungshof

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/INOP18_07/INOP18_07_DE.pdf

Bericht des Rechnungshofs

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/OP18_07/OP18_07_EN.pdf

Pressemitteilung NABU

https://www.nabu.de/modules/presseservice/index.php?popup=true&db=presseservice&show=24892

Pressemitteilung BUND

https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/kritik-des-eu-rechnungshofs-muss-folgen-haben-eu-agrarreform-an-umwelt-und-klimaschutz-ausrichten/
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LUFT/615: Auch Köln und Bonn müssen Diesel-Fahrverbote in die Luftreinhaltepläne aufnehmen (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 8. November 2018

Deutsche Umwelthilfe erwirkt zwei weitere Urteile für 'Saubere
Luft': Auch Köln und Bonn müssen Diesel-Fahrverbote in die
Luftreinhaltepläne aufnehmen

Verwaltungsgericht Köln gibt Klagen für 'Saubere Luft' der Deutschen
Umwelthilfe statt - DUH erwirkt neuntes und zehntes Urteil in Folge zu
Diesel-Fahrverboten in Deutschland - Luftreinhaltepläne von Köln und
Bonn müssen bis zum 1. April 2019 um zonale Dieselfahrverbote für Köln
und streckenbezogene Diesel-Fahrverbote für Bonn erweitert werden -
Gericht kritisiert Absicht der Bundesregierung zur Heraufsetzung des
NO2-Grenzwertes auf 50 µg/m3 als EU-rechtswidrig - Bundesregierung
muss endlich die Diesel-Konzerne für den Betrug an elf Millionen
Käufern von Euro 5+6 Diesel-Pkw zur Verantwortung ziehen und
verbindliche Hardware-Nachrüstungen auf Kosten der Hersteller anordnen



Köln/Bonn, 8.11.2018: Das Verwaltungsgericht Köln hat heute über die
Klagen der Deutschen Umwelthilfe (DUH) für 'Saubere Luft' in den
Städten Köln und Bonn verhandelt (Köln: 13K 6684/15, Bonn: 13K
6682/15). Nach ausführlicher mündlicher Verhandlung hat das Gericht
den Klagen stattgegeben. Der Luftgrenzwert für das Dieselabgasgift
Stickstoffdioxid (NO2), der bereits seit 2010 gilt und seitdem in
beiden Städten erheblich überschritten wird, ist schnellstmöglich
einzuhalten. Dabei geht es um eine Grenzwerteinhaltung im gesamten
Stadtgebiet von Bonn und Köln. Die internationale
Umweltrechtsorganisation ClientEarth unterstützt Klagen für 'Saubere
Luft' der DUH.

Für die Stadt Köln hat das Gericht entschieden, dass die
Landesregierung ein Diesel-Fahrverbot für die bestehende Umweltzone in
den Luftreinhalteplan bis zum 1. April 2019 aufzunehmen hat.
Für die Stadt Bonn, welche geringere Grenzwertüberschreitungen beim
Dieselabgasgift NO2 als Köln aufweist, muss das beklagte Land
Nordrhein-Westfalen Diesel-Fahrverbote auf allen von
Grenzwertüberschreitungen betroffenen Straßen, insbesondere an der
besonders belasteten Reuterstraße, festlegen.

Das Gericht betonte, dass der lange Zeitraum, in dem der Grenzwert
überschritten wird, zu einer besonders effizienten Maßnahmenplanung
zwingt. Daher kann auf Fahrverbote nicht mehr verzichtet werden. Der
Vorsitzende Richter der 13. Kammer des Verwaltungsgerichts, Michael
Huschens sagte bei der Verhandlung: "Das Kind liegt seit neun Jahren
im Brunnen, dies muss man berücksichtigen." Das Verwaltungsgericht
äußerte in der Verhandlung ebenfalls erhebliche Zweifel an der
Rechtmäßigkeit eines 'Fahrverbots-Verbots-Gesetzes', wie es in der
Bundesregierung mit der beabsichtigten Heraufsetzung des
NO2-Grenzwerts von 40 auf 50 µg NO2/m3 aktuell diskutiert wird.
"Glauben Sie wirklich, dass ein solches Gesetz die europarechtlichen
Grenzwerte außer Kraft setzen könnte?", so der Vorsitzende Richter.

Nach dem Urteil ist für Köln zum 1. April 2019 ein zonales
Diesel-Fahrverbot bis zur Abgasnorm Euro 4 umzusetzen, dieses ist ab
dem 1. September 2019 auf die Fahrzeuge der Abgasnorm Euro 5 zu
erweitern. Die Dieselverbotszone habe sich, so das Gericht, im
Wesentlichen an den Umrissen der aktuellen Umweltzone zu orientieren.

In Bonn ist für die Reuterstraße ab dem 1. April 2019 ein
streckenbezogenes Fahrverbot für alle Dieselfahrzeuge außer der Euro 6
umzusetzen. Auf dem Belderberg ist ein Fahrverbot für Dieselfahrzeuge
bis zur Abgasnorm Euro 4 ab dem 1. April 2019 umzusetzen, es sei denn,
es gelingt, den Grenzwert bis dahin durch die Nachrüstung der Busse
mit SCRT-Filtern einzuhalten.

Dazu Jürgen Resch, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Erneut erteilt ein
deutsches Gericht der von den Dieselkonzernen ferngesteuerten
Bundesregierung eine schallende Ohrfeige in Sachen
Luftreinhaltepolitik. Allein die Gerichte verteidigen derzeit den
Fortbestand des Rechtsstaats gegen eine Bundesregierung, die immer
ungenierter als Marketingabteilung von BMW, Daimler und VW agiert. Von
Bundeskanzlerin Merkel fordern wir gegenüber den betrügerischen
Diesel-Konzernen im In- wie Ausland die Verhängung der 5.000 Euro
Strafzahlung pro Betrugsdiesel, einen sofortigen Stopp der Werbeaktion
für den Kauf von schmutzigen Euro 6 Dieseln und eine behördlich
angeordnete Hardware-Nachrüstung für alle elf Millionen Betrugsdiesel.
Von NRW-Ministerpräsident Armin Laschet fordern wir, dass er zum
Schutz seiner unter den extremen Dieselabgasgift-Belastungen leidenden
Bürger dieses heutige Urteil anerkennt und umsetzt."

Rechtsanwalt Remo Klinger, der die DUH in den Verfahren vertritt,
sagt: "Nachdem wir nunmehr zehn Verfahren in Reihe gewonnen haben,
sollte niemand mehr denken, dass Fahrverbote unverhältnismäßig seien
und nicht kommen werden. Alle Gerichte, die sich bisher mit dem Thema
beschäftigt haben, sehen dies anders. Die Gerichte lassen sich
weiterhin nicht von dem durch die Bundesregierung ausgelösten
Dieselchaos irritieren. Bund und Länder sollten daher endlich den Weg
für eine saubere Luft in den Städten freimachen."

Dazu sagt Hermann Ott, der Leiter von ClientEarth Deutschland: "Die
Gerichte haben konsequent für das Recht auf Gesundheit der Bürgerinnen
und Bürger entschieden, wie es das EU-Recht auch erfordert. Der
neueste Beschluss kommt nach den Ankündigungen der Bundesregierung,
die Standards für den Gesundheitsschutz senken zu wollen - und zeigt,
dass dies nicht funktionieren wird. Die Gerichte haben bisher in jedem
Fall Diesel-Fahrverbote angeordnet, seit das Bundesverwaltungsgericht
im Februar diese Maßnahme ausdrücklich für erforderlich gehalten hat.
Die Bundesregierung muss endlich damit aufhören, das Dieselproblem zu
verleugnen und muss die erforderlichen Maßnahmen treffen, vor allem
durch eine Hardware-Nachrüstung der Dieselfahrzeuge auf Kosten der
Hersteller. Ein Flickwerk von Einzelfahrverboten reicht nicht aus -
wir brauchen klare Regeln von der Bundesregierung, nicht kosmetische
Pseudomaßnahmen von der Autoindustrie."

Hintergrund:

Die DUH hatte beide Klagen im November 2015 gegen das Land 
Nordrhein-Westfalen eingereicht.

2017 stellten in Köln acht der elf offiziellen Messstationen
NO2-Werte oberhalb des erlaubten Jahresmittelgrenzwerts von 40 µg/ml
fest. Der höchste Wert mit 62 µg/ml wurde an der Messstation
Clevischer Ring 3 gemessen. Auch in Bonn weisen beide offiziellen
Messstationen Werte oberhalb des NO2-Grenzwerts auf. An der
Messstation Reuterstraße 24 wurde mit 48 µg NO2/ml ebenfalls ein Wert
gemessen, der die gesetzlichen Vorgaben deutlich überschreitet. An der
Godesberger Allee in Bonn wurde im Rahmen einer Citizen Science
Messung der Deutschen Umwelthilfe im Juni 2018 mit 77,2 µg/ml der
höchste Wert aller verkehrsnahen Messungen ermittelt.

Stickstoffdioxid (NO2) ist gesundheitsschädigend. Die Europäische
Umweltagentur EEA hat im Oktober 2018 die gesundheitlichen Folgen der
NO2-Verschmutzung für 2015 mit jährlich 13.100 vorzeitigen Todesfällen
allein in Deutschland beziffert. Diesel-Fahrverbote sind zur
kurzfristigen Einhaltung des NO2-Grenzwertes die einzige Option und
laut Urteilen des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 27. Februar
2018 rechtmäßig und notwendig.

Schmutzige Diesel-Pkw tragen wesentlich zu mehr als 800.000 jährlichen
Neuerkrankungen an Diabetes und Asthma bei, verursacht durch die
anhaltende Belastung der Atemluft mit dem Dieselgift NO2. Das
Umweltbundesamt hatte mit einer neuen Studie über die
Gesundheitsfolgen des Dieselabgasgiftes NO2 verdeutlicht, dass bereits
bei Konzentrationen deutlich unterhalb des Grenzwertes mit 437.000
Neuerkrankungen an Diabetes Mellitus und 439.000 Asthmaerkrankungen zu
rechnen ist.

Derzeit führt die DUH Klageverfahren für 'Saubere Luft' in 29 Städten,
insgesamt zehn davon in NRW. Klagen in Bielefeld, Hagen, Freiburg,
Oberhausen und Wuppertal wird die DUH im November einreichen. Damit
klagt die DUH dann in insgesamt 34 Städten. Bis Ende 2018 sind noch
für vier Städte Verhandlungen für 'Saubere Luft' terminiert (VG
Gelsenkirchen zu Gelsenkirchen und Essen am 15.11., VG Wiesbaden zu
Darmstadt am 21.11. und VG Wiesbaden zu Wiesbaden am 19.12.2018).



Links:

Zu den aktuellen Ergebnissen der Messaktion 'Decke auf, wo Atmen krank
macht': 

https://www.duh.de/abgasalarm/

Hintergrundpapier 'Klagen für Saubere Luft': 

https://www.duh.de/projekte/right-to-clean-air/

 * 
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MASSNAHMEN/258: Werte der Natur aufzeigen und in Entscheidungen integrieren (idw)


Netzwerk-Forum zur Biodiversitätsforschung - 07.11.2018

"Systematische ökonomische Bewertungen von Ökosystemleistungen
müssen Aufgabe aller Ressorts werden"

Interview mit Ökonom Burkhard Schweppe-Kraft (BfN) zum Endbericht von
Naturkapital Deutschland - TEEB.DE



Was bringt Naturschutz ökonomisch? Und wie teuer ist es, auf
Naturschutz zu verzichten? Sechs Jahre nach Start des Projektes und
verschiedenen Fachberichten von über 300 Expertinnen und Experten hat
"Naturkapital Deutschland - TEEB DE" seinen Endbericht vorgelegt. Der
Ökonom Dr. Burkhard Schweppe-Kraft (BfN), Mitglied der
Projektkoordinierungsgruppe, erzählt im Interview, wer mit
ökonomischen Argumenten überzeugt werden soll, bei welchen politischen
Entscheidungen die Berichte von TEEB Deutschland helfen können und wo
die Grenzen liegen.

Intakte Ökosysteme haben für Deutschland einen großen ökonomischen
Wert, ihre Beeinträchtigung verursacht enorme volkswirtschaftliche
Kosten. Das sind die Kernaussagen des Abschlussberichts von
"Naturkapital Deutschland - TEEB DE", der deutschen Nachfolgestudie
der internationalen TEEB-Studie (The Economics of Ecosystems and
Biodiversity), die den Zusammenhang zwischen den Leistungen der Natur,
der Wertschöpfung der Wirtschaft und dem menschlichen Wohlergehen
aufzeigen soll. Finanziert wurde das Projekt vom Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit und vom Bundesamt für
Naturschutz, die Studienleitung lag am Helmholtz-Zentrum für
Umweltforschung - UFZ.

Aus der Zusammenarbeit von mehr als 300 Autorinnen und Autoren sowie
über 150 Gutachterinnen und Gutachtern aus Wissenschaft, Verbänden und
Politik sind seit 2012 fünf Fachberichte und Broschüren entstanden,
etwa für den urbanen Raum, für ländliche Räume und zu den
Zusammenhängen von Naturschutz und Klimaschutz. Der Endbericht wurde
im September vorgestellt und spannt anhand ausgesuchter Beispiele aus
den verschiedenen Berichten einen ökonomischen Argumentationsrahmen
für Naturschutz in Deutschland auf. Ein Beispiel für die ökonomische
Bedeutung des Naturerhalts: Produkte im Wert von 1,1 Milliarden Euro
hängen in Deutschland von der Bestäubungsleistung durch Insekten - und
damit von der Erhaltung ihrer Lebensräume - ab. "Die ökonomische
Perspektive soll die Potenziale und Leistungen der Natur sichtbarer
machen, damit sie besser in Entscheidungsprozesse einbezogen werden
können", heißt es im Vorwort des Berichtes. Doch um wessen
Entscheidungen geht es dabei und wie gut funktioniert das?

"Eine klar abgrenzbare Zielgruppe für die Naturkapital-Berichte gibt
es eigentlich nicht", sagt Dr. Burkhard Schweppe-Kraft im NeFo-
Interview. Er ist Ökonom am Bundesamt für Naturschutz, Mitautor der
Berichte und Mitglied der Koordinierungsgruppe von Naturkapital
Deutschland - TEEB.DE. "Wir wollen zum einen Unternehmer erreichen,
die sich generell in einer stark ökonomisch geprägten Welt bewegen,
oder Akteure in der Klimapolitik, die weitere kostengünstige
CO2-Einsparmöglichkeiten suchen, aber auch Bürger, die tagtäglich über
knappe Güter entscheiden."

Die in den Berichten zusammengetragenen ökonomischen
Naturschutzargumente sollen aber auch dazu beitragen, dass der Wert
der Natur und ihrer Leistungen für die Gesellschaft nicht nur im
Umweltressort sondern in allen Politikbereichen berücksichtigt wird;
sei es in der Landwirtschaft, in Verkehr und Infrastruktur, aber auch
im Finanz- und Gesundheitswesen. "Ich denke, es fällt anderen Ressorts
deutlich schwerer, Ökosystemleistungen außeracht zu lassen, wenn
wissenschaftlich fundierte Studien gezeigt haben, dass diese
wesentlich zum Gemeinwohl beitragen", meint Schweppe-Kraft. Dass die
Argumente aus den Berichten bereits in der Politik aufgegriffen
werden, lasse sich bspw. im Bereich der Städteplanung erkennen. Hier
kam der Naturkapital Stadtbericht gerade zur rechten Zeit. "Das
Ökosystemleistungskonzept war in der Diskussion über die Förderung von
Stadtgrün präsent und trug zu Konzepten wie dem Weißbuch "Grüne Stadt"
bei", erzählt Schweppe-Kraft. Ähnlich verhalte es sich bei der
naturnahen Umgestaltung von Bundeswasserstraßen, wo im Rahmen des
"Bundesprogramms Blaues Band Deutschland" Bundesumweltministerium und
Bundesverkehrsministerium zusammenarbeiten.

Schwieriger wird es im Sektor Landwirtschaft, der allerdings den
größten Einfluss auf die Artenvielfalt in Deutschland haben dürfte. So
hat das Bundesumweltministerium jüngst einen Entwurf für einen
Aktionsplan Insektenschutz vorgelegt, der jedoch noch vom
Bundeskabinett angenommen werden muss. Unter anderem geht es hier um
größeren Strukturreichtum in der Agrarlandschaft, um Lebensraum,
Nahrung und Nistplätze für Tiere zu schaffen. Betriebswirtschaftliche
Argumente, um Agrarpolitik und Landwirtschaftsverbände zu überzeugen,
wären hier wichtig. Leider gibt es hierzu aber kaum Untersuchungen. Es
gäbe inzwischen zwar eine Reihe von ökonomischen Studien zur Bedeutung
kohlenstoffreicher Böden für den Klimaschutz, die bräuchte es aber
dringend auch zu anderen Ökosystemleistungen, etwa in Verbindung mit
Kleinstrukturen und Insektenschutz, meint Schweppe-Kraft. Daran solle
auch das Bundeslandwirtschaftsministerium Interesse haben. "So etwas
kann nicht allein vom Umweltministerium finanziert werden."

Eines der Ziele der EU-Biodiversitätsstrategie lautet, bis 2020
Ökosystemleistungen zu erfassen, zu quantifizieren und auch in die
volkswirtschaftlichen Rechnungssysteme zu integrieren. Da gäbe es noch
einiges zu tun, so Schweppe-Kraft. Die ersten Berichte dazu werden EU
und Mitgliedsstaaten voraussichtlich 2020 vorlegen.

Der Naturkapital-Endbericht liefert exemplarisch ökonomische Argumente
für den Naturschutz in verschiedenen Ökosystemtypen und zeigt, wo
bereits Methoden, Studien und Daten für eine ökonomische Bewertung
bestehen. Was die Inhalte der Naturkapital-Deutschland-Berichte
allerdings nicht leisten können, ist, als Leitfaden für konkrete
Politikentscheidungen auf lokaler Ebene zu fungieren. "Sollte ich das
Baugebiet wirklich ausweisen und wenn ja, wo? Das sind die
Entscheidungen, die letztendlich zu den Veränderungen von Ökosystemen
und deren Leistungen führen", meint Schweppe-Kraft. Solche Werkzeuge
seien dringend nötig, allerdings schwer zu erstellen. Dafür bedürfe es
unter anderem noch weiterer Methodenentwicklung.



Zum NeFo-Interview 

http://www.biodiversity.de/produkte/interviews/endbericht-naturkapital-deutschland-teebde

Originalpublikation:

"Werte der Natur aufzeigen und in Entscheidungen integrieren: Eine
Synthese" 

http://www.biodiversity.de/produkte/literaturtipps/werte-natur-aufzeigen-entscabschlussbericht-nationalen-teeb-studie

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news705549

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1521

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Netzwerk-Forum zur Biodiversitätsforschung - 07.11.2018
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EUROPA/627: Auch weiterhin kein schnelles Handeln gegen Hormongifte (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 08.11.2018 / Chemie & Nanotechnologie

Auch weiterhin kein schnelles Handeln gegen Hormongifte



Ein am Mittwoch vorgestellter Plan der EU-Kommission für eine
Strategie gegen hormonell wirksame Stoffe lässt ambitioniertes
Vorgehen für die Gesundheit von Mensch und Umwelt vermissen.

Die Kommission kündigte in ihrer lange erwarteten Mitteilung eine
'umfassende Überprüfung' der geltenden Rechtsvorschriften über
endokrine Disruptoren (EDCs) an. Die wichtigsten Ziele der
EDC-Strategie bestünden darin, die Gesamtexposition zu minimieren,
eine umfassende Forschungsgrundlage aufzubauen und einen aktiven
Dialog zwischen allen Beteiligten zu fördern. Der gesetzliche Umgang
mit den Stoffen solle weiterhin auf dem Vorsorgeprinzip beruhen.

Während sie diese Ziele und auch den Vorschlag der Kommission
unterstützen, ein internationales Vorgehen gegen EDCs zu stärken,
fehlen zivilgesellschaftlichen Organisationen konkrete Maßnahmen in
dem Papier. Das Bündnis ECD Free Europe aus 70 europäischen Verbänden
hatte im Mai einen Forderungskatalog für eine europäische Strategie
für Hormongifte vorgestellt. Eine der zentralsten Forderungen - ein
konkreter Aktionsplan - sind in der Strategie der Kommission nicht zu
finden. Génon Jensen, Sprecherin des Bündnisses, erklärte: "Nach fast
einem Jahrzehnt der Untätigkeit hat die Europäische Kommission es
weiterhin versäumt, das Leben von Millionen von EU-Bürgern deutlich zu
verbessern und offensichtliche Gesetzeslücken wie bei Kosmetika,
Spielzeug und Lebensmittelverpackungen oder in Bezug auf giftige
recycelte EDCs zu schließen." Sie forderte das EU-Parlament und den
Rat der EU auf, sich für eine ehrgeizigere Strategie gegen Hormongifte
einzusetzen. Mitglieder des EDC Free Europe Bündnisses sind unter
anderem das Europäische Umweltbüro, Greenpeace und der BUND.

Die EU-Kommission hatte im vergangenen Jahr angekündigt, eine
Strategie für den Umgang mit chemischen Stoffen zu erstellen, die sich
auf das Hormonsystem von Menschen und Tieren auswirken. Auch im 7.
Umweltaktionsprogramm ist festgelegt, dass die EU sich mit der
Regulierung von EDCs befassen muss. Im Mai verabschiedete die
Kommission zum ersten Mal Kriterien für EDCs in Pestiziden und
Bioziden, die im Januar in Kraft treten (siehe EU-Umweltnews vom
08.05. [1]). [km]




Pressemitteilung der EU-Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6287_de.htm

Mitteilung der Kommission über eine EDC-Strategie

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6287_de.htm

Pressemitteilung EDC Free Europe

http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2018/EN/COM-2018-734-F1-EN-MAIN-PART-1.PDF

Forderungen von EDC Free Europe für eine EDC-freie Umwelt

https://www.edc-free-europe.org/articles/position-paper/eight-demands-edc-strategy

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-chemie-nanotechnologie/keine-einwaende-gegen-kriterien-fuer-hormongifte/
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KONTROLLE/036: Illegaler Handel mit Pflanzenschutzmitteln ist globales Problem (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
08.11.2018

Illegaler Handel mit Pflanzenschutzmitteln ist globales Problem

Experten diskutieren neue Strategien der Bekämpfung - Stärkere
Kontrolle des Internethandels



Der Handel mit illegalen Pflanzenschutzmitteln ist nach Einschätzung
von Europol einer der am schnellsten wachsenden Bereiche der
organisierten Kriminalität in der Europäischen Union. Gefälschte oder
nicht genehmigte Mittel können ein Risiko für die Gesundheit und die
Umwelt darstellen und verursachen zudem große wirtschaftliche Schäden.
In Braunschweig diskutierten am 6. und 7. November 2018 Experten von
Institutionen der EU, aus Behörden verschiedener EU-Mitgliedstaaten
und der Bundesländer sowie der Wirtschaft über Wege, den illegalen
Handel entschieden zu bekämpfen. Sie sprachen sich dabei für stärkere
Kontrollen und mehr Kooperation aus. Zu dem Symposium aus der Reihe
"Herausforderungen" hatte das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) eingeladen.

Nach Schätzungen des Amts der Europäischen Union für geistiges
Eigentum (EUIPO) waren im Jahr 2017 rund 14 Prozent der in der EU
gehandelten Pflanzenschutzmittel gefälscht - dies entspricht einem
Marktvolumen von rund 1,3 Milliarden Euro. Der weltweite Anteil
illegaler Mittel am Gesamtmarkt für Pflanzenschutzmittel wird auf
jährlich über sechs Milliarden Euro geschätzt. "Wir haben es hier mit
einer Form der organisierten Kriminalität zu tun, die globale
Lieferketten entwickelt hat und weltweit agiert", umriss BVL-Präsident
Dr. Helmut Tschiersky in seiner Begrüßungsrede vor rund 80 Experten
aus 15 Staaten die Dimension des Problems. Statt geprüfter und von den
Behörden zugelassener Substanzen, die in der vorgesehenen Anwendung
sicher seien, würden gefälschte Produkte mit unbekannten
Chemikalienmixturen in den Umlauf gebracht. "Niemand weiß, was darin
enthalten ist, niemand hat sie getestet", so Tschiersky.

Um diesen illegalen Handel entschieden zu bekämpfen, seien ein
umfassender Ansatz und interdisziplinäre, internationale
Kooperationen gefordert. Immer mehr Pflanzenschutzmittel würden im
Internet gehandelt, was die Kontrolle aufgrund mangelnder Proben
erschwere. Tschiersky kündigte deshalb an, das BVL werde seine
Expertise bei der Überwachung des Internethandels mit Lebensmitteln in
Zukunft auf den Handel mit Pflanzenschutzmitteln ausweiten. Für ein
entsprechendes Projekt soll in naher Zukunft eine Vereinbarung mit den
Bundesländern abgeschlossen werden. Friedel Cramer, Referatsleiter für
Pflanzenschutz im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft,
begrüßte dieses Vorhaben und sagte hierfür die Unterstützung des
Bundesministeriums zu.

Um die Überwachungsbehörden der Bundesländer bei ihrem Vorgehen gegen
den illegalen Handel mit Pflanzenschutzmittel zu unterstützen, hat das
BVL bereits im Jahr 2013 eine Task Force gegründet. Sie fungiert als
Ansprechpartner für die zuständigen nationalen und internationalen
Behörden und Institutionen, wie Dr. Nils Kurlemann, Leiter der Task
Force, berichtete. Bei aktuellen Fällen arbeiten in der Task Force
Fachleute aus verschiedenen Institutionen zusammen, um Informationen
zu bündeln und zu vernetzen. Im BVL-Labor für Formulierungschemie
werden Analysemethoden entwickelt, um verdächtige Produkte umfassender
untersuchen und somit illegale Pflanzenschutzmittel identifizieren zu
können. Es ist das einzige behördliche Labor in Deutschland, das
Pflanzenschutzmittel-Proben auf Echtheit untersucht.

Im Rahmen der Marktkontrolle suchen die Pflanzenschutzdienste der
Bundesländer aktiv nach illegalen Pflanzenschutzmitteln und verhängen
Ordnungsmaßnahmen, zum Beispiel Bußgelder. Seit dem Jahr 2004 hat das
BVL in Folge des Missbrauchs 47 Genehmigungen für den Parallelhandel
widerrufen. Dennoch bereitet gerade die Sanktionierung des illegalen
Handels Probleme. Durch die Kontrollbehörden aufgedeckte Fälle würden
zumeist strafrechtlich durch die Staatsanwaltschaften nicht weiter
verfolgt, berichtete Kurlemann. Hier müsse sich in Zukunft etwas
ändern, lautete eine Forderung.

Hoffnungen setzten die Teilnehmer des Symposiums in die neue
EU-Kontrollverordnung 2017/625, die bis Ende 2019 umgesetzt werden
muss. Diese sieht erstmals klare Regelungen für die Kontrolle des
Handels und der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln vor. In vielen
EU-Staaten wie Deutschland gibt es auch bislang schon derartige
Kontrollen. Diese werden nun EU-weit harmonisiert.
Pflanzenschutzmittel werden global gehandelt. Dies betrifft auch die
illegalen Produkte. Aufgrund des freien Warenverkehrs ist somit die
Kontrolle an den Außengrenzen der Europäischen Union von
entscheidender Bedeutung. Seit dem Jahr 2009 kontrolliert der
Pflanzenschutzdienst beispielsweise im Hafen Hamburg verstärkt
Pflanzenschutzmittellieferungen, die auf dem Seeweg nach Europa
gelangen, wie Dr. Jörg Buddemeyer von der Hamburger Behörde für
Wirtschaft, Verkehr und Innovation berichtete. Im Jahr 2016 wurden
17.800 Tonnen an Pflanzenschutzmitteln nach Hamburg geliefert,
überwiegend aus Asien. Etwa zwei Drittel der Substanzen befänden sich
im Transit und würden weiter in andere EU- und Drittstaaten
verschifft, beschrieb er die Herausforderungen bei der Kontrolle.

Der Hamburger Hafen steht neben einigen anderen Häfen wie Rotterdam
und Antwerpen für eine effektive Kontrollstelle, bescheinigte Gonzalo
Granado Lois von der Generaldirektion Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit der Europäischen Kommission. Ein Audit der
Europäischen Kommission deckte aber auch sehr viele Schwachstellen bei
den Kontrollen auf, die oftmals unzureichend und EU-weit kaum
koordiniert seien. "Gerade die Kontrolle beim Transit muss verschärft
werden", forderte sein Kollege Dr. Thierry Henne von OLAF, der
Antibetrugsbehörde der Europäischen Kommission.

Ein großes Problem bereitet der Nachweis illegaler
Pflanzenschutzmittel. Am zweiten Symposiumstag beschäftigten sich die
Experten deshalb mit Fragen der Analytik, etwa wie
Pflanzenschutzmittel auf ihre Echtheit geprüft werden können und
welche Untersuchungsmethoden hierfür in Frage kommen. Eine auf
EU-Ebene eingesetzte Arbeitsgruppe Formulierungsanalytik hat in den
vergangenen zwei Jahren Richtlinien für eine analytische Strategie
entwickelt. Ziel ist es, bei den Probenuntersuchungen innerhalb kurzer
Zeit sichere Ergebnisse zu erhalten. Der erste Entwurf wird derzeit
zwischen den Experten der beteiligten EU-Mitgliedstaaten diskutiert
und kommentiert.

Hintergrund

Für die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln gelten in der Europäischen
Union einheitliche Regeln. In Deutschland ist für die Zulassung das
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL)
zuständig. In einem vereinfachten Verfahren erteilt das BVL auch
Genehmigungen für Pflanzenschutzmittel, die im sogenannten
Parallelhandel in Deutschland auf den Markt gebracht werden sollen.
Die Genehmigung wird dann erteilt, wenn das beantragte
Pflanzenschutzmittel in einem Mitgliedstaat der EU zugelassen ist und
in der Zusammensetzung mit einem in Deutschland zugelassenen
Pflanzenschutzmittel (Referenzmittel) übereinstimmt.

Illegale Mittel umgehen diese strengen Zulassungsverfahren. Damit
handelt es sich um ungeprüfte, den Behörden unbekannte Produkte, von
denen erhebliche Risiken für die Gesundheit von Mensch und Tier und
für die Umwelt ausgehen können. Auch Landwirte erleiden große
wirtschaftliche Schäden, wenn etwa das Mittel nicht wirkt oder es
nicht zulässige Rückstände in Lebensmitteln hinterlässt. Hersteller
und Händler von zugelassenen Pflanzenschutzmitteln werden durch den
Schwarzmarkt ebenfalls wirtschaftlich geschädigt.

In der Europäischen Union werden illegale Pflanzenschutzmittel
beispielsweise unter dem Deckmantel des Parallelhandels gehandelt.
Dabei täuschen Parallelhändler vor, zugelassene Pflanzenschutzmittel
aus anderen EU-Staaten in Verkehr zu bringen, obwohl es sich in
Wirklichkeit um nachgemachte Produkte aus dubiosen Quellen handelt. In
anderen Fällen werden Fälschungen zugelassener Pflanzenschutzmittel
(einschließlich ihrer Verpackungen) illegal auf den Markt gebracht.
Schließlich gelten auch Produkte, deren Zusammensetzung von der
zugelassenen bzw. genehmigten Zusammensetzung erheblich abweichen, als
illegale Pflanzenschutzmittel.




Weiterführende Informationen

Informationen zum Symposium:

http://www.bvl.bund.de/symposium2018

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news705613

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 
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FISCHEREI/184: Nordsee und Atlantik - EU-Kommission erhöht Fangquoten 2019 (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 08.11.2018 / Wasser & Meere

Nordsee und Atlantik: EU-Kommission erhöht Fangquoten 2019



Schlechte Nachrichten für Schellfische, Seehechte und Schollen: Die
EU-Kommission hat am Mittwoch ihren Fangquotenvorschlag für Nordsee
und Atlantik im kommenden Jahr vorgelegt. Die zulässige
Gesamtfangmenge für 27 Bestände soll laut Vorschlag angehoben werden
(teils auf über 103 Prozent im Vergleich zum Vorjahr). Bei 35
Beständen bleibt sie gleich hoch wie 2018 und bei 22 Beständen soll
sie verringert werden. Bei fünf Beständen (meist um Schottland und
Irland gelegen) von Kabeljau, Wittling und Scholle empfiehlt Brüssel
aufgrund wissenschaftlicher Gutachten für 2019 ein Fangverbot.

Der 1. Januar 2019 markiert ein weiteres wichtiges Datum in der
EU-Fischereipolitik: Ab diesem Datum gilt die sogenannte
Anlandeverpflichtung uneingeschränkt für alle kommerziellen Fänge. Das
heißt, dass alle Fänge - einschließlich der Beifänge zu kleiner Tiere
oder unerwünschter, weil nicht kommerzieller Arten - an Land gebracht
und auf die für die Mitgliedstaaten festgesetzte Fangquote angerechnet
werden müssen. Rückwürfe sind verboten. Allerdings kritisieren
Umweltverbände mangelnde Kontrollen.

Die EU-Kommission freut sich über "erhebliche Fortschritte" in der
nachhaltigen Fischerei: Inzwischen würden 53 Bestände auf dem Niveau
des höchstmöglichen Dauerertrags (maximum sustainable yield - MSY)
befischt. Im Jahr 2009 waren es 5 und im Jahr 2017 erst 44 Bestände.
Bis 2020 sollen alle Bestände auf nachhaltigem Niveau befischt werden,
also für die 76 Bestände, für die wissenschaftliche Informationen des
Internationalen Rates für Meeresforschung vorliegen.

Der Fischereiministerrat, der vom 17. bis 18. Dezember tagt, muss noch
über den Vorschlag zu den Quoten in Nordsee und Atlantik für das
kommende Jahr befinden. Die Regeln für die Fischfangquoten würden dann
ebenfalls ab dem 1. Januar 2019 gelten.

Der für Fischerei zuständige EU-Umweltkommissar Karmenu Vella hat am
Montag in Kiel den mit 10.000 Euro dotierten Deutschen Meerespreis
GEOMAR für seine Bemühungen zum Schutz der Ozeane erhalten. Vella nahm
den Preis stellvertretend für die Kommission und ihr "koordiniertes
Vorgehen" an. "Dazu gehören unsere weltweit führende Plastikstrategie,
die die Meeresabfällen reduziert, unsere Bemühungen auf
internationaler Eben um eine bessere Meerespolitik, unsere
Zusammenarbeit mit Ländern rund um die Welt zur Bekämpfung der
illegalen Fischerei, unsere Förderung von Energiegewinnung aus
Wellenkraft und unsere Bemühungen um nachhaltige Fischerei in der EU."
 [jg]




Pressemitteilung der EU-Kommission mit Tabellen


http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6301_de.htm

Karte der Fischfanggebiete

https://ec.europa.eu/fisheries/sites/fisheries/files/docs/body/fishing_areas_de.pdf

Pressemitteilung zum Meerespreis

https://ec.europa.eu/germany/news/20181105-meerespreis_de
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WALD/214: Brasilien - Abholzung im Amazonasgebiet nimmt wieder zu (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Abholzung im Amazonasgebiet nimmt wieder zu



(Berlin, 8. November 2018, poonal) - Nach Jahren des Rückgangs hat die
Abholung im brasilianischen Amazonasgebiet in den vergangenen Monaten
wieder stark zugenommen. Grund dafür ist vermutlich ein verändertes
politisches Klima, das den brasilianischen Großgrundbesitzern zu Gute
kommt. Diese wollen weiterhin große Flächen des Regenwaldes abholzen,
um es in Weideland für Vieh oder Ackerland für Monokulturen
umzuwandeln.

Die brasilianische Umweltschutzorganisation Imazon [1] hat Zahlen
veröffentlicht, demnach die Abholzung im Amazonasgebiet zwischen
August 2017 und Mai 2018 im Vergleich zum selben Zeitraum ein Jahr
zuvor um 22 Prozent zugenommen hat (aktuellere Zahlen liegen noch
nicht vor). Bemerkenswert dabei ist, dass die Waldschädigung im selben
Zeitraum sogar um 218 Prozent zugenommen hat. Die Waldschädigung gilt
als Wegbereiter für die komplette Abholzung. Besonders betroffen ist
der brasilianische Bundesstaat Pará [2]. Ein Drittel des zwischen
August 2017 und Mai 2018 abgeholzten Regenwaldes befindet sich in
diesem Bundesstaat. Die Waldschädigung hat hier sogar um fast 2.000
Prozent zugenommen. Die beiden am stärksten betroffenen Gemeinden in
Pará sind Novo Progresso, bekannt für die illegale Aneignung von Land,
sowie Altamira, wo sich das Staudammprojekt Belo Monte befindet.

Bereits unter der noch amtierenden Regierung Temer ist Expert*innen
zufolge der erneute Anstieg der Abholzung auf mehrere Faktoren
zurückzuführen: Die Großgrundbesitzer haben eine einflussreiche Lobby
im Parlament und stehen der Regierung Temer nahe; daher haben sie kaum
Repressalien zu befürchten. Temer hat das Budget für die wichtigsten
staatlichen Umweltbehörden IBAMA (Instituto Brasileño del Medio
Ambiente y de los Recursos Naturales Renovables) und ICM-BIO
(Instituto Chico Mendes para la Conservación de la Biodiversidad)
drastisch gekürzt, ebenfalls für die Indigenenbehörde FUNAI (Fundación
Nacional de asuntos indígenas). Zusätzlich hat der Oberste Gerichtshof
im März eine Klage von Umweltschützer*innen gegen das neue Waldgesetz
abgeschmettert [3]. Teil des neuen Gesetzes ist eine weitgehende
Amnestie von Strafen für bereits begangene Abholzung.

Und die Wahl des zukünftigen Präsidenten Bolsonaro lässt Schlimmes
befürchten. Er hat bereits angekündigt, eine Politik im Interesse der
Großgrundbesitzer machen zu wollen. Das Wort "Umwelt" kommt in seinem
Programm nur einmal vor.


Anmerkungen:

[1] https://es.mongabay.com/2018/10/brasil-deforestacion-de-la-amazonia/

[2] https://g1.globo.com/pa/para/noticia/para-e-o-estado-com-maior-indice-de-desmatamento-da-amazonia-legal-aponta-imazon.ghtml

[3] https://news.mongabay.com/2018/03/analysis-the-brazilian-supreme-courts-new-forest-code-ruling/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/abholzung-im-amazonasgebiet-nimmt-wieder-zu/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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FINANZEN/026: Woher das Geld für Klimaschutz nehmen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 07.11.2018 / Klima & Energie

Woher das Geld für Klimaschutz nehmen



Der Rat Wirtschaft und Finanzen (ECOFIN) hat am Dienstag seine
Schlussfolgerungen zur Finanzierung des Klimaschutzes mit Blick auf
die Weltklimakonferenz im Dezember beschlossen.

Die Minister*innen der EU-Mitgliedstaaten merkten an, dass
"öffentliche Mittel allein niemals ausreichen werden", um den Übergang
zu einer emissionsarmen Wirtschaft und Gesellschaft zu finanzieren.
Der private Finanzsektor müsse umfassender als bisher einbezogen
werden.

Im Papier wird auch die Bepreisung von CO2 genannt. Der Rat
unterstützt etwa "Initiativen zur Bepreisung von CO2-Emissionen,
einschließlich Initiativen für den Aufbau von Kapazitäten in
Entwicklungsländern" sowie "die Nutzung interner CO2-Preise seitens
der Unternehmen und Finanzinstitute, einschließlich multilateraler und
sonstiger Entwicklungsbanken".

Darüber hinaus seien die EU und ihre Mitgliedstaaten entschlossen,
"die Mobilisierung internationaler Finanzmittel für den Klimaschutz zu
verstärken und damit zum kollektiven Ziel der Industrieländer,
gemeinsam spätestens ab 2020 und durchgehend bis 2025 jährlich 100
Milliarden US-Dollar zu mobilisieren, beizutragen."

Dem Papier zufolge zählt die EU schon jetzt zu den größten Geldgebern,
um Klimaschutz weltweit zu finanzieren. 2017 stellte sie für diesen
Zweck mehr als 20 Milliarden Euro zur Verfügung. Auch empfiehlt der
Rat multilateralen Entwicklungsbanken, die Finanzierung von
Kohlekraftwerken schrittweise einzustellen. Zuletzt nimmt der Rat
Bezug auf die Erarbeitung des Regelwerks des Pariser Klimaabkommens.
Nach Ansicht der Minister*innen müssen "auf der COP 24 bei allen
Aspekten des Transparenzrahmens gleichermaßen Fortschritte erreicht
werden und ein solider Rahmen für die Berichterstattung vereinbart
werden."

Die Klimaschutzorganisation CAN Europe reagierte positiv auf die
Schlussfolgerungen. Sowohl das Bekenntnis, 100 Milliarden US-Dollar
jährlich für Anpassungs- und Klimaschutzmaßnahmen zu beschaffen, als
auch die Wiederbelebung des UN-Klimafonds (Green Climate Funds) wiesen
in die richtige Richtung. Jetzt sei es höchste Zeit zu handeln.
Die Weltklimakonferenz findet vom 3. bis 14. Dezember im polnischen
Katowice statt. Am 1. Dezember rufen zahlreiche deutsche Umwelt- und
Klimaschutzverbände zu einer Demonstration in Köln und Berlin auf.
[aw]



Schlussfolgerungen des Rates 

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2018/11/06/2018-ecofin-climate-finance-conclusions/pdf

Reaktion CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1676-eu-ministers-recognise-stronger-support-to-developing-countries-in-dealing-with-climate-change-is-needed

Klimademo

https://www.klima-kohle-demo.de/
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FORSCHUNG/732: CO2-Uhr - Bis 2050 muss die Weltwirtschaft komplett CO2-frei sein (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 08.11.2018

CO2-Uhr des MCC auf neusten Stand gebracht



Im Einklang mit dem jüngsten Sonderbericht des Weltklimarats (IPCC)
über 1,5 Grad Celsius globale Erwärmung hat das Mercator Research
Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) seine CO2-Uhr auf
den neusten Stand gebracht. Demnach können gerade einmal noch knapp
420 Gigatonnen (Gt) CO2 in die Atmosphäre abgegeben werden, um das 
1,5-Grad-Ziel nicht zu verfehlen. Da die Welt jedoch jedes Jahr circa 
42 Gt an CO2 ausstößt - rechnerisch entspricht dies 1332 Tonnen pro
Sekunde - dürfte dieses Budget in gut neun Jahren aufgebraucht sein.
Das Budget von circa 1070 Gt für das Zwei-Grad-Ziel wird in etwa 26
Jahren erschöpft sein.

Die CO2-Uhr des MCC bildet damit den neuen allgemein wissenschaftlich
anerkannten Stand der Forschung ab. Kurz vor der Veröffentlichung des
IPCC-Sonderberichts war die Uhr, die das noch verfügbare Budget
rückwärts herunterzählt, eigentlich abgelaufen. Das Update schließt
jetzt jedoch unter anderem die neuen Abschätzungen über die bisher
erfolgte Erwärmung mit ein und beruht auf einer breiteren Datenbasis,
die nun auch Beobachtungen umfasst. Beim Klimaabkommen von Paris haben
alle Staaten weltweit das Ziel beschlossen, die Erderwärmung im
globalen Mittel auf deutlich unter 2 Grad Celsius (möglichst 1,5°C) im
Vergleich zum vorindustriellen Niveau zu begrenzen.

"Bei dem weiterhin äußerst begrenzten CO2-Budget werden der Welt
gerade einmal einige wenige Jahre mehr für effektiven globalen
Klimaschutz eingeräumt", sagt MCC-Direktor Ottmar Edenhofer.
"Klimapolitisch haben wir gerade ein verlorenes Jahrzehnt hinter uns,
in dem die globalen Emissionen trotz aller im Paris-Abkommen gemachten
Zusagen sogar wieder gestiegen sind. Der IPCC zeigt, dass es noch mehr
Wege zum 1,5-Grad-Ziel gibt als angenommen. Doch diese
Handlungsspielräume werden von der Politik kontinuierlich verspielt."

Die Idee des CO2-Budgets fußt auf einem nahezu linearen Zusammenhang
zwischen den kumulativen Emissionen einerseits und dem
Temperaturanstieg andererseits. Aus dem Ablaufen des verfügbaren
CO2-Budgets zum Erreichen des 1,5-Grad-Ziels lässt sich indes nicht
ableiten, dass sich die Erde dann um 1,5 Grad erwärmt hätte. Dies
hängt auch damit zusammen, dass die Reaktion der Emissionen auf die
Temperatur erst später sichtbar wird als beim reinen Blick auf die
Konzentration der Emissionen in der Atmosphäre.

Mit der Aktualisierung der CO2-Uhr des MCC auf Grundlage des
IPCC-Sonderberichts geht zugleich eine technische Veränderung einher:
Bisher hatte der Weltklimarat die Größe des Budgets in Form von einer
geringeren (33 prozentigen), einer mittleren (50 prozentigen) und
einer hohen Wahrscheinlichkeit (66 prozentigen) abgebildet. Im Lichte
der neuen Erkenntnisse sprechen die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler nun davon, dass das errechnete Budget von 420 Gt für
das 1,5-Grad-Ziel mit 66 Prozent der untersuchten Szenarien erreichbar
ist. Damit werden Unsicherheiten verlagert: Weg von der
Wahrscheinlichkeit, das Temperaturziel einzuhalten - und hin zu der
Wahrscheinlichkeit, dass die Modelle das Ziel einhalten. Zudem bleiben
Unsicherheitsfaktoren bestehen, die sich unter anderem aus
unterschiedlichen Definitionen des 1,5°C-Ziels, unterschiedlichen
Annahmen über die Klimasensitivität und den Grad der bisherigen
Erwärmung sowie der zukünftigen Entwicklung anderer Treibhausgase
ergeben.

"Es liegt in der Natur der Sache, dass auch unsere CO2-Uhr weiterhin
mit Unsicherheiten behaftet ist. Doch den nötigen politischen
Handlungsdruck, zeigt sie glasklar: Bis 2050 muss die Weltwirtschaft
komplett CO2-frei sein", sagt MCC-Generalsekretärin Brigitte Knopf.
"Durch den Weltklimarat wissen wir jetzt noch genauer, wie groß die
Notwendigkeit ist, den CO2-Ausstoß drastisch zu reduzieren."

Über das MCC

Das MCC erforscht nachhaltiges Wirtschaften sowie die Nutzung von
Gemeinschaftsgütern wie globalen Umweltsystemen und sozialen
Infrastrukturen vor dem Hintergrund des Klimawandels. Sieben
Arbeitsgruppen forschen zu den Themen Wirtschaftswachstum und 
-entwicklung, Ressourcen und Internationaler Handel, Städte und
Infrastrukturen, Governance sowie wissenschaftliche Politikberatung.
Das MCC ist eine gemeinsame Gründung der Stiftung Mercator und des
Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK).




Die CO2-Uhr des MCC:

https://www.mcc-berlin.net/forschung/co2-budget.html

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mcc-berlin.net

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news705618

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and

Climate Change (MCC) gGmbH - 08.11.2018
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MELDUNG/153: Briefing zur 24. UN-Klimakonferenz: Vom Wissen zum Handeln (idw)


Deutsches Klima-Konsortium e.V. - 08.11.2018

Briefing zur 24. UN-Klimakonferenz: Vom Wissen zum Handeln



Welche Themen beim diesjährigen Klimagipfel wichtig sind, diskutieren
Experten aus Politik und Wissenschaft heute bei einer Veranstaltung
des Auswärtigen Amts, des Bundesumweltministeriums und des Deutschen
Klima-Konsortiums in Berlin - darunter die Umsetzungsregeln des
Pariser Klima-Abkommens und der 1,5-Grad-Bericht des Weltklimarats.

In rund drei Wochen findet die nächste UN-Klimakonferenz (COP 24) im
polnischen Katowice statt. Heute informieren Expertinnen und Experten
aus Politik und Wissenschaft im Auswärtigen Amt über die anstehenden
zwei Verhandlungswochen. Unter der Leitung Polens wird das Regelwerk
des Pariser Übereinkommens verabschiedet - eine Art
Bedienungsanleitung zur Umsetzung des internationalen Abkommens in den
einzelnen Mitgliedstaaten. Darin soll auch geklärt werden, wie die
Emissionen der Länder transparent gemessen und geprüft werden können.

Die Lücken zwischen den beschlossenen Zielen - die Erwärmung auf
deutlich unter zwei Grad und möglichst auf 1,5 Grad zu beschränken -,
den angestrebten nationalen Beiträgen (NDCs) und der aktuellen
Emission von Treibhausgasen sind groß. Das macht auch der neueste
Sonderbericht des Weltklimarats (Intergovernmental Panel on Climate
Change, IPCC) deutlich. Auf den Wunsch zahlreicher Vertragsstaaten in
Paris war der Weltklimarat eingeladen worden, den wissenschaftlichen
Kenntnisstand zu 1,5 Grad globaler Erwärmung zusammenzustellen. Das
Ergebnis: Nur durch schnelle und drastische Emissionsreduktionen in
allen Bereichen unserer Gesellschaft kann die Weltgemeinschaft das 
1,5-Grad-Ziel noch schaffen. Bei der derzeitigen 
Erwärmungsgeschwindigkeit würden 1,5 Grad bereits in den 2040ern 
erreicht.

Der IPCC-Bericht ist ein wichtiger Input für den sogenannten 
Talanoa-Dialog, bei dem die Ministerinnen und Minister diskutieren, 
wie die
Staatengemeinschaft ihre Klimaschutzanstrengungen verbessern kann.
Beim heutigen Berliner Briefing stellen zwei hochrangige Experten den
Bericht vor: Der IPCC-Vorsitzende Hoesung Lee, der in seiner neuen
Funktion als Chef des Weltklimarats zum ersten Mal in Deutschland
spricht, und sein deutscher Kollege Hans-Otto Pörtner, Ko-Vorsitzender
der IPCC-Arbeitsgruppe II "Folgen, Anpassung und Verwundbarkeit".

Unter dem Motto "From Talanoa to Action" treffen sich mehr als 200
Besucher aus dem Diplomatischen Corps, der Wirtschaft, Wissenschaft
und Zivilgesellschaft und tauschen sich bei der gemeinsamen
Veranstaltung des Auswärtigen Amts, des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit und des Wissenschaftsverbands
Deutsches Klima-Konsortium aus.

Statements der Expertinnen und Experten

Walter J. Lindner, Staatssekretär, Auswärtiges Amt: "Die
Verabschiedung des Klimaabkommens von Paris war eine Sternstunde des
Multilateralismus. Von Katowice soll nun das Signal ausgehen, dass die
internationale Gemeinschaft die Umsetzung des Pariser Abkommens im
Schulterschluss vorantreibt. Uns bleiben noch 10, vielleicht 20 Jahre -
 so der deutliche Weckruf des Weltklimarats IPCC - um den
klimapolitischen Hebel umzulegen. Denn wenn es uns nicht gelingt, die
Erderwärmung zu begrenzen, werden die Folgen viele Staaten
überfordern. Für die deutsche Außenpolitik bedeutet dies, dass wir
Klima- und Außenpolitik noch enger verzahnen sollten, vor allem im
Hinblick auf Sicherheit und Frieden."

Rita Schwarzelühr-Sutter, Parlamentarische Staatssekretärin,
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:
"Von der 24. Weltklimakonferenz in Katowice erwarte ich ein starkes
Aufbruchssignal der Weltgemeinschaft für mehr Klimaschutz. Jetzt
müssen wir das Abkommen von Paris mit Leben füllen. Deshalb brauchen
wir ein robustes Regelwerk, damit alle Staaten Klarheit erhalten, wie
sie das Abkommen umsetzen sollen. Ziel des Talanoa Dialogs ist es, mit
Blick auf die globalen Emissionen festzuhalten, wo die
Staatengemeinschaft bei der Umsetzung des Pariser Abkommens gerade
steht, wo sie stehen müsste und wie sie ihre Ambitionen verbessern
kann."

Prof. Dr. Hoesung Lee, Vorsitzender, Weltklimarat IPCC: "Der neue
Sonderbericht des Weltklimarats zeigt, dass es nicht unmöglich ist,
die globale Erwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen. Jedoch sind dafür nie
dagewesene Veränderungen in allen Bereichen der Gesellschaft
notwendig. Damit eng verknüpft ist das Erreichen anderer globaler
Ziele wie nachhaltiger Entwicklung und der Beseitigung von Armut."

Prof. Dr. Hans-Otto Pörtner, Ko-Vorsitzender der Arbeitsgruppe II
"Folgen, Anpassung und Verwundbarkeit", Weltklimarat IPCC und
Meeresbiologe am Alfred-Wegener-Institut: "Aus wissenschaftlicher
Sicht spricht alles dafür, die Erwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen.
Damit bliebe der Menschheit die Möglichkeit erhalten, die
Artenvielfalt zu schützen und wichtige Grundlagen für Gesundheit,
Ernährung und Wohlergehen auf diesem Planeten zu bewahren. Mit dem
neuen IPCC-Sonderbericht zu 1,5 Grad globaler Erwärmung hat die
Wissenschaft die Fakten auf den Tisch gelegt und damit auch für die
Weltklimakonferenz in Katowice eine wichtige Orientierung geliefert."




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.deutsches-klima-konsortium.de/briefing-cop24

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news705583

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1799

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Klima-Konsortium e.V. - 08.11.2018
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EUROPA/420: 100% staatliche Unterstützung für Vorsorge und Entschädigung bei Wolfsrissen möglich (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 9. November 2018

100% staatliche Unterstützung für Vorsorge und Entschädigung bei
Wolfsrissen möglich



Die Europäische Kommission hat heute entschieden, dass Investitionen
in Vorsorgemaßnahmen gegen Risse von Weidetieren durch Wölfe zu 100
Prozent durch die Länder finanziert werden können, ohne dass dies als
unzulässige Beihilfe gilt. Bislang konnten Schafhaltern und Landwirten
nur 80 Prozent der Vorsorgekosten, etwa für die Anschaffung von
wolfssicheren Zäunen oder von Herdenschutzhunden erstattet werden.
Auch solche Schäden, die infolge eines Wolfsrisses auftreten, dürfen
fortan vollständig erstattet werden. Neu ist, dass dies auch für
indirekte Schäden gilt, wie zum Beispiel für die Behandlungskosten
gerissener Tiere beim Veterinär oder für die Arbeitskosten bei der
Suche versprengter Tiere nach einem Angriff. Auch hier waren vorher
nur 80 Prozent staatliche Erstattung zulässig.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze begrüßt die Entscheidung der
Kommission: "Mir ist es sehr wichtig, dass Weidetierhalter in
Deutschland auf ganzer Linie entlastet werden - von der Vorsorge bis
zur Schadensregulierung. Deshalb habe ich mich in Brüssel dafür
eingesetzt, dass die dabei entstehenden Kosten den Schäfern und
Weidetierhaltern vollständig erstattet werden. Das hilft Schäfern,
Landwirten, dem Grünland in Deutschland - und letztlich auch den
Wölfen."

Die Entscheidung der EU-Kommission ist nach intensiven Bemühungen
Deutschlands gefallen. Unter Leitung von Umweltstaatssekretär Jochen
Flasbarth fanden in den letzten Monaten mehrere Besprechungen von
Delegationen von Bundesregierung und Ländern mit der EU-Kommission in
Brüssel statt, um eindringlich dafür zu werben, dass Weidetierhalter
zusätzliche Kosten infolge der Rückkehr des Wolfes in Deutschland
vollständig erstattet bekommen dürfen..

Von der jetzigen Entscheidung der Kommission noch nicht erfasst sind
weitere indirekte Vorsorgekosten der Landwirte - etwa für den
zusätzlichen Arbeitsaufwand, der mit dem Aufstellen von Zäunen
verbunden ist. Hier wird der Bund weiter darauf drängen, auch für
diese Aufwendungen die vollständigen Kosten erstatten zu können.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 218/18, 09.11.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien
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EUROPA/419: Landwirtschaft und Wasserqualität - Fahrplan zur Bewertung veröffentlicht (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 07.11.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

Landwirtschaft und Wasserqualität: Fahrplan zur Bewertung
veröffentlicht



Die EU-Kommission will bewerten, wie sich die verschiedenen
Instrumente der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) zwischen 2014 und 2020
auf den Wasserzustand ausgewirkt haben. Dafür hat sie einen
sogenannten Fahrplan vorgelegt, um die weiteren Schritte
vorzubereiten. In dieser Evaluation soll auch der Zusammenhang
zwischen der Agrargesetzgebung und einschlägigen Umweltgesetzen im
Wasserbereich untersucht werden. Dabei handelt es sich zum Beispiel um
die Wasserrahmenrichtlinie, die Nitratrichtlinie und die Richtlinie
für einen nachhaltigen Einsatz von Pestiziden. Den Fahrplan selbst
können Interessierte noch bis zum 26. November kommentieren.

Die Evaluierung soll einen Schwerpunkt auf
Direktzahlungsfördersysteme, horizontale Maßnahmen und den Maßnahmen
zur Entwicklung des ländlichen Raums legen. Bewertet wird auch die
interne Kohärenz der gesamten GAP im Hinblick auf eine nachhaltige
Wasserbewirtschaftung. Welche Stärken und welche Schwächen der
verschiedenen GAP-Instrumente bei der Bewältigung der Wasserprobleme
in der Landwirtschaft liegen vor?

Zur Beantwortung dieser Fragen plant die EU-Kommission Umfragen und
Interviews mit zuständigen Behörden in den
EU-Mitgliedstaaten, bei Dienstleistern im Bereich Wasserpolitik,
landwirtschaftlichen Beratungsdiensten, LandwirtInnen und
Bauernorganisationen, WissenschaftlerInnen und ExpertInnen sowie
Nichtregierunsgorganisationen und anderen relevanten
zivilgesellschaftlichen Organisationen.

Die Expertengruppe für Überwachung und Bewertung der GAP [1] wird
aufgefordert, Informationen über mögliche relevante Aktivitäten in den
Mitgliedstaaten und Vorkehrungen für die Erhebung von Basisdaten sowie
für die Überwachung und Bewertung der GAP-Instrumente bereitzustellen.
Die Expertengruppe wird auch zu Beginn der internetbasierten,
öffentlichen Beratung, also im ersten Semester 2019, befragt.

Eine öffentliche Konsultation ist für das dritte Quartal 2019
(zwischen Juli und September) geplant.

Bürgerdialoge zu Direktzahlung und Greening, für Umwelt und
Klimawandel und die Entwicklung des ländlichen Raums sind danach
geplant.

Ein zusammenfassender Bericht aller Konsultationsaktivitäten soll als
Anhang eines noch zu erarbeitenen Arbeitsdokuments (Staff Working
Document) vorgelegt werden.

Bis zum ersten Quartal 2020 sollen die Arbeiten abgeschlossen sein.
Die EU-Kommission hatte bereits Ende April 2017 ein Arbeitsdokument
der Kommissionsdienststellen veröffentlicht, in dem die bestehende
Wasser- und Agrarpolitik analysiert wird (EU-News 11.05.2017 [2]).

Das Europäische Umweltbüro (EEB) und das europäische
Pestizid-Aktions-Netzwerk PAN Europe hatten sich daraufhin an die
EU-LandwirtschaftsministerInnen gewandt, damit diese konkrete
Vorschläge für Gewässerschutz bei der Reform der GAP erarbeiten
(EU-News 24.05.2017 [3]). Europa sei vor allem wegen der
landwirtschaftlichen Praktiken weit davon entfernt, einen guten
Wasserzustand zu erreichen. Innerhalb der GAP gebe es grundlegende
Inkonsistenzen, unter anderem würden jährlich Milliarden Euro in
Praktiken gesteckt, die mit grundlegenden Umwelt- und
Gewässerschutzregeln der EU nicht vereinbar seien. [jg]



Seite zum Fahrplan

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2018-5223861_de

Fahrplan Ares(2018)5534287

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiative/1951/publication/320178/attachment/090166e5beca8f7a_de

[1] https://enrd.ec.europa.eu/evaluation/who-we-are/expert-group-monitoring-and-evaluating-common-agricultural-policy-cap_de

[2] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2017-wasser-meere/landwirtschaft-und-nachhaltiges-wassermanagement/

[3] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2017-wasser-meere/eu-landwirtschaftsminister-sollen-wasserqualitaet-beachten/
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MELDUNG/385: Streng geschützte Art - Fischotter an der Saale erschossen (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 8. November 2018

Fischotter an der Saale erschossen - Deutsche Umwelthilfe bedauert
Totfund der streng geschützten Art

Streng geschützter Fischotter erholt sich langsam - Deutsche
Umwelthilfe baut Brücken naturverträglich um und fördert den Dialog
mit Anglern und Fischern



Erfurt, 8.11.2018: Ein am Saaleufer zwischen Niederkrossen und
Orlamünde angeschwemmter Otter wurde durch eine Schrotkugel getötet.
Das gab gestern der NABU Thüringen bekannt. Die Deutsche Umwelthilfe
(DUH) setzt sich für den Schutz des Fischotters in Thüringen ein. Sie
baut dazu Brücken artgerecht um und steht im Dialog mit den Akteuren
vor Ort. Die Umwelt- und Verbraucherschutzorganisation bedauert die
Nachricht zu dem Fund der streng geschützten Art und die Todesumstände
sehr.

In Thüringen galt der Wassermarder bis in die 1990er Jahre noch als
ausgestorben, in vielen westdeutschen Regionen gilt das bis heute. Im
Freistaat erholt sich die seltene Art gerade erst wieder von der
jahrzehntelangen starken Verschmutzung der Gewässer. Zuvor hatte auch
die Jagd dem edlen Pelzträger schwer zugesetzt. Seit 1968 gilt
allerdings eine dauerhafte Schonzeit für den Fischotter.

Dazu Sabrina Schulz, Teamleiterin Lebendige Flüsse bei der DUH: "Jeder
getötete Otter wirft die positive Bestandsentwicklung wieder deutlich
zurück. Der Fischotter lebt als Einzelgänger in riesigen
Streifgebieten, wird erst spät geschlechtsreif und in freier Wildbahn
auch nicht allzu alt. Die Fähe bekommt nur wenige Junge, die sehr
lange bei der Mutter bleiben. Nimmt man das alles zusammen, wird klar:
Der Schutz jedes einzelnen Tieres ist wichtig für die Erholung und
Erhaltung des Bestands."

Seit 2012 setzt sich die DUH in Thüringen dafür ein, dass die größte
Gefahr für den Otter gebannt wird: Der Straßenverkehr. Die Tiere
sterben aufgrund ihrer nächtlichen Wanderungsaktivitäten häufig beim
Überqueren von Straßen. Mit Laufstegen unter Brücken, sogenannten
Bermen, kann dem wirksam begegnet werden.

In Thüringen hat die DUH dank Unterstützung durch die EU und den
Freistaat Thüringen bisher 22 Brücken mit Otterbermen versehen. Zudem
setzt sich die DUH für Aufklärung und Dialog ein. "Ob der Otterrüde an
der Saale einem Vergehen oder einem Versehen zum Opfer fiel, ist nicht
gesichert. Abschuss ist bei einem EU-weit streng geschützten Tier aber
in keinem Fall akzeptabel. Weil wir aber wissen, dass der Fischotter
nicht nur Freunde hat, setzen wir auf Austausch und entwickeln
Lösungen, wie Mensch und Otter in unserer Kulturlandschaft miteinander
leben können", sagt Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der
DUH.

Insbesondere unter Anglern, Fischern und Fischzüchtern gibt es
Vorbehalte gegenüber dem Fischotter, teilen sich Mensch und Tier doch
eine Nahrungsquelle, den Fisch. Die DUH pflegt einen engen Austausch
mit Angelvereinen und -verbänden. Auch an der Saale gibt es gute
Kooperationen und viel Offenheit bei den Petrijüngern, sich mit allen
Arten des Gewässerökosystems und deren Wichtigkeit für eine intakte
Flussnatur vertraut zu machen und zusammenzuleben.

Was viele nicht wissen: Als opportunistischer Stöberjäger frisst der
Otter alles, was ihm vor die Nase kommt: Mäuse, Wasservögel,
Schalentiere, Kröten, Frösche und natürlich auch Fische - kleine und
große, edle und unbeliebte gleichermaßen. In einem Fließgewässer und
in großen Seen leiden die Fischbestände in aller Regel nicht, wenn der
Otter seinen Platz in der natürlichen Nahrungskette wieder einnimmt.
In Gewässern mit hoher Fischdichte und ohne Fluchtmöglichkeit wie in
Zuchtteichen kann der Otter Schäden anrichten. Hier sollten
Abwehrmaßnahmen ergriffen werden, beispielsweise durch Elektrozäune.
Dies verfolgt die DUH im Rahmen eines neuen Projekts, das mit
Unterstützung der Deutschen Postcode Lotterie am 1. Dezember 2018
beginnt.

Hintergrund:

Ein Mitarbeiter des NABU hatte den Totfund am 25.6.2018 geborgen. Er
wurde zur Untersuchung an die Präparationswerkstatt des Phyletischen
Museums in Jena übergeben, die im Schädel des circa zweijährigen Rüden
Einschuss- und Austrittslöcher sowie zwei Teile einer Schrotkugel
feststellte.

Links:

Mehr über die Arbeit der DUH im Bereich Fischotter-Schutz: 

https://www.duh.de/themen/natur/fischotterschutz/

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 08.11.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





SCHUTZGEBIET/859: Grünes Band Thüringen wird Nationales Naturmonument (NABU TH / BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 9. Oktober 2018

"Grünes Band Thüringen": BUND begrüßt die Ausweisung als Nationales
Naturmonument



Berlin/Erfurt: In der heutigen Plenarsitzung hat der Thüringer Landtag
abschließend über die Ausweisung des Grünen Bandes Thüringen als
Nationales Naturmonument abgestimmt. Mit der Verabschiedung des
Thüringer Grüne-Band-Gesetzes sind die Weichen für den Schutz des
gesamten Grünen Bandes Thüringen gestellt. "Heute ist ein großer Tag
für den Schutz der biologischen Vielfalt in Thüringen und in
Deutschland", erklärt Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND) anlässlich der Entscheidung im
Thüringer Landtag. "Seit 1989 arbeiten Naturschützer aus Ost und West
daran, den früheren Grenzstreifen zwischen der Bundesrepublik und der
DDR sowohl als Grünes Band als auch als ökologisches Rückgrat Europas
zu sichern. Die Entscheidung aus Thüringen ist ein Meilenstein zum
Erhalt dieses einmaligen Biotopverbundes und lebendigen Denkmals der
jüngeren deutschen und europäischen Geschichte."

Durch den heutigen Beschluss wird das Grüne Band Thüringen mit 6.850
ha das erste großflächige Nationale Naturmonument in Deutschland und
das Bundesland damit zum Vorreiter, was den Schutz dieser Schatzkammer
der Artenvielfalt betrifft. "Am Grünen Band zeigt sich, dass Grenzen
überwunden werden können und wir Menschen eine lebendige Natur
brauchen", so Ron Hoffmann, Landesvorsitzender des BUND Thüringen.
"Mit der Ausweisung als Nationales Naturmonument ist ein wichtiger
Schritt getan. Gemeinsam mit den Akteuren am Grünen Band müssen wir
nun die Chance nutzen, die Refugien seltener Arten zu erhalten und
gleichzeitig den Menschen Natur und Geschichte anschaulich zu
vermitteln."

Die Schutzkategorie "Nationales Naturmonument" ist bestimmt für
Gebiete, die aus Sicht des Naturschutzes von nationaler Bedeutung sind
und sich vor allem durch landeskundliche und kulturhistorische
Eigenart auszeichnen. Seit diese Schutzgebietskategorie 2009 ins
Bundesnaturschutzgesetz aufgenommen wurde, setzte sich der BUND
Thüringen mit intensiver Kampagnenarbeit für die Ausweisung des Grünes
Bandes ein. "Aus einem Element der Teilung Deutschlands ist ein Symbol
der Verbindung entstanden, eine Spur der Geschichte in der Landschaft
und gleichzeitig ein national bedeutsamer Lebensraumverbund. All das
qualifiziert das Grüne Band als Nationales Naturmonument", so Ron
Hoffmann.

Mit 1.393 Kilometern ist das Grüne Band der einzige
länderübergreifende Biotopverbund Deutschlands und als solches im
Bundesnaturschutzgesetz verankert. Es ist Lebensraum für mehr als
1.200 gefährdete und teils vom Aussterben bedrohte Tier-und
Pflanzenarten, wie Wanstschrecke, Schwarzstorch, Fischotter oder
Wildkatze, Trollblume oder Küchenschelle. Ron Hoffmann erklärt: "Das
Grüne Band beinhaltet viele Chancen. Hier können wir unseren Kindern
ihre Heimat erklären, Geschichte erlebbar machen, Natur und Kultur
vermitteln. Als Offenlandbiotopverbund bietet das Grüne Band Schäfern
und Landwirten mit extensiver Mahd und Beweidung die Möglichkeit, sich
in der Region den Lebensunterhalt zu verdienen. Zudem zieht das Grüne
Band zunehmend Besucher aus dem In- und Ausland in die ehemaligen
Grenzregionen."

Mit dem Rückenwind dieser heutigen Entscheidung wird sich der BUND
weiter für den Lückenschluss und ein durchgängiges Grünes Band
einsetzen. "Der BUND hofft, dass auch andere Bundesländer diesem
Beispiel folgen und das Grüne Band bundesweit als Nationales
Naturmonument ausgewiesen wird. Im nächsten Jahr feiert das Grüne Band
sein 30-jähriges Jubiläum, dies wäre ein passendes
Geburtstagsgeschenk", sagt Hubert Weiger.

Weitere Informationen unter:

www.bund.net/gruenes-band/

Quelle: BUND Landesverband Thüringen, Pressemitteilung 09.11.2018



 * 




NABU Landesverband Thüringen - 9. November 2018

NABU Thüringen begrüßt die Ausweisung des "Grünen Bandes
Thüringen" als Nationales Naturmonument

Der NABU Thüringen begrüßt das heute von der Landesregierung
verabschiedete Gesetzt, welches das "Grüne Band Thüringen" zum
Nationalen Naturmonument erklärt. Der Freistaat schafft damit ein
Monument, das die Erinnerung an die einstige innerdeutsche Grenze am
Leben hält und wertvoll für den Naturschutz ist.

Quelle: NABU Landesverband Thüringen, Pressemitteilung 09.11.2018

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel.: 0361/555 03 10, Fax: 0361/555 03 19

Internet: www.bund-thueringen.de

Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

Tel. 0 36 41/60 57 04, Fax 0 36 41/21 54 11

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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STELLUNGNAHME/515: Kohlekommission - Vorschlag bringt Bewegung in die Debatte (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - 9. November 2018

Kohlekommission: Vorschlag einer Abschaltung von 16 Gigawatt Kohle
bis 2022 bringt endlich Bewegung in die Debatte

Zum Vorschlag, 16 Gigawatt Kohle bis 2022 vom Netz zu nehmen, erklärt
Stefanie Langkamp, Leiterin Kohlepolitik der Klima-Allianz
Deutschland:



"Die vorgelegten Zahlen sind gemessen an dem, was zur Bekämpfung der
Klimakrise und für das Erreichen des Klimaziels von minus 40 Prozent
Treibhausgasreduktion bis 2020 nötig ist, nicht genug. Der
Extremsommer in diesem Jahr hat uns deutlich vor Augen geführt, dass
sich Deutschland nicht aus der Klimaverantwortung winden darf, sonst
drohen schlimme Folgen. Nur mit einer umfangreichen Stilllegung von
Kohlekraftwerken kann Deutschland das Klimaschutzziel 2020 noch
erreichen. Deshalb muss jetzt Bewegung in die Debatte kommen und auf
den vorliegenden Kompromissvorschlag ein entsprechendes Entgegenkommen
von den anderen Kommissionsmitgliedern erfolgen. Ein verbindlicher
Schritt zu mehr Klimaschutz sollte möglich sein, wenn im Gegenzug für
die Regionen verbindlich langfristige Strukturhilfen statt
Einmalzahlungen vereinbart werden. Die internationale
Staatengemeinschaft wird bei der Weltklimakonferenz in Kattowitz sehr
kritisch prüfen, was Deutschland zum Kohleausstieg vorlegt. Die
Kohlekommission hat den Auftrag, am 28. November einen Weg zu
beschließen, wie Deutschland die Lücke zum Klimaschutzziel 2020 so
weit wie möglich schließt. Am Ende braucht es auch deshalb ein
ambitioniertes Ergebnis für mehr Klimaschutz."

Hintergrund:

Aktuell verhandelt die Kommission über die Stilllegung von Kraftwerken
zur Erreichung des Klimaziels 2020. Am 28. November soll sie einen
Zwischenbericht beschließen, den Bundesumweltministerin Svenja Schulze
mit zur Weltklimakonferenz nach Kattowitz nehmen kann. Im
Einsetzungsbeschluss der Kohlekommission heißt es dazu: "Ihre
Empfehlungen für Maßnahmen zum Beitrag der Energiewirtschaft, um die
Lücke zur Erreichung des 40 Prozent-Reduktionsziels bis 2020 so weit
wie möglich zu verringern, legt die Kommission WSB rechtzeitig vor der
24. UN-Klimakonferenz (COP24), die vom 3. bis 14. Dezember
stattfindet, schriftlich vor." Der Zwischenbericht zum Strukturwandel
wurde Ende Oktober einstimmig angenommen und ist inzwischen
öffentlich.

Die Klima-Allianz Deutschland ruft am 1. Dezember zur Demonstration
"Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!" in Köln und Berlin auf. Getragen
von einem breiten Bündnis Umwelt- und zivilgesellschaftlicher
Organisationen werden um 12 Uhr viele Tausend Menschen in Köln von der
Deutzer Werft zum Dom und in Berlin vom Kanzleramt zur Friedrichstraße
ziehen. Mehr Infos: www.klima-kohle-demo.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.11.2018

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin

Tel.: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KLIMA/674: CO2 - Erderwärmung schneller als erwartet ... (SB)
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Das Argo-System im Februar 2018

Grafik: Hjfreeland, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.en]



Anfang Oktober hat der Weltklimarat IPCC einen Sonderbericht
veröffentlicht, aus dem hervorgeht, daß die Menschheit in den
nächsten zwölf Jahren eine Trendwende eingeleitet und die
CO₂-Emissionen halbiert haben muß. Gelänge das nicht bis zum
Jahr 2030, drohe die Erde so weit aufgeheizt zu werden, daß unter den
Folgen viele hundert Millionen Menschen unmittelbar leiden werden.

In einer aktuellen "Nature"-Studie [1] wird festgestellt, daß die
Erderwärmung beträchtlich schneller abgelaufen sein muß als
angenommen. Diese Feststellung ist selbstverständlich nicht mehr in
den IPCC-Sonderbericht, der auf der Auswertung der umfangreichen
wissenschaftlichen Literatur beruht, eingeflossen, aber sollten die
Neuberechnungen bestätigt werden und sich solche Berichte häufen,
dann wäre sogar die erwähnte Frist noch zu kürzen.

Demnach haben die Weltmeere in den letzten Dekaden jedes Jahr 60
Prozent mehr Sonnenenergie aufgenommen als gedacht. Bei dieser Angabe
stellt sich natürlich sofort die Frage, warum man das nicht gemessen
hat und ob denn die Thermometer alle falsche Werte angezeigt haben.
Die Antwort ist simpel: Erst ab 2007 stand ein weltweites System mit
sogenannten Argo Floats zur Verfügung. Das sind Treibbojen, die
Temperatur, Salzgehalt und Strömungsgeschwindigkeit messen. Heute
treiben fast 4000 dieser Meßplattformen im Meer. Sie bewegen sich
dabei auf etwa 1000 Meter Meerestiefe; alle zwei Wochen sinken sie
automatisch auf 2000 Meter ab, um anschließend bis an die
Meeresoberfläche aufzutauchen. Während des Aufstiegs werden Meßdaten
aufgenommen und, oben angekommen, an einen Satelliten gefunkt, der
die Angaben an einen zentralen Rechner weiterleitet.

Man kennt also den Ist-Zustand der Temperatur. Man weiß aber deshalb
noch lange nicht, in welchem Zeitraum bzw. mit welcher
Geschwindigkeit die Ozeane die Wärme aufgenommen haben, um diesen
Ist-Zustand zu erreichen. Wenn nun festgestellt wird, daß die Ozeane
in deutlich kürzerer Zeit viel mehr Wärme aufgenommen haben, als in
den bisherigen Klimamodellen berücksichtigt wurde, bedeutet das, daß
die Erde mehr Energie von der Sonne zurückgehalten hat, anstatt sie
wieder abzugeben, und die Meere die Erwärmung abgepuffert haben.

Was folgt daraus für die Menschen? Ihre CO₂-Emissionen
entfalten offenbar eine stärkere Treibhausgaswirkung und damit eine
größere Energieaufnahme der Erde, als in früheren Klimasimulationen
berechnet worden war. Das bedeutet aber, daß sich das
CO₂-Budget verkleinert. Das heißt, daß die Menge, die an
Treibhausgasen emittiert werden darf, um unterhalb des im
Übereinkommen von Paris im Jahr 2015 beschlossenen Mindestgrenzwerts
zu bleiben, kleiner ist.

Jener Grenzwert besagt, daß sich die Erde nicht um mehr als zwei Grad
gegenüber der vorindustriellen Zeit vor rund 200 Jahren erwärmen
sollte, weil ansonsten die Folgen katastrophal wären. Das Wunschziel
des Pariser Übereinkommens lautet sogar, daß die globale
Durchschnittstemperatur möglichst nur um 1,5 Grad gegenüber der
vorindustriellen Zeit ansteigt. Davon hat die Menschheit schon 1,0
Grad in Anspruch genommen. Es bleibt also nicht mehr viel Zeit, um
eine Kehrtwende einzuleiten, womöglich wird der 1,5-Grad-Grenzwert
noch vor 2030 überschritten. Somit bestätigt sich die Forderung aus
Zivilgesellschaft und Wissenschaft einmal mehr, daß aus
Klimaschutzgründen 80 bis 90 Prozent der bekannten Reserven an
fossilen Energieträgern im Boden bleiben müssen.

Die Wärmeaufnahme der Ozeane in der Zeit vor 2007, als es noch kein
umfassendes Argo-System gab, konnte von jeher größtenteils nur
indirekt berechnet werden, da bis dahin die Meerestemperatur nur
sporadisch und an räumlich weit auseinanderliegenden Punkten gemessen
worden war. Für die aktuelle, ebenfalls indirekte Meßmethode wurde
ein Verfahren gewählt, bei dem das Volumen an Sauerstoff und
Kohlenstoffdioxid bestimmt wurde, das in den letzten Jahrzehnten von
den Ozeanen in die Atmosphäre entwichen sein muß, während sich diese
aufgewärmt hat.

Ähnlich wie Mineralwasser Gase abgibt, wenn es wärmer wird,
entweichen auch aus den Meer Gase, wenn sich das Wasser erwärmt.
Wichtig war nun, daß zuverlässige Daten über den Gehalt von
Kohlenstoffdioxid und Sauerstoff in der Atmosphäre vorliegen und daß
andere Quellen dieser Gase - ebenso wie Senken - aus der Bilanz
herausgerechnet werden konnten. Nur dann läßt sich sagen, welche
Mengen die Ozeane ausgegast haben und, daraus abgeleitet, aufgrund
welchen Temperturanstiegs dies geschehen sein muß.

"Wir haben uns geirrt. Der Planet hat sich stärker erwärmt, als wir
dachten. Es hat sich vor uns versteckt, einfach weil wir es nicht
richtig beprobt haben", sagte Studienleiterin Laure Resplandy,
Geowissenschaftlerin an der Princeton University in den USA. [2]

Demnach haben sich die Ozeane seit den 1960er, 70er Jahren bis heute
mehr als doppelt so schnell erwärmt als gedacht. Die Forschergruppe,
an der auch Andreas Oschlies, Leiter der Forschungseinheit
Biogeochemische Modellierung am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für
Ozeanforschung Kiel, beteiligt war, hat ausgerechnet, daß das
CO₂-Budget zum Einhalten des Zwei-Grad-Grenzwerts um 25
Prozent verringert werden muß.

Das ist ein gewaltiger Wert, wo doch die Politik schon bei weit
geringeren Eingriffen wie zum Beispiel dem Ausstieg aus der
Kohleverstromung kneift.




[image: Oschlies beim Interview - Foto: © 2018 by Schattenblick]

"Sauerstoff wurde immer ein bißchen mitmodelliert, aber es wurde nie
so genau hingeschaut. Die Modelle sind inzwischen so komplex wie die
ganze Welt. Da weiß man zunächst nicht, wo man überall hinschauen
soll, und man hat nicht genug Leute und nicht genug Zeit, alles zu
untersuchen. Doch jetzt haben wir mit dem Sauerstoff eine gute Fährte
und werden darüber hoffentlich auch die Sensitivität der Modelle
gegenüber Klimaänderungen oder CO2-Änderungen besser in den Griff
bekommen, um daraufhin bessere Vorhersagen treffen zu können."

(GEOMAR-Forscher Prof. Dr. Andreas Oschlies, Sprecher des Sonderforschungsbereich 754
"Klima - Biogeochemische Wechselwirkungen im Tropischen Ozean" der
Deutschen Forschungsgemeinschaft, im September 2018 gegenüber dem
Schattenblick [3].

Foto: © 2018 by Schattenblick




Fußnoten:

[1] https://www.nature.com/articles/s41586-018-0651-8.epdf

[2]
https://www.washingtonpost.com/energy-environment/2018/10/31/startling-new-research-finds-large-buildup-heat-oceans-suggesting-faster-rate-global-warming

[3] INTERVIEW/281: Meeressterben - Die Größe eines Kontinents ... Prof. Dr. Andreas Oschlies im Gespräch (SB)

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0281.html
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COMIC STRIP/0101: Hartze - Die Ecke ... (SB)
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AKTION/1467: Hanau - "Nachts im Museum Schloss Steinheim" am 18.11.2018


Nachts im Museum Schloss Steinheim

Familien-Taschenlampen-Führung am Sonntag, 18. und Sonntag, 25.
November, von 17 - 18 Uhr



"Licht aus, Taschenlampe an!" heißt es zweimal im November im Museum
Schloss Steinheim: Am Sonntag, 18. und Sonntag, 25. November, jeweils
von 17 - 18 Uhr können mutige Kinder ab sechs Jahren mit ihren Eltern
oder Großeltern das bereits geschlossene Museum für Regionale
Archäologie und Stadtgeschichte Steinheim erkunden. Nur der
Lichtstrahl der Taschenlampe durchbricht die Dunkelheit.

Der beeindruckende Anblick der Museumsschätze im Schein der
Taschenlampen ist sowohl für Kinder als auch für Erwachsene ein
einzigartiges Erlebnis. Begleitet werden sie von der erfahrenen
Museumspädagogin Birgit Jaczkowski, die viele spannende Geschichten
über die ehemaligen Bewohner des Schlosses und die ausgestellten Funde
berichten kann.

Die Taschenlampen-Führung ist für Kinder ab sechs Jahren (nur in
Begleitung von Erwachsenen) geeignet. Die Kosten betragen für Kinder
2,50 Euro und für Erwachsene sechs Euro Familien bezahlen für eine
Familienkarte zehn Euro. Maximal 20 Personen können an der
Veranstaltung teilnehmen. Daher sollten sich die Besucher zeitnah
einen der begehrten Plätze sichern!

Teilnahmebedingung ist die telefonische oder schriftliche Anmeldung
bis donnerstags vor dem Termin unter der Telefonnummer 06181- 295 1799
oder per E-Mail an museen@hanau.de.

Das Museum Schloss Steinheim für Regionale Archäologie und
Stadtgeschichte Steinheim kann man bei Tageslicht samstags und
sonntags von 11-17 Uhr besuchen und seine Römer- und
Steinzeitkenntnisse vertiefen. Wer einen Römer- oder
Steinzeit-Kindergeburtstag feiern möchte oder mit der ganzen
Schulklasse kommen will, ist hier im Museum Schloss Steinheim
ebenfalls richtig. Alle Informationen sowie weitere
Kinderkult(o)ur-Termine finden sich im Veranstaltungskalender der
Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Museum Schloss Steinheim 

Regionale Archäologie und Stadtgeschichte Steinheim

Schlossstraße 9, 63456 Hanau

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 1. November 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1242: Mönchengladbach - Makrofotografie. Die Welt der kleinen Dinge, 17.11.


Makrofotografie - Die Welt der kleinen Dinge



Der Kurs vermittelt den Teilnehmern das notwendige Basiswissen zum
Thema Makrofotografie. Hierbei werden verschiedene Makro-Techniken
thematisiert, die benötigte Ausrüstung besprochen und in der Praxis
ausprobiert.

17.11.2018, 10:00 - 15:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182E8050F

Kosten: 36 Euro, zzgl. 20 Euro Materialkosten vor Ort zu bezahlen

Weitere Information und Anmeldung:

www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1241: Mönchengladbach - Fotografieren von Pflanzen und Tieren bei vorhandenem Licht, 16.11.


Fotografieren von Pflanzen und Tieren bei vorhandenem Licht



Die Teilnehmer besuchen gemeinsam den Aquazoo in Düsseldorf um dort
die verschiedenen Kniffe zu erlernen. Sie erfahren Grundlagen und
Techniken bei künstlich vorhandenem Licht um qualitativ möglichst gute
Aufnahmen zu fertigen.

16.11.2018, 10:00 - 14:00 Uhr

Treffpunkt: Eingang Aquazoo Düsseldorf, Kaiserswerther Str. 380, 40474
Düsseldorf

VHS-Kurs-Nr.: 182E8032T

Kosten: 18 Euro, Eintrittpreis ist vor Ort zu entrichten

Weitere Information und Anmeldung:

www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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